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Bildungsgesamtplan 


I. Einleitung 


1, Grundzüge des bestehenden BUdungswesens 

Das gegenwärhge deutsche Bildungswesec unifaßt 
die allgemeinbildendeu Schulen, die Hochschulen 
und die Einriditungen der beruflidien Bildung sowie 
die Fort- und Weiterbildung. 

Die Länder nutzten ihre Kulturhoheit in deu letzten 
beiden Jahrzelmten zu zahlreichen bildungspoliti- 
sdien initiativen. Von ihnen ausgehend entwidtelL 
dieser Bildungsgesomtplan das Konzept einer lang- 
fristigen und überregionalen bildungspoLiLischen Ge- 
sanüreform. 

Die Gemeinsamkeit der Tradition und die Koordi- 
nierung durch die Ständige Konferenz der KuUus- 
Tuinister der Lander in der Bundesrepublik Deutsdi- 
land (KMK) sidierlen Übereinstimmung in den 
Gnindlagen und Abstimmung in den Grundzügen 
der bikUuvgspolitisdien Entwicklung, Die wichtigsten 
Schritte sind in einer Reihe von Vereinbarungen 
zwischen den Landern testgehalten. Zu nenuen sind 
besonders: 

— die Abkommen von Düsseldorf (1955) und Ham- 
burg (1964) zur Vereinheitlichung auf dem Gebiet 
des Sdiui Wesens 

— die Saarbrücker Rahmenvereinbarung zur Ord- 
nung des Unterridds auf der Oberstufe der Gym- 
nasien (1 960) 

— ' die RahmeiivereiDbarungen über die Errichtung 
von Berufsaufbauschulen (1959 und 1965) 

— die Vereinbarung über die Lnstitute zur Erlan- 
gung der Hodisduilrelfe (Kollegs) von 1961 

— die Vereinbarung zur Verelnheitlidhung des 
Ingenieurschulwesens (1964) 

— die Empfehlung zur Ordnung des Son'derschul- 
wesens (1972) 

— Vereinbarungen zur einheitlichen Ordnung des 
Fachschulwesens (ab 1966 bis heute) 

— der Staats vertrag der Länder über die Vergabe 
von Studienplätzen^ der am L Mai 1973 in Kraft 
getreten ist. 

fn einer Reihe von Vereinbarungeo oder Abkonr- 
men wurden. Retormmaßnahmen beschlossen. Aus 
den letzten Jahren sind hier zu nennen: 

— ' das Abkommen zur VereinJ-ieitlicbung auf dem 
Gebiet des Fach hoch Schulwesens (1968) 

— die Rahmenvereinbarung über die Fadiober- 
schuie (1969) 


— ^ die Empfehlung zur Hauptschule (1969) 

— die Empfehlung zur Arbeit in der Grundschule 
(1970) 

— die Vereinbarung zur Neugestaltimg der gymna- 
sialen Oberstufe in der Sekundarstufe H (1972), 

Empfehlungen und Verembarungen, die ndcht nur 
für die BildungseinrichtTtngen von Schule und Hoch- 
schule bedeut sam sind, wurden in folgenden Jahren 
verabschiedet, z. B.: 

' — die Empfehlungen zur Erwadisenenbildung und 
zum Büchereiwesen (1964 und 1971) 

— die zweite Empfehlung zum öffentlitdien Biblio- 
thek s^wesen (1971) 

— die RaJimeoverainbarujig über die Zusammen- 
arbeit von Sdnije und Berufsberatung (1971). 

Das bestehende Bildimgswesen ist in seiner Struktur 
dadurdi gekennzeidjnet, daß nach Abschluß der 
Grundschule Bildungswege, Abschlüsse und Qualifi- 
kationen bestimmten Schul formen zugeordnet sind. 

Die Privatsdiulen sind — wie die Einridhtungeo 
privater Träger in anderen Bereichen — in die 
Planung und Quantifizierung mit einbezogen. Ihre 
besonderen Möglichkeiten, Leistungen imd Probleme 
werden anerkannt; da es sicii hier jedodr um eine 
Besdireibung der Entwicklimg des öffentlidien BiL 
dunysweseus handelt, werden sie hier nicht berück- 
sichtigt, 

Die KJndergörfen für die Drei- bis Fünfjährigen 
waren bisher dem Bi Idungs wesen nicht unmittelbar 
zugeordnet. Der Besuch des Kindergartens ist frei- 
willig, das Angebot an Plätzen bleibt hinter der 
Nachfrage zurück. 

Die allgemeine SchuJpllichl beginnt nach Vollendung 
des sechsten Lebensjahres. Die Vollzeit Schulpflicht 
endet nach neun Jahren; für alle, die nicht eine 
VoUzeitschule hesudien, besteht eine Teilzeitsdiul- 
pflidit (Berufs sdiule) in der Regel mindestens bis 
zur Vollendung des 18, Lebensjahres, 

Die erste Pfliditschule ist die für alle Kinder ge- 
toeinsame Grtmdschule. Die Grundschule dauert in 
der Regel vier, in Stadtstaaten auch sechs Jahre. 
Aufgrund einer Empfehlung der Kultusministerkon- 
ferenz vom Juli 1970 werden die Lehrpläne und 
Arbeitsformen der Grundschule zur Zeit in RldilUBg 
auf eine an wissenschaftlichen Ergebnissen orien- 
tierte Grundbildimg reformiert. In einzelnen Län- 
dern wurde bereits damit begonnen ■ — teils in Zu- 
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sammeioharig mit Kindergärten, teils in Anlehnung 
an die Grundschule — Modelle für die vorsduilisdte 
Erziehung zu entrwidteln. 

[u SchuihindQrgäilen, deren regionale Verteilung 
und Ausgestaltung unterschiedlich isl< werden in 
der Regel Kinder aufgenonimen, die dein Alter nach 
schulpfliditig, aber noch nicht sdiulretf sind. Schul- 
kind erg arten sind in den meisten Ländern der 
Gruadschule zugeordnel. 

In Sondersdm/en verschiedener Art werden phy- 
sisch oder psydiisch behinderte oder gesdiädiglc 
Kinder belreul. Der Ausbau der Sonderschulen ist 
in den vergangenen Jahren mit Vorrang betrieben 
worden. Möglidikeiten der ergänzenden oder alter- 
nativen Sonderbetreuung in weiterführenden ßil- 
dungs- und Aiisbildungsgangen sowie Möglichkei- 
ten der Rehahilitalion sind eröffnet worden* 

Der Übergang von der GrundsdiuLe in die weiter- 
führenden Sdiulen erfolgt in der Regel nadi der 
vierterir in SladlstaaLen auch nach der sechsten 
Klasse der Grundschule. Weiterführende Schulen 
sind die HdUptsduiIe, die Realsdiule, das Gyinna- 
sium und — mit Mr>de 11 versuchen — die Gesamt- 
schule. 

Die Hauptschu.fe (Klasse 5 bis 9 bzw. 7 bis 9) ist 
Pf Lichtschule für alle, die nicht auf eine andere 
weiterführende Schule gehen. Der innere Ausbau 
der Maupdschule als einer weiterführenden Schule 
ist. noch nicJit voll verAvirk licht. In einigen Ländern 
ist ein Freiwilliges 10. Schuljahr eingoführt worden, 
in anderen wird es erp rollt. 

Das Abschlußzeugnis der Hauptschule ist Eingangs- 
vorausselzung für eine Reihe beruflicher Bildungs- 
gange. 

Hauptschüler haben die Möglidikeit, bei entspre- 
chender Lern Fälligkeit und Leistung nach der Klasse 
6 oder später andere weiteiführende Schulen zu be- 
suchen. In den letzten Jahren Avuiden darüber hinaus 
in einigen Ländern Differenzierungsformell in den 
Blldungsangeboten und Absdilüssen der Haupt- 
sdiule entwickelt, die einen qualifizierenden Ab- 
schluß c^nnöglidien und dajnit weitere Bildungswegc 
eröffnen. 

Die Realsdmle ermöglicht — in der Regel in vier 
oder sechs Jahren — einen mittleren Bilclungsab- 
Schluß* Dieser Abschluß ist Voraussetzung für eine 
Reihe qualifizierter beniflicher Bildungsgänge und 
für den Besudi der Fachobei schule. Unter bestimm- 
ten Voraussetzungen können Realsdiu labsolventen 
an gymnasialen Oberstufen die Hodisdiulreife er- 
worben. 

Das Gymnns/um führt — in der Regel in neun, in 
Stadtstaaten auch in sieben Jaliren — zur Hodi- 
sduiJreife. Der Abschluß der zehnten Klasse gilt 
zugleich aJs mittlerer Biidungsabschiuß. Die widrtig- 
slen Formen sind das neu sprach liehe, das altsprach- 
liche und das mathemalisfh-naturwissensdraltlidhe 
Gymna.siiim: daneben gibt es eine größere Anzahl 
von Differenzienmgsformen* ln allen Ländern wer- 
den neue Fojinen der Oberstufe (Kollegstiife, Stu- 
cJieiistufe) eingeführt, die Erfahrungen von Versu- 
chen verwerten. Nadi der Vereinbarung der Kultus- 


ministerkonferenz vom Juli 1972 zur Neugeslalluny 
der gymnasialen Oberslule in der Sekundarstufe II 
soll die Oberstufe nicht mehr nach Gyranasialty^jen 
gegliedert werden. Dem Schüler soll eine stärkere 
SchwerpunktbiijdujQg ermögiidd werden. 

In einzelnen Ländern gibt es untersdiiedliche gym- 
nasiale Sonderformen, die in Verbindung mit berufs- 
bezogenen Inhalten zur Hochschulreife füliren (z. B. 
Wirtschaftsgymnasien, Technische Gymnasien, Ho- 
ho re Handelsschulen mit gymnasialem Zweig). 

In Realschulen und Gymnasien hat die Zahl der 
Schüler in den letzten Jahren stark zugenommen. 

Zum beruflichen Bildungswesen gehören die Aus- 
bildung im dualen System — im Betrieb und in der 
Bei ufssdiule — , die Berufsfatbschule, die Berufs- 
aufbauschule, die Eachsduile und in den meisten 
Ländern die Fachobersdiule. 

Im dualen System vollzieht sich die betriebliche 
Ausbildung in Betrieben der Industrie, des Handels, 
des Handwerks, der Landwirtschaft und sonsligen 
Bereichen, wobei Teile der Ausbildung auch in be- 
trieblichen oder überbetrieblidien Lehrwerkstätten 
absolviert werden können. Durch cias Berufsbil- 
dungsgesetz wurde die außer.scimlische Bei ufsausbil- 
dung der öffentlichen Verantw'ortong unterstellt. Im 
Jahre 1970 befanden sich etwa 1,4 Millionen Jugend- 
lidie als Berufsschüler im dualen System. Das ent- 
spricht etwa u der Sechzehn- bis Achlzehnjaii- 
rigen. 

Die BenitssdiuJe ist Pflichtsdiule in TeilzeiUorm für 
alle, die nicht eine VollzeitsdiuJe besuchen. Der 
überwi egende .Anteil der entsprechenden AUersjahr- 
gänge geht in die Berufsschule. Im Jahre 1970 waren 
üö Millionen Jugendlidie — einschließlich der Ju- 
gendlidien ohne AusbildungsverhäUnis — Berufs- 
schüler. Das entspricht eUva 68 ^ o der Sechzehn- bis 
Adr tzeh n jährigen. 

Für den größten Teil der Schüler sind wöchentlich 
zwisdien acht und zwölf üuterrächtsstonden vorge- 
selieri. Wegen des Lehrermangels liegt die Zahl der 
tat.sächhch erteilten Stunden jedoch im Duichschnill 
niedriger. 

Die Berufslachschule bereitet als VollzeiLsdnile auf 
eine nachfolgende beruf liehe Ausbildung im Betrieb 
vor; teilweise führt sie auch zu einer ersten beimi- 
lichen Qualifikation* Ihre häufigste Form ist die Han- 
(lelsscliule (Kaufmännische Eerufsfachschulej und die 
Höhere Handelsschule. 

Unter bestimmten Voraussetzungen gilt der Ab- 
schluß der Berufsfadhsdiule als gleichwertiger mitt- 
lerer BildturtgsabschluG. Ln einigen Ländern gibt es 
Berufsfachscbuleu, die bereits an die Klassen 7 oder 8 
der Haupt schule an sch ließen. 

Die Beru/sau/öausdmie ist 1959 als neue Schulform 
geschaffen worden. Sie wird während oder nadi der 
Ausbildung im dualen System besudut, dauert in der 
Regel in der Vollzeitform ein Jahr, in der Teil/.eil- 
form drei Jahre und führt zu einem mittleren Bil- 
dungsabschluß (Fachschulreife). Dadurch ist es mög- 
lich geworden, einer wachsenden Zahl von Absol- 
venten der Volks- bzw. Hauptschule nach Corner 
ersten Berufsausbildung den Zugang zu fiöhercm 
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Fad’jsdiulen ujul hei besonderer HÜgnung zu studiei}’ 
bezogenen Bildungsgängen zu eröffnen, Mil der Um- 
wandlung Höherer Fa üi sch ulen in Fadibodisdiulen 
und einer entsprechenden Anhebung der Eingangs- 
Voraussetzungen wird sich die Berufsaufbauschule in 
ihrer Fiuijction veiändeiin 

Die Fcic/isdiuJen nehmen sowohl nadi dem Alter 
ihrer Sdiüler als auch nadi ihrer Funktion eine 
Sonderstellung ein. Sie setzen in der Regel eine Be- 
rufsausbildung oder eine hinreichend hinge Berufs- 
erfalixung voraus, vermitteln eine Fortbildung und 
Süllen auf gehobene SteliUJigen vorbereiten. Es gibt 
zur Zeit noch Fadisdiulen, die noch Eingangs Voraus- 
setzungen und Zielsetzungen mehr den Berufsfach- 
sdhulen enf sprechen. 

Fachobersdmlen wurden 1969 durdi ein Abkommen 
der Ministerpräsidenten der Länder (von 19hB) als 
neue Sdiulform geschaffen und sind in starkeni 
Wüdistum begriffen. Sie setzen einen mittleren Bil- 
dungsabsdiluh voraus und schließen in eintnn zwei- 
jäJbjigcn Bildungsgang eine ladipraktische Ausbil- 
dung ein. Sie führen zur Padi hochschul reife. 

Der Zwe//e Bildangsweg eröffnet denjenigeOr die 
keine Mögücllkeit hatten, den nüttleren Bildungs- 
absdiluß bzw. die Hodisdiulreife im allgemeinen 
Schulwesen zu erlangen, den Zugajig zu den Hoch- 
schulen. Die Institutionen des Zweiten Biklungs- 
weges sind vor allem die Berufsaufhauschulen, 
Abendreal schulen, Abendgyrnnasien und Institute 
zur Erlangung der Hochschulreife (Kollegs]. 

Die //öireren Fachschulen sind seit 1969 überwie- 
gend zu Fachhochschulen unigewandeU worden und 
können afs soldre in Gesamthochschulen einbezogen 
werden. Die wichtigsten Gruppen sind diejenigen 
für Ingenieur Wissenschaften, Betriebswirtschaft, So- 
zialpädagogik, Sozifiiarbeit, Gestaltung und Nautik, 
Sie setzen die Fach hochschul reife voraus und führen 
in dreijährigen Sludiengängen zu einem gehobenen 
.Abschluß. 

Die Hochschulen dienen vor allein der wissenschaft- 
lichen Ausbildung für eine wachscmde Zahl von Be- 
rufen. Die ans leig ende Zahl der Alrif-urienlen hat zu 
einer wesen l liehen Expansion des Horhschujbereichs 
geführl. 

Zu den Hochschulen yehdien neben den Uni versi lu- 
ten und Tedi.ni Stilen Hochschulen die Pädagogischen 
bzw. die Erzieh ungs Wissenschaft liehen Hoch sdiu len, 
Kunst-, Musik- und Spor thocti schulen, die Facidiodi- 
sciiulen sowie eine Reihe anderer spezieller wis- 
senschaflliriier Hochschulen und die in einzelnen 
Ländern bestehenden Gesa mth ochs diu kn. 

WeiterbiJdungsmaßRQhmen werden von einer Viel- 
zahl von Trägern durdigefühi 1 , z B. von ArbeiL 
nehmer- und /Xrheitgeberorganisatiormn, Volkshoch- 
schulen, Kirdien, Kammern, Verbanden, Zweck- 
geiueinschaften, Geineiiiden und einzelnen Betrieben, 
über auch von Schulen, insbesondere Fach .sch ulen 
und Hodischulen. 

Weiterbildung wird von diesen Eiiinditungen in den 
verschiedenen Formen und nadi untcrschiedlid’ten 
Ziel sei Zungen an geboten. Teilweise lieg! der Sdiwer- 
punki mehr im Bereich der beruflidien Weiterbil- | 


düng, bru den anderen Trägern wiederum mehr auf 
dem Gebiet der all ge me inen, politischen oder musi- 
schen Bildung, 

2. Grundzüge des zukünftigen Bitdungswesens 

Das Bi idungs wesen umfaßt nadi neuem Verständnis 
nicht nur Schule. Hochschule und berullidic ßildimcp 
sondern auch die Elementarerziehung, eine systema- 
tisierte Weiterbildung und die Außerschulisdie Ju- 
gendbildung. 

Der Rtofonndiskussion der fünfziger und sechziger 
..lahre, die in den Empfehlungen dos Deulsdieri Aus- 
schusses für das Erziehungs- und Bildungswosen, des 
Wissensdiaftsrales und der Bildungskornmission des 
Deutschen Biidumgsrates ihren Niederschlag fand, 
sind wahrend der letzten Jahre in allen Landern 
und im Zuständigkeity bereich des Bundes weitere 
Ansätze zu Bildungsreformen gefolgt. 

Sie reidion von Versuchen mit Vorklasson über die 
Einrichtung von Förde r- imd Ürienliorungsstufen, die 
Erprobung von Gesamtschulen, die Neugestaltung 
dar gymnusialen Oberstufe, Versuchen zur Reform 
der bernf liehen Bildung und zur integrierten Kolleg- 
stufe bis zur Planung und Entwicklung von Gesaini- 
h.ochschulen und neuen Formen der Erwadistmen- 
bildung. Dazu haben die Ergebnisse der Lern- und 
Begabungsforsdrurig iic-^ue büdungspolilische Per- 
spektiven eröffnet j Bildungsziele und -inhalle sind 
Gegenstand zahlreicher kritischer UrUersiKhungen 
geworden. 

Die wachsenden und sicli ändernden Anforderungen 
an das Bi Idungs wiesen und die unlersdiiedlidicn An- 
sätze zu Tel Ire formen haben in Bund und Landern 
zu der Einsidit gefiilirl, daß sich umfassende l<ing- 
fiistige B i hi uugs re formen nur durch eine genuhn- 
same Bddungsphanung verwii klichen lassem Dieser 
Einsicht wurde durch die Einfiiliniug der Gemen] - 
sciraftsaufgaben in den Artikeln 91 a und 91 b des 
GrundgeseUes, durch das Hodisdiulbaufördennigs- 
gesetv. uikI durdi das Verwallungsabkommen zwi- 
sdien Bund und Landern über die Errichtung einer 
gemeinsamen Kürnmission für ßildungspkumng vom 
25. Jutd 1970 Redin ung getragen. We.sentlidie Ziel- 
setzung aller Reformübprlegujigen ist die Ein heit - 
lidikeil des gesamten Bildungsw^esens ijnnprhall.> des 
Geltungsbereiches des GriuKtgesetzes. 

Die gemeinsame Bildiingsplanung von Bund und 
Landern kann nur vom Bestehenden aus gehen und 
soll den Lfiicrgang in neue Formen sdiriltweiise ein- 
leiton. .Sie muß dabei die Bedingungen berüdcsicb- 
Ugen, die durch die gesamtwirtschafllidren Zus?im- 
menhänge, durch den notwendigen Personal- und 
Finanzbedarb durch die Langfristig keil bei der Ent- 
wicklung und Erprobung neuer Lerninhalte, Metho- 
den, Hilfsmittel urul Bildungsgänge gesetzt sind. 

Darüber hinaus steht die Biidungsplanung vor be- 
sunderen SciivsüerigkeiLen. Mensfhien verhalten sith 
olt anders, als Tendenzaussagen über mögliche Ent- 
wicklungen aufgruTid stalistisd^er Erhebungen er- 
warten lassen, .lede Prognose, auch diejenige über 
den zukünftigen Bedarf an Hochschulabsolventen, 
hat häufig eine entscheidende Rückwirkung auf dd.s 
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Verhalten derer, die sich noch ün Ausbildungssystem 
befinden, im BesdiafUgungssystem aber eine ausbil- 
dungskonforme Verwendung suchen. Die wedisel- 
seilige Abhängigkeit von Ausbildungssystem und 
Beschdftigungssyslem macht eine stetige Korrektur 
der Prognosen erforderlich. 

Außerdem gilt es, Verfahren für die Planung zu ent- 
wickeln, die es einerseits erlauben, auf die jeweils 
gegebenen Verhältnisse in den Ländern soweit als 
möglich abzustelleii, die auf der anderen Seite aber 
audi die Möglidikeit bieten, die Planungen so recht- 
zeitig abzuschließen, daß sie nicht vom Zeitablauf 
durch die Vorbereitungen zur Aufstellung der hlaus- 
halte des Bundes und der Länder überholt werden. 

Die Forderung nach einer ins einzelne gehenden 
Festlegung der Planungsziele oder der zu ihrem Er- 
reichen erforderlichen Maßnahmen ist abzuwägen 
mit der Notwendigkeit, genügend Spielraum für die 
Entscheidungen zu lassen, die allein bei Kenntnis der 
örtlichen VeriiäUnisse getroffen werden können. 
Dies wird vor allem bei der Vorbereitung mittel- 
fristiger Stufenplane und cJer Fortschreibung der 
langfristigen Planung von Bedeutung sein. Dabei 
müssen die Länder auch weiterhin die Möglichkeit 
haben, besondere Schwerpunkte zu setzen, denn 
durch die gemeinsame Bildungsplanung ist die im 
Grundgesetz verankerte Kompetenzverteilung zwi- 
sdien Bund und Ländern nicht verändert worden. 
Ebenso ist zu beachten, daß gerade die Bedingungen 
eines Bundesstaates es verlangen, daß auch bei 
unterschiedlichen bildungspolitischen Auffassungen 
die politisch Verantwortlichen aufeinander Rücksicht 
nehmen. 

Aus diesen Gründen ergeben sich bei den bildujogs- 
politischen Zielsetzungen neben den Übereinstim- 
mungen auch MeinungsverscbiedenJieiten in grund- 
legenden Fragen, welche zu den Besonderen Voten 
führten sowie offene Formulierungen und Alter- 
nativen, die bei dem Vorliegen weiterer Erkennt- 
nisse und Erfahrungen endgültige Festlegungen bei 
der Fortschreibung der Planung ermöglichen. 

Eine langfristige Rahmenplaoung muß sich auf 
Grundsatzentscheidungen imd ein quantitatives Ent- 
wicklungsprogramm für Bund und Länder besdträn- 
ken. 

Der Bildungsgesamtplan gibt als erster gemeinsamer 
Rahmenplan der Länder und des Bundes für den 
Ausbau des BLldungswesens die Grundsätze an, nach 
denen die organisatorischen und inhaltUdien Refor- 
men eingeleitel werden. Die inhaltliche Reform voll- 
zieht sich vor allem durch die notwendige Erneue- 
rung der Lemziele, Lerninhalte, Methoden, Arbeits- 
formen, Beurteilungskriterien und -verfahren (Curri- 
cula), Sie verlangt neue Formen des Arbeitens und 
Zusammenlebens in den Institutionen des Bildungs- 
weseiis, demokratische Zusammenarbeit von Schul- 
trägern und Öffentlichkeit und nicht zuletzt ein ver- 
stärktes Mitspracherecht für Lehrende, Eltern und 
Lernende. Ein System individueller Bildungsbera- 
lung muß zur Verfügung stehen. Die Funktionsfähig- 
keit des Bildungswesens wird in Zukunft mehr als 
bisher abhängig sein von seiner Fähigkeit zur 
Selbstreform, Diese wiedeniin erhält ihre Impulse 


durch erziehungswisseDSchaflliche Erkenntnisse, 
pädagogische Erfahrungen und durch gesellschaft- 
liche Erfordeniisse. 

Ziel qualitativer Reformen und aller quantitativen 
Ausbaupläne ist die Entwicklung eines Bildungs- 
wGsens, das unter Berücksichtigung der gesamt- 
gesellschaftlichen Entwicklung den Anspruch des ein- 
zelnen auf Fördenmg und Entfaltung seiner Be- 
gabungen, Neigungen und Fähigkeiten erfüllt und 
ihn dadurdr befähigt, sein persönliches, berufliches 
und soziales Leben sei bstwerantworl lieh zu gestalten. 
Damit werden Chancengleichheit und Leistungs- 
fähigkeit zu einander erganzeuden und bedingenden 
Prinzipien des künftigen Bildungswesens: die Re- 
form der Curricula sowie die Differenzierung und 
rndividualisierimg des Bildungsangebois werden die 
Mittel sein, diese Prinzipien zu verwirklichen. Demo- 
kratische Mitwirkung und Verantwortung müssen 
die Einsicht und das Verständnis aller Beteiligten 
fördern. 

Die gemeinsame Biklungsplanung von Bund und 
Ländern darf nicht nur die quantitativen Entwicklun- 
gen, die Veränderungen und die sich daraus erge- 
benden Folgen erfassen. Sie muß vielmehr die 
anthropologischen Gegebenheiten und die Verände- 
rungen im gesellschaftspolitischen Bewußtsein und 
in den sozialen und ökonomischen Bedingungen be- 
riieksi dl Ligen, fn nahezu allen Bereichen ist es heute 
notwendig geworden, Ergebnisse wissenschaftlicher 
Forschung anzuwenden, Lehrpläne müssen sich an 
Sadibereidaen und an wissenschaftlidien Methoden 
orientieren. Sie sollen Lernziele und Lernjnhalte um- 
fassen, die zu kritischem Verständnis und verant- 
wortungsbewußtem Handeln befähigen. Damit wird 
es möglich, die unterschied liehe Bewertung von 
theoretischer und praktischer Ausbildung zu über- 
winden. 

WissenschafLsnahe Grundbildung sichert berufliche 
Mobilität und damit bessere soziale Chancen. Den- 
noch dürfen Bildung und Ausbildung dem einzelnen 
nicht nur eine bessere Einfügung in den wirtschaft- 
lichen Prozeß ermöglichen und ihm die Chance eröff- 
nen, den Leistungsanforderungen einer modernen 
Industriegesellschaft geredit zu werden. Im gleichen 
Maße muß vielmehr der einzelne im Prozeß des 
„lebenslangen Lernens'' zur Kreativität und Sponta- 
neität, Mündigkeit und Selbstbestimmung ermutigt 
werden. 

Leitlinien für ein umfassendes Reformkonzept haben 
vor allem die dafür berufenen Beratungsgremien — 
der Deutsche Bildungsrat und der Wissenschaftsrat 
— gegeben, Ihre Empfehlungen sind in der öffent- 
lidikeit ausführlich diskutiert worden. Bundesregie- 
rung und KuUusministerkonlerenz haben Stellung 
genommen und Reformkonzepiionen entwickelt. 

Diese Vorarbeiten, Pläne und Empfehlungen sind für 
die Erarbeitung der im BildungsgesamLplan beschrie- 
benen und quantifizierten Grundzüge des zukünf- 
tigen Bildungswesens herangezogen worden. Als 
erstes Ergebnis dieser Arbeit sind die 1972 von den 
Regierungschefs des Bundes und der Länder verab- 
sdhedeten „Vorschläge für die Durdiführung vor- 
dringlicher Maßnahmen/' anzusehen. Danadi sind 
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Maßnahmen für Verbesserungen im Elementar- 
bereidi, für die berufliche Bildung bis zum Abschluß 
des Sekundarbereichs 11, zur Einführung der Oriea- 
Liemugssfufe, für den Ausgleich des Lehrerbedarfs 
und zur Erweiterung der Kapazität ira Hocbsdiul- 
bereich vordringlich eingeleitet worden. 

Gliederujigsprinzip für das zukünftige Biidungs- 
weseo sind nicht mehr die Tnstilutioneu, sondern die 
folgenden Bereiche des R i klu ngs wesen s: 

a) Elementarbereich 

Zum Elementarbereich gehören alle ELnrichLungen 
familienergänzeuder Bildung und Erziehung nach 
Vollendung des dritten Lebensjahres bis zum Beginn 
der Schule. 

In diesem Bereidi soll den Kindern ein Bildungs- 
angebot gemacht werden, das ihre Entwidclungs- 
fäldgkeit erhöht und umweltbedingte BenaditeiJi- 
gungen fridizeitig auszugleidmn siidiL. 

Das pägagogiscVie Angc^bot für die Fünfjährigen soll 
so gestaltet werden, daß sich in Verbindung mit dar- 
auf aufbauenden veränderten Curricrda des Primär- 
bereichs ein gleitender Übergang in das schulische 
Lernen ergibt. 

Die Frage der organisatorischen Verknüpfung der 
Einridilnngeii für Fünfjährige mit dem Elementar- 
bereich oder dem Prima rbereidi (Eingangsstufe) wird 
auf der Grundlage der Entwicklung und Erprobung 
besonderer Curricula und OrganisaLionsformen (Mo- 
dellversudie) zu klären und dann zu entscheiden 
sein. 

b) Primarbereich 

Der Pri mürbere ich umfaßt in der Regel das erste bis 
vierte Schuljahr, ln ihm soll eine allmähliche Hin- 
führung zu den sysLematisdreren Formen des sdiu- 
lischen Arbeiten^ unter Berüdcsidiügung nicht nur 
der ginuid legenden, sondern auch der weiterfübren- 
den Lernzieie erfolgen. Die carriculare Reform der 
Grundschule, die mit den Empfehlungen der Kultus- 
miiusterkonferenz von 1970 eingeleitet worden ist, 
ist hierauf abgestimmt. 

c) Sekundarbereich I 

Der Sekundarbereich l umfaßt in der Regel die Bil- 
dungsgänge vom fünften bis zum zehnten Sdiuljahr. 

Er hat unabhängig von seiner endgültigen Organi- 
sationsform eine allen Einrichtungen gemeinsame 
pädagogische Aufgabe. In allen Ländern sollen Maß- 
nahmen getroffen werden, um den Sekun darbe reidi J 
in diesem Sinne neu zu ordnen: 

— Verbesserung der Orientierung in den beiden 
ersten Jahren im Sekundarbereidi I (Orienlie- 
rungsstufe) 

— Verbesserung der Durdilässigkeit im Sekundar- 
bereich I sowie Differenzierung und Individuali- 
sierung des Bildungsajigebols. Zur Berufsorien- 
tierung sind Lohalte aus der Wirtschafts- und Ar- 
beitswelt einzusdnließen. Eine vorzeitige Fest- 
legung auf einen bestimmten Bildungsgang im 
Sekundarbereich 11 sollte damit nicht erfolgen. 


— ' schrittweise Einführung eines qualifizierenden 
SekundarabsdilussGs t unter Einbeziehung der 
bisherigen mittleren Bildungsabschlüsse 

— eine regionale Schulentwicklung, die für pädago- 
gische Weiterenlwitklungen offen ist (Sdiulzen- 
tren bzw. Gesarnlsdmlen entsprednend den unter- 
schiedlichen Voten in dieser Frage) 

— Schulversudie mit Gesamtschulen. 

In einigen widiUgen Fragen der Ausgestaltung die- 
ses Bereichs gehen die Auffassungen auseinander, 

d) Sekundarbereich II 

Zum Sekundarbereich 11 gehören alle Bildungs- 
gänge, die auf dem Sekundarbereidi 1 aufliauen und 
in der Regel unmittelbar an ihn ansdiließen. 

Es wird eine curriculare Abstimmung und Verzah- 
nung von Bildungsgängen im derzeitigen allgemei- 
nen und beruflichen Bildungswesen angestrebt. 

Ein breiteres Wahl- imd Kursangebot für jeden 
Sdiüler kennzeichnet die Neugestaltung des Sekun- 
darbereichs 11. Differenzierung und vielfältige Kom- 
bi na tionsmögl idi keilen sollen dazu führen, daß keiri 
Dildungsweg im vSekun darbe reich U den Zugang zu 
einem qualifizierenden Abschluß ausschließt. 

Die beruflidien Voll zeilschu len Lm Sekundarbe- 
reidi II sollten in den Bezeichnungen veretniieiLiichl 
werden. 

Zuordnung und künftige Gestalt img der Bildungs- 
gänge, die heute io Fachschulen angeboten werden, 
müssen zunädist offengehalten werden. Soweit sie 
einen ersten berufscfiuilifizieTeoden Absdiluß ver- 
mitteln, gehören sie zum Sekundarbereich 11, Soweit 
sie auJ einem Absdiluß des Sek un darbereichs II auf- 
bauen oder eine längere berufliche Praxis vorans- 
setzen, können sk je nadi Inhalt, Zielsetzung und 
Funktion dem Tertiären Bereidi außerhalb der Hoch- 
schule oder dem Bereidi der Weiterbildung zuge- 
ordnet werden. 

e) Tertiärer Bereich 

Der Tertiäre Bereich umfaßt die Ausbildungsgänge, 
die an den jeweils letzten Abschluß einer Ausbil- 
dung im Sekundarbereidi II anschließen. Dadurch, ist 
er zugleich von den Funktionen abgeselzt, die der 
Bereädi der Weiterbildung wahmimmt. 

Innerhalb des Tertiären Bereichs ist zwischen Hoch- 
schulen und sonstigen Ausbildungsstätten mit be- 
rufscpialifizierenden Bildungsgängen zu untersdiei- 
den. 

Die Hochschulen dienen der Pflege und Entwicklung 
der Wissenschaften und der Künste durdi Forschung, 
Lehre und Studium und bereiten auf eine berufliche 
Tätigkeit vor. Sie dienen audi weif erb ildenden 
Studien* 

Ziel der Neuordnung des Hochsdnilbereichs ist es, 
ein durchlässiges System von abgestuften, aufein- 
ander bezogenen Studiengängen und Studien Ab- 
schlüssen zu schaffen. 

Umfang und Gestaltung der sonstigen Ausbildongs- 
stätten im Tertiären Bereich sind weitgehend von 
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der künftigen GestdUung SeKtmdarbereichs M 
und des Sekundarabsdilusses li abhängig. 

f) Weiterbildung 

VVeilerhildimg ist die Fortsetzung oder Wiederanf- 
nahme organisierten Lernens nach Absdiluß einer 
ersten Bildungsphase und nach der Aufnahme einer 
Berufstäligkcht. Wegen der wachsenden und iinraer 
rasther wechselnden gesellschaftlichen und beruf- 
lidicn Anforderungen müssen künftig mehr Men- 
schen neue Kenntnisse und Fertigkeiten erwerben 
können. Ferner muß audi den Erwachsenen für Beruf 
und Freizeit die Moglicbked gegeben werden, krea- 
tive Fähigkeit CD zu entwickeln und sidi neue fnter- 
essengebiete zu erschließen. Die Weiterbihiung soll 
als vierter Bereitdi des Bildimgsweseus in verstärk- 
tem Maße in die ölfentliche Förder^uig aiügenom- 
men werden. Dies gilt bei entsprechender Leistung 
auch gleidibereditigt für die Weiterbildung in nichl- 
öffenUicher (freier) Tragersciiaft. Aufgabe des ein- 
zelnen bleibt es, für seine persönliche Weiterbil- 
dung selbst die Initiative zu ergreifen. 

Fin funkUonsgcredites Weiterbildungssyslem setzt 
voraus, daß die verschiedenen Einrichtungen und 
Träger eng Zusammenarbeiten und ihre Programme 
aufeinander abstnnrnen. Allgemeine unrd berufliche 
Bildung dürfen dabei nicht mehr getrennt gesehen 
werden. 

3: Ffnar^ziening 

Länder und Gemeinden sowie der Bund im Rah- 
men seiner verfassungsmäßigen Zuständigkeit “ 
haben bereits im vergangenen Jahrzehnt den Bi)- 
dungsausgaben in wachsendem Maße in ihren Haus- 
halten besondere Priorität eingeräumt. Sie sind da- 
bei unter Berücksiciitigung ihrer sonstigen Aufgaben 
bis an die Grenze ihrer finanziellen Leistungsfähig- 
keit gegangen, Audi kiinJtiig müssen die Bi.ldiinys- 
ausgaben im Vergleich zuuä Bruttosozialprodukt und 
zu arideren Öffeollidjen Ausgaben überpiO])QrIional 
anvr'ddisen, damit die dringenden .Aufgaben im Bil- 
flungsbe.reidi bewältigt w'^erden k< innen. 

Die Hauptlast der Ausgaben für das Bi 1 dungswesen 
haben entsprechend lihrer Zuständigkeit Länder und 
Gemeinden getragen. Im Horhsch ulbereich und hei 
der Allgemeinen Porsrhungsfördenjng hat der Bund 
m ständig steig ende in Maße zur Finanzierung bei- 
ge! ragen. 

Nach dem Verw altungsäbkommen zwischen Bund 
und Ländern über die Erridüung einer gemeinsamen 
Ko ram iss io II für Bildungsplanung ist ein gerne in.sa- 
mes Bildungsbudget au szo arbeiten. Dieses Bitduugs- 
budget soll „unter Berücksichtigung der Bedarfsfest- 
stellungen des Bundes und der Länder den voraus- 
sictitUdien Finanzliedarf für die Verwürklichung der 
Pläne und Programme" sowie Vorst b läge für die 
FinanT^ierung und die Bereitstellung der erforderli- 
chen Mitte! durch Bund und Länder'' enthalten. 

Die bnÜLUigspoUlischen VorsteJIungen bis J98.5 wer- 
den berethnel und ihrc^ Kosten ermittcl!. Dabei muß- 
ten z. T. RicJil werte zugrunde gelegt werden, die 
empi ri sdi ni>d.i nidd gesiciiert und daher bei der 
w^eiteren EnUvicklung der Bildungsplanung be.son- 
ders überjuüt ungsbedürflig sind. Die .Auswirkungen 


der Re form plane auf die gesamt wir Isdiaf fliehe Ent- 
wicklung, insbesondere auf den Arbii^its- und Bau- 
markt, werden eingehend untersuchl. 

Die Find.uzierung der Reform Vorhaben ist in engem 
Zusasninenhang mit der EiUwicklung in den übrigen 
ÖffentHctien All f gäbe r.d>e re i dien zu sehen. Mittel- 
iri,stige Findnzienmgsvorsdiläge sind deshalb mit 
den Fi na nzp lauen von Bund, Ländern und Gemein- 
den aibzustimmen. 

Die Regierungschefs des Bundes und der Länder 
haben am 23. Februar 3 973 be.schlossen: 

„Für das Jalir 1975 wird der BiJdimgsgesamLplan 
zunächst auf der Grundlage eines FindnzJerungs- 
sockels von 53,6 Mrd. DM mit Alternaliven vor- 
gelegt. Die Frage der Finanzierung der weiteren, 
aurii von den Regierungschefs bildungspolitisdi 
für notwendig angesehenen Maßnahmen wird im 
Gesprädi /.wischen Bund und Ländern bis zu den 
jew^eds er fordert dien EnLscheidungsterminen zu 
klären sein." 

Damit haben die Regierungschefs auch diejenigen 
Maßnahmen als büdungspolitisdi notwendig angese- 
hen, deren Finanzierung — zusammen mit den im 
Rahmen des Finanzierungssodcels vorgesehenen 
Maßnahmen — insgesamt einen Betrag von 57,, 2 
Mrd. DM erfordert. Entsprediend aind in dem fol- 
genden Teil über die Reformmaßnahmen bi.s 1975 
diese Maßnahmen als Plan ungs Vorhaben zugrunde 
gelegt worden. Eine Entsdieidung über die Finan- 
zierung der biklungspolitiscb für notwendig ange- 
sehenen Maßnahmen ist noch nicht getroffen wor- 
den. ln Teil V wird daher dem Beschluß der Regie- 
rungschefs entsprediend von einem Maßnahmen- 
programm im .fahr )9?5 ausgegangeu, dessen Kosten 
53,6 Mrd, DM 'betragen. Darüber hinaus wird dar- 
gestellt, welcher Belr^ig zur Finanzierung der bii- 
dungspolitiscii für notwendig angesehenen Maßnah- 
men erforderlich ist. Ini Zuge der Fon Schreibung der 
Finanzpläne ist unter Berücksichtigung der ge.sajnt- 
würlsdiaf fliehen Entwicklung, der Entwicklung dei 
Einnahmen und Ausgaben von Bund, Ländern untl 
Gemeinden und der Anforderungen in ailen öffent- 
lichen Aufgabenbereichen darüber politisdi zvi ent- 
scheiden, w ie diese Maßnahmen, die ein Finanzvolu- 
men von 57,2 Mid. DM ( Pro i sann ah me 1972) bedin- 
gen, zu finanzieren sind. 

Für den lajigh isligen Zeitraum haben die Regie- 
rungschefs beschlossen, „der Finanzierung der bis 
1980 und 1985 notwendigen bildungspoli tischen 
Maßnahmen im Rahmen der ge,samtstadt liehen Auf- 
gaben weiterhin hohe Priorität" zu gelben. „Sie stim- 
men überein, daß im Bildungsbudget die Kosten des 
Sadiprogranims für 1980 und 1985 dargestellt wer- 
dem und geben davon aus, daß Bildungsgesamtplan 
und Bildimgsbudget im Rahmen der niittelfri.stigen 
Finanzienmg jährlich lortges<di rieben werden." 

An.s der Gegenüberstellung der Kosten für das Bil- 
dungswesen bei voller Verwirklichung des Sachpro- 
gramms in Ted II mit der Perspekli vprojoklion des 
Wirtsdiattswadislums ergibt sich Jm Jahr 1985 ein 
Anteil der öffentlidien Ausgaben für das Bildungs- 
wmsen am Bruttosozialproduk! von rd. 7 k n, bei Ein- 
Ije/iehiuig der Kosten für die Groß- und Ressort- 
forsdnmg von rd. 
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In diesem Zusammenhang weiflen liaufig inlerncitlo- 
nale Vergleiche angesUdU,, um die Leistungsldhig’ 
koit von Volkswirlschal Len für das Bildnngswesen 
zu l)e weisen. I7era.rtige Vergleiche sind probleina- 
tisch, weil ilmen u.u, untensdiieclliciie Struklnreri 
des Bildungsweseas und seiner Fmairziorung zu- 
grunde Hegen, Wegen der damit vnntnindenen in- 
haltlichen und mothodisdien Ihoblenie kann ein An- 
teil der Bildongsausgaben ara Bi uLlosozialproduki 
nJciiL als Zielgröße, sondern nur als eine unter ande- 
ren Meßgrößen angesehen werden. Bei einem iiiUr- 
nationtileu Vergleidi fallen die genannten ReUUiO' 
nen nicht ganz aus dem Rahmen, wobei die Pi**oh!e- 
matik dieser Vergleiche, wie erwähnt, nicht über- 
sehen werden darf. 

Die Finanzierung der in Feil 111 daigestel.lten Kosten 
des Bildungswesens und die Finanzierung der audo 
ren öffentlichen Aufgaben wird, wie die Berech- 
nungen zur Entwicklung des Offen tlidien Gesamt- 
hauähalts in Teil IV zeigen, selbst bei gesamtwirt- 
schaftlich optimalen Rahmenbedingiingen cd ne An- 
hebung der Steuer lastguote und eine Ai;sdchnung 
der staatlichen Verscbuldung erfordern. Dabei kann 
iiber die Finanzierung jeweils nur im Zusäinmen- 
hang mit der Ausgaben ent Wicklung der f änderen 
öffenllidien Aufgabenbereiche politisch entschieden 
werden. Im Hinblick auf die Finanzierung über 1975 
hinaus gewinnen diese politischen Entsrheidungen, 
die bei der Fortschreibung der Finanzplanung zu 
treffen sein werden, für die gesamtwij tschaftlidie 
Entwicklung besondere Bedeutung, 

Ihn die Auswirkungen finanzpoHlischaT Entschei- 
rlungon für die Bildungsplanung zu zeigen, werden 
für die Fortsdireibung der mitlelfrist igen Finanz- 
pläne Entscheidungshilfen gegeben. Diese Entsrhei- 
dungshilfen bestehen aus Angaben 

— “ über die Mittel, che durdi Entscheidungen bis 
zum Jahr 1975 für die Planungseckjahre 19B0 
und 1985 gebunden werden, und 

— über dje Kosten, die sich über diese Bindungen 
hinaus durdi so) die MaßiKibmensdiwerpunkte 
ergelien, die für die Durchfülirung der Bildungs- 
reform entsdicidendes Gewidhl haben. 


4. Schlußbemerkungen 

Der in den folgenden Kapiteln vorgelegle Bildung,s- 
ge.sanilplan behandelt die zentralen Bereiche des 
Bildungs wescuis in der Aufeinanderfolge der Stufen 
vorn Elernentaihereidi bis zur Weiterbildung sowie 
die Außer.schulische iugendbilclung. Au.s verschiede- 
nen Criiudon war es nicht mbglidi, alle für die Bil- 
diingsnioglichkeitc n und das Bildungsangebot wich- 
tigen InsÜliitionen und Organisationsfonneiii in die 
Ddrstollung i>zw. in che Berechnüngen niit einzube- 
/ichen. Das gilt nicht nur für Tlieater und Museen 
sowie für die pädagogisch bedeulsamen Funktionen 
von Film, Funk und Fernsehern sondern auch iür 
soitTie Bereidie, die dein Bi Idungs wesen irn weiteren 
Sinne? zuzuordjien sind, wie che Musi ksrhii Len, die 
Aus l and sscb ulen, die LandschuJIieime, die ,n]gend- 
herbergen, für das Bildongsangebot der Bundeswehr 
und im Bundescperizschutz sowie hu Ijestinuntc Be- 
reiche des Sports außerhalb von Schule und Hoch- 
sdiule. Es wird zu prüfen sein, inwieweit diese 
Bei eiche spater von der ßund-Länder-Kominission 
für BHdimgspldnung cinbezogen werden können. 

Die Bemühungen der Bundesanstalt für Arbeit zur 
Forderung der beruf liciien Bildung im Sekundär- 
bereich H und im WeiterbÜdungsbereifh lieben mit 
emem finanzi eilen Volumen von rri 1,8 Mrd. DM 
im Jahre 1972 bei anhaltend steigender Tendenz 
große Bedeutung erlangt. Es wiid Aufgabe der Foit- 
schTeii)ung sein, auch diesen Bereich in die BHdaugs- 
Planung einzubeziehen. 

Die große Zahl ausläncHscher Arlsejtnehmer und 
ihrer Familien führt zu sozialen, kullureilen und 
pädagoc fl sehen Pr<;blemen, deren IJnifang und Be- 
deutung in jüngster Zeit besonders sicfitbar gewor- 
<leii ist; Länder und Bund haben sidi mit diesen 
Fragen in den vergangenen Jahren befaßt. Die 
BiindesregierLing berc^itet zur Zeit Grundsätze einer 
künftigen Auslaiiderbeschäftigungspülitik vor Eini- 
ge Länder haben bereits Leitlinien zur Lösung der 
Probleme entwickelt. Aus einer Gesajutkonzeption 
worden sich Folgen für die Bildungsplanung erge^- 
ben, die des Zusammenwirkens von Bund und Lan- 
dern bedüifen. 
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Rahmenplan für das Bildungswesen 


II. Reformmaßnahmen 


A. Elementar-, Primär- und Sekundarbereich 

(einschließlich beruflicher Bildung) 

1 . Elementarberelch 

Unter Elementdrbereidi werden im folgenden alle 
Einridilungen familienergänzender Büdung und Er- 
ziehung nadi Vollendung des dritten Lebensjahres 
bis zum Beginn der Sdiule verstanden. Dabei wird 
der Bereich der Drei- und Vierjährigen vom Bereich 
der Fünfjährigen unterschieden. Da Fünfjährige vor- 
erst sowohl im Elementarbereicb wie im Primar- 
bereich sein werden, wird diese Altersgruppe in 
einem besonderen Absdinitt behandelt. 

A Ziele: 

Den Drei- und Vierjährigen soll im Elementarbereidi 
ein pädagogisdies Angebot gemadiL werden, das 
dem Alter angemessen ist. Dabei ist durch geeignete 
kompensatorische Maßnahmen ein Ausgleich indivi- 
dueller Benachteiligungen aller Art auch bei körper^ 
lidi und geistig Behinderten anzustreben. 

▲ Ma/Jjia/i.fne/1; 

(1) Ausbau der Plätze in Kindergärten und in Son- 
de rkinder gärten für Behinderte unter Berück- 
sichtigung regionaler und sozialer Prioritäten. 

(2) Durchführung von Modellversuchen vorwiegend 
in ländlichen Räumen und in Wohngebieten mit 
sozio-kullurell bnadileiligter Bevölkerung. 

(3) Quanlilative und qualitative Verbesserungen im 

Personalbereidi. 

(4) Entwicklung pädagogischer Angebote. 

(5) Verbesserung der materiellen Ausstattung. 

(ü) Überprüfung der Zuständigkeiten und des Finan- 
zierungssystems. 

A Zeitplan, quantitailve Aus^vvrktvngen: 
zu (1) Ausbau der Plätze: 


Es ist mit folgenden Werten gerechnet worden: 

Drei- und Vierjährige im Elementarberelch 
— in Vo der jeweiligen gleichaltrigen Bevölkerung — 


1970 1 

1975 

1980 

1985 

27 

52 70 ‘) 70 ‘) 


Es wird davon ausgegangen, daß damit der heute er- 
kennbare Bedarf gedeckt wird. 


Die Quoten beziehen sich auf Ganztagsplätze, die 
aber auch durch Halbtagsbetremmg doppelt belegt 
werden können. Ganztagseinrichtungen sollen in 
dem Umfange geschaffen werden, wie aus sozialen 
und anderen Gründen (z. B. Mitarbeit der Frau) eirxe 
ganztägige Betreuung notwendig ist oder gewünscht 
wird. 

zu (2) Modellversuche: 

Zusammenfassende Auswertung der Ergebnisse ab 
1975. 

zu (3) Personal: 


Es ist mit folgenden Werten gerechnet worden -) : 

Kinder-Erzieher-RelaÜon 
(Drei- und Vierjährige) 



1970 1975 1980 1985 

Kinder je Erzieher > 

Verhältnis Fadikröft 
zu sonstiger Kraft i 

20,4 18 17 17 

1 5,3:6 6:6 8:6 12:6 ' 


zu (4} Pädagogisches Angebot: 

Geeignete Curricula, die auf die physische, geistige, 
emotionale und soziale Entwicklung des Kindes die- 
ser Altersstufe ausgerichtet sind, sollen alsbald er- 
arbeitet werden. Bereits vorhandene Programme 
und laufende Versuche sind hierfür auszuwerten. 


Es handelt sich um Durthschnittswerle als Beredmungs- 
grandlage. Die derzeitigen latsädüidieu Werte sind — 
ebenso wie beim Verhältnis des Platzangebots zur Ge- 
samtzahl der Dreh und Vierjährigen — regional sehr 
unterschiedbdi und hegen in einigen Gebieten bereits 
jetzt über den als Gesamtdurchschnitt zunädhst ange- 
strebten Ziel werten. 

Hier und im folgenden werd^Ti Relationen Kinder je 
Erzieher bzw. Schüler je Lehrer angegeben. Diese ste- 
hen zu der häufig verwendeten Relatiori Kinder je 
Gruppe bzw. Schüler je Klasse und der Relation Erzie- 
her je Gruppe bzw. Lehrer je Klasse in enger Bezie- 
hung. Zur Erläuterung vgl. S, 82. 

Unter Erziehern werden Facbkräite und sonstige 
Kräfte verstanden; Fachkraft: bisher .htgendleilerin 
und Kindergärtuenn; sonstige Kraft: bisher Kinder- 
ptlegerin u, a. 
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ZU (5) Ausstattung: 

Die SadimittGlausstaltung ist dem Bedarf und der 
Bedeutung dieses Bereichs eotsprediend zu verbes- 
sern. 

zu (5) Zuständigkeit und Finanziening: 

Die Beteiligung der öffentlidien Hand muß neu ge- 
regelt werden. Dabei muß sidrergeslellt werden, daß 
die Öffentlichen und freigeraeinnützigen Träger im 
Elementarbereidi partnerschaftlich zusammeuarbei- 
ten, und daß die VerciiUworlung für bedarfsgerechte 
Planung und ausreichende Einrichtungen bei der öf- 
fentlichen Hand liegt. Die öffentliche Beteiligung an 
den Bau- und Unterhaltungslasten der freien Träger 
ist zu verbessern, der Eltembeitrag zu überprüfen. 

Die Zuständigkeit für die Curricuja im Elementar- 
bereich wird den Kultusministerien zugewiesen ^). 
Die Beteiligung der für die Jugendhilfe zuständigen 
Ressorts ist sidierzustellen. 


2, Einrichtungen für Fünfjährige 

A Ziele: 

Das Bildungsangebot für Fünfjährige soll im Pla- 
nungszeitraum so ausgebaul werden, daß es mög- 
lidist von allen Kindern dieser Altersgruppe genutzt 
werden kann. 

Das BildungsajigeboL soll curricular und personell so 
mit dem anjschließenden Schuljahr für die Sechs- 
jährigen abgesLimmt werden, daß sich ein gleitender 
Übergang in die Formen sdiulischen Lernens ergibt. 

Der Ausbau der Einrichtungen für die Fünfjährigen 
darf ciuf keinen Fall dazu fülueri, daß die Lerninhalte 
und Arbeitsformen der heutigen ersten Klasse der 
GruiidschuJe vorverlegt werden. 

Es müssen nicht nur für die Fünfjährigen entspre- 
chende Curricula entwidcelt werden, sondern es muß 
auch die Kontinuität im Sinne des allmählichen Über- 
gangs von den Vierjährigen zu den Fünfjährigen und 
von den Fünfjährigen zu den Sechsjährigen curri- 
cular gesichert sein. 

Die Entwicklung soll von den bereits im Elementar- 
bereich und un Prima rbereidi vorhandenen Ansätzen 
ausgehen. Sie verlangt eine enge Zusammenarbeit 
der beteiligten Eltern, Lehrer und Erzieher, der Ver- 
wallung und Träger. Die Frage, ob die pädagogische 
Verbindung zwisdien Elementarbereidi und Priraar- 
bereich eine einheitliche organisatorische Zuordnung 
der Einrichtungen für Fünfjährige bedingt, soll ent- 
schieden werden, wenn ausreichende Erfahrungen 
vorliegen. Die Zuständigkeit für die Curricula und 
für deren Abstimmung mit den Curricula der Gnmd- 
schule soll in jedem Falle bei den Kultusministerien 
liegen. 


In B<;rliii, Bremen, Nordrhein-Weslfalea imd Rlieiu- 
lajid-Pfaiz (einschließlich der Funfj&hrlgen) ist eine 
CTertragung nidit vorgesehen, die Zusammenarbeit 
der zuständigen Ministerien aber gewährleistet. 


Ebenso bleibt zunädisl offen, ob der Besudi der Ein- 
richtungen für Fünfjährige im PlaiurngszeiLraiTm zur 
Pflicht geniadU werden soll und ob, in welchem Um- 
fange und unter welchen Voraussetzungen das Ende 
der Grundschule entsprechend una ein Lebensjahr 
früher erreicht wird^). Im Berufsbild des Erziehers 
muß (der Ausbildungsschwerpunkt für diese Alters- 
stufe noch entwickelt weri^len. Diese Fragen sind je- 
weils auf der Grundlage von Modellversuchen und 
Erfahrungen zu entsiiieiden. Die quantitative Pla- 
nung ist von der organisatorischen Zuordnung un- 
abhängig. 

A Maßnahmen: 

(1) Bereitstellung zusälzlidier Plätze für Fünfjab- 
rige. 

(2) Verbesserung der Ausbildung und Weiterbil- 
dung des Personals und seiner sLrukturellen Zu- 
seunmen Setzung. 

(3) Entwicklung pädagogischer Angebote im Hin- 
blick auf die besonderen pädagogischen Zielset- 
zungen für ddese Altersstufe (Ausgleich von Be- 
hinderungen; gleitender Übergang vom Ele- 
mentarbereidh zum Primarbereich). 

(4) Moclellversuciie zur Erprobung der organisatori- 
schen Zusammenfassung der Fünf- und Sedisjäb- 
rigen in einer zweijährigen Hingangsstufe und 
Modellversuche zur Erprobung neuer Curricula 
im Elementarbereich im Rahmen der organ.isato- 
risd>en Zuscunmenfassung der Fünfjährigen mit 
Drei- und Vierjährigen. 

A ZeUpian, qtianlitcJivc Auswirkungen: 
zu (1) Ausbau der Plätze : 

— Das Angebot an Plätzen für Fünfjährige ist bis 
1975 erheblich zu verbessern. Insbesondere sol- 
len ländliche Räume und Wohngebiete mit sozio- 
kuUurell benacbteiligter Bevölkerung berüdtsich- 
tigt werden. 

— ■ Ein Ausbau der Eingangsslufe für Fünfjährige 
soll bei Vorliegen ausreichender Erfahrungen und 
der sich auf sie stützenden Entscheidungen ab 
1975 begonneu werden. 

— ■ Ein Ausbau im Elementarbereidi soU regional so 
ge_plant werden, daß eine kontinuierliche Kapa- 
zitätenausnulzung gesichert ist. 

Für den Fall, daß die Fünfjährigen in einer Eingangs- 
stufe mit den Sedisjährigen zusammengefaßt wer- 
den, ist mit folgenden Alternativen unter Berücksich- 
tigung der Entwicklung im Elementar- und Primar- 
bereich gerechnet worden: 


Bei der Berechnung wird — ^ als Alternative — davon 
ausgegangen, daß etwa die Hcilfte derjenigen Kinder, 
die als Fünfjährige entsprechende Einriditungen be- 
suchen, schon nadi weiteren drei Jaliren den Primar- 
bereidi verlassen. 
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Fünfjährige in Einridilungen für Fünfjälirlge des 
Elementarbereichs und des Primarbereichs 


— in ’^'ii der jeweiligen gleidiciltrigen Bevölkerung — 



1970 1975 1 

19110 

1 1905 

Alternative I 

Fünfjährige 

a) im Elementarbereidi . . 

60 

35 


b) im Primarbereich .... 

0,9 10 

50 

lOÜ 

Alternative II 

Fünfjährige 

a) im Eleuientarbereidi , , 

.53.4 (iO 

55 

40 

b) im Primarbereidi .... 

0.9 5 

30 

60 

Für deo Fall, daß alle Fünfjährigen mir den Drei- 
und Vierjährigen im Elementarbereidi zusamnien- 
g,e3faJit bleiben, ergibt sich tür diese Altersgruppe 
der Fünfjährigen folgende Alternativ -Rechnung: 


1970 1 1975 

l.OBO 

mas 

AlteniaLive III 

! 



Fünfjährige im 
Elementarbereich 

53,4 60 

85 

100 


Dazu gehören flium die Ö- bis unter 7 jährigen, die am 
Stichtag der Einschulung nodi ludil schul pfliditig sind. 


2 Li (2) und (3) PersoDdl und pädagogisches Angebot: 
Die Gruppengrönen für die Fünfjährigen im Primar- 
bereich sollen mögliciist so gestaltet werden, dah sie 
sich den Gruppengrößen ini Elementarbereich anpas- 
sen. Eine angemessene Überleitung in den Primär- 
bereidi muß gewährleistet sein, Die Gesamtreiation 
für das Personal i.in Elemeatarbereich und im Pri- 
m arbereich bleiben hiervon unberührt. 

Für die Rechnung wurde entspredhend der jeweili- 
gen Zuordnung der FünfJäJirigen von den Relatio- 
nen im Elementar- bzw. prima rbere ich ausgegangen: 


Klnder-Erzieher-RelaÜon für Fünfjährige 
im Efementarberelch 


1970 

1975 1900 1 1985 

20.4 

oo 


Kinder- Lehrer-Relation für Fünfjährige 
im Primarbereich 


1970 

197 .^ 

1980 1 

1985 

37 

1 33—30 

25—22 

23—19 


ln <ler Detail planung und Vei wirklich img ist jedoch 
zu berücksichtigen, daß die besondere Funktion der 
Eingangsslufe — wie die Betreuung der Fünf- und 
Sech.sjährigen überhäupt - strukturell und quanti- 
tativ auch eine andere personelle Versorgung be- 
dingt, die durch die Differenzierung innerhalb der 
für den Gesajntbereidi angegebenen Werte zu er- 
reidien ist. So werden für die Eingangsstufe unter 
„LeluerrP auch Sozia ipä da yogen verstanden. Das 
V’^erhältnis Lehrer zu Sozia !pä dagegen soll dujcli- 
schnittlidi etwa 1 : 1 sein. 

Vor allem in einer Übergangszeit werden Grund- 
sdiu lieb rer und Erzieher (insbesondere Sozial Päd- 
agogen. Jugendleiterinnen und Kindergärtnerinnen) 
bei der curricularen Erneuerung milzuwürken haben. 
Ein entsprechendes WeitGrbilduJigsangebot ist von 
besonderer Bedeutung. 

Auf längere Sicht ist in den entsprechenden Ausbil- 
dungsgängeii ein Schw'erpunkL für die Altersstufe 
der Fiin!' und Sechsjährigen zu sdiaffen. 

zu (4) Modellversuche: 

Die für eine Aufnahme der FünJjäljrigen in die Eln- 
gangsstufe erforderlichen Versuche zur Klärung der 
organisatorischen und curricularen Voraussetzun- 
gen sind zu intensivieren bzw. umgehend einzulei- 
ten. Auch die im Elementarbereidi erforderlichen 
Vei.sudie sollen die organisatorischen und curricu- 
laren Voraussetzungen für die Förderung der Fünf- 
jährigen klären. 

Eine erste Zusammenfassung der Ergebnisse soll ab 
1975 erfolgen. 

3, Primarbereich 

A Zie/e; 

Allmähliche Hinführung von den Formen des mehr 
spielerischen Lernens im Elementarbereich zu den 
systematischeren Formen des schulischen Arbeitens. 
Revision der Curricula im Hinblidc auf die späteren 
Anforderungen nicht nur hinsich dich der grundle- 
genden. sondern audi der weiter führ enden Lerc- 
ziele. z. B. durch Hinführen zu entclet:kendem Ler- 
nen. zu selbständigem und kooperativ em Arbeiten 
.sowie zur Einübung im Problemlosen, 

Anpassung des schul isdien Angebots in Inlialt und 
Form an individuelle Lerndispo.sitionen, Erfahrungs- 
welt und Lerngeschichte, vorwiegend durch Diffe- 
renzierungen Innerhalb des Kfassenverbandes. 

A iMoZJnEÜimen: 

(1) Schaffung der organisatorischen Voraussetzun- 
gen durdi Ausbau zu möglichst zwei- oder 
mehjTZÜgigeu Sdiulsystemen. Die regionalen 
Verhältnissen sollen hierbei berücksichtigt wer- 
den, 

(2) Verbesserung der Sdiüler-Lehrer-Relation. 

(3) Entwicklung und Erprobung von Curricula, die 
den gesamten Prim arbereich um fassen und die 
gleitenden Übergänge vom Elementarbereidi 
zum Primarbereidi sowie vom Primarbereich 
zum Sekundarbereich I besonders berüdcsichli- 
gen. 
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(4) Verbesserung der strukturellen und organisa- 
türisdien Voraussel:j'ungen für individuelles 
Lernen, vor allem durdi Differenzierung inner- 
halb des Kltissenverbancles und durch vermehr- 
ten Einsatz moderner Unlerrichtsraedien. 

A Zeilplan, qa^niilative Auswirknngent 

zu(l) Regionale Bauplanungen: 

In regional abzustiinmenden Bauplanungen soll 
sidiergestelU werden, daß möglichst auch in länd- 
lichen Bereichen einzQgige Grundschulen bis 1980 
zur Verfügung stehen. 

zu (2) Personal: 

Für die organisatorische und personelle Verbesse- 
rung ist mit folgenden Werten geredinet worden: 


Schüler-Lehrer-Relation im Primarbereich 


1970 

1975 1980 

1985 

37 

33—30 25—22 23—19 


zu (3) Curricula: 

ln Modellversuchen soll bis 1977 geklart werden, 
wie die Förderung der Sdiüler^ die schori als Fünf- 
jährige eine pädagogische Betreuung erfahren ha- 
ben, Curricula r sinnvoll fortgesetzt und in der 
Orientierungsslufe weitergeführt werden kann. 

zu {4) Individualisierung des Lernens: 

Die Maßnahmen in der Lehrerfort- und -w^eiterbil- 
düng sind so zu verstärken, daß die Möglichkeiten 
der inneren Differenzierung des Unterrichts und des 
Medieneinsatzes besser genutzt werden. 

4. Sekundarberefoh I 

A Zieie: 

Sicherung einer allgemeinen wissensdiaftsorienlier- 
ten Grundbildung für alle, 

Vermeidung vorzeitiger Festlegung auf bestimmte 
Bildungsgänge. 

Berücksiditigimg der Neigung und der Befähigung 
des einzelnen durch eine zunehmende Wahl- und 
Leistungsdifferenzierung imter Beibehaltung eines 
verpflichtenden Kembereichs gemeinsamer Inhalte. 

Die genannten Ziele und Prinzipien bedingen die 
Organisationsform der integrierten Gesamtschule. 

★ 

Besonderes Votum 

der Länder Baden -Württemberg, Bayern, Rhein- 
land-Pfalz, Saarland und Schleswig -Holstein zur 
Einrichtung von Gesamtschulen 

Für die Sekundarstuie I hat der Deutsche Bildungs- 
rat in seinem Struktarplan, dem eine Emplehiung 
der Bildungskommission vom 30J3J, Januar 1969 
vorausging, ein Experimentalprograinm zur Einiich’ 
lang von Schulversuchen mit GesomischuJen vorge- 
schlagen, das die Entsclwidung über die Sdiullorm 


der Zukunft vorbereiten sollte, ln einer Vereinba- 
rung vom 27. November 1969 hat die Kullusminister- 
konferenz diesen Gedanken aufgegriffen und die 
kooperativen Gesamtschulen in das ExperimentaJ- 
progrci/nni einbezogen. Ihre Einbeziehung war des- 
wegen geboten, weil in dieser Organisationsform 
Neigung und Befälugung des einzelnen ohne die 
personellen und organisatorischen Schwierigkeiten 
der integrierten Gcsaintschute gefördert werden 
könnten. Es widerspricht dem VersuchscharaJiter 
dieses Programms, wenn Entscheidungen po/j//sch 
bereits jetzt vorweggenommen werden. Die bishe- 
rigen Versuche in verschiedenen Ländern der Bun- 
desrepublik sincl noch nicht abgeschlossen, so daß 
die Entscheidung iür eine oltgemeine Zielsetzung 
des gesamten Schutwesens — auch unter dem Ge- 
sichtspunJit der Gebietsstruktar — nicht auf die dort 
gewonnenen Ergebnisse aufgehaut werden kann. 
Erst wenn die vorgesehene Auswertung des gesam- 
ten Versuchsprogramms abgeschlos.sen ist und die 
domif verbundene wissenschaftliche Begieitunter- 
suchung vorliegt, kann darüber entschieden werden, 
welches von den Systemen — das reformierte ge- 
gliederte Schulwesen, die kooperative Gesamtschule 
oder die integrierte Gesamtschule — den Vorzug 
verdient oder ob gegebenenfalls die verschiedenen 
Systeme nebeneinander ihre Berechtigung haben. 

Die fünf Lander vertreten eine Konzeption, die das 
Ziel verfolgt, erst nach Schulversuchen die organi- 
satorischen und inhaltlichen Konsequenzen zu zie- 
hen. 

* 

A Maßnahmen: 

(1) Zusammenfassung der beiden ersten Schuljähre 
des Sekundarbereidis I zur Orienlleningsstufe. 
In den Stadtstaaten mit sedisjähriger Grund- 
schule entsprechen der Orientierungsstufe die 
beiden letzten Klassen der Grunclsdiule. Die 
Orienlierungsstufe ist schulformunabbängig zu 
organisieren. Eine Auslese der Schüler bei der 
Aufnahme findet nicht statt. Die enlspredienden 
organisatorisdien Maßnahmen sind zu treffen. 
Tn der Orientierungsstufe sollen die curricula- 
reu Angebote — unabhängig von der Zuord- 
nung zu bestimmten Sdiulfornien — einheit- 
lich sein. Lehrer verschiedener Schulformen 
sollen in der Orientierungsstufe besonders eng 
Zusammenarbeiten, Es wird angestrebt, die 
Riditwerte für Klassengröße, Unterrichtszeit 
■ und Lehrerwochenstunden unabhängig von der 
räumüdien Zuordnung zu vereinheitlichen. 

Besonderes Votum 

der Länder Baden-Würltemberg, Bayern, Rhein- 
land-Pfalz, Saarland und Schleswig-Holstein zur 
Orientierungsstufe 

Die beiden ersten Schuljahre des Sekundarbereichs 1 
— die jetzigen Klassen 5 und 6 — sollen zur Grien- 
tierungsstufe entwickelt werden. 

Die Orientierungsstufe kann organisatorisch sowohl 
den versdüedenen SthuJ/omien (Hauptschule, sechs- 
jährige Realschule, Gymnasium^ zugeordneJ wie 
audi schutformunabhängig gestaltet werden, önab- 
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hängig von der Sduiliorm, der sie zugeordnei ist, 
sollen die currieuiaren Angebote in allen Sdmlen 
einheitlich sein. Neben einer modernen Fremd- 
sprache kann auch Latein als erste Fremdsprache 
weiterhin angeboten werden. Difierenzierangen sind 
zulässig und sollen so angelegt sein, daß sie den 
Wechsel zwischen den Kursen erinögtidien. 

In der OrientierungssiuJe sollen Lehrer versd^iede- 
ner SchuHormen Zusammenarbeiten. Es wird ange- 
strebt, die Richtwerte für Klassengröße ujid Unter- 
richtszeit in den verschiedenen Schulformen ~ wie 
auch im übrigen Sekundarbereidi I — anzugteid^en. 

* 

(2) Ciirnciilare und organisatorisdie Reform im 
Sekundarbereich 1 mit dem Ziek jeden Sdiüler 
nach Maßgabe seiner Neigungen und Fähigkei- 
ten bestmöglidi zu motivieren und zu fördern. 

(3) Angebot eines qualifizierenden Abschlusses am 
Ende des Sekundarbereichs f. Zügiger Ausbau 
dieses Angebots für alle Sdiüler. Entwicklung 
und Erprobung der entspredienden Curricula. 
Der Sekundarabschluß 1 setzt die Erfüllung 
qualifizierter Anforderungen in einem gemein- 
samen Grundbereidi sowie im Wahlbereidi vor- 
aus und eröffnet auf dieser Grundlage den Zu- 
gang zu entsprechenden Bildungsgängen des 
Sekundarbereichs II. 

Qualifizierte Abschlüsse werden erworben: 

— mit Abschluß der 10. Klasse des Gymnasiums 

— mit Abschluß der Realsdiule 

— mit Abschluß bestimjnter Formen des 10. 
Schuljahres an Hauptschulen 

— mit Absdilüß bestiminter Formen beruf üdjer 
Sdiulen in Verbindung mit beruflichen Aus- 
bildungsgängen und Absdilüssen 

— mit Abschluß einer zweijährigen Berufsfadi- 
sdiuie nach dem 10. oder 11. Schuljahr, der 
auf einem qualifizierenden Abschluß des 8. 
oder 9. Schuljahres der Hauptschule aufbaut 

— mit Abschluß einer 10. Klasse an integrierten 
Gesamtschulen. 

Es müssen Profile des Sekunda rabsdilusses I 
entwickelt werden, die sdiulformü bergreifend 
süid. 

Inhalte aus der Wirtschafts- und Arbeitswelt 
werden in die zum Sekundarabschluß I führen- 
den Bildungsgänge einbezogen und können 
Schwerpunkte in der Differenzierung bilden. 
Sie werden dann das Profil des Sekundarab- 
scblusses i entsprechend beistimmen. 

Soweit und solange die berufliche Grundbildung 
nach dem 9. Schuljahr einsetzt, soll angestrebt 
werden, auch über das Berufsgrundbildungsjahr 
die Möglichkeit zum Erwerb des Sekundarab- 
schlusses I zu sdiaffen, ohne dessen Charakter 
als erstes Jahr der Berufsausbildung aufzu- 
geben. 

Ein qpialifizierender Abschluß (Sekundarab- 
sdiluß 1) soll möglidist bald erprobt und als An- 
gebot für alle Schüler ab 1976 eingeführt wer- 
den. 


(4) Regionale Schuleolwicklung in Richtung auf 
eine Zusammenfassung des Sekundarbereichs 1. 
Bei Neubauten sind stujenbezogene Schuizen- 
tren zu planen, io denen die Integration erfol- 
gen kaon ^). 

(5) Organisatorische Reform entsprechend der päd- 
agogischen Zielsetzung durch Flexibilität der 
Bildungsgänge. Die Integration in Gesamtschu- 
len soll im Planungszeifraum schrittweise ver- 
wirklicht werden-). 

(6) Er\\eilerung des Aufgebots an Ganz tag s.schulen 
mit dem Schwergewicht im Sekundarbereich I, 
aber auch Lm Primär- und Sekundarbereich II 
unter besonderer Berücksichtigung sozialpoliti- 
scher Gesichtspunkte. Dabei handelt es sich um 
einen stufenweisen Ausbau unterschiedlicher 
Ausprägung. 

(7) Wissenschaftlidie Begleitung der GesamtsdiuF 
entwiddung. Zusammentässeode Auswertung 
1976 im Hinblick auf die Entsdieiclung, in weJ- 
dieu Formen die weitere stufenweise Einfüh- 
rung erfolgen soll-]. 

A Zeitplan, quantitative Auswirkungen: 

ZU (1) und (2) Orientierungsstufe. Sekundar- 
bereich 1: 

Die Länder werden — soweit c^s noch nicht gesche- 
I hen ist — die? Orientierungsstufe erproben und ihre 
I Einführung zeitlich so planen, daß bis 1976 mit der 

Einführung der Orientierungsstufe — möglichst für 

alle Schüler der betreffenden Altersjahrgänge — be- 
gonnen wird. 

Für die Schüler-Lehrer-Relation i.st mit folgenden 

Werten gerechnet worden: 


Schüler-Lehrer-Relation im Sekundarbereich I 


1970 

1975 1980 1985 

23,2 ' 

22—21 22—20 20—18 


zu (3) 10. SdoLuljahr: 

Für die Einführung eines zehnten Schuljahres, das 
auch als BerufsgrundschuljaJbj eingeriditet werden 
kann, ist mit folgenden Alternativen gerechnet wor- 
den : 


b Ijii Rabraen des Besonderen Votums dev Länder 

Württemberg, Bayern, RKeinlfind-Pfalz, Saarlancl und 
Schleswig -Hol stein zuj Eijiriditung von Gesamtsctuilen 
fvgl. S. \7 f.) erliölt die Zitier f'ü folgende Fassung: 
(4) Neubauten sind gruiidsätzlidi als Sdiul Zentren zu 
planen. 

'! Im Rahmen des Besonderen VüUums der Länder Baden - 
Württemberg, Bayem, Rheinland-Pfalz, Saarland und 
SdüesVidg-Koj Stein zur Einrichtung von Gesamtsdiulen 
(vgl. S. 17 1} erhalten die Ziffern [5j und (7) folgende 
Fassung: 

(fj) Organisatori-sdie Reform entsprediend der jeweili- 
gen padagogisdien Zielsetzung. 
f7) WissenschafLüdbe Begloitting der Gesanitsdiiilont- 
w ick hing. Zusamraea fassende Auswertung 1976. 
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Sdlüler mit zehnjähriger Sdiulzeit 

— in “/o der gleicbaltrigen Bevölkerung — 



1970 i 

197.5 

1930 

1985 

1 

1 

Alternative I f 

40,4 

ßO 

80 

100 

1 

Alternative II 

40,4 

55 

70 

80 


zu (6) Ganztagsschulen: 

Unter Berücksiditlgung der Notwendigkeit, die Er- 
gebnisse des voü der Bilduiigskommission des Deut- 
sciien Biidungsrates empfoldenen und von der Kul- 
tusministerkonferenz vereinbarten Experimentajpro- 
gramms auszuwerten, und der Schwierigkeit, das 
notwendige Fachpersonal bereitzustellen, ist für die 
Einrichtung von Ganztagssdiulen mit folgenden 
Werten gerechnet worden: 


Anteil der Ganzlagsschüler im Primär- und 
Seknndaibereich sowie in Sonderschulen 

— in der Vollzeitscbüler — 



1970 

1975 

1980 

1985 

Alternative I 

0,4 

2 

15 

30 

Alternative II 

0,4 

2 

5 

15 


Auf dieser Grundlage sollen regionale Ausbaupläne 
entwickelt werden. 

Dabei ist zu berücksichtigen, daß die bestehenden 
Schulen nur allmählich zu Ganztagsschiden bzw. 
Schulen mit Tagesheimeinrichtungen umgewandelt 
werden können. Die Werte der Alternative 1 wer- 
den nur erreichbar sein, wenn auf Perfektionierung 
verzichtet wird und sinnvoll begrenzte Lösungen 
angeslrebt werden. So können Ganztagseinriditun- 
gen durch entsprechende Umorganisation und bau- 
liche Veränderungen bestehender Sdiulen geschaf- 
fen werden. 


5. Sekundarberelch II 

Der Sekundarbereich II umfaßt alle Bildungsgänge, 
die auf dem Sekundarbereidj I unmittelbar aui- 
bauen: 

■ — Berufsquülifizierende Bildungsgänge 

— Sludienbezogene Bildungsgänge 

— Bildungsgänge, die mit einer berüflichen Quali- 
fikation oder Ausrichtung auch Bildungsgänge 
im Tertiären Bereich eröffnen 

— Berufsbefähigende Bildungsgänge 


’) Sonderformen eines Berufsrjnmdläldungsj obres für 
Jugendliche, die (jegenwärtig ohne qunlifiziGrcriden 
Abschluß der Havipt- oder SondGf.sdiulo direkt in das 
Erwerbsleben eintieten. Audi für diese Jugendlichen 


Diese Kategorien bezeichnen curricmlarc Schwer- 
punkte, die in wachsendem Maße unabhängig von 
bestimrnteTi Sdiulforrnen sein werden. 

Die neue Struktur der Bildungsgänge im Sekundär- 
bereich IJ erfordert eine Neuordnung der Abschlüsse 
und der mit Ihnen gegebenen Qualifikationen. Jeder 
Abschluß wird in seinem „ProfiT Art, Inhalt und 
Umfang des erfolgreidi durdilaufenden individuellen 
Biidungsganges widerspiegeln. Er wird damit in 
viel differenziertercr Form als bisher die Kriterien 
für berufliche Möglichkeiten und Studienvorausset- 
Zungen geben können. Je nadi Art und Umfang des 
individuellen Bildungsganges beträgt die Verweil- 
dauer ira Sekundarbereich 11 ln der Regel zwei bis 
i drei Jahre. 

Der so gestajtete Sekunda rabschluß 11 sdiließt die 
berufsqualifizierenden Abschlüsse, die allgemeine 
Hüdischulreife, die fachgebundene Hochschulreife 
so^^de die Fachhocbschulreife ein. 

Die Kriterien, nach denen 

— der Zugang zum Beruf geregelt wird, sollen in 
ZüsanimenarbeiL von Sdiule, den mit der Berufs- 
bildung befaßten Organisationen in Wirtschaft 
und Verwaltung und wissenscbaftlicfien Institu- 
tionen erarbeitet werden 

— der Zugang zu höher cjualif [zierenden Ausbil- 
dungss Latten im Tertiären Bereich außerlialb der 
Gesamthochschule geregell wird, sollen in Zu- 
sammenarbeit zwischen diesen Ausbildungsslät- 
tea sowie den Organisationen in Wirtschaft und 
Vei Wallung erarbeitet werdc^n 

— der Zugang zur Hocitxschule geregelt wird, sollen 
in Zusammenarbeit von Sdiule und Hochsdiule 
erarbeitet werden. 

Die jeweiligen Regelungen müssen einerseits der 
EntwicJdung angepaßt werden, andererseits eine be- 
stimmte Verläßlichfceit für die Gestaltung der ein- 
zelnen Bildungsgänge geben. 

Durch diese Ordnung des Seknndarbereidis II wird 
die Voraussetzung dafür geschaffen, daß in beruT- 
Jithen Bildungsgängen ein hohes Leistungsniveau 
erworben und nachgewiesen weiden kann, das in 
bestimmten Fächern oder Fädierginppen je nach 
Inhalt und Leistungsgrad neben einer beruflichen 
Qualifikation auch einen Zugang zum Studium er- 
öffnet oder durdi entsprechende aufbauen de und er- 
gänzende Kurse hierzu ausgebaut: werden kann. 
Ebenso ist damit die Voraussetzung zu einer Diffe- 
renzierung in den Abschlüssen studienbezogener 
I Bildungsgänge gegeben. 

Die Schule ist für die Verleihung der Sludienberech- 
tigung zuständig. 

Der erfolgreiche Abschluß eines sLudieiibezogenen 
Bildungsgajoges, der zur allgemeinen liochschulbe- 

soiUe eine berufliche Eistaiisbilöuiig mit einer Ab- 
sdiliUiprü Ising enden oder, wenn dies nicht möglich ist, 
der Erwerb eines Leishmgsnadiweises vergesehen 
werden. Der Entwicklung dieses Problems soll beson- 
dere Aufmerksamkeit gewidmet weiden. 
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redatigung führt, verleiht die BerediUgung zum Stu- 
dium in allen Studiengängen im Hodischulbereich. 

In den übrigen Bildungsgängen muß für die Berech- 
tigung zum Studium an der Hodisdiule ein für das 
Studium erforderlicher Schwerpunkt und Lelstungs- 
grad des Sekundarbereichs II vorliegen; dort kann 
die erworbene Studienbereditigung bei entsprediend 
erweiterter Qualifikation ebenfalls zur allgemeinen 
Hodisdiulbereditigung führen. 

fn Fächern mit Zulassungsbeschrankungen müssen 
für die betroffenen Fächer von allen Studienbewer- 
bern besondere Voraussetzungen erfüllt werden. 

Die Veränderungen des bestehenderr Systems auf 
die zukünftige Struktur des Sekundarbereichs 11 hin 
dürfen nur allmählich und ohne Benachteiligung der 
betroffenen Jahrgänge erfolgen* Sie sind in der Ten- 
denz bereits in der wadisenden Differenzierung der 
gymnasialen Oberstufe, in der Einrichtung der Fadi- 
oberschule und in einem Ausbau der beruflichen 
Vollzeüsdiulen angelegt. Ein weiterer Schritt ist mit 
der Vereinbarung der Kultusministerkonferenz zur 
Neugestaltung der gymnasialen Oberstufe in der 
Sekundarstufe II getan worden. 

A ZlelQ: 

Grundlegende Reform der Inhalte^ Arbeitsweisen 
und Organisationsformen nach folgenden Prinzipien: 
Stärkere curriculare Differenzierung und Möglich- 
keit der individuellen Schwerpunktbildung in allen 
Bildungsgängen. 

Ilersteilung der Gleidiwerligkeit von beruflidier und 
allgemeiner Bildung als vordiinglidie bildungspoli- 
tische Aufgabe im Sekunda rbereich !I, wobei das 
berufliche Schulwesen neu zu ordnen und auszu- 
baiien und die gymnasiale Oberstufe in der geplan- 
ten und differenzierenden Form neu zu entwickeln 
ist. 

Curriculare Abstimmung und Verzahnung ‘) von 
Bildungsgängen im derzeitigen allgemeinen und be- 
ruflichen Bildungs wesen. 

Verstärkung und Differenzierung der theoretischen 
Elemente in berufsqualifizierenden Bildungsgängen, 
besonders bei der Ausbildung im dualen System, 
unter Beibehaltung der Praxisnähe und der Effizienz 
bei dem Einsatz technischer, organisatorlsdier und 
personeller Mittel, 

Gleichstellung von gleichwertigen Biidungsinhallen, 
die gegenwärtig im allgemeinen und beruflichen 
Bildungswesen getrennt bewertet werden und zu 
unterschiedlichen Berechtigungen führen, 

Angebot angemessener Bildungsgänge für Jugend- 
iidie ohne Schulabschluß. 

A MaMühmen: 

(1) Festlegung der inhaltlichen Richtung für die 
weiteren Bildungsgänge und Ausbiidungsmög- 
lichkeUen, die auf dem Abschluß des Sekundar- 
bereichs 1 aufbauen. Ein Profil des Sekundar- 
abschlusses I sollte den Schüler nicht ausschließ- 
lich auf einen bestimmten Bildungsgang im Se- 
kundarbereicb II festlegen. 


(2) Angebot von Ergänzungskursen im Sekunda r- 
bereich TI, die auch nadrträglich ermöglichen, 
den Sekundarabschiuß I sowie spezielle Voraus- 
setzungen für Bildungsgänge im Sekunda rbe- 
reidh II zu erwerben. 

(3) Verbesserung der Aussagefäbigkeil der Ab- 
schlußzeugnisse und ihrer Vergleidibarkeit, 

(4) Ausrichtung aller Bildungsgänge an den allge- 
meinen Zielen des Sekundarbereichs IL Ver- 
stärkter Ausbau der Bildungsgänge, die mit 
einer beruflidien Qualifikation oder Ausrich- 
tung auch Bildungsgänge im Tertiären Bereich 
einschließlid; der Hochschule eröffnen. Verbes- 
serung der Möglichkeit der Fach- und Leistungs- 
differenzierung durdi Einrichtung größerer 
Schulsysteme. 

(5) Regionale Plaiiuug bisher getrennter allgemei- 
ner und beruflicher Schulformen im Hinblidr auf 
bauliche Zusammenfassung in Schulzenlren, 

(6) Heue Slruklurierung der Bildungsgänge durch 
Entwicklung von Curricula, die sowohl eine 
grundlegende Ausbildung für alle Schüler als 
audi eine individuelle Spezialisierung nach 
Fähigkeit und Neigung gewährleisten. 

(7) Erprobung der Zusammenfassung der versdiie- 
denen Bildungsgänge und Ausbildungsformen 
des Sekundarbereichs 11 in Modellversuchen, 
Eine Isolierung der TeiLzeitberufsschule ist zu 
vermeiden. 

(S) Bestimmung des Inhalts der beruflichen Bil- 
dungsgänge im dualen System zur Sicherung 
der curricuiaren Abstimmung von beruflidien 
und allgemeinen Bildungsinhalten im Rahmen 
der staatlichen Zuständigkeit. 

(9) Verstärkung und Ausbau der Öffentlichen Ver- 
antwortung für Ausbildung und Prüfung im Be- 
reidi der beruflichen Bildung einschließlich der 
Qualifikation der Ausbilder und der Ausbii- 
dungsstätten. 

(10) Stufengliederung berufsqualifizierender Bil- 
dungsgänge in 

— berufsfeldorientierte Gnmdbildung 

— darauf aufbauende Fachbildung 

unter Verringerung der Zahl der Ausbildungs- 
borule zur Vermeidung einer zu frühzeitigen 
Einengung auf spezielle Berufstätigkeiten, Da- 
bei kommt dem Berufsgrundbildungsjahr als 
erster Stufe der Berufsausbildung eine beson- 
dere Bedeutung zu. Es ist als Vollzeitsdiuljahr 
und im dualen System in kooperativer Form zu 
entwickeln. Sofern für die Durchführung des 
Berufsgrundbildungsjahres betriebliche Einrich- 
tungen herangezogen werden, muß gewähr- 
leistet sein, daß die fachpraktisdie Ausbildung 
sachlidi und zeitlich gegliedert nach den gel- 
tenden Curricula und nidit produktionsabhängig 
geleistet werden kann, 

(11) Entwicklung von Curricula für berufsquaUfizie- 
rende Bildungsgänge in Zusammenarbeit zwi- 


Bayern: Curriculare Abstimmung von Bildungsgän 
gen , , , 
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sdien dev Sdiule und allen nüt dev Berufsbil- 
dung befaßten Institutionen. 

(12) Verstärkter Ausbau Ubevbetrieblidier Ausbil- 
dungsstätten für die beniflidie Grund- und Fach- 
bildung, besonders für Auszubildende in kleinen 
und mittleren Unteniehmen. Dabei ist regional 
eine Verbindung mit den beruflidien Schulen 
und Schulzerilreu herzustellen. 

(13) Einrichtung besonderer Formen des Berufs- 
grundbiidungsjahres mit fördernden Cmricula 
für .Jugendliche ohne qualifizierten Abschluß 
des Sekundarboreidis 1 zum 

— nachträglidien Eintritt in einen berufsquali- 
fizierenden Bildungsgang oder 

— zum Erw^erb besserer Voraussetzungen für 
die Aufnahme einer Erwerbstätigkeit. 

(14) Ausbau und Reform der beruflichen Vollzeit“ 
sdiulen im Sekundarbereidi II. Dabei muß für 
diese Schulformen 

— eine ausreidiende Ubersichtlidikeit geschaf- 
fen 


— ein regional hinreidiendes Angebot beruflich 
orientierter oder bemfsqualifizierender Bil- 
dungsgänge gesichert und 

— die Verbindung allgemeiner und beruflicher 
Dildimgsinhalte und -ziele gefördert werden. 

Berufliche Vollzeitsdiulen im Sekundarbereich II 
sollen unter einheitlichen Bezeichnungen geführt 
werden. Wo ein nicht berufsbildendes 10. Pflidit- 
Schuljahr im allgemeinbildendeu Schulwesen 
eingeführt wird, setzen sie nicht vor dem 
11. Schuljahr ein. Andernfalls können sie audr 
in Form des Berufsgrundbüdungsjahres oder in 
mehrjähriger Form im Sekundarbereidi 1 ein- 
setzen. 

A Ziiiiplan, quantitailve AuswiTkungen: 

zti (^)^ {2h (4h (6h (Sh (m im. (W CurriciUa: 

Entwicklung entsprediender Curricula bis 1976. 

zu (1) und (4) Quantitative Auswirkungen: 

(a) Es wird aogeuommen. daß sich die Schüler im 
Sekundarbereich il wie folgt auf die einzelnen 
Bildungsgänge verteilen: 


Schüler der Bildungsgänge im Sekundarbereidi n ') 

— in der Gesamt schul erzähl -) — 



1 

1970 

1975 

1980 ' 

1985 

1) 

Berufsqualifizierende Bilciurigsgäiige 
“ duales System 

63 J 

59 

55—53 

50—48 


— Vollzeitschulen 

9,5 

JO 

14 

17—15 

2) 

Sludienbezogene Bildungsgänge 

15J 

J? 

17—19 

20-23 

3) 

Bildungsgänge, die mit einer berufliciien Qualifi- 
kation oder Ausrichtung audi Bildungsgänge ini 
Tertiären Bereidr eröffnen 

S,2 

6 

7—9 

10—12 

4 ) 

Berufsbefäliigende Bildungsgänge ^) 


8 

7—5 

3—2 


Wegen der unteiüchiedlidien Verweildavier im Seknn- 
darbereich 11 lassen sich hier keine Anteile an einem 
Geburtsjahrgang entsprediiend dem Strukturquoten- 
verfahren (vql. S. 75) angehen. Die hier genannten 
Anteile beziehen sich daher lediglidi auf die Gesaml- 
sd’iülerzaJil im Sekundarbereidi II. 


'^j In dieser GesamtsdhülerzaliJ sind die Sdiüier in Fach- 
schulen nldit enthalten [vgl. S. 22). 

Für die Redinung wird angenommen, daß sidi die 
Schüler in berufsbefahiyenden Bildungsgängen 1970 
und 1975 im Teilzeitunteriicht befinden, 1980 zum Teil 
in VollzeiUdiulen (51 OOÜ — 41 000) und zum Teil im 
Teilzeiluaterridit (122 000 — 92 000) sowie 1985 aus- 
sdüießlidi in Vollzeitsdiulen, 
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Schüler der BÜdcuigsgänge tm Sekundarbereidi H *) 
— in 1000 — 



1 1970 

1975 

1980 

1985 

1) 

Berufsqualifizierende Bildungsgänge 






— ■ duales System 

1 424 

i 510 

I 369—1 339 

1 064— i 028 


— Vollzeitschulen 

213 

261 

355 

370—322 

2) 

Studienbezogene Bildungsgänge . , . 

340 

445 

433—483 

426—493 

3 ) 

Bildungsgänge, die mit einer beruflichen Qualifi- 






kation oder Ausrichtung aurfi Bildungsgänge im 






Tertiären Bereich eröffnen * . . 

74 

146 

180—220 

226—264 

4) 

Berufsbefähigende Bildungsgänge 

205 

187 

162—133 

73—54 


insgesamt 

2 256 

2 549 

2 499 — 2 530 

2 159 — 2 161 








') Eine Aufgliederung nach Alters Jahrgängen befindet sich auf S. 103 — 104* 


ln diesen Schülerzahlen sind die Sdiüler in Fach- 
schulen nidit enthalten. Für die Rechnung wird 
angenommen, daß die Zahl der Schüler in Fach- 
schulen beträgt: 


Padisdhüler 


1970 

1985 1980 1 1975 

141 000 

170 000 200 000 225 000 


ln den Kostenredinangen werden diese absoluten 
Zahlen den Vollzeitsdiulen im Sekundarbereidi 11 
zugeordnet* 

Für die Sdiüler-Lehrer-Relation ist mit folgen- 
den Werten gerechnet worden: 


Schüler-Lehrer- Relation Im Sekundarbereich 11 



1Ö70 

1975 

1980 

1985 

Vollzeitschuleii -) 

15,6 

14 

14 

14—42 

Tcilzeitsdiulen 

57,4 

52 

44 

40 


-j Die Relationen sind BundesdurdisdiniUs wette und gel- 
ten für den gesamten Vollzeitsdiulajiteil des Sekun- 
dcirbereichs IL 

’) Da der Teilzeitunterndit mindestens ein Drittel des 
Vollzeilunterrichts betragen soll, entspricht z. B. ein 
Mittel aus den Relatlorien von 1980/85 von 42 : l für 
Teilzeitschulen der Relation von 14 : 1 für Vollzeit- 
schulen. 
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(b) Für die einzelnen Bildungsgänge werden fol- 
gende Verweildauern angestrebt: 

1) Berufsqualifizierende BildungsgäTige: 

— ‘ duales System: 2 — -3 Jahre 

— VoIIzeitschulen: 2 Jahre 

2) Sludienbezogene Bildungsgänge: 

2—3 Jalire ') 

3) BUdungsgange, die mit einer beruflichen 
Qualifikation oder Ausrichtung auch Bil- 
dungsgänge im Tertiären Bereich eröffneiK 
2 — 3 Jahre 


Fachbildung in Berufen mit mehr theoretischem 
Anteil 

praktische Ausbildung 50 

theoretisdae Ausbildung 50 *^/o 

Fadibilduug in Berufen mit mehr praxisorien- 
tiertem Anteil 

praJktische Ausbildung 70 — 75 

theoretische Ausbildung 30 V« — 25 ^'/o 

zu (12) überbetriebliche Ausbildungsstätten: 

Bedarf an überbetrieblichen Ausbildungsplätzen im 
dualen System: 


4) Berufsbefähigende Bildungsgänge: 

In der Regel mindestens ein Vollzeitbil- 
dungsjahr. 

(c) Für die Berechnung der Absolventenquoten sind 
die Jahrgänge der 17- bis 20jäJirigen zugrunde 
gelegt worden. Die Berechnung beruht auf den- 
jenigen Anteilen der Altersjahrgängej die als 
Absolventen in Frage kommen, und in Teil VI A 
detailliert nach Bildungsgängen des Sekundar- 
bereichs 11 auf geführt sind. Die angenonunene 
Verteilung der Schüler des Sekundarbereichs 11 
auf die einzelnen Bildungsgänge ergibt — bei 
Berücksicbtigung der untersdüedÜchen Verweil- 
dauern für diese Bildungsgänge — folgende 

Absolvenlenquoten 
— in Vo eines Allersjabrganges “ 


I!)70 


U)75 


1980 


1985 


Stad i enbezogene 

Bildungsgänge 10,2 13 14 — 15 15 — 17 

Bildungsgänge, die 
mit einer beruJ- 
lichen Qualifika- 
tion oder Aus- 
richtung auch 
Bildungsgänge 
im Tertiären 

Bereich eröffnen l,3 6 7 — 9 9 — ll 


(d) Bis gesidherte Ergebnisse vorlLegen, sollte für 
berufsqualifizierende Bildungsgänge — ohne 
damit eine institutionelle Zuordnung vorzuneh- 
men — für das Verhältnis zwisdien praklisdier 
mxd theoretisdier Ausbildung von folgenden 
Daten ausgegangen werden: 

Grundbildung 

praktische Ausbildung 30 

theoretische Ausbildung 70 ^/o — 50 


9 Nach der Vereinbarung der Kultiisministerkonlerenz 
vom 7, Juli 1972 zur Neugestaltung der gymna.sialen 
Oberstufe in der Sekundarstufe H beträgt die Ver- 
weildauer mindestens zwei luid höchstens vier Jahre. 


Uberbetrieblldje Ausbildungsplätze 


1970 

1975 1Ö30 1 1985 

20 000 

50 000 150 000 210 000 


6* Probleme der Sonderpädagogik 

Das reformierte Biidungswesen wird vor allem im 
Elemenlarbereidi Möglichkeiten der Kompensation 
individuell oder vom Milieu her bedingter Belünde- 
rungen bieten. Fs soll durch ein flexibles und diffe- 
renziertes Bildungsangebot auf allen Stufen den je- 
weiligen Lernvoraussetzungen soweit wie möglidi 
entgegenkornmen. Für die Individuelle Förderung 
entwicklungsgeslörter und behinderter Kinder wer- 
den sich damit bessere Bedingungen ergeben als 
heute. 

A Zitate: 

Bei der Einrichtung des Sondersdiulwesens ist eine 
inöglidist euge Verzahnung mit dem allgemeinen 
Bildungswesen anzustreben. Art und Grad der Be- 
hinderung entsdieiden über das Ausmaß der mög- 
lidien Integration und der notwendigen Differen- 
zierung in pädagogisdier und institutioneller Hin- 
sicht. Insgesamt wird also die Sonderpädagogik 
nicht niehr auf das Sondersdi ul wesen begrenzt sein. 
Entsprediende Veränderung der Organisationsform 
ln Schule und Unterricht. 

Konsequente individuelle Förderung. 

A Maßnahmen: 

(1) Entwicklung von Materialien, Unterrichtsverfali- 
ren rmd Organisationsformen zur Förderung be- 
hinderter Schüler auch innerhalb des allgemei- 
nen Bildungswesens. 

(2) Aushau der Bildungsforschung, der Bildungs- 
beratuiig und der Unterridilstedmojogie im 
Bereich der Soriderpädagogik. 

(3) Besondere Förderungs maßnah men zur Vermei- 
dung von Ansleseprozessen ioi allgemeinen Bil- 
dungs wesen. 

(4) Ausbau von besonderen Einrichtungen für spe* 
zielle Behinderungsformen, insbesondere im 
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Bereich der weiterführenden Bildungsgänge für 
körperlich Behinderte und im beruflichen Bil- 
dungswesen. 

A Zeitplaih quantiiGtive 

zu (1} bis (4) Sonderpädagogik: 

EinridUung von Schul versuchen zur Erprobung von 
Unterrichtsverfahren und Organisationsformen zur 
Förderung behinderter Schüler im allgemeinen und 
beruflichen Bildungswesen bis 1975. 

Umstrukturierung der Sonderschulen für Lernbe- 
hinderte in dem Maße, wie die Ausgliederung von 
Schülern durch differenzierte Förderungsmaßnahmen 
vermieden werden kann. 

Umsdiichtung der Personal* und Sachmittelansätze 
zugunsten des allgemeinen Schulwesens entspre^ 
diend der Verlagerung der Funktion von Sonder- 
sduilen auf das allgemeine Sduilwesen. 

Für die Schüler-Lehrer-Relation ist mit folgenden 
Werten geredmet worden: 


Sdhüler-Lehier-'Relatlon in Sonderschulen 


ig7u 

1975 1980 198.5 

15,6 

14 12 11 


Ausbau der Platze in überbetrieblichen Einriditun- 
gen zur beruflidien Erstausbildung von jugendlichen 
Behinderten im Rahmen des zwisdien Bund und 
Ländern koordinierten „Aktionsprogramms ReJiabi- 
litdtion'L 


Plätze für die beruflidie Rehabilitation 
von jugendlichen Behinderten 


1970 

1975 1 1980 

1985 

3 000 

6 000 9 000 

12 000 


Der personelle und finanzielle Bedarf ist in den all- 
gemeinen Berechnungsansätzen des Sekundarbe- 
reidis 11 enthalten. 


7. Lehrerbildung 

a) Lehrämter 

Die Neugestaltung des Schulwesens erfordert eine 
Neuorientierung der Lehrerbildung. Die horizontale 
Gliederung des Schulsystems muß dabei besonders 
berücksiditigt werden. Deshalb sind folgende Lehr- 
ämter mit stufenbezogenem Sdiwerpunkt einzuridi- 
ten: 


Die angegebenen Sdiüler- Lehrer-Relationen beziehen 
sich auf lenibehinderte Sdiüler. 

“) Dabei sind vergleichbare Hodisdiulen für Kunst, Mu- 
sik und Sport eingesdiiossen. 


— Lehramt für den Primarbereich 

— Lehramt für den Sekunda rbe reich I 

— Lehramt für den Sekundarbereich H. 

Alle Lehrämter können erweitert werden. 

b) Ausbildung 

Die Ausbildung der Lehrer für alle Lehrämter glie- 
dert sich in Studium (L Phase) und Vorbereitungs- 
dienst (2* Phase). Die beiden Ausbildungsphasen 
sind eng aufeinander bezogen. 

c) Studium 

Das Studium für alle Lehrämter erfolgt an wssen- 
s<iiaftHdte.n Hodisdtulen ^), Es umfaßt die Fadiwis- 
sensdiaft und ein für alle Lehrämter verbindliches 
erzi eh ungs wissen sdtaf Ui ches Studium^ zu dein audi 
gesellschaftswissenschaftliche Studien gehören. Fach- 
didaktische Studien und Praktika sind in das Stu- 
dium einzubeziehen. 

d) Vorbereitungsdienst 

Der Vorbereitungsdienst für alle Lehrämter erfolgt 
an besonderen AusbildungsinstiLutionen, Er soll 
18 Monate betragen. Aufgabe des Vorbereitungs- 
dienstes ist die theoretisch fundierte schulp Taktische 
Ausbildung für ein Lehramt. Zur Ausbildung im 
Vorbereitungsdienst gehört selbständige Unler- 
richtstätigkeit in begrenztem Umfang* Der Vorbe- 
reitungsdienst wird mit der zweiten Staatsprüfung 
abgesdilossen. Damit wird die Befähigung zu einem 
Lehramt erworben. 

e) Modellversuche 

Modellversuche mit einer einphasigen Lehrerausbil- 
dung sind möglich. 

f) Fortbildung 

Nach dem Erwerb der Befähigung für ein Lehramt 
ist eine ständige Fortbildung der Lehrer erforder- 
lich. Die Fortbildung soll den Kontakt der Lehrer 
mit dem Entwiddungsstand der Wissenschaft auf- 
rediterhalten sowie durdi Praktika in Betrieben und 
Verwaltung ihre Kenntnisse über die Wirlschafts- 
imd Arbeitswelt ergänzen bzw. erneuern. 

Für die Beteiligung der Lehrer an der Fortbildung 
ist bei einer 

— unterstellten Ausnutzung der Fortbildungsein- 
richtungen von 36 Wodien im Jahr und 

— Dauer von insgesamt G Wochen je Lehrer in 
5 Jahren 

mit folgenden Werten gerechnet worden: 


Lehrer in der Fortbildung 

“ in ^^0 der Gesamtzahl der Lehrer — 



1970 1 

1975 

1930 I 

1985 

Alternative I .... * 

17 

40 

70 

100 

Alternative 11 

17 

40 

60 

80 
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* 

Besonderes Volum 

der Länder Baden-Württemberg, Bayern, Rhein- 
land-Pfalz, Saarland und Schleswig-Holstein zur 
Frage der Lehrerbildung 

Bin di7/erei72jerfes Schiü sys lern erforderf eine dii- 
ierenzierle Lehrerbildung. 

Die in dem Abschnitt LehrerbUdung Seite 24 fest* 
gelegten Giundsäize werden von den Landern Ba- 
den- Württemberg , Bayern, Rheinland-Pialz, Saar- 
land und Schleswig-Holstein unter der Vorausset- 
zung gebilligt, daß bei der Ausgesialtimg des Stu- 
diums iür Lehrer folgende Gesichtspunkte berück- 
sichtigt werden: 

1, Das Studium zum Lehramt mit Schwerpunkt in 
der Prirnarstuie umfaßt: 

ein iür alle Lehrämter verbindliches erziehungs- 
wissenschaitliches Studium, ein vertieftes erzie- 
hujigswissensdicdtliches Studium, das sich vor 
allem auf die Didaktik der Primarstufe bezieht, 
das Studium eines Faches- 
Die Mindeststudiendauer beträgt ö Semester. 

Dos Studium zum Lehramt mit Schwerpunkt in 
der Sekundarstute I urnfa.ßt: ein für alte Lehr- 
ämter verövnd/jc/ies erziehungswlssenschaftllches 
Studium, das Studium von Z Fächern. 

Die Mindeststudiendauer beträgt 6 Semester. 

Das Studium zum Lehramt mit Schwerpunkt in 
der Sekundarstute 11 umiaßt: 

ein für alte Lehrämter vcrbindiiches erziehungs- 
wissenschal ttiches Studium., das vertiefte Stu- 
dium eines Faches und 
das Studium eines weiteren Faches. 

Das Studium einer Fachrichtung des berufsbil- 
denden Schulwesens oder das Studium einer 
sonderschulpädagogischen Fadirichlung ent- 
spricht dem veriieflen Studium eines Faches. 

Die MindeststudiendQuer beträgt 8 Semester. 

2, Jedes der drei Lehrämter kann durch ein zusätz- 
liches Studium erweitert werden. Dadurdi wird 
die Mindeststudiendauer von 6 auf 8 bzw. von 8 
auf 10 Semester erhöht. 

Die Erweiterung kann im Studium eines zusätz- 
lichen Faches oder im vertieften Studium eines 
Faches bestehen oder in einem speziellen erzie- 
hungswissenschaftlichen Studium wie z. B. dem 
Studium der Sdnil Psychologie im Hinblick auf 
die Verwendung im schul psychologischen Dienst- 

3, Die Neugliederung der Lehrämter hat Auswir- 
kungen auf die Besoldung. Dabei ist in der Ein- 
gangsstuSe zwischen Lehrämtern mit d und S Se- 
mestern Mindeststudiendauer zu unterscheiden. 
Eine Erweiterung der Lehrämter wird hesol- 
diingswirksam, wenn die Einweisung in eine ent- 
sprechende Täiigifeii erfolgt. 

Mr 

8« Lehrer für den fachpraktischen Unterricht 

Der fadipraktisdie Unterridit an beruflichen Schulen 
erfordert eine spezielle Qualifikation. Der Lehrer für 


die fadipraktisdie Ausbildung übernimmt den Un- 
terridit zur Vermittlung von fadipraklisdien Fertig- 
keiten im Rahmen der berufUdien Grund- und Fadi- 
bildung und wirkt bei der Vorbereitung und Durdi- 
führung von Versuchen und Übungen zum fachtheo- 
retisdien Unterridit mit. Es ist zu prüfen, ob für den 
fadipraktisdien Unterridit in bestimmten Fädiern 
der beruf lidien Schulen ein besonderer Ausbildungs- 
gang eingerichtet werden soll, 

9. Ausbilder für die betriebliche AusbiHdung 

Für den Bereidi der betrieblidieii Ausbildung ist 
eine bessere fadilidie und pädagogische Eignung der 
Ausbilder eine der wichtigsten Voraussetzungen für 
eine nachhalUge Verbe.sserung der Berufsausbildung. 
Auf der Grundlage des Berufsbildungsgesetzes sol- 
len daher höhere Anforderungen an die Qualifika- 
tion der Ausbilder gestellt werden. Hierbei sind In- 
halt, Umfang und Abschluß der Ausbildungsmaß“ 
nahmen zu regeln. Die notwendigen institutionellen 
und individuellen Bedingungen sind hierfür zu 
schaffen. 

10. Schula&slstentert 

An Schulen sollen Stellen für Sdiniassistenteu ge- 
schaffen werden, um den Lehrer von seiner Verwal- 
Lungstätigkeit zu enllasten, den Unterricht durch den 
Einsatz lecJinischer Hilfsmittel zu einer größeren 
Wirksamkeit zu bringen und so der Schule die Mög- 
lidikeit zu geben, ihre Aufgabe besser zu erfüllen- 

Sdiulassistenten können vor allem in den folgenden 
drei Bereichen tätig werden: in der Verwaltung, zur 
technischen Hilfeleistung und zur pädagogischen 
Assistenz. Es sind auch Bildungsgänge denkbar, die 
nur einen dieser Bereidie berüdcsicbligen oder 
schwerpunktmäßig behandeln. 

a) Zu den Aufgaben in der Verwaltung können z. B. 
gehören: 

— ■ Verwaltung von Sammlungen, Lernmitteln 
und Geräten einschließlich der Inventarisie- 
rung und der Redinungsbearbeitung 

— Führung von Sdiüler- und Lebrerdateic^n und 
Statistiken, Vorbereitung verwallungstedini- 
scher Berichte 

— Bearbeitung von Fragen der SdiüierbefÖrde- 
rung, UnfaUmeldungen, Versichemngsangele- 
genheiten 

— Bearbeitung von Fragen der Ausbildungsför- 
derung und der Lernmittelfreiheit 

— Mitwirkung bei der Aufstellung des Schul - 
etats sowie bei der AufstelhAng der Stimden- 
uncl Raumpläne. 

b) Zu den Aufgaben der technisdien Hilfelei.stung 
können z. B. gehören: 

— Warten und Bereitstellen von Lehr- und Lern- 
mitteln für dea Unter ridU 

— Aufbau von lech.nis<hen Geräten, Vorberei- 
tung und Nachbereitung von Experimenten 
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— Wartung und Assistenz beim Einsatz der 
UnterridUangstechniken wie Sprachlabor, 
Sdiidfunk und Sd^ulfernsohen 

— Aufstellung von Organisationsplänen für die 
sdndisdie und außersfiiulisdie Nutzung von 
Fadiräuoien, Medien und SportanJagea 

— Zusammenarbeit mit den Landes- und Kreis- 
bildsteileo 

— Technische ßeralung bei der BesdiaJfung von 
Geräten 

— Durchfühiiing kleinerer Reparaturen an tech' 
niscben und physikalisctien Geräten, 

c) Zu den Aufgaben der pädagogischen Assistenz 
körtuen z. B. gehören: 

— Mitwirkung bei der Vorbereitung von Schul- 
veranstahungen, bei Unterrithtsgangerg Be- 
triebserkundungen, Sduüwanderungen usw, 

— Mitarbeit bei der Aufsicht in Zwisdienstunden 
und bei der Beaufsiditigung der Fahrschüler 

— Mitarbeit bei Einzel- und Gruppenarbeiten 
der Sdiüler z, B, in Ganztagsschulen 

— Mitarbeit bei der Tätigkeit von Erziehern in 
Tagesheimschulen und SchülerheLoien, 

Die Schulassistenten können niciit zur selbstän- 
digen Kicissenführiing oder zum Unterriditen ein- 
gesetzt werden, MJt welchen speziellen Aufgaben 
aus dem Katalog der Funktionsmerkmale der 
Sdmlassjstent latsächlich betraut wird, hängt von 
dem Typ und der Eigenart der besonderen je- 
weiligen Schule ab. Je nadidem wird zu entschei- 
den sein, ob die Sdiulassistenten schwerpunkt- 
mäßig mehr mit Verwaltungsaufgaben betraut, 
ob sie mehr als technische Assistenten (Laboran- 
ten} oder mehr als pädagogische Assistenten 
tätig werden sollen. Es wird jedoch auch daran 
gedacht werden können, die verschiedenen Mög- 
lichkeitcm nebeneinander zu entwickeln. 

Es ist mit folgenden Werten geredmet worden: 


Sdiulassistenten 
— in der Lehrer — 



1970' 1973 lüao 198S 

Priirtarbereidi und 
Sekundarbereich i 

Sekundarberoich 11 

Sonderschulen * , * 

0,4 1 3 4 

0.4 2 3 4 

0,4 5 6 7 



B. Tertiärer Bereich 

Innerhalb des Tertiären Rereidis ist. zwischen Hocti- 
schulen und sonstigen Ausbildungsstättcn mit be- 
I ufsquaiifizierenden Bildungsgängen zu untersciiei- 
den. Die Mochsdiulcn smd dacUirdi gekennzeidinel, 
daß zu ilireii Aufgaben die Vorbereitung auf solche 
berufliche Tätigkeitcm gehört^ die die Anw'endung 


wissensdiaft lieber Erkenntnisse und Methoden oder 
die Fähigkeit zu künstlerischer ßcstallimg erfor- 
dern. 

Zu den sonstigen berufsqualifizierenden AusbiL 
dungsstätlen gehören diejenigen Sdiulen, Fachschu- 
len und Höheren Fachsdiulen, die audi in Zukunft 
nidit dem Sekinularbereidi, dem Hodischulbereich 
und der Weiterbildung zuzuordnen sindj für sie 
kommt die Ausbildung für Tätigkeitsbereiche z. B. 
in gewerblichen, kaufmännischen und technischen 
Berufen in Betradil. Sie sind daduidi gekennzeich- 
net, daß in ihnen keine Forsduuig betrieben wird 
und die Ausbildungszeit zumeist zwei Jahre nicht 
übersteigt. Zugangsvoraussetzung für diese Ausbil- 
dungsstätten wird in der Regel der Sekundarab- 
schluß H sein. Audi von diesen Ausbildungsstätten 
muß ein Zugang zu den Hochschulen bei Nachweis 
einer entsprechenden Qualifikation möglidi sein. 

Die Frage, welche Bildungsgänge zura Bereich der 
Hodischuleu oder der sonstigen berufsqualifizieren- 
don Ausbildungsstätten zu rechnen sind, muß ijn 
Hinblick auf die Vielfalt der in Betracht kommenden 
Eiiuichtujigen und die infolge der wissenschaftlich- 
techno logischen Eni Wicklung wachsenden beruf- 
lichen Anforderungen offengelassen werden. Krite- 
rien für eine Zuordnung werden noch zu entwickeln 
sein 

Im folgenden wird nur der Hodisdiulbereich behan- 
delt. 

1. Quantitative Entwicklung des Hoch&chulbereTchs 

A Ziele: 

Berücksichtigung des funktionalen Zusammenhangs 
aller Einrichtungen des Hochschulbereichs bei Aus- 
bau und Umstrukturierung der Hochschulen* 

Ausreichendes und ausgoglidienes Angebot an 
Studienplätzen im I lodisciiulbereidi. Hierfür sollen 
die voraussehbare Gesamtnachfrage nach Studien- 
plätzen und der langfristig zu erwartende Bedarf an 
Hochsdiulabsolventen bestimmend sein. Die Orien- 
tierung an der Nachfrage setzt, insbesondere für den 
Ausbau in einzelnen Fächern, voraus, daß die Stu- 
dienbewerber über berufliche Möglichkeiten und 
Aussichten zureichend unterriditet sind. Für die Be- 
darfssdiätzimg fehlen in den meisten Berufsfeldern 
noch zuverlässige Methoden* Dort, wo Bedarfspro- 
gnosen möglich sind, müssen die Ergebnisse als Min- 
destforderungen für den Umfang des Ausbaus der 
Hodisdiulen eingesetzt w^erden. Bedarfsberedmun- 
gen sind z, B. möglich für die notwendige Zahl an 
Lehrern aufgrund der Planungen für den Ausbau des 
Bildungswesens und in der Medizin aufgrund der 
Vorstelkingen über die notwendige ärztliche Ver- 
sorgung der Bevölkerung. 

Erweiterung des Angebots an dreijährigen Studien- 
gängen. Die Zielsetzung, den Bildungsstand der Be- 
völkerung anzuiieben sowie veränderten Ausbil- 


') Für die soDstigeii Ausbikinagsstdtteu mit herufsquali- 
fizierenden Bildungsgängen ist mit folgenden Werten 
gerechnet worden: 

3,5 ^/o des AlteEsjahrganges, 

,50 '^.'o der Kosten eines Studienplatzes. 
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dun gs wünschen und Berufserwartungen gerecht zu 
werden, macht im Hociischulbereich den Aushau und 
die Neuentwicklung solcher Studiengänge ebenso 
notwendig wie der aus der wissenschaftlichen Enl^ 
Wicklung resultierende Zwang zur Umsetzung Wis- 
senschaft lidi er Methoden und Ergebnisse in die be- 
rufliche Piiix'is. Hierfür kommen zunächst dreijäh- 
rige Studiengänge in Betracht, die bereits jetzt in 
Pädagogischen Hochschulen und iii Fachhochschulen 
z. B. für Ingeiileurberufe, wixtsdiaftswissenschaft- 
lidie und sozialpadagogisdie Berufe angeboten wer- 
den. ln diesen Bereichen besteht ein zunehmender 
Bedarf j entsprechende Ausbildungsmögücbkeiten 
müssen daher je nach Bedarf erweitert werden. Dar- 
über hinaus kommt die Entwidcluug derartiger Stu- 
diengänge für eine Anzahl von noch näher zu be- 
stiinmertden beruflichen Tätigkeitsfeldern in Be- 
tracht, für die in zunehmendem Maße eine wissen- 
schaftsbezogene Ausbildung erforderlich ist, z. B. 
qualifizierte nicht-ärztliche Funktionen in der Medi- 
zin, cpralifizierte Funktionen im Bereich der Steuer- 
beratung, der Informatik und für Fremdsprachenbe- 
rufe; außerdem sollen auch in Mathematik, Physik 
und Chemie — wie an einigen Hochsdiulen bereits 
eingeleitet “ neben den bisherigen Abschlüssen 
nach einem längeren Studium erste berufsqualifizie- 
rende Abschlüsse nach kürzeren Studiengängen an- 
geboten werdeQ^ 

A US wirft ungen: 

(1) KonkreUsienmg der Ausbauziele im Rahmen 
der Gemeinschaftsaufgabe Hochsdiulbau und 
nach dem in dem Verwaltungsabkommen zwi- 
schen Bund und Ländern über die Errichtung 
einer gemeinsamen Kommission für ßildungs- 
planung vorgesehenen Verfahren. 

(2) Bereitstellung der erforcleriidien Ausbildungs- 
kapazität, insbesondere auch durch gleichmäßige 
und voil.ständige Nutzung der vorhandenen Ein- 
richtungen, 

(3) Systematische Untersudiungen zur Nadifrage- 
und Bedarfsproblematik. 

(4) Zusammenwirken von Hodischulen und Staat 
bei der Weiterentwicklung und Neueinrichtung 
dreijähriger Studiengänge. Eröffnung neuer be- 
ruflicher Möglidhkeiten in Wechselwirkung zwi- 
schen der Gestaltung dieser Studiengänge und 
der Bestimmung beruflicher Tätigkeitsfelder. 
Im öffentlidien Dienst bedarf es hierzu der 
engen Kooperation mit der Studienkommission 
für die Reform des öffentlichen Dienstrechts, im 
Bereidt der Wirtschaft der Zusammenarbeit mit 
den Kammern und Verbänden. Das geltende 
Laufbahnrecht ist im Hinblick auf die Absol- 
venten dreijähriger Studiengänge zu überprü- 
fen; dies sollte im Zusammenhang mit einer 
Reform des öffentlichen Dienstrechtes ge.sdie- 
hen* 
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A Zelipian, quantitativQ /\usw/f/fungeJi: 

zu (1)^ (2) und (4) Ausbauziele: 

(a) Studenten bzw. Studienplätze 

Es ist mit folgenden Werten gereciinet worden: 

Deutsche Sltidienanfänger ’) 

— in absoluten Zahlen und in Vo des jeweiligen Altersjahrganges — 


Stüdiengänge -] 

1970 

1975 

1980 

1985 

vierjährige 1 

Anzahl j 

43 220 

59 000 

68 000—73 000 

79 500—84 500 

in ®/o 

5,2 

7,2 

7,3— 7,5 

7,5 — 8f3 

dreijährige 





Anzahl 

30 500 

47 500 

56 500—61 000 

76 500—81 500 

in Vfl 

3,6 

5,S 

6—6,5 

7,5—5 

Lehramts- 





Anzahl 

44 830 

5? 000 

62 500—72 000 

68 500—79 000 

in ^/o * 

5,4 

7 

6,7— 7,7 

ßj—jj 

insgesamt 



Anzahl 

118 550 

163 500 

187 000—206 000 

224 500—245 000 

in Vü 

i4,2 

20 

20—22 

22—24 


*) Die Absölventenquoten des Sekundarbereidis 11 und die Studieiianfdngerquoten können nidit unmittelbar gleich- 
gesetzt werden. Die Gesamtzahlen der Studienanfänger bzw. die hierfür angegebenen Quoten werden ermittelt 
aus den .Absolventenzahien des Sekundarbereidis II mit Ubergangsquoten (vgl. S. 23) unter Berücksiditigung von 
Anteilen für den Berufseintritt, von Übergangszeiten zwischen Sdiulabgang und Studienbeginn sowie von Quo- 
ten für Studienanfänger aus anderen Bildungswegen. Bei den Absolventen der studienbezogenen Bildungsgänge 
wird angenommen,, daB 90 % ein Hodisd:iulEtudium aufnehmen, bei den Absolventen derjenigen Bildungsgänge, 
die mit einer beruflichen Qualifikation oder Ausrichtung auch Bildungsgänge im Tertiären Bereidr eröffnen, wird 
mit einer Studienanfängerquote von 70 Vo geredinet. 

Unter der Bezeichnung „dreijährige Studiengänge" sind im folgenden alle etwa dreijährigen Stüdiengänge zu- 
sammengefaßt, Die „Lehramtsstudiengänge" können den drei- oder vierjährigen Studiengängen erst nach end- 
gültiger Überprüfung zngeordnet werden. Unter „vierjährigen Sludiengängen" werden alle vier- und sechsjäh- 
rigen Studiengänge zusammengefaßt. 

Die oben genannten Quoten für die verschiedenen Studien gange sind als vorläufig anzusehen. Das gilt insbe- 
sondere auch für den Anteil für Lehramtsstudenten 1980 und 1985. Dieser Anteil steht in Abhängigkeit von den 
Schüler-Lehrer-Relationen des Bildungsgesamtplans einerseits, der Entwicklung der Sdiüierzahlen andererseits. 
Angesichts des prognostizierten Rückgangs der Schülerbestände und der durch die Bund-Länder-Kommission für 
Bildungsplanung eingeleitelen Erhebungen zum sdiuJstufen- und fächerspezifischen Lehrerbedarf wird eine weitere 
Präzisierung bei der Forlsdhreibung des Bildungsgesamtplans notwendig und möglich sein. 


Bei der Beurteilung der Gesamtzahlen der Sludeu“ 
ten ist davon auszugehen, daß die vorhandenen 
Kapazitäten zur Zelt nicht ausreichen, um alle Stu- 
dienberechtigten aufzunehmen. Die Zahl der ver- 
fügbaren Studienplätze liegt gegenwärtig unter der 
Zahl der an den Hochschulen zugelassenen Studen- 
ten. Im 2* Rahmenplan für den Modisch ulbau ist 
ausgewiesen, daß im Jahr 1976 die Zahl der Studen- 
ten 745 000, die Zahl der Studienplätze aber nur 
6G6 260 bis 699 190 betragen wird ^). 

Bei den vorliegenden Planungen wird grundsätzlich 
davon ausgegangen, daß innerhalb des Planungs- 


zeitraumes die gegenwärtige Überbelegung tier 
Studienplätze abgebaut und die Identität zwischen 
der Zahl der Studienplätze und der Zahl der Studen- 
ten wiederhergestellt wird* Um dieses Ziel zu er- 
reichen, müssen neben dem Ausbau und der Ver- 
stärkung der Sachausstattung sowie des Personals 
im Zuge der eingeleitelen Studienreform überlange 


’’) Die Anmeldungen zum 3, Rahmenplari liegen bereits 
vor. Er ist jedoch noch nictit aufgestellt. Die hier für 
1976 angegebenen Werte werden zu gegebener Zeit 
forlgesduieben werden. 


28 


Deutsdier Bundestag — 7. Wahlperiode 


Drucksache 7/1474 


Studenten bz^. Studienplätze insgesamt 

— in lOOO — 


Studiengänge 

Studenten 

1970 

1 

SludienpUtze 

1 1975 

Studienplätze *) 
1980 

Studenten — 
Studienplätze -) 
19H5 

vierjährige 





Deutsche 

215,8 

265 

3H— 324 

358—381 

Ausländische 

18,4 

23 

27 

29 

Aufbau 

— 

12 

28 

40—42 

Kontakt- 

— 

— 

6 

10 

zusammen . . . 

234,2 

300 

372— 385 

437—462 

•dreijährige 





Deutsche 

91 

133 

170—180 

229—245 

Ausländisdie 

3,5 

6 

9 

13 

Aufbau 

— 

— 

— 

— 

Kontakt- 

— 

— 


— 

zusammen . . . 

94,5 

139 

179—189 

242—258 

Lehramts- 





Deutsche 

169 

218 

253—283 

10 

274 — 315 

Ausländisdie 

5,6 

8 

12 

Aufbau . 

— 

— 

— 

— 

KontEikt- 

— 

— 

— 

— 

zusammen . . . 

174,6 

226 

263—293 

28(^27 1 

alle Studiengänge 





Deutsche 

475,8 

616 

734—78? 

861—941 

Ausländische 

27,5 

37 

46 

54 

Aufbau 

— 

12 

28 

40—42 

Kontakt- 

— 

— 

6 

10 

insgesamt 





Studenten 

bzw. 





Studienplätze 

503,3 

665 

814^67 

965—1047 

{erwartete Studenten 1975) 


(720) 




Quelle: Stötistisdies Bundesamt, Kleine Hodisdiulstatistik Sommersemester 1970 und Wintersemester 1970/71 j 
Pädagogische Hochschulen und entsprechende Einridilungen, Wintersemester 1970/71; Fathhoclischüler nadi den 
Erhebungen des Wissensdbaftsrates zum 2. Rahmenplan für den Hochsdiiilbau. 

■j Wegen der Einzelheiten wird auf S. lOfi — ^112 verwiesen. 

einsdiließlida der Stipendiaten nach dem Graduicrtenfördeningsgesetz 
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Verweildauern reduziert und Regelstudienzeiten 
eingehalten werden. 

Die Tabelle auf Seite 29 gibt die Planvorstellungen 
für die zu schaffenden Studienplätze wieder. An der 
Zalü der Studienplätze orientiert sidi die vorge- 
sehene Entwicklung des gesamten Hochscbulbereichs, 
für das Personal, die Investitionen und die Sadi- 
mittel. Die hinsicfatlidi des Ausmaßes der Dberbe- 
legung von Studienplätzen zugrunde gelegten An- 
nahmen müssen überprüft und bei der Fortschrei- 
bung gegebenenfalls korrigiert werden. 

Bei den Überlegungen zu der Zahl der bereitzustel- 
lenden Studienplätze muß berücksichtigt werden, 
daß die Studienanfängerquoten im Planungszeitraum 
auf starke Altersjalirgänge treffen, die Jahrgangs- 
stärken der Studienanfänger nach 1985 aber sinken 
werden. Ferner kann im Laufe oder am Ende der 
Ausbauphase des Hochsdiulbereichs möglicherweise 
(zumindest für bestimmte Fachrichtungen) am Ar- 
beiismarkt eine gewisse Sättigung der Nachfrage 
nach solchen Arbeitskräften eintieten, deren benif- 
lidie Tätigkeit die Anwendung wissenschaftlicher 
Erkenntnisse und Methoden erfordert. 

Daneben ist die angestrebte Steigerung der Absol- 
ventenquoten des neugestalteten Sekundarbereichs II 
und die allgemeine Tendenz zum Eintritt in weiter- 
führende Bildungsgänge im Tertiären Bereich zu 
sehen. Bei den künftigen Erwägungen zu diesen Be- i 
reichen wird daher auf der Grundlage zwischenzeit- 
lich gewonnener Erkenntnisse der Gestaltung und 
EntwickluJig der sonstigen AusbUdungsstätten mit 
berufscpialifizierenden Bildungsgängen neben einer 
eventuellen Überprüfung der Planangswerte für den 
Hochschulbereicb besondere Aufmerksamkeit zu 
widmen sein. 

(b) Mittlere Verweildauer und mittlere Studienzeit 

Unter der mittleren Verweildauer ist die Zahl dev 
Jahre zu verstehen, die ein Student durdbsdinittlich 
an Hochschulen verbringt. Die mittlere Verweildauer 
ist somit vor allem ein Kennzeichen für die Bela- 
stung der Hodischulen *). Mit ihrer Hilfe wird die 
Zahl der Studenten im Planungszeitraum ermittelt. 
Im Durchschnitt ergibt sich für die deutschen Studen- 
ten für die jeweiligen Studiengänge folgende durch- 
scbnittlidie mittlere Verweildauer: 


Durcbsciminiidie miniere Verweildauer 
— in Jahren — 


Studien gange -j 

1970 

1975 

1980 j 

1985 

vierjährige 

4,8 

4,8 

4,6 

4.4 

dreijährige 

2,7 

3,1 

3,1 

3,1 

Lehramts- 

4J) 

4,3 

4,2 

4,1 

J 


Die auch durch Zutassungsbeschränkungen bedingte 
steigende Zahl dev Fachwedrsler fülirt v.u einer Ver- 
längeiufig der mittleren Verweildauer. Diese berüdt- 


Unter der mittleren Studienzeit ist die Zahl der bis 
zum erfolgreichen S Indien abschluß fatsadilich benö- 
tigten Fachstudienjahre zu verstehen. Im Hinblick 
auf teilweise überlange Studienzeiten und die Not- 
wendigkeit, die vorhandenen Studienplätze mög- 
lichst vielen. Studienbewerbern zur Verfügung zu 
stellen, sind RegelsLudienzeiten einzuführen. Bei der 
vorgesehenen Verkürzung der mittleren Studienzeit 
ist davon aiisgegangen worden, daß die ELnhaltung 
der Regelstudienzeiten im Zuge der Studieoreform 
zunehmend ermöglicht wird. Für die deutschen Stu- 
denten errechnet sidi für die jeweiligen Studien- 
gänge folgende durdhsdinittlidie mittlere Studien- 
zeit^): 

Durdhsdinittlidie mittlere Studienzeit 
— in Jahren — 


Stndiengänge '■) 

1970 

1975 

1980 

1985 

vier jährige 

.5,6 

5,5 

5,0 

4,5 

dreijährige 

3,5 

3,5 

3,5 

3,5 

Lehramts- 

4,8 

4,7 

4,2 

4,0 


(c) Personal 

Dem Ausbau der Personalkapazitäten im Hochschul- 
bereidi worden die in der folgenden Tabelle daige- 
leglen Personal richlwerte zugrunde gelegt. Eine zu- 
verlässige Beurteilung der Relation „Studenten — 
wissenschaftliches Personal" ist schwierig. Anders 
als im Schulbereidi sind die Lebrverpfliditungen für 
das wissenschaftliche Personal nicht eindeutig und 
allgemeingüUig festgelegt. Entsprechendes gilt für 
die Unterrichtsstoffe, deren Bewältigung zum Errei- 
dien der Studienziele erforderlich ist. Besondere 
Aufgaben erwachsen dem wissenschaftlLchen Perso- 
nal audi aus dem Bereich der Forsdiung. Darüber 
hinaus sind die Situationen in den einzelnen Fächern 
sehr versdiieden. 

Auffallend ist aber, daß die für das Jahr 1970 er- 
mittelte durdisdmittliche Relation „Studenten “ 
wissenschaftliches Personal" auch im internationalen 
Vergleidi in einigen Bereichen des Hochschulwesens 
günstig erscheint. 

Bei den ausgewiesenen Personalrelationen wird da- 
von aiLsgegangen, daß — unbesdmdet der Besonder- 
heit forscfaimgsintensiver Fachrichtungen und Ein- 


sichtigt alle Studenten: Abbredier, Fachwedisler und 
erfolgreidie Studeiilen. 

Die nach Fächergruppen di/ferenzierton Angaben über 
die mittleren Verweildauern, die zur Beredinung der 
Zahl clei deulsdien Studenten ver wendet werden, be- 
finden sich auf S. 114. 
ohne Medizin 

Die nad^ Fäthergnippea differenzierten Angaben über 
die mittleren Studienzeiten, die zur Bered^nung der 
Zahl der deutschen HochschuJfibsolvenlen verwendet 
werden, befinden sieh auf S. 114. 

') ohne Medizin 
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richlungen sowie kleiner Fädier — im Zuge der 
Stuf] ien re form und durch Medienemsatz gegenwärtig 
bestehende Mlftverhällnisse in der Persoiialielation 
beseitigt und IJntersdiiede in den veischiedoien 
Studienrichtungen ausgeglichen weiden. Ferner wiid 
angeirommen, daß die Lehrverpflid/itung der Hodi- 
sdiullehrer in vollem Maße der Sicherung des er- 
fordeiiidien Lehrangebotes zugute kommt, u. a. auch 
dadurch, daß Verwallungsaufgaben, die gegenwärtig 
nodi vom wissenschaftiictien Personal wahrgenom- 
men werden müssen, auf entsprechendes Personal 
übertragen werden. In einigen Sludienbereidien 
wird unter diesen Voraussetzungen audi eine Ver- 
minderung der Relation im Planungszei träum vor- 
gesehen. 


Relation Studenten bzw. Studienplätze — 
wissenschaiUidics Personal ') 



1 !97üh 

i97j 

19ti0 

[ 

19Ü5 

Medizin 

sechs] äliriges 





Studium 

2,8 

3,0 

3,0 

3,0 

dreijäliriges Studium . 

— 

10,5 

10.0 

10,0 

Natur- und Ingenieur- 
wissenschaften 





vierjähriges Studium 

7A 

7,6 

8.0 


dreijähriges Studium 

n;2 

j 1,0 

10,5 

10,0 

Lehramtsstudium .... 

8,7 

9,0 

10,0 

10,0 

Geisteswissensc haften 





vierjäh riges Studium . 

14.9 

15,0 

15.0 

15,0 

dreijähriges Studium . 

18,0 

16,0 

UvO 

16,0 

Lehiamtsstudium .... 

lü,5 

16,5 

15,0 

15,0 

Zentrale Einriditungen 

95,0 

90,0 

85.0 

80,0 


Das wissenschalthdie Perstaidl seivA sich derzeit ins- 
besondere zusammen aus Professoren, Dozenten, 
AssisteDZprofessoren, wissensdiaftlichen Assistenten, 
akademisdien Räten uud Kustoden, Lektoren und wi.s- 
sensdiaftüchen Angestellten. 

Die angecjebeneii Richtwerte dürfen — audr wenn sie 
wegen der notwendigen Koslcnrodmnngen mit Dezi- 
malst eilen a\isged rückt sind — in vielen Fällen noch 
nidit als abgesidierte und daher endciültig iestgeiegte 
Werte angesehen werden. 

‘) Mangels amtlic^ic^r statislisdier Ijiiterldgen für die Re- 
lationen in den einzelnen Fachergiuppen und in den 
Zeaitraien HiDridUungen für 1fJ70 sind die ausgewiese- 
nen Werte anhand vcjr Angaben des Wissenschaits- 
rates (vgl. Fnipfehlungen zum 2. Rahmenplan) ge- 
sdiät/t worden. 

Bei dem Richtwert wird davon ausgegangen, daß das 
wissensdiaflliche Personal für die Krankenversorguncj 
nur insoweit erfaßt wird, wie diese für die Aufgaben 
in Forsdiung und Lohrci er forderlich ist. 

b dazu gehören z. B. Rechenzen trurn, Bibliotheken und 
Verwaltung 


2. Struktur des Hochschulberelchs 

A ‘Ziele: 

Ziel der Neuordnung des Hochsdiulbereichs ist es, 
ein durchlässiges System von obgeslufteii, aulein- 
ander bezogenen Studiengungen und Studienab- 
sdilüssen zu .sdiaffen. Zur Frreidiung dieser Ziele 
müssen die bisher nach Zugangsvoraussetzungeii, 
Aufgaben und Rechtsstellung versdiicclenen Hoch- 
schulditen in einem neuen Modisch ulsystem zusam- 
mengefübrl werden: bestehende Hochsdiulen sind 
zu Gesamlhodrsdiulen auszubaueii oder zusammen- 
zuschließen oder unter Aufrechterhaltung ihrer 
reclitiidten Selbständigkeit durch gemeinsame Or- 
garie, insbesondere für die Studienreform, zu Ge- 
samt hocfusch ulen zu verbinden, ln Gesamt hodisdiu- 
len sind in den ctafür geeigneten Fachrichlungeri 
Studiengange mit untersdiieü liehen, zum Teil auch 
neuen Studienzielen vorzusehen. In den Fällen, in 
denen Gesamthochsdmlen nicht oder nodi nidit ge- 
bildet werden können, ist sicberzuslellen, daß die 
Hodischulen zur Erreichung der genannten Ziele 
Zusammenwirken f hierfür müssen geeignete Modelle 
entwickelt werden. Für die Neuplanung von Hoch- 
schulen gelten die gleichen Grundsätze. 

A Maßnahmcnr 

(1) Reform der Sludiengänge. 

(2) Hoch schul rahmen geset zgeb UJig des Bundes und 
Hodisduilgeselzgebung der Länder. 

(3) Ergänzende Maßnahmen der Länder unter Be- 
teiligung der Hochschulen. 

Zeüpletn: 

zu (1) bis (3) Organisation der Hociisthulen: 

Neuordnung der Stniktur des Hodischulbereichs ab 
sofort. 

3. Hochschulzugang 

A Ziele: 

Der erfolgreiche Abschluß eines studienbezogenen 
Bildungsganges, der zur allgemeinen Hodischulbe- 
reditigung lüh.rt, verleiht die Bereditigimg zum Stu- 
dium in allen SLudjengangen im Hochsdrulbereich* 

In den übrigen Bildungsgängen muß für die Beredi- 
tigung zum Studium an der Hochsdiule ein für das 
Studium erforderlicher Schwerpunkt und Leistungs- 
grad des Sekundarbereichs II vorliegen; dort kann 
die erworbene Sludienberechtigung bei entsprechend 
erw^eiterter Qualifikation ebenfalls zur allgemeinen 
Hochschulberechtigung führen. 

In Fächern mit Ziilassirngsbesdhränkungen mü.sson 
für die betroffenen Fädier von allen Studienbewer- 
bern besondere Voraussetzungen erfüllt werden, 

Die Sdiule ist flir die Verleihung der Studienberech- 
tiguiig zuständig. Die Festlegung der für die einzel- 
nen Studie ntjänge erforderlichen Sdiwerpunkte und 
Leistungsgrade i.si eine gemeinsame Aufgabe von 
Schule und Hochsdiule. ln Einriditungen des Sekun- 
darbereichs U, der Hochsdiule oder der Weiterbil- 
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düng muß die Möglidikeit gegeben sein, ergänzende 
Qualifikationen zu erwerben. 

A Maßnahmen: 

(1) JähiUdie Feststellung und VerÖffenllidumg der 
Zahl der Studienplätze, die an den einzelnen 
Hodischulen und in den einzelnen Sludiengän* 
gen zur VerfügTing stehen, durdi die Länden 

(2) Weite rführuJig der Untersuchungen zur Ermitt- 
lung der Ausbildungskapazitäten durch Bund, 
Länder und Hodischulen. 

(3) Ausbau der „Zenlralstelle für die Vergabe von 
Studienplätzen" zu einer überregionalen Infor- 
mations- imd Vermittlungsstelle für sämüidie 
Sludiengänge des Hocbschulbereichs. 

(4) Mitarbeit des Hochscbulbereichs bei der Ent- 
widelung von Profilen für den Sekundarab- 
Schluß II. 

(5) Entwiddung und Verwendung von Testverfah- 
ren als Hilfsmittel bei der Studienwahl. 

zu(l) Feststellung der Ausbildungskapazitäten: ab 
sofort, 

zu (3) überregionale Informations- und Vermitt- 
lungsstelle: ab sofort., 

zu (5) Testverfabren: ab sofort* 

4, Studienreform 

A Ziele: 

Neubestimmung und ständige Überprüfung der Stu- 
dienziele unter Berücksichtigung der wissensdiaft- 
lichen Entwicklung des Fachs und konkreter wissen- 
schaftsbezogener Tätigkeitsfelder als Kernstück der 
HochsdiuJreform, Auf dieser Grundlage sind die 
Sludiengänge inhaltlich und organisatorisch neu zu 
ordnen. Hierbei ist von der Notwendigkeit eines 
permanenten Lernprozesses auszugehen, in dem die 
Berufsvorbildung im Studium und die Weiterbil- 
dung — z. B. im Kontaktstudium — aufeinander be- 
zogen sind. 

Aufstellung inhaltlich und zeiüidi klar gegliederter 
Studienordnungen für die einzelnen Studiengänge. 
Unterschiedlidien Studienzielen entsprechend sind 
in den Fachgebieten Studiengänge zu entwickeln, die 
sich stufenweise zunehmend differenzieren; beste- 
hende Sludiengänge sind unter diesem Aspekt zu 
überprüfen und soweit möglidi inhallhcfa z:u ver- 
binden, Die Verbindung der Studiengänge einer 
Fachrichtung ist dadurdr herzustellen, daß entweder 
gemeinsame Studienabsdinilte geschaffen werden 
oder daß eia Studiengang auf dem anderen aiifbaut. 
Geeignete Ubergangsmöglichkeiten zwischen den 
Studiengangen sind herzustellen. Modelle für neue 
Studienformen (z. B. als Blockstudium, für Ergän- 
zungsstudien) sollen entwickelt und erprobt werden. 
Allgemein und besonders bei der Entwicklung neuer 
Studienformen sind organisatorische Regelungen 
anzustreben, die — z, B. durcii die Ausdehnung der 
Vorlesungszeit auf neun Monate im Jahr — eine 


intensivere Nutzung der Hochsdiuleinriditungen er- 
möglichen. Hierbei ist die für die Forschung erfor- 
derliche Zeit angemessen zu berüdcsidrtigen und zu 
prüfen, welche Auswirkungen die Ausdehnung der 
Vorlesungszeit auf die Studienförderung hat. 

Reduzierung überlanger Studienzeiten auf die ange- 
messenen Regelstudienzeiten im Zuge der Reform 
der Studiengänge* Die Einbeziehung bisher drei- 
jähriger Studiengänge in Gesamthochschulen darf 
nicht dazu führen, daß ihre Dauer allein wegen der 
Einbeziehung verlängert wird. 

A Maßnahmen: 

(1) Bildung gemeinsamer Sludienreformkommissio- 
nen durch die Länder unter Beteiligung der 
Hodischulen, der zuständigen staatlichen Stellen 
sowie von Sadiverständigen au.s der Berufs- 
praxis und dem Sdhulbereich. 

(2) Errichtung von Fachzentren für Hochschuldidak- 
tik in Hochschulen. Diese arbeiten mit der Zen- 
tralstelle für Curriculumforschung und Ci:rri- 
culumenlwickhing zusammen, 

(3) Aufstellung von Studienordnungen durch du^ 
Hochschulen für jeden Studiengang einschließ- 
lich der Kontaktstudien. 

(4) Sicherung der gegenseitigen Anerkennung von 
Zulassungsvoraussetzungen und Studienab- 
schlüssen zur Erleichterung des Übergangs zwi- 
schen Hodischulen und Studiengängen im Bun- 
desgebiet, 

(5) Koordination der Studienordnungen, Lehrveran- 
staltungeii, Praktika usw., insbesondere in den 
Studiengängen, an denen^ wie z. B. hei der Leh- 
rerausbildung, verschiedene Fachbereiche mit- 
wirken. 

(6) Neufestlegung von Ziel und Inhalt der beste* 
henden Studieiigänge, insbesondere mit der 
Zielsetzung, daß der den Lernzielen entspre- 
chende Stoff in bestimmten Regelstudienzeiten 
erarbeitet werden kann. 

(7) Fortentwicklung und Einrichtung neuer drei- 
jähriger Studiengänge in Zusammenarbeit von 
staatlichen Stellen und Hochschulen, 

(8) Entwicklung und Erprobung von Modellen zur 
intensiveren Nutzung der Hochschuleinrichtun- 
gen, insbesondere durch Erweiterung der Vor- 
lesungszeit auf neun Monate, 

A Zeitplan, quaniitalive Auswirkungen: 

zu (I), (3) bis (7) Studienreform: 

Einsetzung der Studienreformkommissionen sowie 
Entwicklung neuer dreijähriger Sludiengänge ab 
sofort, 

Allgemeine Verwirklichung der grundlegenden Re- 
formmaßnahmen bis 1975, 

zu (2) Fachzentren: 

Einrichtung der Fachzentren für Hochschujdidak- 
tik ab sofort. 

Für den .Ausbau ist mit folgenden Werten gerechnet 
worden: 12 Fachzentren für Hochsdiuldidaklik mit 
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insgesamt 120 Stellen für Wissensdialtier ur\d 120 
Stellen für tedmisdies Personal, Sdireibkräfle usw. 
sowie entsprechende Sadnniltel. 

zu (S) Intensivere Nutzung der Hochsdiuleinridi- 
timgen; 

Erprobung von Modellen ab sofort. 


5. Studiendauer 

A Ziele: 

Bestimmung der Zeiten, Ln denen ein Absdiluß im 
jeweiligen Studiengang in der Regel erreicht werden 
kann (Regelstudienzeil), in Studien- und Prühings- 
ordnungen. Die Einhaltung der Regelstudienzeit 
setzt voraus, daß dem Studenten ein entspredhendes 
Lehrangebot gemacht wird und die Prüfungsanfor“ 
derungen darauf abgestinunt werden* Soweit dies 
im Zuge der Studien re form und des Hochsdiulaus- 
baus erreicht ist, kann von den Studenten grund- 
satzlidi die Einhaltung der Regelstndienzeit erwar- 
te! werden, da überlange Studienzeiten auf Kosten 
anderer Studienwilliger zu einem Fortdauern von 
ZuJassungsbesdirankungen und zu erheblichen zu- 
sätzlichen Kosten führen. 

A MaßnaJ^men: 

(1) Verbesserung der Studienberatung. 

(2) Entwiüüung geeigneter Verfahren zur Einhal- 
tung der Regelstudienzeit — bzw* zur Einhal- 
tung einer befristeten Verlängerung — , wenn 
dies iiadi dem Stand der Studienreform und der 
Verbesserung des Lehrangebots gerechtfertigt 
ist; soldie Verfahren müssen in Studien- und 
Prüfungsordnungen vorgesehen und gesetzlich 
gesidiert werden. 

(3) Hierbei sind Ausnahmeregelungen für befristete 
Verlängerungen der Studienzeit z. B* bei 
Krankheit, bei einer Tätigkeit m der HochschuL 
Selbstverwaltung \md bei einem Studium im 
Ausland vorzusehen. 

A Zeitplan: 

zu (2) RegelsLudienzeiten: 

Anwendung des Verfahrens nach Durchführung der 
Reformmaßnahmen in den einzelnen Studiengängen. 


6. Aufbaustudium 

A Ziele: 

Einrichtung von Aufbaustudiengängen, insbesondere 
[ür die Heranbildung von wissensdiaftlichem Nada- 
wudis. Aüfbaustudiengänge sollen den Absolventen 
der vierjährigen Studiengänge offenstehen, die ihr 
Studium mit einem qualifizierten Abschluß beendet 
haben. 

Besonders ausgewiesenen Absolventen dreijäliriger 
Studiengänge ist die Möglichkeit zu bieten, in zu- 
sätzliäien verkürzten Studien die AbsdilußciualifL- 
kation eines vierjährigen Studienganges zu erwer- 


ben und damit die Voraussetzungen für das Aufbau- 
studium nachzuweisen. 

A Maßnahmen: 

(1) Entwicklung und Einrichtung von Aufbaustu- 
diengängen im Zusammenwirken von Ländern 
und Hochsdiulen* 

(2) Ausbau der Graduiertenförderung, 

A Zeitplan, quaniiiaiive AuswjV/cLLngeD : 
zu (1) Aufbaustudiengänge: 

Eütwjcklung und Einführung von Aufbaustudien- 
gängen ab sofort. 

zu (2) Graduiertenförderung: 

Ausbau der Graduiertenförderung. 

Graduiertenfördeiung wird in der Regel für 2 Jahre 
gewährt *)* 


7* Fernstudium und alternierende Studiengänge 

A Ziele: 

Prüfung der Möglicbkeilen zur Einrichtung von 
Fernstudien im Medienverbund sowie von alternie- 
renden Studiengängen; gegebenenfalls deren Ein- 
führung. 

A Maßnahmen: 

(1) Abkommen zwischen Bund und Ländern zur 
Vorbereitung von Fernstudien im Medieaver- 
bund^), 

(2) Entwicklung und Einführung von alternierenden 
SLudiengängeu im Zusammenwirken von Län- 
dern und Hochschulen. 

A Zeilphn: 

211 (l) Fernstudien im Medienverbund: 

Abkommen zwischen Bund und Ländern ab sofort. 

Nach Überwindung der Anlaufphase wird eine ver- 
besserte Nutzung der Räume in den Hochschulen er- 
reicht werden. Ob und inwieweit Fernstudien im 
Medienverbund zu einer Entlastung des Personals 
der Hochschulen führen werden und zu einer Ver- 
wirklichung der angestrebten Regelsludienzeiten bei- 
tragen können, läßt sich zur Zeit noch nicht über- 
sehen. Audi die Auswirkungen auf die Studenten- 
zahlen lassen sich gegenwärtig im einzelnen noch 
nicht ejuantifizieren; für den Planungszeitraum kann 
davon ausgegangen werden, daß im Jahre 1980 etwa 
2 und im Jahre 1985 etwa 5 "/o der Gesamtzahl der 
Studenten an Fernstudien im Medienverbund teil- 
nehmen. 

zu (2) Alternierende Studiengänge: 

Entwicklung von alternierenden Studiengängen ab 
sofort, Einführung ab 1973. 

') wurde mit vorläufiq 10 000 Geförderter ab 

1973. 

-J Im Hinblick auf die Beratungen der Regierungschefs 
ist eine endgültige Formulierang noch nicht möglich. 
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8. Kontaktstudfum 

Kontaktstudien sind ein Teil der Weiterbildung. Sie 
sollen die bei der rasdien EntwjckJung der Wissen- 
schaften notwendige Weiterbildung ermöglichen und 
damit dazu beitragen, die Dauer des Erslsludiums 
angemessen zu begrenzen. 

A Ziele: 

Einrichtung von Kontaklstudien für Hodiscliulabsol- 
venten, um diese in geeigneten Abständen über 
die Entwicklungen in den Wissenschaften zu ircfov- 
raieren und Spezialkenntnisse zu vermitteln. 

A Maßfiahmen: 

(!) Entwicklung von überregional koordinierten 
Kontaklstudien im Zusammenwirken von staat- 
lichen Stellen und Hochschulen unter Beteili- 
gung von Berufsverbänden und Einrichtungen 
der Weiterbildung. 

(2) Sdiaffung von Konlaklstellen für wissenschaft- 
liche Weiterbildung im Hodi.schulbereidi, insbe- 
sondere zur Entwicklung und Durchführung von 
Konlaktstudiengängen, 

A ZQÜpiaa, quantitntive Auswirkungea . 
zu (1) und (2) Kontaktstudium: 

Entwicklung von Kontaktsludiengängen ab soforb 
Einführung bis spätestens 1975. 

Es ist mit folgenden Werten geredmet worden: 

Kontaktstudenlen 

— in Vo des Voraussicht liehen Bestandes der 
Erwerbspersonen mit abgesdilossener 
Hochsdiulausbildung *) — 


1976 I 1980 

1 

] 1985 

O 

o 

60 


ohne Berücksichdgung der Absolventen des jetzigen 
Fachhodisdhulbereidis sowie aussdiiie blich der Lehrer 


Dabei wird untersleUt, daß dieser Anteil der Er- 
werbspersonen mit einer abgeschlossenen Hoch- 
sdiulausbildung ira Durchsdinitt alle fünf Jahre für 
drei Wochen an Kontaktstudien Leilnimmt. Ferner 
wird eine Ausnutzung der Kontaktsludienplälze von 
ca. 36 Wochen im Jahr angenommen. 

Für die VerwirkUdiung des Kontaktstudiums wird 
die Einführung von Fernstudien im Medienverbund 
auch cfuantitativ besondere Bedeutung haben. 


9. Studienabschfüsse 

A Ziele: 

EinJührung des Diplomgrades für jede erste beruJs- 
qualifizierende Hochschulprüfung und jede ein Hodi- 
schulstudium abschließende Staatsprüfung. 


Angemessene Anforderungen an die Qualität der 
Promotion, insbesondere als VoraussetZAing für die 
Einstellung der Assistenzprofessoren. 

A Maßnaljmen: 

(1) Enlsprediende Änderung der Prüfuugsvor.scUrif- 
len im Zusammenwirken von staatlichen Stellen 
und Hodischulen. 

(2) Ausbau der Graduiertenförderung, 

A Zeitplan: 

zuf/j Prüfungsvorschriften : 

Bei neuen StudUengängen sofort, ümslellung in an- 
deren Bereichen bis 1975. 


10. Forschung in der Hochschule 

A Ziele: 

Neubesiiminung der Verbin<lung von Forschung und 
Lehre ioi Hochsdiulbereich. Eine fsolierung der For- 
schung oder der Lehre würde den Gehalt des wis- 
sensdiaftlichen Unterrichts und damit die Ausbil- 
dung der Studenten, aber auch die Gewinnung des 
wissenschaftlidtien Nachwuchses gefährden. Anderer- 
seits kann die Forschung die aus der Lehre hervor- 
gehenden fnipulse nicht entbehren. In ihrem Ver- 
hältnis zueinander müssen Forschung und Lehre je- 
doch neu geordnet werden. Hierbei sollte auch die 
Verbindung zwischen der Hodisdiulforsduing und 
der Praxis intensiviert werden, 

Konzentration der Forschungseinrichtungen und 
-mjttel, insbesondere bei der Schaffung von Gesamt- 
hodisdhulen, angesichts der wadisenden Differenzie- 
rung und Aufwendigkeit der Forsdiung. Der Ausbau 
der Ausbildungs- wie der Forschungskapazitäten 
muB sidi weitgebend nach ihren jeweils eigenen 
Sachgesiditspunkten richten, aber auch die Bedeu- 
tung der Hodischulen und ihrer Forschung für die 
regionale Entwicklung berücksichtigen, 

Sicherung des Grundsatzes, daß den an einer Hodi- 
schule Lehrenden nach Maßgabe ihrer Aufgaben- 
stellung die Gelegenheit zur Durchführung von wis- 
senschafUidien Vorhaben — gegebenenfalls außer- 
halb der eigenen Hochschule ■ — ^ zu eröffnen ist. Die 
Beteiligung des HochsdauUehrers an der Forschung 
im einzelnen ist vor allem auch im Zusammenhang 
mit den Lehraufgaben zu ordnen. 

Finanzielle Sicherung der Forschung im HochsdiuL 
bereich. 

Zusätzliche Finanzierung durch Einrichtungen der 
Forsdiungsförderung. 

Weitere Entwiddung von Sonderforschungsberei- 
chen, in die auch Forschungseluriditungen außer- 
halb der Hochschulen einbezogen werden können 
mit dem Ziel, die Forschung zu intensivieren, Perso- 
lud, Einrichtungen und Mittel zu konzentrieren und 
die Abwanderung der Forschung aus den Hochschu- 
len zu verhindern. 
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A MüBiiühmCit: 

(1) Maßnahmeo zur Sicherung der Hodisdiulfor- 
sdiung im baulichen, apparativen, organisatori- 
schen und personellen Bereidi, 

(2) Eruiittlung und haushaltsmäßige Sidierung der 
erforderljdhen Ausstattung des Hodischulbe- 
reicbs für die Forsdiung; die Forsdiungsmittel 
müssen hierbei baushaltstedi.nisd'i gesondert 
ausgewiesen werden, 

(3) Zusammenarbeit von Staat und Hochsdiulen bei 
der Bestimmung überregionaler Forschungs- 
schwerpunkte. 

(4) Koordinierung von Forsdiungsvorhabeu. Kon- 
zentration vorhandener Forschungseinrichtua- 
gen und -mittel, Bestimmung von interdiszipli- 
näreo Forschungsschwerpunkten in den Hoch- 
schulen (F'orschungsplanung), 

(5) Entwicklung von Grundsätzen zur Feststellung 
der Effizienz des Mitteleinsatzes. 

(6) VeröffentUdiung der Forsdiungsergebnisse, in 
der Regel auch bei Verlragsforschung. 

A ZGilpIan, quonlitative i4Lf5wj7!(L[ngen : 

?u (1} bis (6) Planung und Organisation der For- 
schung: ab sofort. 

Der finanzielle Bedarf der Forsdiung ist in einem 
gewissen Umfang global in dem Annahmen für die 
Personal-, Fladren- und Kostenrichtwerte des Ter- 
tiären Bereichs berudcsiditigt. Differenzierte An- 
gaben sind zur Zeit nicht möglidi, da entsprechende 
Kaushaltstedhnisdie Aufgliederungen fehlen. 

11, Aufgaben der Hochschullehrer 

A Ziele: 

Konkretere Bestimmung der Aufgaben in Forschung, 
Lehre und anderen Bereichen für den einzelnen 
Hodisdiullehrer. Die FesUegungen müssen in ange- 
messenen Abständen überprüft werden, 

A Maßnahmen: 

(J) Festlegung der Art und des Umfangs der Lehr- 
verpflichtungen hei der Einstellung oder Über- 
nahme auf der Grundlage von allgemeinen, 
jedoch nach Fadiriditungen und Lehrfunklionen 
differenzierenden Riditlinien der Einslellungs- 
behörde unter angemessener Berücksichtigung 
der Aufgaben in Forschung und Verwaltung. 

(2) Neubestirrunung der Lehrverpflichtungen für 
die bereits vorhandenen Lehrkräfte auf der 
Grundlage der unter (l) genannten Richtlinien, 
insbesondere soweit dies auch die Umgeslallung 
der Sludiengänge gebietet, 

(3) Sicherung der Einhaltung der getroffenen Re- 
gelungen durch die Hochschulen und die Ein- 
stellungsbehörden, 

A Zeitplan: 

zu (1) bis (3) Neuregelung der Aufgaben der Hoch- 
schullehrer: ab sofort. 


1 2. Hochschulbaumaßnahmen 

A Ziele: 

Orientierung der Baumaßnahmen an den bildungs- 
polilisdien Zielsetzungen des Bildungsgesamtplans 
bzw. den Rahmenplanen nadi dem Hochschulbau- 
förderungsgesetz. Vorrangig sind dabei Bauvorha- 
ben für die. Sicherung der Mindeslkapazität in den- 
jenigen Ausbildungsbereichen und für diejenigen 
Forsebungsvorbaben, die für dje Gesellsdiaft von 
besonderer Bedeutung sind. 

Anwendung verbindlicher fädierspezifischer Flä- 
chen- und Kostenriditwerte beim Ausbau und Neu- 
bau von Hochschulen. Bei der Ermittlung der Flä- 
chen rieht werte ist von einer optimalen Nutzung der 
Räume auszugehen. 

Standardisierung der Planung und der Durchführung 
von Bauvorhaben. 

A Maßnahmen: 

(1) Konkretisierung des notwendigen HodischuL 
ausbaus im Verfahren nach dem Hodisdiulbau- 
förderungsgesetz. 

(2) Festlegung von Flädien- und KosteurJehtwerten 
durch den Plajiungsau.s.schuß nadi dem Hoch- 
schulbauforderinigsgeselz, 

{3) Vereinheitlichung qualitativer Anforderungen 
an Gebäude und Einriditungen durch die An- 
wendung aufeinander abgestimrater Systeme. 

(4) Verkürzung des Genehmigungsverfahrens. 

(5) Bessere Nutzung der Hodischuleinriditungen, 
insbesondere Optimierung der Raumnutzung 
durch zentrale Verwaltung und Zuweisung der 
Räume in der Hochschule. 

(6) Bereitstellung der für die Verwirklichung der 
Maßnahme nach (5) erforderUchen Personal- und 
Sadimittel. 

A Zeiiplün: 

zu (l) bis (6) Hochschulausbau: ab sofort. 

Iß. Studentenwohnraumbau 

A Ziele: 

Schaüung bedarfsgerechter Wohnungsmöglichkeiten 
für Studenten ln quantitativer und räumlicher Ab- 
stiouiDu.ug mit dem Ausbau des Hochschulbereichs. 

A Maßnahmen: 

(1) Feststellung des Bestandes an Studenten wohn- 
raumplätzen und seiner örtlichen Verteilung, 

(2) Überprüfung und Differenzierung der bisherigen 
Annahme zum Bedarf an Sludentenwohnraum- 
plälzen, besonders im Hinblick auf 

— die stärkere räumliche Didite des für die Zu- 
kunft vorgesehenen Hodischulsyslems 

— das Verhältnis zwischen Wolioraumangebot 
und Wohnraum nach frage an neuen Hoch- 
scbul Ständer Len 

— die Lage der verheirateten Studenten. 
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(3) Entwidclung von Ausbauprograininen für die 
einzelnen Hodisdiulorle. 

(4) Sidierung des Finanzbedarfs. Hierbei wird die 
Finanzleningskonzeption neu zu überdenken 
sein. 

A Z^Wplan, quQnUiative Auswirktingen: 

zu (}) und (2) Bestandsermittlung: Daueraufgabe ab 
sofort. 

zu (3) Ausbauprogramm: ab sofort. 
zu (4) Fiaanzbedaif: 

Es ist mit folgenden Werten gerechnet worden: 


Aasbanprogramm für Studentenwohnraumbau 
— in Vo der Studenten — 


1970 

1975 

1980 

1985 ' 

10 

10—15 

15—20 

20—25 


Bei entsprechenden RationoJisierungsmaBnahmen 
werden für djie Sachinvestitionen eines Studenten- 
wohnraumplatzes 20 000 bis 25 000 DM in Rechnung 
zu stellea sein. An der Finanzierung ist die öffent- 
lidie Hand von 1970 bis 1974 mit insgesamt 80%, 
ab 1975 mit 90 % beteiligt. 


14. Planung In den Hochschulen 

A 2/efe: 

Verbesserung der personellen und sachlichen Aus- 
stattung der Hochsdiuien für ihre wadisenden Auf’ 
gaben m Planung und Verwaltung. Mitwirkung der 
Hochsdiülen an der Planung ihres Aufbaus durch 
die Aufstellung eigener Entwiddungspläne unter 
Berüdcsichtigung der Planungen von Bund und Län- 
dern. 

A Maßnahmen: 

Schaffung von Tnformations- und Planungseinridi- 
tungen der Hochschulen; Bereitstellung entsprechen- 
der Personal- und Sachiniltel einschließlich der Mit- 
tel für die Statistik. 

A Zeitplan: 

Planungseinrichtungen: 

Schaffung und Ausstattung der Planungseinrichtua- 
gen ab sofort, soweit noch nicht geschehen. 


15< Regionale Verteilung der 
Ausbildungskapazitäten 

A Ziele: 

Schaffung eines regional ausgeglidienen Angebots 
an Studienplätzen mit dem Ziel, der Bevölkerung 
in allen Regionen gleiche Bildungschancen zu geben. 


A Maßnahmen: 

Steigerung der Ausbildungskapazitäten in Gebieten 
mit relativ geringem Sludienplatzangehot. 

A Zeitplan: 

Verwirklichung bis 1985- 


C. Weiterbildung 

1. Ausbau und Organisation 
eines Weiterbildungssystems 

A Ziele: 

Förderung des Auf- und Ausbaus eines Weiterbil- 
dungssyslems zu einem Hauptbereidi cies Bil- 
dungswosens als öffentliche Aufgabe, auch wenn 
der einzelne für seine persönJidie Weiterbildung 
selbst die Initiative erbringen muß. Bund. Länder 
und Gemeinden sorgen im Rahmen ihrer Zustan- 
digkeil für ein ausreichendes, den modernen Er- 
kenntnissen entsprechendes Angebot an Bildungs- 
maßnahmen, Die nicht-öüenllichen (freien} Träger 
werden bei entsprediender Leistung gleidiberedbtigt 
an allen Maßnahmen und Einrichtungen sowie an 
der öffenlHchen Förderung beteiligt. 

Sdiaffung eines breit gefädierten Bildungsongebotes 
in der Weiterbildung. Die zahlreidien InitiaUven. 
und Aktivitäten der versdüedenen Bildungstrager 
koBimen dieser Forderung entgegen. Es muß jedoch 
durch eine institiitionalisierte Zusammenarbeit ein 
Mindestmaß an Systematik und übersieh tlidikeit 
skhergesteilt sein. Die Bereiche der beruflichen, all- 
gemeinen und politischen Bildung sind im Zusam- 
menhang zu sehen. Eine derartige Konzeption steht 
nicht im Widerspruch zur pluralistisdien Struktur 
der Träger poliLisdier Bildung. 

A MdiJnahmen: 

(1) Aufbau, Ausbau und Förderung eines leistungs- 
fähigen Weiterbildungssystems müssen von 
dem bereits Bestehenden au.sgehen und unter 
öffentlicher Verantwortung das Angebot an ßil- 
dungsmaßnahmen erweitern. Das gilt besonders, 
wenn im Rahmen der Einführung des Bildungs- 
Urlaubs eine verstärkte Nachfrage nadi Weiter- 
bildungsveranstajtungen auftritt, 

(2) örtliche Koordination der Weiterbildung, gege- 
benenfalls auf der Grundlage einer gesetzlichen 
Regelung unter Wahrung der Rechte der kom- 
munalen Selbstverwaltung. Die kommunale 
Selbstverwaltung ergreift Initiativen zur Zu- 
sammenarbeit und zur Abstimmungr soweit 
nicht anderslautende Landesregelungen beste- 
hen. 

Es sollen lükaEregionale Koorperationsgretnien 
gebildet werden, in denen alle Stellen, die Wei- 
terbildung betreiben (audi Hochschulen, Fach- 
schulen, Einrichtungen des derzeitigen Zweiten 
Bildungsweges. Betriebe, Umschulungszentren, 
Bibliotheken, Bildstellen und Arbeitsämter), zu- 
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sammenarbeilen, um die Programme gegensei- 1 
tig abzusljmmen. 

Etwa halbjährlich sollen Weiterbildungsver- | 
zeidinisse auf lokal-regionaler Ebene in Zu- 
sammenarbeit mit den Mitgliedern der Koope- 
rationsgrenvien erstellt werden. 

Bund, Länder und Gemeinden sollen ihre Zu- 
wendungen an Weiterbildungsorganisationen 
und -einriddungen von deren Mitarbeit in lo- 
kaJ-regionalen Kooperationsgremien abhängig 
madien. 

(3) Erriditung von ,, Kontaktstellen für wissensdiaft- 
liche Weiterbildung" in GesaniÜiodisdiülen 
oder Hodischulregionen. Sie vertniUeln Teilneh- 
mer, Lehrkräfte und Räume. Ihre Aktivität er- 
streckt sidi insbesondere auf 

— Zusammenarbeit mit den übrigen EiujichtULQ- 
gen der Weiterbildung zur Deckung der all- 
gemeinen Nachfrage nadi wissenschaftlicher 
Weiterbildung 

— Veranstaltungen außerhalb der Hochschulen 
für Hochschulabsolventen in einem Spezial- 
fach: dargeboten z. B. durch Berufs verbände 
in Verbindung mit entsprechenden Fach ei n- 
riditungen (Krankenhäusern, Forschungsein- 
richtungein Modellsdiulen usw.) 

— .systematisdi und auf gewisse Dauer ange- 
legte Studien innerhalb der Hochschulen 
für Ilodischulabsolventen (Kontaktsludien- 
gänge). 

(4) Bildung von Koordinationsgremien der Weiter- 
bildungsorganisationen von überregionaler Be- 
deutung auf Landesebene. 

(5) Abstimmung der Kriterien zur Fernunterridhts- 
kontrolle zwi.sclien den auf Bundesebene beste- 
henden öffenüidien Einrichtungen. 

(6) Errichtung einer zentralen Einrichtung zur För- 
derung und Dokumentation der Curriculumfor- 
schung und -entwicklung im Bereich der Weiter^ 
bildung, soweit nidit das Bundesinstitut für Be- 
rufsbildungsforschuag zuständig ist. 

(7) Einsetzung einer ständigen Kommission (Ar- 
beitsgruppe) für institutionelle Bildungsförde- 
rung. Ihr sollen Vertreter des Bundes, der Län- 
der, der Bundesanstalt für Arbeit und der Kom- 
munalen Spitzenverbände angehören. Die Kom- 
mission soll sich mit folgenden Fragen befassen: 

— Koordinierüng der öffentlichen Finanzierung 
von Einrichtungen der Weiterbildung 

— Erarbeitung von einheitlichen Kriterien bei 
der Vergabe Öffentlicher Mittel. 

A Zeitplon, quantilotive Ausv/irkungen: 

zu (2) Lokal-regionale Koordination: 

Vorbereitung der gesetzlichen Regelung ab sofort. 


Hauptamtlidie Mitarbeiter 
auf lokal-regionaler Ebene 


1975 

1980 

1985 

500 750 I 000 >) 


Rediengrundlage: 1 Mitarbeiter auf durdisdmittlidi 
60 000 Hinwohner bis 1985. 


Lokal-regionale Kooperationsgremien: Aufbau ab 
sofort. 

Herausgabe der Weiterbildungsverzeichnisse auf 
lokal-regionaler Ebene: ab sofort. 

Auflage zur Kooperation bei der Vergabe von Zu- 
wendungen: ab sofort. 

zu (3) Kontaktstellen für wissenschaftliche Weiter- 
bildung: 

Abschluß des bereits eingeleiteten Aufbaus bis 1975 
bei bestehenden Hochschulen; Berüdcsichtigung bei 
der Aufbauplanung neuer Hochschulen. Für jede 
Einrichtung werden etwa zwei wissensdiaftlidie Mit- 
arbeiter und zwei Verwaltungsangestellte benötigt. 

zu (4) Koordinationsgremien auf Landesebene: Auf- 
bau ab sofort. 

zu (5) Abstimmung der Kriterien zur Femunter- 
richtskontrolle: ab sofort. 

zu (6) Zentrale Einjiditung: Empfehlung der Er- 
richtung ab sofort. 

Für die Kosten der Zentralen Einrichtung einschüeß- 
lidh Curriculum entwicklung ist mit folgenden Wer- 
ten gerechnet worden: 

Kosten der Zentralen Etnrlchlung 
--konstante Preise, Basis 1970, in Millionen DM “ 


1973 

1975 

1980 

1985 

2 

7 

10 

12 





1973 

1 1^75 1 

I960 ] 

1965 

— in Müo — OM 

Personalausgaben .... 

1 

2 

3 

4 

Sadiausgaben 

0,5 

0.8 

1 

2 

Projektkosten 

0,5 

4,2 

6 

6 


zu (7) Kommission für institutionelle Bildungsför- 
derung: Errichtung ab sofort. 
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2. Welterblldungsplätze 

A Ziels: 

Einriditung eiaer ausreichenden Zahl geekjneler 
WeilerbildungspläUe für den lokdl-regionaLen und 
überregionalen Bedarf, wobei überlieferte LehrmiL- 
tel ebenso wie neue Bildungstedinologien zu nutzen 
sind. Die bereits zur Verfügung stehenden Platze 
sind einzu beziehen 

(1) Sicherung des Auf- und Ausbaus, der Anstauung 
und des Unterhalts von Weiterbildungseinrich- 
tungen. Die vorhandenen Kapazitäten (z, ß. audi 
an Schulen und Hochschulen) sind optimal zu 
nutzen: bei Baumaßnahmen ist dem Grundsatz 
der möglichst vielseitigen Verwendbarkeit 
Rechnung zu tragen. 

(2) Vergrößerung des Angebots an Weiterbildungs- 
plätzen für den lokal-regionalen Bedarf zur 
Durdiführung von kurzfristigen Bilduogsmaß- 
nabraen als Vollzeit- und Teilzeilveranstaltun- 
gen. Bei den Vollzeitveranstaltungen wird es 
sich z. B, um BildungsveranstalLungen im Rah- 
men des Bildungsurlaubs handeln. 

Es müssen Unterrichts- und Arbeitsräume, ein 
Vortragsraum, eine Bibliothek, Räume mit den 
technischen Einriditungen und Hilfsmitteln zum 
Selbsllernen (z. B. Spradilabors, Lempro- 
gramme, Fachzeitschriften) und Fadiräume zur 
Verfügung stehen. 

Es kann notwendig sein, für die Durchführung 
der Weiterbildung eigene Bildungsstätten zu er- 
richten. 

(3) Einrichtung von Plätzen für lüngerdauemde 
Vollzeitlehrgänge für den überregionalen Be- 
darf. Dabei wird es sich z. B. um Fadischulen, 
Kollegs des derzeitigen Zweiten Bildungs- 
weges und Gewerbeförderungsanstalten han- 
deln. 

(4) Schaffung geeigneter MöglicFikeiten durdi bau- 
liche Maßnahmen zur Ausbildung oder Umschu- 
lung für alle Behinderten im Bereich der beruf- 
lichen Weiterbildung. Es soll ein bundesweites 
System von Reh abiliUitionseui rieh tun gen aus- 
gebaut werden, das alle Teilbereiche der Reha- 
bilitation einbezieht. 

Neben den erwachsenengerechten Ausbildungs- 
möglichkeiten zur Vermittlung praktischer und 
theoretischer Kenntnisse müssen in den Reha- 
bilitationseinrichlungen die Voraussetzungen 
für eine ausbildungsbegleilende Heilbehand- 
lung, zur psychologischen und sozialen Be- 
treuung und zur sportlidien Betätigung der Re- 
habilitanden vorhanden sein. 

A Zeitplan, L}iia}ititütive Aaswifhunip-]] . 

ZU (2) Weiterbildungsplätze lui kurzfristige ßil- 
dungsmaßnahmen: 


Da keine planungsrelevanten Daten vorhanden 
sind, handelt es sidi im folgenden um grobe Schät- 
zungen. 

Es wird hier davon ausgegangen, daß zusätzliche 
Plätze für Teilzeitveranstahungen erforderlich, z. Z. 
aber wegen unzureichender statistischer Unterlagen 
nicht quanlifizierbar sind. Für Vollzeitveranstaltun- 
gen sollen bis 1985 etwa 160 000 Plätze^) zur Ver- 
fügung stehen. Dabei wird davon ausgegangen, daß 
bis 1935 rd, 120 000 Weiterbildungsplätze vorhan- 
den sein werden; diese Plätze werden u. a. in zu- 
künftigen Schul- und Hoc3ischulbauien sowie in Bau- 
ten der nidrt-öffentlic^ien Träger bereitslehen. Die 
restlichen 40 000 Plätze -) sind nach folgendem Zeit- 
plan zusätzlich einzurichten: 


Weilerbildungsplätze für kurzliislige 
Bllduagsmaßnahmen 


' 1975 

1 1930 I9R5 

10 000 

15 000 15 000 


zu (3) Weiterbildungsplätze für längerdauemde 
Vollzeitlehrgänge: 

Da auch hier planungsrelevanle Daten fehlen, kann 
der zusätzliche Bedarf bis 1935 nur geschätzt wer- 
den. 

Zusätzliche Weiterbildungsplätze für 
längerdauemde Vollzeitlehrgänge insgesamt 


1 

bis 1975 

bis 1980 

1 bis 1985 

Alleruattve I 1 

20 000 

60 üOü 

95 000 

Alternative 1 1 

15 000 

40 000 

60 000 

Die LnvesLitioüskosten 

werden zu etwa 

50 ® (1 von 


der öffentlichen Hand aufzubringen sein. 

zu (^) Beruflidie Rehabilitation: 

Der zusätzliche Bedarf bis 1975 im Bereidi der 
Berufsförderungswerke (überbetriebliche Einrichtun- 
geu zur Umsdiulung behinderter Erwachsener) wird 
zunächst auf 7 000 Plätze geschätzt. 

Plätze für die beruflidie Rehabilitation 
von behinderten Erwachsenen 


1970 1975 19B0 19S5 


4 000 11 000 12 000 12 ÜÜO 


0 Die laufenden Kosten für einen VVeiterbildungsplatz 
betragen schätzungsweise pro Jahr 6000 DM, Uber den 
Anteil der öffentlidien Hand an diesen Ausgaben 
können z. Z. keine Aussfigcm gemacht werden. 

-) Die Ijiveslinonskofiten werden aul rund 20 000 DM 
je PI dt/ yesi-hdt/t. 

r^ie Investitionskosten für emen Platz dieser Art wei- 
den auf 25 000 DM geschätzt. 
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3. Curricula für die Weiterbildung 

A Ziele: 

EinfübiTung erwachsenenspezifisdier Curricula nn 

Bereidi der Weiterbildung. 

A Maßnahmen: 

(1) Entwicklung von Curricula^ die zur Verwen- 
dung in einem „Baukastensystem'' geeignet 
sind. Die einzelnen Kurse sollten auteinaTider 
bezogen und miteinander kombinierbar sein. 
Das gilt insbesondere für diejenigen Bereiche 
der Weiterbildung, in denen formale Ab- 
schlüsse erreicht werden sollen, wie z. ß. beim 
Nachholen von Abschlüssen der beiden Se- 
kundarbereiche oder beim Erwerb von beruf- 
lichen Qualifikationen. Dieses System eignet 
sidi audi für Ajujebote iro Rahmen des ßü- 
diingsurlaubs. 

(2) Angebot gleichwertiger BaukasteneinJieiten für 
Vollzeit- und Teilzeitunterricht einsdiließlich 
des Medienunterrichts. Die Austausdibarkeit 
der Lerneinheiten soll durch Mindeststandards 
und Anerkennungsverfahren gesidterl werden. 
Die gegenseitige .Anerkennung der Abschhiß- 
zertifikate durch die versdiiedeneu Träger ein- 
sddießLidi der öffentlichen Weiterbildungsstäl- 
len (z, B. Abendgymnasien, Fadischulen) ist zu 
gewährleisten. 

Das Baukastensystem soll die Bündelung von 
nadheinander oder gleichzeitig zu erwerbenden 
Teilqualifikationen (Zertifikaten) zu einer Ge- 
samtqualifLkatjon ermöglichen. Durch Intensi- 
vierung des Beratungswesens soll das Bau- 
kastensystem für den einzelnen überschaubar 
gemacht werden. Dip Einführung eines Bildungs- 
passes soll geprüft werden. 

(3) Zusammenarbeit der zu grundeiKien Zentralen 
Einrichtung, lies BundesinsLituts für Berufsbil- 
dungsforsdiung, der Bundeszentrale für poli- 
tische Bildung und der Zentralstelle für Curri- 
culum forsdiung und -entwicklung bei der Ent- 
wicklung der Curricula für die Weiterbildung. 

4 ZeiipJon: 

(!) bis (3) Curriculumentwicklung: ab sofort. 


4. Weiterbildungspersonal 

A Ziele: 

Verstärkung und bessere Ausbildung des Weiter- 
bildungspersonais. 

A MaQnahmen: 

(1) EestsLellung von Bestand und Bedarf an Lehr- 
kräften, Verwaitungs- und technisdiem Perso- 
nal sowue der aul die öffenthdbe Hand entfallen- 
den Personalkosten. 


(2) Abstimmung von Bund, Landern und Gemeinden 
über Vorbildung, Ausbildung. Qualifikation und 
Einstufung des Weiterbildungspersonals. 

(3) Als Quaiifikalioo für hauptberufliche Lehrkräfte 
soll mit Ausnahme der Hochschullehrer von fol- 
genden Voraussetzungen ausgegangen werden: 

' — ■ Sekunda rabsdiluß 11, abgesdüossene Hodr- 
schulbildung, Berufserfahrung und — sofern 
nicht vorhanden — Zuatzstudium in Erzie- 
huTigswissensdiaft mit dem Schwerpunkt Er- 
wachsenenbildung oder 

— Sekundarabschluß II, abgeschlossene Berufs- 
ausbildung und mehrjährige ßerufserfahning 
und Zusatzausbildung in Erziehungswissen- 
schaft mit dem Schwerpunkt Erwachsenen- 
bildung 

— soweit bewährte Berufsprakliker als Lehr- 
kräfte benötigt werden, sollen eine abge- 
schlossene Berufsausbildung und ausrei- 
diende pädagogisdic? Kenntnisse und Erfah- 
rungen voi ausgesetzt werden. 

(4) Für nebenberufliche Lehrkräfte ist eine pädago- 
gische Zusalzqualifikation anzusLreben. 

(5) Einrichtung von Ausbildungsgängen zuru Errei- 
chen der Qualifikationen sowohl für haupt- als 
auch für nebenberaflidie Lehrkräfte. 

A Zeliplun, qnantiialive Auswirkungen; 

2 u(!) Bedarl an WeilerbilduiigspersonaJ: 

Der Bestand und Bedarf an Weiterblldungspersouol 
und damit auch die von der öffentlichen Hand zu tra- 
genden Kosten können für den Gesamtbereich dev 
Weiterbildung vorldu/ig nicht ermittelt werden. Es 
ist jedoch abzusehen, daß der Bedarf an Weiter- 
bildimgspersonal steigen wird. 

Für die bis 1985 erforderlichen 160 000 Weilerbll- 
dungsplätze für kurzfristige Bildungsmaßnahmen 
werden bei einer du rebsdanitt liehen Gruppenstärke 
von 20 rd. 4 800 hauptamthehe und 16 000 nebenamt- 
liche Lehrkräfte benötigt’). 

Für die 95 000 Weilerbildungsplätze für längerdau- 
ernde Vollzeitlehrgänge werden bei einer Gruppen- 
stärke von 25 zusälzlidi 3 040 hauptamtliche und rd. 
3 800 nebenamtliche Lehrkräfte benötigt-). 

züi2}bis(4} AbsLünmung über die Qualifikation 
der Lehrkräfte: bis 1973. 

zu (5) Einrichtung der Ausbildungsgänge: ab sofort. 


q Bei dei Betedmuny der Zahl der nebenan! tlidien 
Lehrkräfte ist davon emsgegangen worden, daß 
— die nebenamtliche Lehrkraft 15 der Stunden einer 
hrtuptamthdien Lehrkraft erteilt 
— Verhältnis von hauptamtlid! zu uehenamilich 
erteilten Stunden GO : 40 ist, 

-) VerhäHnls von hauplarnlbrh zu nebenamUidi erteihei! 
Stunden ÖO ; 20. 

Uber den Ajiteil der otfetithchea Hand an diesen Aus* 
gaben können, keine Aussagen gemacht werden. 
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5. Blfdungstirlaub 

A Ziele; 

Einführung eines gesetzüdien Bildungsurlaubs. 

A Maßnahmen: 

Gesetz zur sdhriLtv\reisen Einführung des Bildungs- 
urlaubs. Er soll nur für anerkannte Weilerbildungs- 
veraustaJlungen gewährt werden. 

A Zeitplan, qitantitaüve 

Der bei einer schrittweisen Einiührung des Bildungs- 
urleubs voraussiditlich entstehende Bedarf an Wei- 
terbildungsplätzen und Weilerbildungspersonal ist 
bei den Beredinungen berüdcsichtigt. Dabei ist da- 
von ausgegangen worden, daß bis I985 jährlicit bis 
zu l5^/o der Arbeilnehrner an bis zu zweiwödiigen 
Bi Idungs Veranstaltungen leilnehmen werden. 


6. Weiterbildungsstatfstlk 

A Ziele: 

Aufbau einer bundesweiten Weiterbildungsstatistik. 
A Maßnahmen: 

Bundesfjesetzlidie Regelung für den stufen weisen 
Aufbau einer Weiterbildi.ing.s.slatistik, In die Erhe- 
bungen sollten die Weiterbildungsinslitutionen, die 
Veranstaltungsteilnehmer und die Gesaintbevölke- 
rung einbezogen werden. 

Die Erhebungen müssen sich vor allem auf die Trä- 
gergruppen, Veranstaltungerir Lehrinhalte, Ab- 
schlüsse, Lehrkräfte, Teilnehmer (einsdiließlich Al- 
ter, Vorbildung und Berufsausübung) und Finanzie- 
rung erstredeen. 

A Zeitplan: 

Bundesgesetzliche Regelung bis 1973. 

D. Bildungsförderung 

Die individuelle Bildungsförderung ist ein wesent- 
sidier Beitrag zur Chancengleichheit. Sie ist sdiritt- 
weise zu einem umfassenden eluheitlidien System 
auszubauen, und zwar unter Berücksichtigung der 
Enlwidclung der Einrichtungen des Bildungswesens. 
Tm folgenden wird zwischen der Ausbildungsförde- 
TUng und der Förderung der beruflichen Weiterbil- 
dung unlersdhieden. 

A Ziele: 

Gewährung von Ausbildungsförderung für Bildungs- 
gänge nach Abschluß der Vollzeitsdiulpflicht. Bereits 
vor Vollendung der Vollzeitsdiulpflidit sollen zu- 
nächst die durch eine weiterführende Ausbildung 
entstehenden besonderen Kosten gedeckt werden. 
Eine weilergehende Ausdehnung der Ausbildungs- 
förderung in den Sekundarbereich I wird angestrebt. 


Ausbildungsförderung wird grundsätzlich für die 
Zeit der Vorbereitung auf einen berufsqualifizieren- 
den Absctiluß geleistet, längstens bis zum Abschluß 
eines Hochsdiulstudiums, in bestimmten Fällen auch 
nach einer Unterbrechung des Bildungsganges. Aus- 
bUdungsförderung wird im Rahmen einer festgeleg- 
ten Förderungshödistdauer geleistet. 

Ausbildungsförderung wird für den Lebensunterhalt, 
die Ausbildung und Fahrkoslen zur Ausbildungs- 
stäite gewährt. 

Gewährung der Graduiertenförderung zur Förde- 
rung des wissensdiaftlidien Nachwuchses. 

Gewährung der Ausbildungsförderung, soweit die 
Leistungen erwarten lassen, daß das jeweilige Bil- 
dungsziel erreicht wird. Eine zusätzliche Leistungs- 
prüfung findet nidit statt (Ausnahme: Graduierten- 
förderung, Hochbegabtenförderung), 

Zumutbare Eigeubeteiligung der Auszubildenden 
und ihrer Angehörigen an der Bildungstörderung. 

Prüfung, ob im Planungszeitraum ein anderes Förde- 
rungssystem oder eine Veränderung der Förde- 
rungsstruktur ohne Mehrbelastung der öffentlichen 
Hand zu einer Einbeziehung weiterer Bevölkerungs- 
schichten in dje Ausbildungsförderung führen kann 
(z. B, durch vermehrte Darlehnsförderung). Dabei ist 
die Lage der Auszubildenden aus den unteren Ein- 
korn menssdiichten besonders zu berücksichtigen. 

Prüfung in welcher Weise die derzeit aus Mitteln der 
Bundesanstalt für Arbeit finanzierte Förderung der 
„beruflidheu AusbUdung in. Betrieben oder überbe- 
trieblichen Einrichtungen sowie für die Teilnahme 
an Grondausbi Idungs- und Förderungslehrgängen 
und anderen berufsvorbe reitenden Maßnahmen" 
künftig in das System der individuellen Ausbil- 
dungsförderung integriert werden kann. 

Prüfung, wie individuelle Ausbildungsförderung und 
individuelle Förderung der beruflichen Welterbib 
düng (Fortbildung und Umschulung), die vornehm- 
lidi von Trägern der sozialen Sicherung finanziert 
wird, aufeinander abgestimmt werden können. 

4 Maßnal-imen: 

(1) Erweiterung der Gewährung von Ausbildungs- 
förderung auf 

— Schüler der allgemeinbildenden Schulen ab 
Klasse 5, die nicht bei ihren Eltern wohnen 
können 

— Schüler der Klasse 10 der weiterführenden 
allgemeinbildenden Sdiulen und Fachober- 
schulen 

— Sdiüler der Berufsfachschuleu, auch soweit 
für ihren Besuch der Realschulabschluß oder 
eine vergleichbare Vorbildung nicht Voraus- 
setzung ist, sowie andere Vollzeitsduiler des 
Sekundarbereidis fl (eijischließlidi berufs- 
vorbereitende Einriditungen wie Werk-, 
Orientierungs- und ßenifsgrundbildungs- 
kJassen) 

— ausländische Schüler und Studenten. 

(2) Prüfung und gegebenenfalls .Anpassung der Be- 
darfssätze und der Freibeträge für die AusbiU 
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duiigS’ und Giadaierlenförderung im Hioblidc 
auf die Enhvdckhmg der EinkommensverhäU- 
nissG und der LGbenstu^ltiingskosten mindestens 
im Abstand von zwei Jahien, 

(3) Ausdehnung der Förderung auf Auszubildende 
aus weiteren EinkommenssdudiLen audi durch 
Darlehnsfördening. 

(4) Überprüfung der FörderungshöchsLdauer nach 
dem jeweiligen Stand der Studienrefonn* 


E. Außerschulische Jugendbildung 

Außerschulisdie Jugendbüdung ist im wesentlichen 
jenem Teil des Erziehungs- und Bildungswesens zu.- 
zuordnen, der zusammen fassend als „Jugendhllfe" 
bezeichnet wird. 

Jugendhilfe umfaßt eine Vielzahl von Maßnahmen 
und Einrichtungen. Sic träcjl dazu hei, dem Erzie- 
hiuigsan Spruch des jungen Menschen, der durch El- 
ternhaus, Schule und Berufsbildung allein häufig 
nidil erfüllt werden kann, gerecht zu werden. Ju- 
gendhilfe gehört mit ihren verschiedenen Aufgaben 
sowohl zur gesellschaftlichen Daseinsvorsorge als 
auch zum Bildungswesen. 

Neben der Erziehung im Elementarbereich berühren 
sich in der Außerschul isdien Jugendbildung Jugend- 
hilfe und das iibiige Bijdungswesen am engsten. 
Außersdiulisciic JugendbilfUmg isl ein GestaltungS’ 
bereich eigener Prägung. Sie ergänzt das institutio- 
nelle Angebot des übrigen Bildungswesens. Für 
Außerschulische Jugendbildung ist — ebenso wie 
für die Weiterbildung — das Prinzip freiwilliger 
Teilnahme charakteristisch. Außerschujische Jugend- 
bildung wird überwiegend von freien Verbänden 
und Institutionen getragen. Sie bedarf neben haupt- 
amtlicher Tätigkeit im besonderen Umfang ehren- 
amtlidier Mithilfe. 

Außerschulische Jugendbildung ist gekennzeichnet 
durch Vielfalt der Strukturen und Formen, beträcbt- 
lidie Flexibilität und erheblidie Fluktuation der 
Teilnehmer. Das erschwert langfristige Prognosen 
und Quantifizierungen und erfordert für die weitere 
Entwicklung ein hohes Maß kontinuierlicher und 
planmäßiger Kooperation zwischen den Trägem so- 
wie dem Bund und den Ländern. 

A Ziele: 

Fortentwicklung der Außerschulischen Jugendbil- 
dung unter stärkerer Orientierung an den Zielen der 
Bildungsreform. 

Sicherung der Voraussetzungen dafür, daß 

— Jugend liehe sich frei zusammenschließen sowie 
Formen und Inhalte des Angebots durch ihr In- 
teresse, ihre Neigungen und ihr Bildungsbedürf- 
nis ihrem Alter entsprechend maßgeblich mitbe- 
stimmen 

— gesellschaftliche Gruppen sich in weitreichender 
Selbstverantwortung frei entfallen können. 
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Ausbau der politischen Bildung, der internationalen 
Jugendbegegnung und derjenigen ßereidie Außer- 
sdhulischer Jngendbildung, in denen ein unmittelba- 
res gesellschaftliches Engagement der Jugendlichen 
wirksam wird. 

Stärkere Mithilfe der Außerschulischen Jugendbil- 
dung beim Ausgleich von sozial bedingten Benach- 
teiligungen. 

Angebot Außersdiulischer Jugendbildung für eine 
größere Zahl von JugendlicJten, 

Verbesserung des Angebots durch 

— FortentwidUung von DidaJktik und Methodik 

— Erhöhung des Anteils hauptamtlicher pädagogi- 
scher Mitarbeiter 

— Intensivierung der Aus- und Fortbildung ehren- 
und hauptamtlicher Mitarbeiter. 

Verbesserte Koordinierung der Arbeit öffentlicher 
und freier Träger und verstärkte Koorperation der 
Außerschulischen Jugendbildung mit dem übrigen 
Bildungswesen. 

A Maßnahmen: 

(1) Konkretisierung der Ansprüche des Jugend- 
lichen iin Bereich der AußersdiuUsdien Jugend- 
bildung durch die Reform des Jugendhiiferechts. 

(2) Erarbeitung langfristiger Entwicklungspro- 
gramme. 

(3) Verbesserung der Voraussetzungen für Planung 
und Grundlagenforschung, insbesondere durch 

— Ausbau des Deutschen Jugendinstiluts Mün- 
dien 

— Erweiterung der Dokumentation 

— Verbesserung der Statistilc zur Gewinnung 
gesicherter Daten 

— Entwicklung von Methoden zur besseren Er- 
folgskontroUe Außerschulischer Jugendbil- 
dnng. 

(4) Entwicklung currieuiarer Vorstellungen .sowie 
Erprobung neuer Methoden und Modelle. 

(5) Erhöhung des Anteils hauptamtlicher Mitarbei- 
ter unter gleichzeitiger Entwiddung deutlicherer 
Berufsbilder. 

(6) Berücksichtigung der Außerschulischen Jugend- 
bildung bei der Regelung des Bildungsurlaubs. 

{7} Ausbau der finanziellen Förderung durch Bund, 
Länder und Gemeinden unter verstärkter Be- 
rücksichtigung wissenschaftlich gesicherter Da- 
ten, insbesondere für 

— politische Bildung und gesellschaftliches En- 
gagement 

— Ausgleich sozial bedingter Benachteiligungen 

— Aus- und Fortbildung ehren- und hauptamt- 
licher Mitarbeiter. 
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(8) Stärkere Berückbichligimg Außerschulischer Jü- 
gendbildung bei der Planung sozialer Infra- 
struktur und neuer Bildungszenlren; bessere 
Auslastung der vorhandenen EinridUungen 
durd’i Mehrfachnutzung. 

(9) Ffarmonisieruny der Fdrdeiungsplane des Bun- 
des, der Länder und der Gemeniden. 


A Zeiipfan, quonlitativc Ausw/zAufigen: 

zu (1) bis (0) Jntensivierung der Maßnahmen; 

Die bisherigen Arbeiten sollen verstärkt foitgetuhrl 
und die vorgesehenen neuen Maßnahmen alsbald 
eingeleitet werden, 

zu (2), (3) und (^} Enlwicklungsprograjnme und 
Grundlagenforschung: 

Es ist mit folgenden Werten gerechnet wordeii: 

Kosten der Entwicklungsprogramme 
und der Grundlagenforschung 

— konstante Preise^ Basis 1970, in Millionen DM — 


1970 


1975 


E5 


i980 


1905 


ZU (5) Hauptamtliche Mitarbeiter: 

Für die Steigerung der Zahl an hauptamtlidien Mit- 
arbeitern ist mit folgenden Alternativen gerechnet 
worden; 

Hauptamtlidie Mitarbeiter 


1970 I 1975 I 1M8Ü | 1905 

Alternative I 7 000 7 800 10 000 12 000 
Alternative If 7 000 7 800 9 000 10 000 


zu (6) and (7) Ausbau der finanziellen Förderung; 

Es ist mit folgenden Alternativen geredmel worden: 
Finanzielle Förderung ■ 

— konstante Preise, Basis 1970, in Millionen DM — 



1370 

1Ö75 ' 


1985 

Alternative 1 

134 ') 

180 

230 

280 

Alternative 11 

!34 

170 

190 

200 


zu (8) Plätze in Statten der Jugendarbeit: 

Es ist mit folgenden Werten gerechnet worden: 
Plätze in Statten der Jugendarbeit 


1970 1975 1900 198-5 


Jugend- 
bildungs- 
stätten 

Fortbikkmgs- 
Stätten für 
I Mitarbeiter . . 


24 000 25 000 

1 300 1 800 


28 000 30 000 

1 900 2 600 


Die Plätze fdr Jugendverbands^ und Jugendgruppen- 
heime, Jugendfreizeitstatlen, Heime der Offenen Tür 
und Häuser der Jugend werden im Rahmen der ört- 
lidien Infrastruktur geschaffen. Sie können daher 
hier kostenmäßig vorerst nicht erfaßt werden. 


F. Innovationen im Bildungswesen 

1. Allgemeine Bildungsforschung 

[nnovationen im Büdungswesen können ohne eine 
unmittelbar auJ das Bildungswesen gerichtete wissen- 
sd'iaftlidie Forschung nicht erfolgreich geleistet wer- 
den. Zahlreiche Wissenschaften wie beispielsweise 
Soziologie, Pädagogik, Psychologie, Nationalökono- 
mie müssen in der allgemeinen Bildungsforschung 
interdisziplinär Zusammenwirken. DadurcJi werden 
die Grundlagen geschaffen, auf denen einzelne Be- 
reiche der ßildungsforschung (Curriculumforschung, 
Pädagogische Diagnostik, Bildungstedinologie, Bil- 
dungsökonomiej Beiträge für die Entwicklung neuer 
Strukturen und Inhalte des Bildungswesens leisten 
können. 

Die BiJdungsforschung hat die Aufgabe, die das Bil- 
dungswesen bestimmenden Faktoren mit wissen- 
schaftlichen Methoden systematisch zu erfassen und 
die Bedingungen für den Aufbau eines modernen, 
den gesellschaftlichen Bedürfnissen der Zukunft 
adäquaten Bildungssystems zu analysieren. Bil- 
dunqsforschung muß sich deshalb auf alle Bereiche 
des Bi Idungs Wesens beziehen. 

A Ziele: 

Theoretische und empirische Grundlegung der ßil- 
dungsforschung einschließlich der Berufsbildungs- 
forsdiung als Voraussetzung für die Lösung der 
praktisdien Probleme des Bildungswesens. 

h Auf der Basis der Istausgaben des Bandesjugendpla- 
nes 197Ü enniUelter Schätzwert der Personal- und 
Sadhkosleiizuwendungen von ßnnd, Ländern und Ge- 
meinüeii für die laufende Bildungsarbeü. insbesondere 
puhtisdie Bddumj, Biidungsarbeit dei Jugendverbaiide, 
iniernationdle Jugendbegegnung, musisrh-kiiltureiie 
Jugend bi Idung, Jugendsozialaibeit, berufsbezogene 
und spoftliriie Jngendbildnng. 
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A Mcdincihmcii: 

(Ijl T'örderung der für das Ijildimgswesen relevan- 
ten Grundlagenforsdiung, 

(2) Koordiiiiernng der Bildungsforsdiung. 

(3) Einbeziehung <le] Bildungslorsdiung in ein all- 
gemeines Sys lern wissenschaftlicher Dokumen- 
tation und Information. 

(4) Edrderung der Zusasnmenuubeit der verschiede- 
nen wissenschaftliche 11 Disziplinen in der Bii- 
dungsforschung. 

A Zeitplan: 

ZU (1) bis (4) Einleitung entsprechender MabRsh- 

inenn ab sofort. 


2, Curriculumentwicklung 


Die Reform des Bildunyswesens bedingt die Redorm 
der Curricula, fni Vordergrund des öffentlichen 
Interesses stehen zur Zeit die strukturellen und 
organisatorisdien Veränderungen. Ihre Wirksamkeit 
ist jedoch von den curriciiiaren Relormen abhängig. 

Unter Curriculum wird ein System für den Vollzug 
von Lernvorgängen im Unterricht in bezug auf defi- 
nierte und Opera tionalisierte Lernziele verstanden. 
Das Curriculum umjaßt 

— Lern?. i eie (Qualifikationen, die a 31 gestrebt werden 
sollen) 

— Inhalte (Gegenstände, die für das Erreichen der 
Lernziele Bedeutung haben) 

— Methoden (Millel und Wege, um die Lernziele 
zu erreidien) 

— Situationen (Gnippieruiuj von rnhaUen und Me- 
thoden) 

— Strategien (Planung von Situationcm) 

— Evaluation (Diagnose der Ausgangshige, Mes* 
sung de.s Leiir- und Lernerfolges mit objektivier- 
ten Verfahren). 

Ddbei ist nitht zu übersehen, daß die Entwicklung 
und Erprobung neuer Curricula weitaus mehr Zeit 
erfordert als andere Reform maßnah.men. 

A Ziele: 

Verstärkung und Koordinierung der Currlculum- 
forschungr Bestimmung von Lernzielen, Entwicklung 
und Erprobung von Curricula unter folgenden Ge- 
.■iiditspunkten: 

“ gemeinsamer ßezugsrajuneu für verbijudirbc' und 
wählbare Leraangebote 

— verbindliche Lemangebotc für die VeiiniHlung 
einer gemeinsamen Grundbildung, auch zur Ge- 
währleistung eines freien Übergangs zwischen 
den verschiedenen Bildungsgängen 


— • wählbare Lei na n geböte im Hinblick auf die 
untersdhiedlicben Lernfähigkeiten und Lerninlei- 
essiMi der Scliüler 

— Zulassung von alterndtiven Curricula 

— Wahrung einer tuigemesseneii Freiheit des Leh- 
rers Für die ünterrittitsgestaltung. 

A MaHnahmcn: 

(!) Ausbau hesteliendc?r und Gründung neuer Ein- 
richtungen der CuriK iilumforschung und -ent- 
wicklung, 

(2) Förde rung der Forsdiung zu Problemen des 
Lernzielgefuges, der Lernraethoden, insbeson- 
dere der Differenzierung, der UnterriditsslratG' 
gien, der Evaluation sowie der Einführung neuer 
Curricula. 

(3) Errichtung einer „Zenlrolstelle zur Förderung 
und Dokumentation der Curriculumforsdiung 
und -erilwickluiig " . 

(4) Ausschreibung von Progiainmeo für die Ent- 
wicklung von Curriculd durch die Zentralstelle, 

(,5) Erprobung und wissensdiaftiicbe Ausweitung 

neuer Curricula einsdiüeßlicb der entsprechen - 

I den Lehr- und Lernmittel. 

I (b) Entwicklung von Verfahrenstechniken für die 
I Einführung neuer Cui riciiUi. 

I (7) Bildung von überregionalen Lelirplankonimis- 
sionen für jede Fädiergriippe. 

1 (8) Verbesserung der Verfahren zur politisdien und 
wissenschaftlichen Legitimation von Entsdiel- 
dungen über Lernziele. 

A /.ejlpitui, quüntifntive Aesw/rAnagen : 

yit (1} und (2) Forschung und Entwicklung; 

Verstärkte und kourdinierto^ Bereitstellung von Mit- 
teln durch 13 und und Länder in Abstimmung mit den 
Stiftungen, 

zu (3) bis (6) Zentralstelle: 

Errichtung der Zentralstelle ab sofort. 

Bis 1975 sollen ungefähr fünfzeha Proyiajiime für 
beslirnmle Fädier oder Fäcbei gruppen bzw. für ein- 
, zelne Stufen oder Bereiche entwickelt werden. 

Es ist mit folgenden Werten gerechnet worden: 

5 Millionen bis 12 .Millionen DM für die Entwicklung 
eines Programms. 

Ab 1976 wird mit einer linearen Fortsdireibung ge- 
rechnet. Ein gewisser nidit rpjantifizierbärer Anteil 
ist in den Ansätzen hir Personal, Forschung und 
Bilduiigstechnologic enttialten. 

Die Maßnahmen unter flL (3J und (4) stehen untea 
dem Vorbehalt des Beschlusses der Ministerpräsi- 
denten vom 15. Oktober 1971 und bedürfen weiterer 
Erörterung. 
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3, Blldungstechnologie 

Unter Bildungstedinologie wird der systematisdie 
Einsatz aller Kommunikationsraedien im ßildimgs- 
wesen verstanden. Als Untern ditstecimologie steht 
sie in einer Abhängigkeit von der allgemeinen Cur- 
riculumforsdiung und -entwicklung. 

A Ziele: 

Berücksichligung der MÖglidikeUen des Einsatzes 
tedinisdier Unterriditsmedien bei der Curriculura- 
forsrhung und -entwicklung. 

Entwicklung von Lehr- und Leruniitteki als Voraus- 
setzung für den Einsatz tedinischer Unterridhtsme- 
dien auf der Basis von Ergebnissen der Curriculuni- 
forschung. 

Anwendung tedinisdier Medien und Mediensysteme 
im gesamten Bildungsbereich. 

A Maßnahmen: 

(!) Einrichtung von bi Idungs technologischen For- 
schungszentren zur 

— Erforschung neuer Lehr- und Lernverfahren 
ira audiovisuellen und informationsverarbei- 
tenden Bereich 

— Entwidklmig und Erprobung neuer Einzel- 
medien 

— Entwicklung von neuen Unterrichtsmodellen 
und Mediensysteraen. 

(2) Eiruriditimg regionaler Zentren für ßildungstedi- 
nologie zur 

— Prüfung und Begutachtung von neuen Unter- 
richlsmodellen, Medien,systemen und ande- 
ren bUdungstechnologischen Modellen unter 
schulpraktlsdieu Aspekten 

^ Forderung, Koordinierung und Au,swertung 
wissenschaftlicher Begleiluntersudiungen 
über den Einfluß bi Idungs technologischer 
Modelle auf Sdiüler und Lehrer, Sdbulorga- 
nisationen und Schulbau sowie ihrer Auswir- 
kungen auf den Personalbedarf 

— Information und Fortbildung von Lehrern 
und Schulassistenten 

— tniormation der Öffentlichkeit über Möglich- 
keiten und Grenzen bildungstechnologisdher 
Modelle. 

Die Maßnahmen (t) und (2) sind im Zusammen- 
hang mit bestehenden Einrichtungen zu ver- 
wirklichen, z. B. mit dem Institut für Film und 
Bild in Wissenschaft und Unterricht und den 
Landes-, Kreis- und Stadtbildstelleu 

(3) Einrichtung von audiovisuellen Mediensystemen 
an Modellschuleu zur 

— Erprobimg neuer Unterrichtsmodelle ein- 
sdiließlich der dazu gehörenden Lehr- und 
Lernmittel in der Sdiiilprasds 

— Anwendung bewahrter Unterrichtsmodelle. 


I (4) Förderung privater Initiativen zur Entwicklung 
geeigneter Lehr- und Lernmittel. 

(5) Einsatz der Medien im Unterricht. 

A Zeitplan, quantitative Auswirku/ige/i: 
zu(^) Forschungszentren: 

Os ist mit folgenden Werten gerechnet worden: 

Errichtung von vier Zentren mit einem jährlichen 
Kostenaufwand von je 5 Millionen bis 10 Millio- 
nen DM bis 1975. 

zu (2) Regionale Zentren: 

Es ist mit folgenden Werten gerechnet worden: 

Erriclitung von fünf bis sechs Zentren mit einem 
jährlichen Kostenaufwand von je 2,5 Millionen DM 
bis 1975. 

zu Medierrzentren an Modellschulea: 

Es ist mit folgenden Vierten gerechnet worden: 

Errichtung von dreißig audiovisuellen Mediensyste- 
men an Modellschuleu mit je 150 Arbeitsplätzen 
und einem jährlichen Kostenaufwand von je 0,5 Mil- 
lionen DM bis 1975. 

zu (4) Förderung privater Initiativen: 

Es ist mit folgenden Werten gerechnet worden: 

Förderung privater Initiativen 
— konstante Preise, Basis 1970, in Millionen DM — ■ 


1973 

1975 

1980 

1985 

10 

15 

20 

25 


zu (5) Einsatz der Medien: 

Es ist mit folgenden Alternativen gerechnet worden: 

Einsatz der Medien 
— konstante Preise, Basis 1970, 

DM/Jahr je Schüler — 



1975 j 

1980 1 

1985 

Alternative I 




für alle Schüler 

20 

50 

100 

Alternative 11 




ab Sekun darbereich I 

20 

50 

100 


Die Ansätze beziehen sich auf die jährlichen Auf- 
wendungen für die schrittweise Ausstattung — so- 
weit nicht bei NGubauten in der GrundausstatLung 
erfaßt — und für laufende Kosten. 

Es wird zu prüfen sein, ob durch die Entwicklung 
der Bildungstecbnologie und durch den Einsatz mo- 
derner Lehrmitteriängfrislig eine Stabilisierung des 
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Personalbedarfs erreicht werden kann. Wenn sich 
verstärkte RaLionalisiemngseffekte ergeben, sollen 
eventuell höhere Mittel für die Bildungstedinologie 
vorgesehen werden. 


4. Pädagogische Diagnostik 

Unter pädagogisdier Diagnostik werden alle Maß- 
nahmen zur AuJheUang von Problemen und Prozes- 
sen sowie zur Messung des Lehr- und Lernerfolges 
und der Bildungsmöglichkeiten des einzelnen im 
pädagogischen Bereich verstanden, insbesondere 
solche, die der individuellen Eutsdieidung über die 
Wahl der anzustrebenden Qualifikationen der Schuh 
iaufbahn, des Ausbildungsganges ira Tertiären Be^ 
reich und der Berufsausbildung sowie der Weiter- 
bildung dienen. 

A Ziele: 

Entwicklung von zuverlässigen und gültigen psycho- 
logisch-diagnostischen Verfahren zur Erfassung der 
Persönlichkeit der Lernenden einschließlich ihrer 
Lerndisposilionen als Voraussetzung für eine ge- 
zielte Bildungsberatung. 

Ständige objektivierte Leistungsmessung als Vor- 
aussetzung für eine regelmäßige Leistungsheschrei- 
bung und Selbstkontrolle und, je nach wissenscbaft- 
lidier Erprobung und Bewährung, zur Ergänzung 
oder anstelle von punktuellen Bewertungen (Zeug- 
nisse) und von Prüfungen. 

Aufklärung der Probleme der inneren und äußeren 
Differenzierung, insbesondere des Übergangs zwi- 
schen verschiedenen Sdiul formen und Kursen sowie 
der Selbstkontrolle im Lernprozeß. 

A Maßnahmen: 

(1) Institutionalisierte Koordinierung und Förde- 
rung von Forsdiungs- und Entwicklungsvorha- 
ben in bezug auf die Grundlagen und Auwen- 
dungsmöglichkeiten der pädagogischen Dia- 
gnostik. 

(2) Entwicklung gültiger und zuverlässiger Instru- 
mente zur objektiven Ermittlung des Lehr- und 
Lernerfolges im Rahmen des Curriculums und 
zur Bestimmung der individuellen Eignung als 
Hilfe für begründete Entsdieidungen bei der 
WahJ der Ausbildungswege. 

(3) Entwicklung von objektivierten Verfahren 

— zur Erfassung des Entwicklungsstandes der 
Zwei- bis Vierjährigen 

— zur Revision von Sdiulreife-, Leistungs- und 
Motivationstests 

— zur Beobaditung und Beurteilung des Emo- 
tional-, Sozial- und Leistungsverhaltens von 
Schülern 

— - zur besseren Fundierung der SUidienfadi- 

wahl 

— zur Prognose des Ausbildungserfolges. 


(^) Entwicklung von Möglichkeiten einer Früh- 
erkennung der Ursadien von Verhaltens- und 
Lernslörungen zur Einleitung entsprediender 
therapeutischer und sonderpadagogisdier Maß- 
nahmen. 

(5) Periodisdie Revision der Gültigkeit von Vorher- 
sagen von Eignimgsuntersuchungen im Rahmen 
der Bildungsberatung, 

(6) Aufnahme der pädagogisdien Diagnostik in die 
Ausbildung der Lehrenden, 

A Zeitplan: 

ZU (l) bis (4) Forschung : 

Einrichtung einer Abteilung für pädagogische Dia- 
gnostik in der „Zentralstelle zur Förderung und 
Dokumentation der Curriculumforsdiung und -ent- 
widdung": ab sofort. 

Verstärkte Förderung der Grundlagen- und der an- 
gewandten Forsdimig: ab sofort. 

zu (5) und (6) Anwendung: 

Aufnahme der pädagogisdien Diagnostik in die Pro- 
gramme der Lehreraus- und -Weiterbildung: ab so- 
fort. 

Bereitstellung der erforderlidien Mittel zur Anwen- 
dung pädagogisdi-diagnostischer Verfahren: ab so- 
fort. 


5, Modellversuche 

Modellversuche sind in allen Bereichen des Büdungs- 
wesens notwendig, imi neue Konzeptionen und Mög- 
lidikeiten zu erproben und allgemeine Tnnovalionen 
vorzubereilen. Sie beziehen Lehrende und Lernende 
in die Diskussion und in den Irmovationsprozeß ein 
und tragen so dazu bei, die Voraussetzung für einen 
permanenten Reformprozeß zu schaffen. 

A lieie: 

Systematische Erprobung neuer Konzeptionen und 
Möglidikeiten auf allen Stufen des Bildungswesens 
in koordinierten und wissenschaftlich begleiteten 
Modellversuchen. 

A Maßnahmen: 

(1) Förderung von Modellversuchen durch Bund und 
Länden 

(2) Koordinierung der Modellversuche und der wis- 
senschaftlichen Begleitung sowie Entwicklung 
von Prioritätskriterien auf Bund-Länder-Ebene. 

A Zeilpian, quantilüti\^e Auswirkungen: 

Der personelle und finanzielle Bedarf ist in den all- 
gemeinen Berechnungsansälzen für das Bildungs- 
weson und die Forschung enthalten: 
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Modell versudie 

— konstante Preise, Basis 1970, in Millionen DM — 


!!370 

1975 

1980 

1985 

• 

350 

350 

350 


6. Schülbau- und Hochschulbauforschung 

A Ziele: 

Entwicklong rationellerer Planungs- und Fertigungs- 

methoden für den Schul- und Hochsc^iulbau. Es gilt, 

Bausysteme zu entwickeln, die für Nutzungsände- 
rungen offen sind. 

A Maßnahinen: 

(1) Verstärkte Forsdiung ira Bereich des Schul- und 
Hodischulbaus. 

(2) Intensivierung des internationalen Erfahrungs- 
austausches. 

(3) Durchführung von Modell- und Versuchsbauten 
unter Berücksichtigung rationeller Planungs- 
uud Fertigungsmethoden wie auch intensiverer 
Nützungsmöglichkeiten. 

A Zeitplan: 

7M ( I) bis (3) Forsdiung: ab sofort. 


7. Rationalisierung der Verwaltungsarbeit 
in der Schule 

Die Zunahme der Verwallungsaufgaberi in den Schu- 
len erfordert eine Rationalisierung dieses Bereichs. 
Dazu kann die Benutzung von elektronisdieo Daten- 
verarbeitungsanlagen beitragen. Sie beschränkt sich 
heute zumeist nur auf Detailprobleme, so daß weder 
wesentliche Entlastungeu noch Effizienzsteigerungen 
feslzustellen sind. 

▲ Ziele: 

Berücksichtigung einer systematischen Anwendung 
der EDV bei der Reform der SchulverwalLung zur 
Entlastung der Lehrer und zur Steigerung der Ver- 
waltungseffizienz. 

A Moanohmen: 

(1) Vergabe von Entwicklungsaufträgen zur Schaf- 
fung von Organisationsmodellen für die Schul- 
verwaltung. 

(2) Eingliedenmg in die EDV-Systeme der öffent- 
lichen Verwaltung. 

(3) Schulung von Schulleitern und Lehrern in mo- 
dernen Methoden der Schulverwaltung. 


(4) Lösung von Einzelproblemen der Verwaltungs- 
arbeit unter Beachtung des jeweiligen Gesamt- 
zusan] menhangs. 

(5) Entwicklung von einheitlichen Ordnungs- und 
Formulai Systemen. 

(b) Bildung hinreidiend großer Einheiten der Sdiui- 
verwallung zur rationellen Nutzung der EDV- 
Anlagen. 

A Zeitplan, quantiiative Auswirkungen: 

(I) bis (6) Rationalisierung der Schulverwaltung; 

Es ist mit folgenden Werten gerechnet worden: 

Rationalisierung der Schulvenvaltung 

" konstante Preise, Basis 1970, 

DM/Jahr je Schüler — 


1975 mm 1985 


3—5 6— Ö d— 10 


G. Beratung im Bildungswesen 

Bei zunehmender Differenzierung der Ausbüdungs- 
gänge und stärkerer Individualisierung der Lernpro- 
zesse in Schule, Betrieb, flochsdiule und Weiterbil- 
dung kommt einem leistungsfähigen Beratungssy- 
stem wachsende Bedeutung zu. 

Das Beratungssystem muß über die vielfältigen 
Wege und Möglichkeiten ira Bildungswesen orien- 
tieren und eine fundierte, auf den einzelnen bezo- 
gene Beratung leisten, die sich auch der Mittel der 
psychologischen und pädagogischen Diagnostik be- 
dient. Es muß sich auf Schülla ulbahnen, Sludien- 
gange, außerschuhsdie Bildungsgänge und in Zu- 
sammenarbeit mit der Bundesanstalt für Arbeit auf 
Berufsmöglichkeiten erstrecken. Sdiüeßlich müssen 
Aufgaben der Einzelfallhilfe bei Leistungs- und Ent- 
wicklungsstörungen — sofern sie nicht spezieller 
Behandlung bedürfen — ■ wahrgenommen werden. 

Die Beratung sieht den Lernenden sowie den Eltern 
und den Lehrenden zur Verfügung, Sie erfolgt in 
enger ZusammenarbeU mit der Berufsberatung, der 
Ausbildungsberatung, der Erziehungsberatung, der 
Sozialberatung und der Gesundheitsberatung. Sie 
umfaßt einen Beratungsdienst für den Eleraentarbe- 
reich, für Schule und Weiterbildung (Bildungsbera- 
lungsslelle), soweit füj die Weiterbildung nicht die 
Berufsberatung zuständig ist, und einen Beratungs- 
dienst für den Hodischul bereich (Studienberatung). 
Die Aufgaben der Berufsberatung und die Zusam- 
menarbeit mit der Büdungs- und Studienberatung 
ergeben sich aus dem Arbeitsförderungsgesetz. Eine 
institutionelle Weiterentwicklung der Beratung muß 
geprüft werden. 
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A Ziele: 

Individuell orientierte Förderung, um in Zusam- 
menarbeit mit den Bildungsinslilutionen dem ein- 
zelnen bei der Biiflungs- und Berufswahl zu helfen. 

Orientierungs- und Fntsdieidungsliilfe bei der zu- 
nehmenden Differenzierung im Bildungswesen. 

Information über die Möglichkeiten der finanziellen 
Förderung, die dem einzelnen zur Verfügung stehen. 

Früherlassung genereller und ptirtieller Behinderun- 
gen. 

Vermeidung von individuellen Fehlentscheidungen 
bei der Wahl von Bildungsgängen. 

Hilfe hei Lern-, Leislungs- und VerhaUensstÖrungen. 


A Maßnahmen: 

(1) Zusammenarbeit der Beratungsdienste bei der 
Wahrnehmung dev verschiedenen Beratungs- 
funktionen auf der Ebene unterer Verwaltungs- 
behörden, insbesondere instiluLionalisierle Zu- 
sarnmenarbeit mit der Berufsberatung im Team, 

(2) Einvichlung von Bildungsberalungsstellen auf 
der Ebene unterer Verwaltungsbehörden, denen 
Beralungslehrer und gegebenenfalls Psycholo- 
gen an Sdiulen — nach Möglichkeit Sdiulpsy- 
diologen — insoweit fachlich unter.stellt sind. 

{^] Bi ririchtung und Ausbau von Stellen zur Stu- 
dienberatung und zur Berufsberatung an den 
Hochschulen in Zusamraenarbeil mit der Aj- 
beitsverwaltung und den Hildungsberatimgsstel- 
len sowie mit Zentren der psychologischen und 
psyduatrischen Diagnose und Therapie. 

(4) Erarbeitung von Lnformationsmaterial und Ent- 
wicklung eines geeigneten Verleilungssystems. 

(5) Erarbeitung und Einsatz, rationeller Verfahren 
der pädagogischen und psychologischen Diagno- 
stik, insbesondere von Gruppentestverfahren. 

(6) Erstellung von Dienstordnungen und Arbeits- 
richtlinien für die Bildungsberatungsstellen, die 
zwischen den Ländern inhaltlich abgestimmt 
sind, durd’i die Kultusministerien. 

(?) Einrichlung von Ausbildungsgängen für Perso- 
nal in der Bildungsberatung. 

(8) Funktionsverteilung auf die in der Beratung 
Tätigen, insbesondere auf Psythologen, Bera- 
tungslehrer und Berufsberater. 

(9) Durditübrung von Modellversudien als Ent- 
scheiduiigshilfen für die Entwicklung von ßera- 
tongssy. Sternen. 

(10) Beteiligung der Bildungsberatung bei Modell- 
versuchen im Bildungsweseu. 


A Ze}ij>!an. quanlitativi? Auswirkungen: 

7.U (2) Bildungsberatungsstellen ^ 

Es ist mit lolgenden Werten gerechnet worden: 

Personal in Bildungsberatungsslellen 




1975 

1980 

1985 

1 

! ein 
auf 

Psychologe 

Schüler 

15 000 

5 000 

5 000 

ein 

dUf 

Beralungslehrer . . 
Sdiüler . 

3 000 

] 000 

500 


Für große Sdiuleinheiten mit mindestens 2 000 Schü- 
lern ein zusätzlid’ier Psychologe* 

Die Psychologen — nadi Möglichkeit Schulpsycho- 
logen — sollen als hauptamtlidDe Mitarbeiter der 
Beratungsstellen tätig werden. Die ßeratungslehrer 
sind Mitarbeiter der Bildungsberatungsstellen. Für 
ihre beratende Tätigkeit werden sie in der Schule 
ajugemessen entlastet '). Berufsberater der Arbeits- 
vcrwaltung arbeiten in jeder Bildungsberatungs- 
stelle entsprechend den öitlidien Gegebenheiten 
mit “). 

zu (3) Studienberatung: 

Ausbau der Studienberalung ab sofort. 

Es ist mit folgenden Werten geredinet worden: 
Relation Studenten — Berater 


1970 197Ö 1980 1985 


• 1 500 1 000 500 


Abgrenzung der Aufgabenbereiche 

der Schufpsychologen und Beratungslehrer 

1. Schulpsychologen 

Träger der ,sdiulpsychologisdien Tätigkeit ist der 
liaupLamllidie SchuJpsydvologe* Eine schulpraktische 
Tätigkeit ist erwünscht. 

Zu seinen Aufgaben gehören: 

EinzelfailhiJfe als Beratung und Betreuung lern- und 
verhdltensgestörter Schüler auf der Grundlage 
psydiologisdier Diagnoseverfahren, sofern diese 
nicht spezieller Behandlung bedürfen. 

') Bei der Beredmung wird davon ausgegangen, daß die 
Entlastung 5 Wochen&tuaden beträgt. 

Als Angehörige der Arbeitsverwaltung werden die 
Berufsberater in die Beredinungen nicht einbezogen. 
Angestrebl wird, daÜ ab 1980 in den Bildimgsbera- 
tungsstellen je ein Berufsberater für 20 000 Schüler 
mitarbeitet. 
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Scbullaufbahnberatung auf der Grundlage von Ein- 
zel- und Gruppenuntersuchungen als Beratung des 
einzelnen über seine Eignung für bestimmte Bil- 
dungsgänge. 

Beratung der Lehrenden bei pädagogischen Konflikt- 
fällen und durdi Mitwirkung bei der Lehrerfortbil- 
düng. 

Beratung der Eltern und Lernenden bei pädagogi- 
schen Konfliktfällen. 

Mitwirkung bei Modellversuchen und Forschungs- 
vorhaben, bei der Entwicklung, Erprobung und Re^ 
Vision von Curricula und bei der Objektivierung der 
Beurteilungsvejfahren — insbesondere der Lei- 
stungsmessung — in den Schulen. 

2. Beratungslehrer 

Beratungslehrer sind Lehrer aller Schulstufen, die 
neben ihrer eigentlichen Unterrichtstäfigkeit mit 
einem gewissen Anteil ihrer Slundenzahl entlastet 
sind und Beratuugsfunktionen übemelunen. Für eine 
soldre Tätigkeit ist eine entsprechende Qualifika- 
tion erfordeTÜdi. 

Zu ihren Aufgaben gehören: 

Einzel falthilfe bei aufiretenden Lern- und Verhal- 
tenssdiwierigkeiten der Lernenden und der Erfas- 
sung von Problemfällen bei Diskrepanzen zwischen 
Intelligenz und S<diulleistung. 

Schullauibalinberötung 

— als allgemeine Orientierung über verschiedene 
Wege im Bildungswesen, einschließlich der ent- 
sprechenden Voraussetzungen und Abschluß- 
c|ualifikationen 

— in Form der allgemeinen und individuellen Bera- 
tung, einschließlich der Anwendung von Grup- 
pentests, soweit nicht der Einsatz vertiefter dia- 
gnostischer Verfahren nolwencüg ist. 

Beratung der Lehrenden, insbesondere bei Fragen 
der inneren Differenzierung des Unterrichts, 

Mitwirkung bei der wdssensdiaftlidien Begleitung 
von Modeliversudien. 

( 

H. Allgemeine Forschungsförderung 

Die Allgemeine Forschungsförderung erstreckt sich 
prinzipiell auf alle Fachgebiete und ist weder pro- 
jeklorieniiert noch auflTagsgebunden. Sie unterschei- 
det sich damit im Ansatz von der Großforschung, der 
ressortbezogenen Forschung und der Industriefor- 
schung. Diese Untersdieidung entbindet jedocb nicht 
davon, die genannten Bereiche als Teil eines Ge- 
samtsystems zu sehen und forlzuentwickeln. Dem- 
entsprediend sieht das Verwaltungsabkommen zwi- 
schen Bund und Ländern über die Errichtung einer 
gemeinsamen Kommission für Bildungsplanung vor, 
daß die Maßnahmen im Bereich der Allgemeinen 
Forschungsförderung mit der Forsthungsplanung im 


Bereich der Großforschung und der Ressortforschung 
abzustimmen sind. Im Bildungsbudget werden die 
Kosten dieser beiden Bereiche nach rieh t)i<di mitge- 
teilt. 

Die Allgemeine Forsebungsförderung hat ihr sach- 
liches Schwergewicht in der Grundlagenforschung 
in den Hochschulen, in zahlreidren Instituten der 
Max-Planck-Gesellschaft und anderen wissenschaJt- 
Liehen Einridiluogen. Sie hat eine entscheidende 
Funktion in der Heranbildung des wissenschaftHdien 
Nachwuchses. Sie bildet eine maßgebende Basis für 
die sonstige Forschung und die Entwicklung. 

Die Forschung in den Hochsdmlen ist bereits im 
Teil 11 B behandelt worden. Hier geht es um die 
Ziele und Maßnahmen der Allgemeinen Forschungs- 
förderung außerhalb der Hochschulen — auch wenn 
sie in den Hochschul bereich hineinwirken — sowie 
um che Stellung der Allgemeinen Forschungsförde- 
ning In einem umfassenden System der Forsdiungs- 
planuag. 

ln der Bundesrepublik Deutschland besteht bisher 
kein allgemeines Instrumentarium für die For- 
schungsplanung. Lediglich in Teilbereichen liegen 
Sachplajumgen und Voraussebätzungen der hierfür 
erforderlidnen Mittel vor. In zunehmendem Möße 
wird jedoch deutlich, daß auch in den Bereichen der 
Allgemeinen Forschungsförderung eine gewisse Pla- 
nung erforderlich ist. Zielsetzung einer Planung in 
diesen Sektoren kann es nicht sein, bestimmte Pro- 
jekte festzulegen, sondern die Rahmenbedingungen 
für die Förderung zu setzen. Der Umfang der zur 
Verfügung stehenden Mittel und die aus der gesell- 
schaftlichen Entwicklung resultierenden Forderun- 
gen an die Wissenschaft gebieten grundsatzlidi eine 
stärkere Akzentuierung innerhalb der Forschung, 
Eine wesentliche Aufgabe der Forschungsplanung 
und damit der Allgemeinen Forsdiungsförderung 
wird es sein, diesen Gegebenheiten ebenso Rech- 
nung zu tragen wie dem Prinzip der weitgehenden 
Selbstverwaltung der Wissenschaft sowie der xm 
Grundgesetz garantierten Eigen Verantwortung der 
Wissenschaftler für ihre Forsdiungsvorhaben, 

Die Forschungsberichte der Bundesregierung sowie 
die Empfehlungen des WissenschafLsrates geben be- 
reits Hinweise auf die künftige Entwicklung. Die 
Empfehlungen zur Forschungsplanung und For- 
sdiungsförderung, die der Wissensdiaftsrat z. Z. vor- 
bereitet, werden weitere Aufschlüsse geben. So- 
lange diese Materialien nicht vorliegen, sollen hier 
zur Allgemeinen Forschungsförderung nur einige ge- 
nerelle Ziele und Maßnahmen angegeben werden. 

Im folgenden werden unter Allgemeiner Forschungs- 
förderujug verstanden: 

a) die Sonderforschungsbereiche 

b) die Forschungsförderungsorganisationen 

— Deutsche Forschringsgemeinschöft 

— Max-Planck-Gesellschaft zur Förderung der 
Wissenschaften 

— Fraunhofer-Gesellschaft zur Förderung der an- 
gewandten Forschung 
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c) die wissenschaftlichen Bibliotheken, Ardiive und 

wissensdiaftliciien Museen 

— Staats- und LandesbibUotbeken sowie große 
Spezialbibliotheken, Die Hodisdiulbibliothe- 
ken sind im HochsctiuJbereidi berücksiditigt 
worden. 

— Staatliche Archive des Bundes und der Länder 

— Stiftung Preiißisdier Kullurbesitz 

— wissensdiaftliche Museen und Samionlungen 

— Dokumentätion, einschließlidh des Bundes- 
ardiivs sowie der Staatsardiive der Länder 

d) sonstige allgemeine Forsdiungsförderung 

— Akademien der Wissensdtaften 

— bestimmte Forschungsinstitute außerhalb der 
Hochschulen (Hislorisdie Institute, Gesdiichls- 
wissensdiaft, ardiäo logische Forschung, Bil- 
dungforsdiung, sozialwissenschaftbche For- 
sdiuog, medizinisdhe Forschung einsdtließiidi 
Krebsforschung, mathematische und astrono- 
mische Forschung u. a.) 

— Einzelvorhaben. 

A Ziele: 

Festlegung des Standortes der Allgemeinen For- 
sdiiungsförderung im Rahmen der Entwicklung einer 
alle Bereidie umfassenden Forsrhuogsplanujig. 

Verstärkung der MaßnaJimen der Allgemeinen For- 
sdiungsförderung, um die Leistungsfähigkeit der 
Forschung in der ganzen Breite der Fadigebiete und 
auf lange Sicht zu gewährleisten, 

A Maßnahmen: 

(1) Erarbeitung von Methoden und Kriterien für die 
Forschungsplanung im Gesamtsystem der Wis- 
sensdiafteii in der Bundesrepublik Deutsdaland. 

(2) Abstimmung der Allgemeinen Forsdiungsförde- 
rung mit der Forsdiungsplanung und -finanzie- 
rung im Bereich der GroßJEorsdiung und der Res- 
sorlforschung, 

(3) Förderung der Max-Planck-Gesellschaft und der 
Fraunhofer-Gesellsdiaft als den Hauptträgern 
für die Grundlagenforschung und die ange- 
wandte Forschung außerhalb der Ffochsdiulen. 

(4) Förderung der Deutschen ForsdningsgeraeLa- 
schaft als Hauplorganisation für die Förderung 
der Forschung besonders in den Hochschulen 
und zur Verstärkung der Forsdiungsplanung im 
eigenen Bereidi. 

(5) Weitere Entwicklung der Sonderforschungsbe- 
reiche, um die Forschung an den Hochsdiuleo 
durch Schwerpunktbildung stcirker zu fördern 
und gleichzeitig mit der Forschung außerhalb 
der Hochschulen zu verbinden. 

(6) Planungen für eine stärkere Förderung der Gei- 
steswissenscbaften. 


(7) Koordination und Ausbau der Forschungsein' 
riddiingen außerhalb der Hochsdiuien ein- 
schließlich der wissensdiaftlidien Bibliotheken 
und der wissensdiafllidien Museen- 

(8) Verbesserung der Informationssysteme der Wis- 
senschaft und der Wissenschaftsförderimg. 

(9) Entwicklung von Verfahren zur Leistungskon- 
trolle. 

-4 Zeilplon, qncintitaiive Auswirkungen: 

ZU (3) und (4) Forsdiungsförderungsorganisationen: 

Es ist mit folgenden Alternativen gerechnet worden: 


Forsdjungsfordenjngsorganlsalionen 
— konstante Preise, Basis 1970, in Millionen DM — 



1970 1975 1 1980 1985 

Alternative I . * . , 

Alternative 11 .... 

1 

5iU 840 1 480 2 170 

510 840 1 430 - l 910 


zti Sonderforschungsbereidie: 

Bis 1973 Abschkiß eines Abkommens zwisdien Bund 
und Ländern über eine langfristige Finanzierung der 
Sonderforschungsbereiche. 

Es ist mit folgenden Alternativen gerechnet worden: 


Sooderforschungsbereiche 

— konstante Preise, Basis 1970, in Millionen DM — - 



1970 1 1975 1980 1985 

1 1 

1 

Alternative I 

Alternative H . _ . 

^68 195 340 500 

68 195 330 440 


2 U (7) und (8) Bibliotheken, Museen, Dokumenta- 
tion : 

Es ist mit folgenden Werten geredinet worden: 


Bibliotheken, Archive, Museen, Dokumentation 
— konstante Preise, Basis 1970, in MilÜonen DM — 


1970 

1975 ■ 1 

1980 ^ 

1985 

j 225 

278 

400 

5n 
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zu (7) Sonstige allgemeine Forsdmngsfördening: 
Es ist mit folgenden Werten gerechnet worden: 


Sonstige allgemeine Forsdningsförderung 
— konstante Preise, Basis 1970, in Miliionen DM — 


1970 

1975 

1980 

j 1985 

277 

354 

463 

537 


J. Bibliotheken 

Innerhalb des Bildongswesens haben die Bibliothe- 
ken eine besondere Bedeutung; dies gilt vor allem 
auch für den Bereidi der Weiterbildung. Unter 
Bibliotheken werden hier vor allem wissenschaft- 
liche, öffentliche, Spezial- und Schulbibliotheken 
verstanden. 


A Z/eJe: 

Ausbau eines leistungsfähigen Bibliotheksnetzes im 
Verbund aller Bibliotheken, Hierdurch soU erreicht 
werden, daß gewünschte Bücher, Zeitschriften und 
andere Infonnationsraittel binnen kürzester Frist an 
jedem Ort des Bundesgebietes verfügbar sind. 


A MaßnaJimen: 

(1) Ausbau bzw. Errichtung leistungsfähiger Stand- 
und Fahrbibliotheken einschließlidi Mediothe- 
ken. Die Bibliotheken sollen die in einem Biblio- 
Lheksplan aufzuslellenden Normen für Biblio- 
theken verschiedener Stufen erfüllen und auf 
lokaler, regionaler und überregionaler Ebene in 
Funktionseinheiten Zusammenarbeiten. Diese 
Funküonseinheilen sind untereinander in einem 
engen Verbund — unter Verwendung tec±mi' 
scher Hilismittel — zusammenzuschließen, 

(2) Auf- \md Ausbau insbesondere von Sdhulbiblio- 
theken als Lnformalionszentren im Scdiulbereich 
und von Bibliotheken für die berufliche Weiter- 
bildung. Schaffung von Lese- und Arbeilsräu- 
men mit geeigneter Ausstattung an Büchern und 
Medien; Verbund mit dem allgemeinen BibHo- 
theksnetz; Einsatz von Schul- und JugendbibHo- 
thekaren; Einrichtung von Beratimgsdiensten 
für die Ausstattung von Schulbibliotheken. 

(3) Ausbau der „Arbeitsstelle für das Büchereiwe- 
sen" als Dienstleistungsbetrieb für alle Öffent- 
lichen Bibliotheken und der „Arbeitsstelle für 
Bibliothekstedmtk'' als Dienstleistungsbetrieb 
für alle wissenschaftlichen Bibliotheken. Beide 
Einrichtungen sollen mit dem Ziel einer künfti- 
gen organisatorischen Zusammenfassung eng 
Zusammenarbeiten. 


(4) Einrichtung zentraler Lektorate mit einer Kooi- 
dinierungssteUe (Erschließung der Literatur) 
und eines Zeitschriftendienstes (Erschließung 
von Zeitschriftenaufsätzen) auf Bundesebene. 


A Zeiiplon, quaniiiative Aiiswirkiingen: 

zu(l} Allgemeiner Bibliotheksausbau r 

Die Aufwendungen für den Ausbau der Hochschul- 
bibliotheken sind bei den Kost^naufstellungen für 
den Hocbsdiulbereich berücksichtigt; die Aufwen- 
dungen für den Ausbau der übrigen wissensdiaft- 
lichen Bibliotheken einschließlich der Zentral- und 
Landesbibliotheken sind in den Kostenaufstellungen 
für den Bereich „Allgemeine Forschungsfördenmg" 
enthalten. 

Die Bestände der öffenlLidien Bibliotheken an 
Personal sowie Büchern und Meciien sollen wie folgt 
erhöbt werden: 


Allgemeiner Blbliotheks aasbau 



1970 

1975 

1980 

1985 

Buchbestand ' 

(in Millionen Bände) . , . . 

34 

42 

51 

60 

Personal (in Tausend) , . 

5 

8 

11 

14 

Fahrbibliotheken 

80 

240 

500 

800 

Personal (in Tausend) , . 

0,2 

0.6 

1,25 

2 

Medieneinheiten 

(in Millionen Einheiten) . 


2 

4 

6 

Personal (in Tausend) 

■ 

0.4 

0,8 

1,4 

Personal für lokal/ 
regional zenlralisierle 
Dienste (in Tausend) .... 

1,25 

2,5 

3,75 

5 


Als Ziel des Ausbaus im Planungszeitraum wird 
eine Relation von durchschnittlich einem Band je 
Einwohner und einer Medieneinheit je zehn Ein- 
wohner angeslrebt. 

Für Fahrbibliolheken gilt im gleichen Zeitraum als 
Ziel die Relation von einer Fahrbibliothek für je 
75 000 Einwohner, Tn ländlichen Regionen soll für 
durchschnittlich 30 000 Einwohner eine Fahrbiblio- 
thek eingerichtet werden. 

zii (2) Ausbau der Schulbibliotheken: 

Die für den. Ausbau der Schulbibliotheken erforder- 
lichen Aufwendungen sind in c3en Kosten für den 
Ausbau des Primär^ und Sekundarbereichs enthalten. 

zu (3) Arbeitsstellen: 

Für den Ausbau der „Arbeitsstelle für das Bücherei- 
wesen" und der „Arbeitsstelle für Bibliothekslech- 
nik" ist mit folgenden Werten gerechnet worden: 
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Kosten der Arbeitsstellen 

— konstante Preise, Basis 1970, in Millionen DM — 



1970 

1975 

1980 

1 

' 1985 

Büdierei wesen 

0.2 

0,5 

0.7 

0,8 

Bibliothekstedinik 

0.5 

2,5 

2.5 

2,85 


Bei den öffentltdien Bibliotheken handelt es sich weit- 
gehend um Bibliotheken in kommunaler Trägerschaft, 
zu einem geringeren^ in den einzelnen Ländern unter- 
schiedlichen Teil um Bibliotheken anderer Träger. 

zu (4) Lektorate und Zeitschriftendieost: 

Für die zentralen Lektorate und den Zeitscbriften- 
dienst ist für das Personal mit folgenden Werten ge- 
redinel worden: 

PersonaJ der Lektorate und des Zeitsdiriilendlcnsles 


1 

1970 

1975 

1980 1 

1985 

Lektoren und 

HilLskjafte , , 

537 

463 

354 

277 
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Bildungsbudget 


Vorbemerkung 


Die Bund-Läader-Kom^nission für ßildungsplanung 
hat nach Artikel 5 Nr. 2 des Verwallungsabkommens 
den Auftrag, „unter Berücksidiligung der ßedarfs- 
feststellungen des Bundes und der Länder den Fi- 
nanzbedarf für die Verwirklichung der Pläne und 
Programme zu ermitteln und Vorschläge für die 
Finanzierung und die Bereitstellung der erforder- 
lidien Mittel durch Bund und Länder auszuarbeiten 
(gerneinsames Bildungsbudget)''. Die Finanzierungs- 
vorschJäge lür den mittelfristigen Zeitraum sind „mit 
den Finanzplanungen von Bund und Landern abzu- 
stimmen" (Artikel 6 Nr. l}. Hierbei ist der Finanz- 
pianungsrat zu beteiligen (Protokollnotiz zum Ver- 
wallungsabkommen). 

Entsprediend diesem Auftrag gliedern sich die fol- 
genden Ausführungen zum Bildungsbudget in drei 
Teile: 

— Finanzbedarf des Bildungswesens (Teil ill) 

— Der Bildungsbereich 

im gesamtwirtsdiafLlichen Rahmen (Teil IV) 

— Finanzierung (Teil V). 

Der Finanzbedarf für den in Teil If enthaltenen Rah- 
menpldn für das Bildcuagswesen wird für die einzel- 
nen Bereiche des Büdungswesens anhand vor- 
gegebener Strukturdaten über die Ausstattung des 
Bildungswesens und über die Zahl der Auszubilden- 
den (Stand 1. Juni 1973) ermittelt. Fr wird für den 
mittelfristigen Zeitraum bis 1975 m jeweiligen Prei- 
sen und für die Planungseckjahie 1980 und 1985 in 
relativen Preisen ausgedrückt. 

Die voraussidiUidien Auswirkungen der Durchfüh- 
rung des Rahmenplans auf die gesamtwirtschaftliche 
Entwicklung und dabei insbesondere auf den Ar- 
beits- und Baumarkt werden in Teil IV behandelt. 
Zusätzlich wird die Einpassung des in Teil 111 berech- 
neten Finanzbedarfs für das Bildungswesen in den 
Öffentlichen Gesamtbaushalt dargestellt. 

Überlegungen zur Finanzierung der Bildungsausga- 
ben durch Bund und Länder müßten in Kenntnis ihrer 
politischen Prioritätensetzung die Vorstellungen 
über die gesamtwirtsdraftliche Entwicklung, den Um- 
fang des öffentlichen Gesamthaushalts und die vor- 
aussichtliche Entwicklung der übrigen öffentlichen 
Aufgabenbereidie berücksichtigen. Diese Vorgaben 
sind für den mittel- und langfristigen Zeitraum in 
unterschiedlichem Maße vorhanden. 

Für mittelfristige Zeiträume kann auf der Grundlage 
bestehender Finanzpläne von Bund und Ländern ein 
Finanzrahruen für die Bildungsausgaben ermittelt 


werden. Dieser Finanzrahmen ist im Zuge der Fort- 
schreibung der Finanzpläne unter Berücksichtigung 
der politischen Entscheidungen über das Sachpro- 
gramm und die übrigen öffentiichen Aufgaben- 
bereiche jährlich zu überprüfen und fortzuschreiben. 
Für den langfristigen Zeitraum ist eine .Bestimmung 
der einzelnen Anteile am öffentlichen Gesamthaus- 
balt für die versdiiedenen gesamtstaatlichen Auf- 
gabenbereidie solange nicht möglich, als langfristige 
Bedarfsermittlungen in anderen Öffentlichen Auf- 
gabenbereichen weitgehend nicht oder noch nicht 
vorliegen. Auch der Finanzplanungsrat hat sich 
außerstande gesehen, entsprechende Eckdaien fesl- 
zuslellen. 

Die Frage, ob sich in absehbarer Zeit ein methodisch 
sicherer Weg eröffnet, einen Finanzrahmen für den 
langfristigen Zeitraum zu ermitteln, läßt sich zur Zeit 
nicht beanworten. 

Um die Auswirkungen finanzpolitisdier Entscheidun- 
gen für die Bildungsplanung zu zeigen, werden für 
die Fortschreibung der mittelfristigen Finanzpläne 
aber Entscheidungsbilfen gegeben. Diese Entscbei- 
dungsbilfen bestehen aus Angaben 

— ' über die Mittel, die durch Entscheidungen bis 
zum Jahr 1975 für die Planungseckjahre 1980 und 
1985 gebunden werden und 

— über die Kosten, die sich über diese Bindungen 
hinaus durch solche Maßnahmenschwerpunkte 
ergeben, die für die Durchführung der Bildungs- 
reform entscheidendes Gewicht haben. 


in. Kosten des Bildungswesens 

1. Inhalt der Kostenrechnungen 

a) Die Berechnungen erfassen die Kosten für fol- 
gende Bereiche des Bildungswesens: 

Eleraentarbereidi, Primarbereich, Sekundarbe- 
reich 1, Sekundarbereidi II einschließlich der 
überbetrieblidien Ausbildungsstätten im dualen 
System der Berufsausbildung, Sonderschulen, 
Ganztagsschulen, Tertiärer Bereich einschließlich 
Studentenwohnraumbau und der sonstigen Aus- 
bildungsstätten mit berufsqualifizierenden Bil- 
dungsgängen, Lehrerfortbildung, Bildungsförde- 
rung, Weiterbildung, Außerschulische Jugendbil- 
dung, Innovationen, Beratung im Bildungswesen, 
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Allgemeine Forschungsförderung imd Bibliothe- 
ken. Nadiriditlich werden die Kosten der Ressort- 
und Großforschung raitgeteiU. ln einzeijien Bil- 
dungsbereichen ' — so 7. B. ira Bereidb der beruf- 
lichen Bildung und der Weiterbildung — , in de- 
nen Bund, Länder und Gemeinden nur einen be- 
stiramten Anteil der entstehenden Kosten tragen, 
während die übrigen Kosten durch andere öffent* 
lidie Träger, wie z, B. die Bundesanstalt für 
Arbeit und die Sozialversicherungsträger, oder 
auch durch private Träger übernommen werden, 
sind nur die Kosten der öffentlichen Gebiets- 
körperschaften erfaßt. 

Nicht aufgenommen sind die Kosten für Fern- 
studien im Medieuverbund. 

Der Stichtag für die Berechnungen ist der 1. Juni 
1973. 

b) Die Berechnungen erstrecken sich auf folgende 
Kosten: 

— Personalkosten einschließlich Personalneben- 
kosten (wie Beihilfen u. a.) ohne Versorgung 

— Sachmiltelkosten 

— Sachinvestitionen; sie umfassen die Bauinve- 
stitionen {einschließlidi Erslausstallung und 
Kosten des Grunderwerbs) sowie den Erwerb 
von beweglichen Sachen 

— ' übrige Kosten, einsdiließlich der Kosten der 
Bddungsförderung. 

c) Die Beredmungen der Kosten des Bildungs- 
wesens sind in folgender Weise vorgenommen 
worden : 

(1) Die Kosten des Elementar-, Schul- und Ter- 
tiären Bereichs sind in einem sogenannten 
Standardkostenmodell *) erredinet worden. 
Es handelt sidi hierbei um ein Projektions- 
modell, das aus Definit ionsgleidiungen be- 
steht, die durch Verknüpfung der struktur- 
beschreibenden Größen mit den Bezugsgrö- 
ßen (Schüler bzw. Studierende) die einzelnen 
Ausgabekomponenten erklären. Bei den 
strukturbeschreibenden Größen handelt es 
sich um Richtwerte u. a. für den Personal- 
bedarf, den Flädhenbedarf und die Höbe der 
Kosten. Dabei mußten zum Teil Richtwerte 
zugrunde gelegt werden, die empirisch noch 
nicht gesichert und daher bei der weiteren 
Entwicklung der Bildungsplanung besonders 
überprüfungsbedürftig sind. Die in das Mo- 
dell eingegebenen Riditwerte basieren auf 
den Angaben in Teil II sowie in Teil VI. We- 
gen des Berechnungsganges wird auf die Ta- 
bellen in Teil VI D 5 verwiesen. 

(2) Die übrigen Kosten des Bildungswesens sind 
anhand der in Teil II sowie der in Teil VI 
gemachten Angaben außerhalb des Standard- 
kos teiimodells beredmet worden. Es hajidell 
sich dabei um die Bereiche Überbetriebliche 
Ausbildungsstälten, Studenten wohnraumbau, 
Lehrerfortbildung, sonstige Ausbildungsstä- 

b vgl. hierzu Teil G 


len des Tertiären Bereichs mit berufsqualifi- 
zierenden Bildungsgängen, Bildungsförde- 
rung, Weiterbildung, Außerschulisdie Ju- 
gendbildung, Innovationen, Beratung im Bil- 
dungswesen, Allgemeine Forschungsföide- 
rung und Bibliotheken. 

[31 Soweit die Angaben in Teil 11 sowie in 
Teil VI, A und B für die Berechnungen nicht 
ausreichen, sind Annahmen gemacht worden, 
die sich aus den detaillierten Berechnungs- 
Unterlagen in den Tabellen in Teil VI D 5 
ergeben. Solche Annahnieni waren vor allen 
Dingen notwendig für die Aufteilung der 
Kosten zwischen öffentlichen und privaten 
Trägem im Elementarbereich und in den 
Bereichen Weiterbildung und Außersdiuli- 
scbe Jugendbildung, Es ist — soweit nicht 
anders vermerkt — bei den Berechnungen 
für den gesamten Planungszeitraum der An- 
teil für die öffentliche Hand angenommen 
worden, der sidt aus den tatsadiHchen Aus- 
gaben im Jahr 1970 ergab. 

d) Das Biidungsbudget gibt die Kosten des Bildungs- 
wesens in der folgenden Weise an: 

— für die Jahre 1970 bis 1975 auf der Preisbasis 
1970 in konstanten, relativen und jeweiligen 
Prei.sen 

— für die Jahre 1980 und 1985 auf der Preis- 
basis 1970 in konstanten und relativen Prei- 
sen, 

e) Zur Rechnung in konstanten, relativen und je- 
weiligen Preisen 

Die Aussage von Kostenrechnungen ist jeweils 
eine andere, wenn die Kosten in konstanten, 
relativen oder jeweiligen Preisen ausgedrückt 
werden : 

(1) Konstante Preise 

Die Angabe der Kosten in konstanten Preisen 
vcnmittell Vorstellungen darüber, wie ein be- 
stimmter AuJgabenbereidi die allgemeine wirt- 
schaftliche LeisLungskraft beansprucht. Für die 
Bildungsplanung wurde dieser Bedarf auf der 
Preisbasis 1970 ermittelt. Auf dieser Basis lassen 
sich mengenmäßige Vorstellungen über die Ent- 
wicklung und die anleiismäßige Zusammenset- 
zung des staatlichen Bedarfs für den Bildungs- 
bereich — Personal, sächlidier Verwaltungsauf- 
wand und Investitionen — gewinnen; nicht er- 
faßt werden können bei einer Rechnung in kon- 
stanten Preisen rein finanzielle Transaktionen, 
weil diese sich nicht in Menge und Preis aufspal- 
ten lassen. 

(2) Relative Preise 

In einer wachsenden Wirlsdiafl entwickeln sich 
die Preise nidit einheitlich. Einige Preise für 
Waren und Dienste steigen schneller als andere. 
Wieder andere sind stabil oder gehen — im 
einzelnen unterschiedlich stark — zurück. Das 
Verhältnis der Preise zueinander unterliegt da- 
DÜt einem fortdauernden Wandel, d. h. die Preis- 
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Struktur verändert sich. Einen entscheidenden 
Einfluü auf Änderungen der Preisstiuktur übt die 
untersdiiedliche Entwicklung der Produktivität 
und die davon abhängige entsprechende Entwick- 
lung der Löhne aus. Während 2 . B. im produzie- 
renden Gewerbe technische Neuerungen immer 
wieder Produkti\dtätsreserven erschließen, hal- 
ten sich die entsprechenden Möglichkeiten Lm 
DiensUeistungsbereich in engen Grenzen. 

Wenn die Löhne im produzierenden Gewerbe ira 
Ausmaß des Produktivitätsfortschritts steigen 
und diejenigen im Dienstleistungsbereidi nach- 
ziehen, dann wird bei unveränderter realer Nach- 
fragestniktur eine Erhöhung der Dienslkisluugs- 
preise die Folge sein. Die Anhebung des gesam- 
ten Preisniveaus entspricht dem gewogenen 
Durchschnitt aus der Preisentwicklung in den 
verschiedenen Bereichen. Gemessen an dieser 
Veränderung des Preisniveaus zeigen die Dienst- 
leislungspreise allgemein einen überproportio- 
nalen Anstieg, die Preise des warenproduzieren- 
den Gewerbes dagegen bleiben hinter der Ge- 
samtentwicklung zurück. Das relative Niveau der | 
Preise für Dienstleistungen liegt danach über, 
das für Waren des produzierenden Gewerbes 
unter Hundert fDurchschnittspreisniveau — 
lOO.O)- 

Zur Ermittlung der Kosten der Bildimgsplanung | 
in relativen Preisen wurden für die einzelnen i 
Kosten — z. T. abgeleitet aus der Preisentwick- 
lung in der Vergangenheit — folgende relative 
Preisindices zugrunde gelegt, die für die Jahre 
1971 bis 1975, 1980 und 1985 angegeben werden 
(Preisindex des BniUosozialprodukls == lOO)^): 


Die Berücksichtigung dieser unterschied lieben 
Entwicklung der relativen Preise führt zu An- 
teils Verschiebungen zwischen den verschiedenen 
Nadifragearten gegenüber einer Rechnung in 
konstanten Preisen. Hinzu kommt, daß bei Be- 
redinungen in relativen Preisen rein finanzielle 
Transaktionen einbezogen werden können. 

Auf diese Weise liefert die Rechnung in relativen 
Preisen ein vollständiges Bild über die Struktur 
(z. B. Anteil des Bildungsbudgets am Gesamtbaus- 
halt oder Anteil der Personalausgaben irinerhalb 
des Bildungsbudgets), wie sie sieb auch in jewei- 
ligen Preisen ergeben, ohne daß Annahmen über 
die Entwicklung des gesamtwirtschaftlichen 
Preisniveaus gemacht werden müssen. Bereits 
auf dieser Berechnungsslufe sind Plausibilitäts- 
tests. z. B. über die Finanzierungssalden der Sek- 
toren u. ä., möglich. Die Berechnung in relativen 
Preisen ergibt jedoch noch keine Vorstellung 
über die absoluten Größen der verschiedenen 
Positionen^ Steigerungsraten in relativen Preisen 
können mit anderen Steigerungsraten erst nach 
entsprediender Umrechnung verglichen werden, 

(3) Jeweilige Preise 

Aus der Verknüpfung der tatsächlichen Preis- 
entwicklung der Jahre 1971 und 1972 mit den 
kurzfristigen (1973) und mittelfristigen (1974 bis 
1976) Zielvorstellungen ergibt sich für den 
Durchsebnitt der Jahre 1971 bis 1975 eine unver- 
meidbare jahresdurchschnLtLlicbe Preisrate von 
5,2 Diese Entwicklung ist bei den unter (2) ge- 
nannten Kostengruppen, ausgedrückt in relativen 
Preisen, zu berücksichtigen, um zu Ergebnissen in 


Relative Preisindices 


j 1971 

1972 

1973 

1974 

1975 1 

1980 

1985 

Personalkosteii 

106,3 

107,4 

1 11,2 

115,1 

119,2 

140,4 

165,1 

Sachmittelkosten 

101,6 

104,7 

104,5 

105,4 

106.2 

113,8 

123,2 

Badiinvestitionen ... 

101,4 

100,2 

101,4 

102,8 

104,3 

112,6 

122,3 

übrige Kosten 

104,0 

106,0 

107,9 

110,3 

U2.7 

127H 

144,2 


ermittelt aujs Angaben des Bunüesmini&ters für Wirt- 
schaft vüm 21. Januar 1973 

“) Entsprechend der Hypothese einer ProdukUviläts- 
ent Wicklung im gesamten staut li dien Bereich von 1 Vn 
pro Jahr ist dieser Prozentsatz auch bei den Kosten 
für das BiLdungswesen anzunehmen und den Personal- 
kosten in koaslanten Preisen zuzusdüafjen. 


Bei den Sadnnvesüonen ist aus den Preisfaktoren 
für Hodibau und Ausrüsiungeu ein gemischter Faktor 
ermiUelt worden, und zwar 90 ^/u Hodiban und 10 ^/o 
Ausrüslungeiia. 

h Den übrigen Kosten liegt eine gemittelter Preisfaktor 
der Personal- und Sachmirtel zugrunde. Der Preis- 
faktor für die Bildungsrördenmg entspricht der Enl- 
widvUmg der Preisrate des Brutlosozialprodnkts, 
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jeweiligen Preisen zu kommen (z. B. Sad^tavesti- 
tionen in relativen Preisen mal Preisindex des 
Bruttosozialprodukts). 

Die Preisrate des Bruttosozialprodukts beträgt 
danach in den einzelnen Jahren: 

Preisrate des Bruttosozialprodukts 

— in '^/o — 


1971 ‘) 

' 1972 

1973 ») 1 

1974*) j 

1975^ 

7,6 

6,2 

&,3 

3,6 

3,6 


vorläufige Ergebnisse tStatlsÜsdies Bundesamt, Wirt- 
schaft und Statistik, Heft 1/73) 

Jahresprojeklion (Jahreswlrtsdiafts bericht 1973 der 
Bundesregiemng) 

Zielprojeklion 1974 — 1976 (Finanzbericht 1973) 

Da diese Preisrate für alle Kostenarten einheit- 
lich ist, bleibt die Kostenstruklur gegenüber der- 
jenigen in relativen Preisen unverändert. 


2. Umfang der Kosten des Bjldungswesens 

Im folgenden sind die Kosten für das Bildungswesen, 
soweit es hier behandelt ist, zusammengefaßt. Es 
handelt sich somit nicht um etwaige zusätzliche 
Kosten, die durch die vorgeschlagenen Reformen 
verursacht werden, sondern um eine Darstellung der 
Gesamtkosten des Bildungswesens in den Jahren 
1970 bis 1985. 

a) Zeitraum 1970 bis 1975 

(1) Die Summe der Kosten für das Bildungswesen^) 
beträgt in den Jahren 1970 bis 1975: 


Kosten des Bildongswesens 1970 bis 1975 
— jeweilige Preise — 



Mrd. DM 

Zuwachs 

gegenüber 

Vorjahr 

— in Vo — 

Jahresdurch- 
sdinitUidie 
Zunahme im 
Fünf jahres- 
zeltraum 
— in Vo — 

1970 

1971 

1972 

1973 

1974 

1975 

29.2 — 

34.4 17,8 '1 

38.7 12,5 

44.5 14,9 

51.2 14,9 

58.8 14,9 

15 


Diesen Kosten liegen die tatsächlichen Preisent- 
wicklungen in den Jahren 1971 und 1972 und die 
Preisannahmen der mittelfristigen Zielprojek- 
tion der Bundesregierung bis 1976 (Finanzbe- 
richt 1973) zugrunde. Dem Werl im Jahr 1975 
entspricht im wesentlichea das Sachprogramm, 
das auf der Basis der gesamt- und finanzwirl- 
schaftlichen Annahmen des Jahres 1972 einen 
Betrag von 57,2 Mrd. DM erfordert. Das bedeu- 
tet für die Kostenangaben im Jahr 1975 

— - bei Preisannahme 1973: 58,8 Mrd, DM 
— bei Preisannahme 1972: 57,2 Mrd. DM. 

Für die Ressort- und Großforschung sind zu- 
sätzlich folgende Kosten zu berücksichtigen (vgl. 
Teil VI C): 


Kosten der Ressort- und Großforschung 
1970 bis 1975 

— jeweilige Preise — 



Mrd, DM 

Zuwachs 
gegenüber 
Vorjahr 
— in V« — ‘ 

Jabresdurdi- 
sdinittliche 
Zunahme im 
Fünfjahres- 
zeitraum 
— in Vo — 

1970 

1971 

L972 

1973 

1974 

1975 

3,7 — 

4.6 24.3 

.4,9 6,5 

5.2 6,1 

5.7 9,6 

5.8 1,8 

9,4 


Die Kostenjedhmingen ünthalleu grundEäl/Udi die bil- 
dungspolitisdi günstigere Alternative oder Bandbreite. 
Bei den SadiinvesUlionen im Sdiulbereidi wurde mit 
dem Mittelwert gerechnet. Für das Jahr 1975 ^-Tirden 
die Alternativen der Kostenrechnungen zugrnmde ge- 
legt, die in die Beschlußfassung der Buad-Läuder- 
Kommission für Bildungsplanung vom 12. Februar 1973 
Uber „Vorschläge zur Finanzierung der mittelfristigen 
Bildungsausgaben bis 1975" Eingang gefunden haben 
vgl. S. 71). Es handelt sidi dabet um das Sachpro- 
gramm, das auf der Basis der gesamt- und finanzwirt- 
sdhaftlichen Annahmen des Jahres 1972 einen Betrag 
von 57,2 Mrd. DM erfordert (Teil VI S, 166 — 169). 

Die Veränderungen, die sich bei der Berechnung der 
bildungspoli tisch ungünstigeren AltemaUve oder Band- 
breite ergeben, sind bei den Kostenangaben in den 
einzelnen Bereichen aufgeführt (vgl. S. 57—64). 
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(2) Die Kosten gliedern sidi nadi den einzelnen 
Aufgabenbereichen wie folgt: 


Kosten des BÜdimgSwesens 1970 und 1975 
nach Bereichen 

— jeweilige Preise — 



1970 1 1975 

i 

— fn Mrd. DM “ 

JahTes- 

durrh- 

idmEUlJthc 

Zunahme 

Im rünif- 

rauni 

— In V* — 

Elomentarbereich . . 

0,8 

1,6 

14,Q 

Primarbereich 

4.2 

7,0 

tOß 

Sekundarbereich I . . 

9,0 

17,6 

U,3 

Sekundarbereidi If 

Vollzeit 

2,6 

5,8 

17,4 

Teilzeit 

1,5 

2.7 

12,5 

Sonde rsdi ulen 

1,2 

2.1 

11,9 

Dberbetrieblidie 
Ausbildungsstätten . 

9 

0,2 

• 

Ganztagsschulen *) 

• 

0,1 

• 

Tertiärer Bereich -) . 


14,2 

14,9 

Lehrerfortbildung . . 

« 

0,1 

ft 

Studentenwohn- 
raumbau 

0,2 

0,3 

3,5 

Bildungsförderujag . 

07 

2.3 

26,8 

Weiterbildung 

0,2 

0,5 

20,2 

Außerschulische 
Jugendbildung 

0,3 

0,5 

10,8 

Innovationen 

— 

0,6 

— 

Beratung 

iro Bildimgswesen . . 

— 

O.i 



Allgemeine For- 
schungsförderung . , 

1.1 

2,4 

16,9 

Bibliotheken 

0.3 

0,7 

18,5 1 


zusätzlidie Kosten 

-) eiDschließlidi Kontaktsludenten und Fachzenlren für 
Hodisdiuldidaktik 


(3) Die Kosten verteilen sidi auf die einzelnen 
Kostengruppen wie folgt: 


Kosten des BUdungsweseus 1970 und 1975 
nadi Kosteugruppen 

— jeweilige Preise — 



1970 ^ 1975 

— iti MM. DM — 

ifihies- 

durdl' 

sctmillJJche 

ZuniihDiG 

im Fünf- 
js^ihrcszciU 
roum 

— Ir Vi — 

Personalkosten .... 

16,1 33.8 

15,9 

Sadunittel kosten . . . 

3.5 6,8 

14,2 

Sachinvestitionen . . 

7,7 13,2 

11 A 

übrige Kosten 

i.2 2,7 

17,7 

Bildungsförderung . 

0,7 2,3 

26,9 


b) Zeitraum 1970 bis 1985 

(1) Die Summe der Kosten für das Bildungswesen 
beträgt in konstanten und relativen Preisen ''): 


Kosten des Bildungswesens 1970 bis 1985 
“ konstante und relative Preise — 



könsldnte 

Preise 

relative 

Preise 

j ahie sdu i disd:i oi U- 
Udie Zunahme im 

F Ein 1 J ah r 1 1 T 13 m 

fconsldntc 

Preise 

Preise 

— ifi Milliarden DM “ 

- iö •/. — 

1970 

29,2 

29,2 





1975 

40,3 

45.5 

6,6 

9,3 - 

1960 

52,4 

67,0 

SA 

8,0 

1985 

62,3 

90,5 

3,4 

6,2 


Die Kostenrechnuagen enthalten grundsälzlidi che bil- 
dungspolitisdh günstigere Alternative oder Bandbreite. 
Bei den Sachinvestitionen Im Sd>ulbereich wurde mU 
dem Mittelwert gerechnek Für das .Jahr 1975 wurden 
die Alternativen der Kostenrechnungen zugrunde ge- 
legt, die in die Besdiiußfassung der Bund-Länder- 
Koinjnission für Bildungsplanung vom 12. Februar 1973 
über „Vorsdiläge zur Finanzierung der mittelfristigen 
Bildungsausgaben bis 1975" Eingang gefunden haben 
(vgl. S. 71 If.J. Es handelt sidi dabei um das Sachpro- 
gramin, das auf der Basis der gesamt- und finanzwirl- 
sdiafllidien Annahmen des Jahres 1972 einen Betrag 
von 57,2 Mrd^ DM erfordert (vgl. Teil VI, S. 166 — 168). 
Die Veränderungen, die sich bei der Beredmung der 
hildungspolitisdi ungünstigeren AUenralive oder 
Bandbreite ergeben, sind bei den Koslenangaben in 
den einzelnen Bereichen amtgeführl (vgl. S. 57 — 64). 
Wegen weiterer Angaben vgl. Teil VI, S. 127 — ^128. 

') vgl. hierzu die Au.sführungen zu S. 57^ — 64 


56 


Deutscher Bundestag — 7. W^thlperiode 


Drucksache 7/1474 


Für die Ressort- und Großforsctiung sind zu- 
sätzlicb folgende Kosten zu berüd^siditigen: 


Kosten der Ressort- und Großtorsdiung 
1970 bis 1985 

— konstante und relative Preise — 



konvi-intü 1 
Preise 

lelaEtVi' 

Jah resai] rdisdiTäill- 
Jlidje Zunfihmö Im 

Fü n f j ahj t5 1 1 r a üJTi 


Ptc.3s0 

konalaiUo 

Preise 

1 rE?iaiiv4? 

1 Pielüe 


— in Mrd. DM — 

— in 

•4 — 

1970 

3,7 

3,7 





1975 

4.0 

4,5 


4,8 

1980 

5.5 

7.0 

6,6 

9,2 

1985 

7.1 

10,2 

5,3 

7,8 


Kosten des Bildungswesens 1970 bis 1985 
nach Bereichen 

“ konstante Preise, in Mrd, DM — 



1970 

1975 

1980 

1985 

Eiementarbereich .... 

0,8 

M 

Itl 

1,0 , 

Primarbereidi 

4,2 

4,6 

6,2 

8,5 

Sekundarbereicb I . . , 

9,0 

12,0 

12,8 

1 1 ,9 

Sekundarbereicb II 

Vollzeit 

2,6 

3,9 

5,0 

1 

6,1 

Teilzeit . 

1,5 

1,8 

1,7 

1,7 

Sonderschulen 

1,2 

1,4 

1,4 

1.5 

Dberbetrioblidie 

Ausbildungsstätten 

• 

0,1 

0,3 

0.3 

Ganztagsschulen . 

• 

0,1 

0,7 

1,5 

Tertiärer Bereich^) . , 

7,1 

9,8 

13,4 

16,9 

Ausbildungsstätten 

1 


0,5 

0,6 

LehrerforLbildung . . . 

• 

0,1 

0,2 

0,2 

Studentea- 

wohnraiimbau .... 

0,2 

0,2 

0,3 

0.4 

Bildungsförderung ... 

0,7 

1,8 

3,6 

4,5 

Weiterbildung 

0,2 

0,3 

0,5 

0,5 

Außersdiulisdie 

Jugeadbildung .... 

0,3 

0,4 

0,5 

0,5 

Innovationen 


0.4 

0,8 

1,3 

Beratung im 

Bildungswesen .... 



0,1 

0,2 

0,3 

Allgemeine For- 
schungsförderung . 

1,1 

1,7 

2,7 

3,7 

Bibliotheken 

0,3 

0,4 

0,6 

0,7 


) zusälzHche Koslen 

) eiasddießlich Kontaktsludenteri ujicl Fadizeniren für 
Hodiscbuldidaklik 

) Sonstige AusbiklungsstäUen des Tertiären Bereidis 
mit berufsqualiHzierenden Bildungsgängen. 


Kosten des Bildungswesens 1970 bis 1985 
nach Bereichen 

- relative Preise, in Mrd. DM — 


1 

1970 

, 1975 

1980 

1 1935 

Elementarbereidi .... 

0,8 

1,2 

1,5 

1,6 

Primarbereich 

4.2 

5,4 

8.2 

12,9 

Sekunclarbereidi I ... 

9,0 

13,7 

16,9 

18,1 

Sekundarbereicb U 

Vüllzeil 

2.6 

4,5 

6.6 

9,3 

Teilzeit 

1,5 

2,1 

2,3 

2,5 

Sonderschulen 

1,2 

1,6 

1.9 

2,4 

überbelriebllche 

AusbilduagssläUen 

• 

0,1 

0,4 

0,5 

Ganztagssdiulen '*) 


0,1 

kO 

2,5 

Tertiärer Bereich . . 

7,1 

11,0 

17, ü 

24,5 

Ausbilciungsslätten 

— 


0,7 

0,8 

LehrerforLbildung . . . 

• 

0,1 

0,2 

0,4 

Studenten- 

wohnrauinbau .... 

0,2 

0,2 

0.4 

0,5 

Bildungsförderung . . . 

0,7 

1,8 

3,6 

4,5 

Weiterbildung 

0.2 

0,4 

0,6 

0,7 

Außerschulisdie 
Jugendbildimg .... 

0,3 

0,4 

0,6 

0,8 

Innovationen 

— 

0,5 

0.9 

1.6 

Beratung iin 
BikUmgsweseii .... 



0,1 

0,3 

0,5 

.Allgemeine For- 
sdiLiug.s fördern ng 

1,1 

1,9 

3,4 

5,4 

Bibliotheken 

0,3 

0,5 

0,8 

1.1 


*) zijsdtzlidie Kosten 

I ■') einsdrlieEilidi Kontakt Zentren und Fa di Zentren für 
Hodisdiuldidektik 

'‘) Sonstige Ansbildunqsstatten des Tertiären Bereidis 
mit berufsqualifjzieienden Bildungsgängen 

(2) Die Kosten für die einzelnen Aufgabenbereiche 
entwidteln sich wie folgt: 

Kosten des Elementaibereidis 
— konstante und relative Preise — 



konslünlc | 
Prei'5.0 

1 

Pr.visc 

.1 a h t <1 ü I dis iJin 1 u ' 

lldiG Zunahme ltn 
FÜLr)uhri,’:v2öi träum 

kuiDätantc | 
Prr-isR 

relative 

Preise 


— in Millionen DM — 

— ln 

•/• — 

1970 

759 

759 





1975 

l 078 

1 241 

7,3 

W,3 

1980 

l 092 

1 463 

0,2 

3,3 

1985 

1 035 

1 601 

— 

K8 
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AI te m atl vre ch n u n g e n 


Veränderung der Flädienridihverle 
(untere Bandbreite), Bd, II, S. 19 
Kostenveränderung in Millionen DM 


1 

konstante | 
Preise 

relative 

Preise 

1970 

-42 

-42 

1975 

-40 

-41 

1980 

-28 

-32 

1985 

-26 

-32 


AEIernativrechnungen 


Veränderung der Personalrldilwerte 
(untere Bandbreite), S. 17 
Kostenveränderung in Millionen DM 



konstante i 
Preise 

relative 

Preise 

1970 





1975 

4- 351 

418 

1980 

- 527 

- 740 

1985 

-1 014 

-1 674 


Veränderung des Anteils der Fünf jährigen 
S. 16 — ' Alternative H — 
Kostenveränderung in Millionen DM 



1 konstante 

1 Preise 

relative 

Preise 

1970 





1975 

29 

4 - 33 

1930 

4-106 

‘hl 42 

1985 

H-239 

4-369 


Veränderung der Flädaenrldhlwerte 
(untere Bandbreite), Bd- II, S, 1 16 
Kostenveränderung in Millionen DM 



konstante 

Preise 

relative 

Preise 

1970 

-107 

-107 

1975 

- 78 

- 83 

1980 

-184 

-207 

1985 

-299 

-366 


Verändenuag des AnteOs der Fünfjährigen 
S. 16 — .Alternative 111 — 
Kostenveränderung in Millionen DM 



konstante ' 
Preise ' 

relative 

Preise 

1970 





1975 

4 - 61 

+ 70 

1980 

J-265 

+ 355 

1985 

-1-597 

+ 923 


Veränderung des Anteils der Fünfjährigen 
S, 16 — Alternative II — 
Kostenveränderung in Millionen DM 



konstante 

Preise 

relative 

Preise 

1970 





1975 

- 45 

- 52 

1980 

-267 

- 354 

1985 

“693 

-1 052 


Kosten des Prlniarherelchs 
— konstante und relative Preise — 



kcns^Eialä 

Pieiso 

relativ ö 
Preise 

J ah re sdurdbschn i ü - 
](dio Zunahme iiu 
FÜTiljahreszcilrauiD 

koriscanle 

Preise 

reJalive 

Preise 

— In Millionen DM — 

— lö — 

1970 

4 203 

4 203 





1975 

4 643 

5 375 

2J 

5.1 

1980 

6 189 

8 200 

5ß 

8,7 

1985 

8 476 

12 871 

6,5 

9.4 


Veränderung des Anteils der Fünfjährigen 
S. 16 — Altemaüve III — 
Kostenveränderung in Millionen DM 



konstante 

Preise 

relative 

Preise 

1970 ' 

— 

— 

1975 

- 97 

- 112 

1980 

- 666 

- 882 

1985 

-1 732 

-2 630 
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Kosten des Sekundarbereidis l 
— konstante und relative Preise — 



koTiAtaql^ 

PfeEse 

reläntWfi 

Pcialie 

J q h r c sd Lir lUei in 
liehe Zunöhjuc äni 
Füngflhreszejltiium 

1 

rclddve 

PralÄR 

— in MillioncD DM “ , 

— ln "i 

'ji ^ 

1970 

9 045 

9 045 





1975 

It 994 

13 652 

5,8 

8,6 

1980 

12 765 

16 873 

1.2 

4,3 

1985 

11 851 

18 083 

-1.4 

1.4 


Kosten des Sekundarbereichs 11 — Vollzeit 

— konstante und relative Preise — 



koha.id,r,Ee 

relative 

Preise 

J ah f e s ciurc^ ] Ä dm 1 u - 
liehe Zunahme im 
Fünf jahteizei 1 raiiiti 


Preise 

konsiame 

Preise 

relülivc 

PraUe 


— Iji Millionen DM — 

1 “ ln 

*/s — 

1970 

2 593 

2 593 




1975 

3 942 

4 491 

8,8 

l/,6 

1980 

4 993 

6 576 

4,8 

7,9 

1985 

6 072 

9 309 

4ß 

7,2 


Altefnativrectinungen 


Veränderung der Personalrldalwerte 
{uotere Bandbreite), S, 18 
Kosten Veränderung in Millionen DM 



konst^ante 

Pfeife 

relative 

Preise 

1970 




1975 

— 

— 

1980 

“81Ü 

-1 135 

1985 

-835 

"1 379 


AlternsHvfectinungen 

Veränderung der Schülerzahlen 
(untere Bandbreite), S. 22 
KosLenveräiiderung ln Millionen DM 


! 

konstctnle 

Preise 

relative 

Preise 

1970 





1975 

— 

— 

1980 

-340 

- 450 

1935 

— 17t 

-260 


Veränderung der Flädienriditwerte 

(untere Bandbreite), S. HG 
Kosten Veränderung in Millionen DM 



konstante 1 
Preise ' 

relative 

Preise 

1970 

-268 

-268 

1975 

-356 

-371 

1980 

-214 

-241 

1985 

- 222 

-272 


Veränderung des Anteils der Schüler 
mit einer zehnjährigen Schulzeit, S. 19 
Kostenveränderung in Millionen DM 



' konstante 

1 Preise ' 

relüüve 

Preise 

1970 




1975 

-120 

-137 

1980 

-255 

-337 

1985 

-474 

-723 


Veränderung der Persona Irichl werte 

(untere Bandbreite), S> 22 
Kosten Veränderung in Millionen DM 



konstante 

reialive 


Preise 

Preise 

1970 1 





1975 

1 — 

— 

1980 

1 

— 

1985 

-626 

“1 033 

Veränderung der Flädienrldilwerle 

(untere Bandbreite), S, 

116 

Kosteiiverändening in Millionen DM 


konstante 

relative 


Preise 

Preise 

1970 

- 98 

- 98 

1975 

-139 

-145 

1980 

-138 

-156 

1985 

“137 

-16? 


59 


Drucksache 7/1474 


Devitsdier Bundestag — ?. Wahlperiode 


Koslen des Sekundarbereidis U — Teilzeit 

— konstante und relative Preise — 



konsUntc 

1 

1 

JalKOsdurilisüiüUt^ 
hehl? Zunahme iin 
FüfifJnhie8j^cil.r^it.jrri 



ko^islanlc | vcldElve 
Preist 1 preist 


— in MSUSorsef^ DM — | 

- 

in “ 

1970 

1 489 

1 489 





1975 

1 831 

2 085 

4.3 

7.0 

1980 

1 699 

2 254 1 


1.5 

1985 

I 663 

2 472 

-0.5 

L9 

Alternativ rechnung 




Veränderung der Sdiülerzablen 

(untere Bandbreite), 

S. 22 


Koslenveräaderung in Millionen DM 


1 

konslanle * 
Preise 

relative 

Preise 

1970 






1975 




— 

1980 


70 


H-93 

1985 


: 56 


-h83 


Kosten der Sonderschulen 


— konstante und relative Preise 

— 

konstante rfUiUvip 

Prei&c Preis? 

1 

lidiq Ziinolirüe im 

F i j n [ ] a h r 1 1 r n m 

kon^tAnle 

Preis? 

relaü V? 
Prr?tse 

— ln Millionen DM — 

— in 

*.'• - 


1970 

1 

1 196 

I 196 



, 

1975 

1 409 

1 620 

3.3 

6,3 

1980 

l 407 

1 900 

-0,1 

3,2 

1985 

1 542 

2 398 

h8 

4,8 


Kosten der überbetrieblichen 
Ausbildungsstätten 

— konstante und relative Preise — ^ 



konslHantc 

Preise 

r Eltitivc 
Preis? 

JtihiesJuidt'4{.finLU' 
Ikiie Zunahme kn 
FüDfjahres'iieii ranirt 


ko'Vütfinte 

Preise 

1 relaliv^ 

1 Preise 


— in MJPioDcn DM — 

— in V* — 

1970 

24 

24 

1 



1975 

105 

116 

1 34,] 

37./ 

1980 

317 

393 

25,7 

27,6 , 

1985 

340 

492 

1.7 

4.6 


ZusätzUdie Kosten der Ganztagsschulen 
— konstante und relative Preise “ 


JahrestlurUiisdinltl- 
llcbi- Zuitahino äm 



konsiant^- 

T3 p 

rclaln-e j 
pjelse 1 

FünfjühresjteUrautii 


1 

konstante 

Pro|<ic: 

lelcillve 

Preise 


— in Ml 1 Honen DM — ^ 

1 — in 

% — 

1970 

1 ^ 

9 





1975 

1 74 

87 

52,0 

58,0 

1980 

j 690 

951 

55,0 

60,0 

1985 

l 539 

2 480 

17.4 

21,0 


Alternath/rechnung 

Verändemng des AnleUs der Ganztagssdiüler 
an den Vollzeitsdiülern, S- 19 
Kosten veränderun'g in Millionen DM 



1 koaslaate 
Preise 

relative 

Preise 

1970 

— 



1975 

— 

— 

1980 

-460 

- 634 

1985 

- 770 

- 1 240 
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Kosten des Tertiären Bereichs 

— konstante und relative Preise — 



koci^tanl«- 

TolaOvEi 

Preise 

!ldi 0 ZüijaEiint: iiti 
Pünljiihres^enTiium 


Linie 

Pscise 

1 rt4nljvi" 

1 preise 

— ln MslüoRen DM — 

“ IO 

"/fl ^ 

197Ü 

7 14? 

7 147 

— 

— ^ 

1975 

9 823 

10 995 

6,6 

9,0 

1980 

13 360 

16 985 

6,^ 


1985 

16 877 

24 480 

18 



ein schließ]! dl der Kosten fih' die PadiiJenlren fvir Hodi- 
schuldidaklik und der Koslon für Kontakisiudenlen 

Alternativrechnungen 

Verändemng der Zahl der Studenten 
(untere Bandbreite); S. 29 


Koslce Veränderung in Millionen DM 


1 konstante j 
' Preise 

relcitjve 

Preise 

1970 


— 

1975 

1 _ 

— 

1980 

- 837 

-1 064 

1985 

- 1 319 

- 1 914 


Kosten der Lehrerfortbüdung 

— konstante und relative Preise — 



koasläBte 1 
Prels-t^ 

relfllivc 

PtClSf 

JntuesfhFfdssdinjEt- 
lictie Ziuirihmc jin 

P iijj « } ^ k rc ^7ei l r rin m 


kunitiijite 1 

Preis« ( 

feäiiliv'O 

Preis« 


' - ivi Minioncii DM — 

— I n "/• — 

1970 

28 

28 


1975 

83 

99 

24,0 

29,0 

1980 

168 

236 

J5,2 

I9ß 

1985 

246 

406 

7,9 

J7,5 1 


Alternativ rechnung 

Veränderung der Zahl der Lehrer 
in der Fortbildung 
S. 24 

Kostenveränderung in Millionen DM 



konstante 1 
Preise | 

relative 

Preise 

1970 

— 

— 

1975 

— 

— 

1980 

-24 

-34 

1985 

-49 

-81 


Veränderung der Flächenpreise 
(untere Bandbreite), S. 118 

Kostenveränderung in M:i] Honen DM 



konstante | 
Preise 1 

relative 

Proise 

1970 

-298 

- 298 

1975 

-414 

-432 

1980 

-451 

-503 

1985 

-479 

-586 


Kosten für sonstige AusblldungssEätten des 
Tertiären Bereldis mit beniisqpiaUfizierenden 
Bildungsgängen 

— konstante und relative Preise — 



1 

konstanle 

Preise 

relaLivt 

Preise 

J ftlur esd u r di i 1 1 - 

liehe ZuRjböje jm 
Fün f j fi. f] I e Si el t r ai i ti i 

kcn^iiiLDt« 

Pjüise 

rr-lflllvr- 

Preise 

1 “ In Minsonnit DW — 

— in V. — 

1970 

— 

— 


— 

1975 

— 

— 

— 

— 

1980 

521 

662 

— 

— 

1985 

571 

828 

K8 

4.6 


Kosten des Studentenwohnraumbaus 

— konstante und relative Preise — 



kOQstünle 

Preise 

roiallve 

Preise 

JahcesduTtli&chnltt- 
ildbe Zunahme Im 
FünljilhresxclUiium 

konsienhs 

Preisfi 

1 relallvp 

1 Prfrifc 

— In MtJlioiien DM — 

— In 


1970, 

150 

150 

— 

— 

1975 

222 

232 

8,2 

9.7 

1980 

330 

372 

8,3 

9.9 

1985 

401 

490 

4,0 

5.7 


Alte mal ivrechnungen 

Veränderung des Anteils der Studenten 
in Studentenwohnraumplätzen^ S. 36 

Kosten Veränderung in Millionen DM 



konstante ^ 
Preise 

relative 

Prei'ie 

1970 


, — 

1975 

-74 

-7? 

1980 

“82 

-93 

1985 

0 

CO 

1 

-98 
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Veränderung der Baukosten 
für den Studenlenwohnraumplatz, S. 

Kost env^er and. erung in Millionen DM 


1 

1 

konstante 

Preise 

relative 

Preise 

1970 

— 

— 

1975 

“44 

-46 

1980 

-66 

-74 

1985 

-80 

-98 


Kosten der BUdungsEördenmg 

- konstante und relative Preise - 



äcon^slanu^ 

PfPiSC 

relative 

PrcLse 

J ijihreäüurUi^avaj El- 
lidie Ziiiijiliiit« Ijh 

F ün I J aji I c 1 rdu jTi 

konulunlf* 

Prülse 

rclaUvc 

Preise 

— in Millionen DM 

— In 

Vp — 

1970 

700 

700 

■ 

— 

1975 

1 794 

1 794 

21,0 

21,0 

1980 

3 627 

3 627 

15,1 

15,1 

1983 

4 528 

4 528 

4,5 

4,5 


Kosten der Außersdiutisdien Jugendbildung 

■ — ' konstante und relalive Preise — 



1 

konst^nJe ^ 
Pf e. Ist 

PreiHö 

J fthresdurdischniti- 
liehe Zunahine im 

F5j nl j tiJiin? ztj ä E r 41 iJ m 

konslQiile 

felativa 

Preise 

™ in MllUoneii DM -= 

— Sn “/# — 

1970 

295 

295 

— 


1975 

365 

410 

4,3 

6,3 

1980 

438 

584 

4.6 

7,3 

1985 

549 

802 

3,7 

6,5 


Atternallvrechnungen 

Veränderung der Zahl 
der hauplamllJchea Mitarbeiter, S, 42 

KüstenveränderiLing in Millionen DM 



1 konstante 
Preise 

relative 

Preise 

1970 

— 

— 

1975 

— 

— 

1980 

-n 

“17 

1985 

-26 

-43 


Kosten der WeiterbUdung 

— konstante und relative Preise — 



konstantü 

Pieise 

1 

r-e^aUvü 

Fiel&e 

1 

jTihresdürdisdinltt' 
Läclic Zunahme! Siii 

7' ü n rj ah r csz c E t raum 

konslante 

Preise 

relmiivt' 

Preisö 

— MäElSonen DM — 

in V* ^ 

1970 

179 

179 

— 

- — 

1975 

337 

364 

13,2 

15,0 

1980 

464 

553 

6,6 

8,7 

1985 

530 

709 

2.7 

5,1 


Atternativ rechnung 


Veränderung der Weiterbildungsplätze 
für längerdauemde Vollzeitlebrgänger S, 38 

Kosteuveränderung in Millionen DM 



1 konstante 

1 Preise ^ 

relative 

Preise 

1970 

— 

— 

1975 

-12 

-13 

1980 

-37 

-42 

19S5 

-38 

-46 


Veränderung der finanziellen Förderung, S. 42 
Koslenveränderung in MiUionen DM 



konstante 

1 Preise 

relative 

Preise 

1970 

— 

— 

1975 

"10 

- 11 

1980 

-40 

- 5L 

1985 

-80 

-115 


Kosten der Innovationen im Bildungswesen 
’ — konstante und relative Preise — 



konstanle 

P5<jiSÜ 

relative 

Preise 

J aVi r c sd ux-4±is d] n E 1 U 
iScfee Zunahme im 

Fün f J a h re o Ilra um 

künstojitc 

Prelle 

reläUve 

Ftolse 

ln. Millionen DM — 

— ln — 

1970 

— 

— 


^ — 

1975 

449 

474 

— 

— 

1980 

817 

925 

12,7 

14,3 

1985 

1 294 

1 590 

9,7 

n,4 
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Alternatfvrechnungen 

VerändeniBg der jährlldien Kosten der 
Forschirngszeolrenr S. 44 
Kostenveränderung in Millionen DM 



1 koDstdnte 
! Preise 

relative 

Preise 

1970 

— 

— 

1975 

-20 

-21 

1980 

-20 

-23 

1985 

-20 

-25 


Veränderung der Kosten tür die Progranmi- 
enlwicklung, S. 44 

Kosten Veränderung in Millionen DM 



1 konstante ' 
Preise ' 

relative 

Preise 

1970 

— 

— 

1975 

-35 

-37 

1980 

-35 

-40 

1985 

-35 

-43 


Veränderung der SchiUerzahl für den Etnsalz 
von Medieni S. 44 

Kosten Veränderung in Millionen DM 



konstante 

Preise 

relative 

Preise 

1970 

— - 

— 

1975 

- 78 

CO 

1 

1980 

-140 

-158 

1985 

-272 

-332 


Veränderung der Mittel für die Rationalisierung 
der Schul Verwaltung, S. 46 
Kostenveränderung in Millionen DM 



1 koTistante | 

! Preise ' 

relative 

Preise 

1970 

— 

— 

1975 

-24 

-25 

1980 

-23 

-26 

1985 

-21 

-26 


Kosten iür die Beratung im Bildungsweseo 

— konstante und relative Preise — 



künsConlc 

reküvc 

Pitisc 

Jahiesduidisdinitl- 
jjdie am 

konatiintö 

Preise 

relalive 

Preise 

— in Milliotieji DM — 

1 — ln */. — 

1970 

— 

— 

— 

— 

1975 

69 

82 

— 

— 

1980 

191 

268 

22,; 

26,5 

1985 

305 

504 

9,8 

? 3,5 


Al te ma II vrschn u n g 

Veränderung der Studentenzabi, S, 29 

Kostenveranderung in Millionen DM 

konstante relative 

' Preise i Preise 

1970 
1975 
1980 
1985 


Kosten für die Allgemeine Forsdiungsfördening 

■ — konstante und relative Preise — 



1 

kanjslante 

Pieis& 

relative 

Preise 

J ah T es d n f dia dini U ' 
lidiEt Zumahmg im 
Fünf j ah r esze i 1 t n um 

konivtanle 

Preian 

rciladve 

Preise 

— ln MiJLilüneh DM ■ — 

— ln % " 

1970 

I Ü80 

1 080 

— 


1975 

j Ö67 

1 879 

9,1 

n,7 

1980 

2 683 

3410 

10,0 

J2,7 

1985 

3 718 

5 360 

6,7 

9,5 


Altematlvrechnungen 


Veränderung der Förderung 
der Forsdiungsfördenjngsorganisationen, S. 49 
Kostenveränderung in Millionen DM 



1 konstante | 
Preise ' 

Preise 

1970 

— 

— 

1975 

— 

— 

1980 

- 50 

- 64 

1985 

-■260 

“375 


-3 - 5 

”9 -15 
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Veränderung der Fördenmg 
der Sonderforsdiungsbereiche, S. 49 

Kosten Veränderung in Millionen DM 



relative 

Preise 

konsurttc 

Preise 

197U 



— 

1975 


— 

— 

1980 


“10 

- 13 

1985 


“60 

-86 


Kosten der Bibliotheken 

— konstante und relative Preise — ■ 



kORSldlll.G 

relative 

J d b 1 1: K a u f chs dm 1 U- 
lidic: Zuitahi^iu' im 
Fimljohr<?5ze[ltaum 

konstAnle 

Preist 

1 ralatlve 

1 Preise 


— In MitliDniMi DM — 

— in 

— 

1970 

320 

320 

— 

— 

1975 

449 

506 

7.0 

9,6 

1980 

580 

759 

6,6 

8,5 

1985 1 

1 733 

1 124 

6,0 

8,2 


IV. Der Bildungsbereich im gesamtwirtschaftlichen Rahmen 


Vorbemerkung 

Die in diesem Teil enthaitenen Angaben sind als Be- 
redinnngen, Schäl ziingeii und Annahmen von Exper- 
ten auf lecbnisdier Ebene Grundlage insbesondere 
für die Überlegungen zur Findnziening (Teil Vj. Sie 
wurden von sachverständigen Beamten des ehe- 
maligen Bundesministeriums für Wirtschaft und Fi- 
nanzen sowie des BuodesminLsieriums für Arbeit 
und Sozialordnung erarbeitet und in verschiedenen 
Gremien diskutiert, so in der gemeinsainen Bund- 
Länder-Sadwerständigengruppe VII (Ressourcen- 
gruppe) zur längerfristigen Aufgabenplanung und im 
Aussdiuß „BildungsbudgeÜ' der Bund-Länder-Kom- 
mission für Bildung-splanung. Die Aufgaben enthaU 
ten vor allem Perspektivprojektionen, die zuhlen- 
mä-ßigen Ergebnisse stellen jedodi keine politischen 
ZieLvorstellungen dar. 

1. Bildung und Wirtschaftswachstum 

Ein leistungsfähiges Bildimgssystem ist für die Ent- 
wicklung einer fortgesdirillenen Ge.sellschajt, die auf 
der Urteilsfähigkeit und Mündigkeft des eiuzelnen 
aufbaut, eine unerläßliche Voraussetzung. Gleich- 
zeitig bestehen zwischen dem wirtsdiaftlicheu 
WachstTiin und dem Bildungsniveau einer Gesell- 
sdmft enge Wediselbeziehungen. Meosdiliches Wis- 
sen und Können tragen maßgeblich zum wirtschaft- 
lidien und tedini sehen ForUduitl und damit zum 
wirtsdiaftlidhen Wachstum bei. Zwar läßt sich die ge- 
samtwirtschaftliche Rendite einer verbesserten Bil- 
dung nicht exakt ermitteln; Sdiätzimgen in anderen 
Ländern, haben jedoch ergeben^ daß die Produktiv 
vitätsgewinne derartiger Maßnahmen beachtlidi sein 
können’), wenn sie durdi entsprechende tedmisdhe 
und/oder organisatorisdie Verbesserungen ergänzt 
werden. Andererseits jedodi bedeuten durdisdtnitt- 
lieh längere Ausbildungszeiten aber auch, daß zu- 
nächst das einheimische ArbeitskräftepotenÜal ver- 
ringert wird, während sich die Produktivität zusätz- 
licher Bildungsmaßnahmen meßbar erst später nie- 


cierschlägt. Unter Umständen ist es sogar möglidi, 
daß la.ngfristig der Produktiv! tatszuwadis größer 
wird als die Entzugswirkung. Produktivitätsgewinne 
können schon mittelfristig durch Maßnahmen zur 
Intensivierung der bemflidien Bildung, auch der 
beruflichen Weiterbildung, entstehen. 

Die Konsequenzen längerer Ausbildungszeiten wer- 
den dann besonders spürbar, wenn am Arbeitsmarkt 
ohnelun eine strukturelle Knappheitssituation vor- 
( liegt, wie dies in der Bundesrepublik seit Jahren 
und auch für die absehbare Zukunft der Fall ist. 


2, Arbeitsmarkt 

a) Die Verwirklichung der bildungspolitisdben Ziele 
bis zum. Jahre 1985 hat direkte und indirekte 
Auswirkungen auf den Arbeitsmarkt, die gegen- 
wärtig nicht voll übersehbar sind. Die ange- 
strebte Entwidclung des allgemeinen Bildungs- 


') vgl..* Denison, E. F., 

The Suurces of Economic GrowtJi m ihe United States 
am\ ihe Alternatives before Us, New York, CZommiUoe 
for Economic Development, 1962 
dersetbe, 

Measuring tlie Conlribulion ot Educalion [and die 
Residudi) to Economic Growth,, p. 13 — 55, in: OECD, 
The Residual Faclor and Economic Growth, Paris 1964; 
ins Deulsdie übersetzt und wiederabgedruckt Ln: 
Hüfner, Klaus, Bildungsinvestitionen und WirlschafU- 
Wachstum, .Stuttgart 1970 
derselbe, 

Wby Growth Rates Differ, Washington 1967 
Schulter Th. W., 

Eciiication and Economic Growth, p, 46—68, in: Henry, 
Nelson B., (ed.) Sozial Forces Influencing American 
Education. The Sixtieth Yearbook of Lhe National 
Sociely for lhe Study of Education, Chicago Univer- 
säty Press, 1961, auszugsweise übersetzt und wieder- 
abgedruckt in: Hüfner. Klaus, a. a. O. 

Correa, H. 

The Economics of Human R^»Sources, Amsterdam 1963. 
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nivedus führt zu eincu’ Idugören Verweildauer 
der Jugend lidien in der Sdnile und zu einem hö- 
heren Anteil von Studierenden in den einzelnen 
JaJugängen. Denientfiprecbend werden weniger 
ein hei mische Erwerbspersonen für die Produktion 
verfügbar sein. 

Die bereits eingeleileten Entwidthmgen und die 
Vorstellungen über die künftige Entwicklung im 
Biklungsbereicb bedeuten, daß die Zahl der ein- 
heimisdieii Erwerbspersonen im Jahre 1985 
riger sein wird als im Falle konstanter Erwerbs- 
quoten in den betroffenen Altersklassen (15- bis 
30jährige). Die Hyi>otliese einer Konstanz der 
Erwerbsquoten ist — wie die Daten aus der Ver- 
gangenheit erkennen lassen — kaum roalistisdif 
da sie eine Unterbrechung des Vergangenheits- 
trends bedeuten würde. Um jedoch Vorslelluo- 
gen über die bildungspolitiscbeii Auswürkungen 
auf den Arbeitsmarkt zu erhalten, iniißte diese 
fiktive Unterstellung gewählt werden. Geht man 
von dieser Künstanz aus, würde sich eine Ver- 
ringerung der Zahl der einheimisdien Erwerhs- 
personen um 1,3 Millionen bis EG Millionen er- 
geben. 

Die genannten ZaJilen enthalten allerdings auch 
Versdnebungea zwisdien „prak tischet" und 
„schuListher" Ausbildung von Lehrlingen (etwa 
0,5 Millionen), weil die SLalistik die Lehrlinge 
in ,,praktisdie“ Ausbildung als Erwerbstätige 
zälüt. Diese statistische Zuordnung entspricht je- 
doch nicht der bitdungspolitisdien Zielsetzung. 

Lni Jahr 1970 wmrde in der Perspektivprojektion 
des Bundesmini.sters für Wirtschaft noch davon 
ausgegangen, daß die Reduzierung des ejinhei- 
misdien Arbeitskräftepotenlials mehr oder we- 
niger über die Nachfrage am Arbeit.s markt durch 
die Hereinnahme aiisläuclisdier Arbeilnehmer 
ausgeglichen wird. Diese Hypothese eines Aus- 
gleichs über den Arbeitsmarkt laßt sicii aus heu- 
tiger Sidit nidit mehr aufrechterhalten. Einer wei- 
teren Zunahme der Besdiaftigung ausländisdier 
Arbeitnehmer sind aus allgemeinpoliti.schen Er- 
wägungen, z. B. durch die Entstehung von Eng- 
pässen im Infrastrukturbereicti, Grenzen gesetzt. 

Eine gewisse Kompensation für die Verringening 
des Arbeitskräftepotentials durch die angesLrebte 
Entwicklung im Biidungsbereich wird eventuell 
durch eine verstärkte Ervverbstatigkoit der Frauen 
erreicht werden. Die Anajyse der Erwerbsquoten- 
entwitktung der Frauen weist auf einen Spiel- 
raum potentiell zu nutzender Arbeitsmarktreser- 
ven hin. Untersudmngen in Regionen mit beson- 
ders hoher bzw, niedriger Frauenbesdiäftigvmg 
zeigen, daß die Erwerbsbeteilignng der Frauen io 
starkem Maße durch ein entsprechendes Angebot 
von Arbeitsplätzen bestimmt wird. 

Auch von der angestrehten Ausdehnuiig des BU- 
dungsbereidies selbst können positive Auswir- 
kungen auf das Erwerbsverhalten ausgehen. So 
zeigt sich z. B,, daß zwisdaen dem Ausbildungs- 
niveau der Frau und dem Wiedereintritt in das 
Erwerbsleben ein direkter Zusammenhang be- 
steht: Frauen mit einer qnalifizLerlen Ausbil- 
dung sind eher geneigt, in den Beruf zurückzu- 


kehren, dis Frauen mit niedrigem Ausbildungs- 
niveau, die den Anschluß an die Berufs weit leich- 
ter verlieren und nur schwer für eine Rückkehr 
in das Erwerbsleben gewonnen werden können. 
Die Aussichten für eine Veränderung der Er- 
werbsbetei ligung insbesondere bei den vei heira- 
teten Frauen hängen auch davon ab, wie schneit 
weitere Kindergärten ausgebaut werden, in wel- 
diem Maße Möglichkeiten für Teilzeitarbeit ge- 
schaffen werden können und der Übergang zu 
Ganztagsschulen erfolgt. Audi das neuzugestal- 
lende Bildungswesen wird für die Frauen zwei- 
fellos einen Arureiz bieten, in ihm mitzu arbeiten. 
Die Verwirklichung des Bildungsgesamtplans 
führt sdiHeßHch gencroH zu einer besseren Aus- 
bildung Tuit ents[uechcnden Berufs möglich keilen, 
so daß eine Berufstätigkeit für Frauen — auch 
nach der Eheschließung • — attraktiver werden 
kann. 

Eine weitere Milderung der biJdungspoHti sehen 
.Auswirkungen auf den Arbeitsmarkt kann or- 
w^artet werden, wenn sidi zusätzliche Bildungs- 
investitionen längerfristig positiv auf die Ent- 
wicklung der Produktivität auswirken. Eine Pro- 
duktivitätssteigerung tritt dann ein, wenn infolge 
eines höheren Bildungsniveaus Qualität und be- 
rullicbe Mobilität der Arbeitnehmer verbessert 
werden und diese ihre erw^orbenen Qualifikatio- 
nen am Arheilsplalz entsprediend an wenden. 

Die Expansion des Bildungsbereichs führt weiter- 
hin zu einem vergrößerten Angebot an höher 
qualifizierten Arbeitskräften. Dies ermöglicht vor 
allem der Wirtsdiaft ~ im Rahmen der verfüg- 
baren Tnvestitionsmitlel — den Einsatz kapital- 
intensiverer Produktionsverfahren bei entspre- 
diendem Rückgang relativ anspruchsloser Tätig- 
keiten. Tm Zuge solcher Struktur Veränderungen 
können sich zeitweilige Anpassungssdiwicrigkei- 
len dann ergeben, wenn die Bereitstellung adä- 
quater Arbeitsplätze nicht parallel mit der Ver- 
größerung des Angebots an höher qualifizierten 
Arbeitskidf ten erfolgt. Eine Lösung dieser 
Sdiwierigk eiten hängt auch von der Bereitschaft 
der Wirtschaft u]id Verwaltung ab, das Angebot 
an Arbeitsplätzen dem steigenden Qualitäts- 
niveau der Erwerbstäligcm laufend anzupassen. 
Dennoch muI5 auch die Bildung.splanung versu- 
chen, unter der ständigen Verarbeitung von Er- 
fahrungen das Bilduhgsangebot mit der struktu- 
rellen Entwicklung des Arbeitsroarkles in Ein- 
klang zu lialten. 

b) Im Zuge der Bilclungsrefonn Ist eine Umschich- 
tung der Besciiäftigungsstriiklur zu erwarten. 
Die Zalil der Im Bi Idungs wesen tätigen Per- 
sonen ^) müßte von ca. 600 000 im Juhr J970 bis 
1985 um ca, 390 000 steigen. Das würde bedeuten, 
daß von der projizierten Zunahme des gesamten 
Personalbestcindes beim Staat (0,95 Millionen) 

g vgL Tabellen zum Personal im Bildungswescn (Teil 
VI A) 

In der Ahgrenzimg der Volks wirtsduafUidien Gesanit- 
redmimg einsdiließlidi der Soldaten und der Besdiäf- 
liglen in der Sozialversidiernng ohne Besdiäfligte in 
üffenllichen Uiilemehmea. 
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rcl. 4l auf das Bi Idungs wesen entfielen. Der 
Anteil der Bediensteten ini Bildnngsbereitii au 
der Zöhl der Erwerbstätigen ira Sektor Staat 
würde dann von 20 “ o im Jahr 1970 auf 25 Vo im 
Jahr 1985 steigen. Hierbei ist jedoch nodi nicht 
die xMögUchkeit einer Substitution des Personals 
im Bildungswesen durch Technologien geklart. 

c) Der zunehmende Personalbedarf im Bildungs- 
wesen muß Lm ZusdJT! menhang mit der Bedarfs* 
entwdcklung anderer öffentlicher Bereidie ge* 
sehen werden. Hierbei auftrelende Zielkontliite 
müssen politisdi entschieden werden. 

3. Bauinvestitionen 

Die Bauinveslitionen für die Ausdehnung der Bil- 
dungskapazitdt nidßlen nadi den gegenwärtigen 
Vorstellungen der Bildungspianung in konstanten 
Preisen des Jahres 1970 ün eisten Jahrfünft der 
Planungsperiode mit einer durdisdinittlidien jahr^ 
lidien Wachs tu msrate von 5 danadi deutlich lang- 
samer steigen. Die Expansion der Bauinvestitionen 
im Bildungsbereidh wäre damit in der ersten Phase 
deutlich stärker als die projizierte Entwicklung für 
die Bauinvestitionen der Öffentlichen Hand insge- 
samt, danadi lang.samer. Mittelfristig könnte es not- 
wendig werden, wegen der konjunkturbedingt rück- 
läufigen Entwicklung des öffentlidien Baues 1971 
und 1972 für den Restzeitraum bis 1975 im Bereich 
der Öffentlichen Bauinvestitionen Prioritäten festzu- 
setzen. Lm weiteren Verlauf wurde dJc Bauwirtschaff. 
dagegen von seiten des Bildungsbereidi.s kaum vor 
Schwierigkeiten gestellt werden. BauinvestiUons- 
sdiätzungen bis zum Jahr 1985 zeigen, daß in einzel- 
nen Bereichen mit einer nachlassenden Expansion zu 
rechnen sein wird, so daß für das gesamte Bau- 
volumen bis 1985 Wachstums raten zu erwarten sind, 
die der allgemeinen Wirtsdiaftsenhwidciung eher 
folgen als diese übertreffen. Eine solche Entwick- 
lung im Eaugew'erbe ließe sich, w^enn man von den 
bisherigen Erfahrungen ausgeht, im wesentlichen 
aufgrund der Produktivitätssteigerung in diesem 
Wirtsdiaftsbereidi bewältigen. Es ist daher zu er- 
warten, daß der derzeitige Bestand an Bauarbeitern 
nicht wesentlich erhöht zu werden braudit, 

4. Öffentlicher Gesamthaushah und Bildungsbudget 
Im Rahmen der Gesamtwirtschaft 

Eine langfristige Planung des Bildungsbudgets hat 
die mutmaßliche Entwicklung der gesamtwirtschafl- 
Lichen Ressourcen zu berücksichtigen. Von dieser 
Entwicklung hängt es ab, welche Leistungen die 
öffentliche Hand künftig erbringen kann. Das be- 
deutet, daß die langfristige Entwicklung des Brutto- 
sozialprodukts vorausgeschätzt werden muß. So- 
döim müssen Vorstellungen darüber entwickelt wer- 
den, welcher Anteil am Bruttosozialprodukt für die 
staatlichen Aufgaben verfügbar gemacht werden 
kann. Schließlich muß dabei die Entwicklung des 
Bildungswesens in den Ralirnen der projizierten Ent- 
wicklung des Bruttosozialprodukts sowie des ye- 
sdiätzten Korridors für den Sektor Staat bzw, für 
den Öffentlichen Gesamlhaushalt eingepaßt werden. 


a) Entwicklung des Sozialprodukts 

Die PerspektivprojekUon des WirUchaftswachsLuins 
vom Jahr 1970 wurde unter Berüdksidiligung neuer 
InfonnaÜoneii und politischer Ziele Anfang 1973 
überprüft und angepaßt. Die Eiiil lußy rößen. die da- 
bei berücksichtigt werden mußten, wirken sidi 
retardierend auf das künftige Wachstum aus. Eine 
grüMd liehen Lberarbeitung eiJolgt im Laufe des Jah- 
res 1973, wetm neue statistische Eckwerte aufgrund 
von Großzählungen vorliegen. Eine vorläufige Revi- 
sion der Perspektiven Wirtschaf tswadislums 

sdiien trotzdem angezeigt, weil eine Beurteilung 
der ökonomischen Wirkungen der Entwicklung im 
Bildungsbereidi auf die.ser neuen Basis realistischer 
sein dürfte. 

Entwicklung des Bmttosozialprodukls *} 

— konstante Preise, Basis 1970, in Mrd. DM — 


Dem liegen folgende durchschnittliche jährliche 
Wachstums raten zugrunde: 

DurdischnittLidie jährliche Wachs Eumsraten 
des BruUosozlalprodukts 

— in % — 



UntGre 1 
Vo Haute 

Mittlere 

Vüriamte 

Obere 

Variante 

1960—1965 

— 

+ 5,2 

— 

1965—1970 

— 

+ 4,6 

— 

1960—1970 

— 

! 4,9 

— 

1970—1975 

— 

+ 4,0 

— 

1975— 1980 

1 4,2 

+ 4,7 

+ 5,2 

1980—1985 

+ 4,2 

i 4,7 

+ 5,2 

1970—1985 

i 4,1 

+ 4,5 

+ 4,8 


Aus heutiger Sicht würde bei einer Entwicklung ge- 
mäß der oberen Variante, die hinsichllida der Pro- 
dukt ivitätsannahmeo selix optirnistisdi ist und die 
außerdem von einem erheblich verstärkten Rück- 
griff auf ausländische Arbeitnehmer ausgeht, die 
duvchsciiniUliche jährliche Wachslumsrate des 
realen Bruttosozialprodukts 4,8 Vu betragen. Ein so 
starkes Wachstum wäre ein ehrgeiziges Ziel, das 
sehr hohe Anforderungen an die Wirtschaftspolitik 
stellen würde, wenn die anderen wirtschaflspoliti- 



Untere 

Variante 

Mittlere 

Variante 

Obere 

VaricMile 

I960 

— 

425,6 

— 

1965 

— 

547„9 

— 

1970 

— 

685,6 

— 

1975 

— 

835,7 

— 

1980 

l 026,6 

1 049,7 

1 076,8 

1985 

l 261,1 

1 323,8 

1 387,4 


') Sländ .IdUiiar rü7:'5 
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sehen ZieJset.^iajTyen riitiU i}eejnh drhtigt wenlen 
sollen. 

Im Falle der u;i/eren Varionie, bei der von einer ge- 
ringeren ^nvestitionseIaslizitätr einem schwächeren 
Besdiäftignnigsgrad und niedrigeren ProduklivitäLs- 
raten ausgegangen wäre mit einer durdi- 

schnittlidien jährlichen Zunahme des Biuttosozial- 
produkls von 4,1 zu rechnen. Die Küpa/itdtsaus- 
hisLung dürfte bei dieser Enlwickhmg unter dem 
Optimum liegen. 

Bei der mitileren Variante des WirLsdioftswachs- 
turns von jäJirlidi 4,5 Vo dürfte einerseits die An- 
spannung der WirLschaft nicht zu stark werden imd 
andererseits eine Unterauslastung der Produktion.s- 
faktoren vermieden werden. Es würde sich also um 
eine wirtsdiaftspoli tisch möglichst „optimale'' Ent- 
wricklung handeln. Diese Variante wird daher den 
folgenden Überlegungen zugrunde gelegt. Eine Ent- 
widtlung^r die der mittleren Variante entspricht, setzt 
noch einen begrenzten Anstieg der Zahl der auslän- 
dischen Arbeitskräfte voraus, 

b) Der staatliche Sektor als Teil der Gesamlwirtschafl 

Der volkswirtsdiäftlidi mögliche und vertretba.re 
Handlungsspielraum des Staates, ausged rückt als 
Anteil am Bruttosozialprodukt, ist über ein Staats- 
konto in der Abgrenzung der Volkswirtschaftlichen 
Gesämtredmung, das sowohl die Gebietskörper- 
schäften einschließlich der Sondervennögen des 
Lastenausgleidisfonds (LAF), des European Reco- 
very Program (ERP) und der Deutschen Gesellschaft 
für öffentlidie Arbeiten (öffA) als auch die Sozidl- 
versidierung umfaßt, abgeschätzt worden. Dabei 
kommt eine entscheidende Bedeutung der Frage zu, 
mit weldier Belastungscjuoie durch Steuern und 
Sozialversidierungsbeitrüge gerechnet werden darf, 
ohne daß Wirkungen auitreten, die das marktwirt- 
schaftliche System gefährden, 

Um das Bilchrngsbudget in den Rahmen der Finanz- 
wirtschaft der Gebietskörperschaften stellen zu kön- 
nen, ist dainii in einem zweiten Sdiritt der öffent- 
liche Gesamthaushalt ohne Sozialversicherung auf 
die Abgrenzung der Haushdltsrechnung transfor- 
miert worden. 

(1) Das konsolidierte Staatskonto 

Der Anteil des konsolidierten Kontos für den Ge- 
samtsektor Staat in der Definition der Volkswirt- 
schaftlicdien Gesaratiechnung ') am Bruttosozialpro- 
dukt bewegte sich in den Jahren 1965 bis 1970 mit 
leicht steigender Tendenz zwischen 37 Vo and 
Die Emnahmen stammt-en ganz überwiegend aus 
Zwangsabgaben (Steuern und Sozial Versicherungs- 
beiträge). Die Belastungsquote betrug im Jahrfünft 
1966 bis 1970 im Durchsdinitt 35“/« des Brutto- 


b Konsolidierles Staaiskonto in der Abgrenzung der 
Vülkswirlsdidflhdien Gesamtrechnung. Das Staats- 
konLo in dieser Abgrenzung erfaßt nidU Darlehens- 
gewähjung und Beleiligung des Staates sowie Dar- 
lehens! üd; fl üsse und Veräußerungen von Beteiligrm- 
gen. Auf der anderen Seite enthält es Abschreibungen 
und fiktive Beiträge zum Pensionsfonds. 


^^ozialprüdokts. Im Zuge der Wiifschaftsentwickiung 
der letzten Jahre ist die kollektive Befriedigutig von 
Bedürfnissen im Verhältnis zu den anderen Verwen- 
dungsarten des Bruttosozialprodukts unterproportio- 
nal gestiegen. Wenn ein besser tiusgewogenes Ver- 
hältnis hergesLeilt werden soU, müßte der Staat 
künftig einen größeren Teil des Bruttosozialpro- 
dukts zur Erfüllung seiner Aufgaben in Anspruch 
nehmen. 

Die marktwirtschaftliche Ordnung ist von großer 
wirUchaftlicher Leistungskraft. Dejinoch darf nicht 
übersehen werden, daß der Expansion der Ausga- 
ben des Staatssektors auch in der marktwirtschaft- 
liehen Ordnung — wie in jeder anderen Wirtschafts- 
ordnung — Grenzen gezogen sind. Zwar brauchen 
die ökonomischen Verhaltensweisen der am Wiii- 
schaftsprozeß beteiligten Gruppen (Sparverha.Uen, 
rnvestitioiisiieigung u, a.) von heute nicht als Dalum 
auf lange Sicht angesehen werden; Änderungen 
sind durch eine entsprechende Politik durchaus er- 
reichbar, wenn auch nach den bislierigen Erfahrun- 
gen nur allmählich. Trotzden) wird es auch künftiej 
eine Belastungszone geben, deren Überschreiten 
negative Auswirkungen auf das Wadrstum uod/oder 
die Preise zeitigen müßte und daher nicht mehr ver- 
tretbar wäre. Aus heutiger Sicdit wäre >dic?se kritische 
Sdiwelle — auch unter Berücksichtigung der 
Situation in anderen Ländern — bei einem Anteil 
der Zwangsabgaben am Bruttosozialprodukt in Höhe 
von etwa 40 Vo zu suchen. 

In diesem Zusainmen.hang ist darauf binzuweisen, 
daß die Aufteilung „Privater Verbraudi'' einerseits, 
„Staatsverb rauch" andererseits, wie sie in der 
Volks wirtschafUiciien Gesamtrechnung, welche die 
MarkWorgänge aufzeigen will, erfolgt, für die Be- 
il rtc:ilung des Wohlstandes der Bevölkenmg nidbt 
unproblamatisdi Ist. Was in der Volkswirtsdiaft- 
llchen Gesamtrechnung als Staats verbrauch oder 
auch als staatliche Luvestitioiien erscheint, dient zu 
einem erheblichen Teil der Befriedigung indivi- 
dueller Bedürfnisse, müßte also unter dem Aspekt 
der Versorgung der Bevölkerung mit Gütern und 
Leistlingen den privaten FIa.üshalten zugeredmet 
werden. 

Der Aküonsspielraum des Staates vergrößert sich Ln 
dem Ausmaß, in dem der Staat sich verschulden 
kaum, wobea die Hohe der Verschuldung maßgeblich 
durch die künftige Entwicklung der Erspa misse der 
privaten Haushalte bestimmt wird. Bei der Abschät- 
zung der Spameigaing der privaten Haushalte muß 
allerdings in Rechnung gestellt werden, daß ein 
immer größerer Teil der Risiken [Alter, Krankheit 
u. ä.) kollektiv abgededtt wird, so daß üisoweil die 
Sparmotive reduziert oder ihrem Einflußgrad nach 
vermindert werden könnten* Es muß also damit ge- 
redinet werden, daß sidr die Zunahme der Spar- 
quote der privaten Haushalte in der Zukunft nicht 
in dem Ausmaß wie in der Vergangenheit fortselzt. 

Der staatliche Anteil am Bruttosozialprodukt könnte 
sich nach der angepaßten Perspektivprojektion des 
Bundesministers für Wirtschaift langfristig etwa wie 
folgt entwickeln; 
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Anteile des Sektors Staat am Bnittosoilalprodukt 

— relative Predse, in Vo — - 



1970 

1975 

1980 1 

19B5 

Ausgaben insgesamt 

37,3 

41,4 

44,3 

45,3 

darunter; 

Staats verbrauch . . 

15,9 

18,0 

18,8 

19,6 

Sachinvestitionen 

4,3 

5,0 

6,0 

6.6 

Einnahmen 
insgesamt 

37,8 

40.8 

42,9 

43,5 

darunter: 

G ©sam t wi r Ls cha f t* * 
liehe 

Abgabenquote , 

35,2 

38,5 

40.0 

40,5 

Finanzierungssaldo * 

+ 0.5 

“0,6 

-1.4 

-1.8 


Steuern und So^talversidiernngsbeUräge in der Ab- 
grenzung der Volkswirlsdiaftlidien Gesamiredinung- 


Die Gesamtausgaben des Staates in der Abgrenzung 
der Volks wlrtsdiaft liehen Gesamtrechmmg könnten 
von 37,3 */o Anteil am Bruttosozialprodukt im Jahre 
1970 auf 45,3 Vo 1985 steigen, wobei von einer deut- 
üchen Erhöhung des Staatsanteils bis 1980 ausge- 
gangen wird. Dabei wird in der Berechnung imter- 
slelU, daß der zunehmende StaatsanteiJ sowohl über 
eine Erhöhung der volkswirtschaftlidiGn Abgaben- 
quote bzw. der Steuerquote als auch über höhere 
Finanzierungssalden des Staates möglich ist. Unter 
der Aniialime plausibler Werte für die Sparquote 
der privaten Haushalte sowie der Selbstfinanzie- 
ningsquote der Unternehmen — für den Finanzie- 
rungssaldo gegenüber der übrigen Well wird lang- 
fristig ein Ausgleich der gegenseitigen Transaktio- 
nen unterstellt — verbleibt für den Sektor „Staat“ 
ein wachsender Spielraum zur Ausgabenfinanzie- 
nmg über Kreditaufnalimen. Der Finanzierungs- 
saldo könnte über — 0,6 Vo des Bruttosozialprodukts 
1975, — i,4Vo des Bruttosozialprodukts 1980 auf 
— i,8V(j des Bruttosozialprodukts 1985 steigen. Die 
Abgabenquote mühte von 35,2 Vo im Jahre 1970 auf 
40,5 Vo 1985 steigen. Dabei ist zu berücksichtigen, 
daß diese Quote nach der Jahresprojektion der Bun- 
desregierung bereits 1973 auf 38,3 Vo steigt. Die 
weitere Anteilserhöhung der Abgabenquote bis 1985 
müßte noch 2,2 Prozeotpunkte ausmachen. Die Ent- 
wicklung ist zum Teil auf einen wachsenden Anteil 
der SozialversicherungsbeiLiäge am Bruttosozialpro- 
dukt zu rücfczu führen (1970; 11,4%; 1973; 13.2 Voj 
1935: 14,0%). Die Steuerquote in der Definition der 
Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung -) müßte von 
23,8% 1970 über 25,1 % 1973 auf 26,5% 1985 ange- 


hoben werden; von 1974 bis 1985 also noch um 
1,4 Prozentpunkte, Die volkswirtschaftliche Steuer- 
quote in der Abgrenzung der Haushaltsredmung 
müßte von 22,3% 1970 und 24,0% 1973 bis 1980 
auf 25,5% steigen. Diese Entwicklung dürfte den 
ökonomischen Interdependenzen ebenso Rechnung 
tragen wie der Notwendigkeit, das Angebot von 
Gutem und Leistungen durch den öffentlichen Sek- 
tor im Verhältnis zum privatwirlsciraHlichen Ange- 
bot zu vergrößern. 

(2) Anteil des Blldurrgsbudgels am konsolidierten Staats- 
konlo 

Die folgende Übersicht zeigt, weldrex Anteil des 
Staatskontos nach den bisherigen Vorstellungen auf 
das Bildungsbudget entfallen würdet) (in der Ab- 
grenzung der Volkswirts chaftlidien Gesamtrech- 
Dtmg) ; 


Anteile des Blidungsbudgets 
am konsolidierlen Staatskonto 

— in % — 



1970 

1975 

1980 

1985^) 

Staatsverbrauch , . . 

21,7 

25,6 

29,8 

31,3 

Öffentliche 

Sachinvestitionen 

26,1 

24,4 

17,8 

15,6 

Öffentliche 
Gasomtausgaben . 

13,0 

15,2 

16,6 

17,6 


Danach ergibt sich, daß sich der Anteil des Bildungs- 
budgets an den Gesamtausgaben nach dem Staats- 
konto von 1970 bis 1985 um rd. 4,5 Prozen tp unkte 
erhöhen würde. Vom Staats verbrauch würde auf den 
entsprechenden Teil des Blidungsbudgets 1985 
knapp ein Drittel entfallen, gegenüber gut einem 
Fünftel im. Jahr 1970. 


Steuern in der Abgrenzung der VolkswirtschaflUdien 
Gesamlredinxing umfassen neben den Steuern im 
engeren Sinne insbesondere Beiträge zur gesetzlichen 
UnfaLtversicherung und Verwalt ungsgebühren, soweit 
diese nicht von privaten Haushalten bezahlt werden, 
ferner Einnahmen aus Preisausgieichsmaßnalunen und 
Umlagen der Europäisdien Gemelnsdiaft für Kohle 
und Stahl. 

Staatskonto und Bildungsbudget in der Abgrenzung 
der V o Lks w irisch di ilicben Gesacntrechnung (vgl. S. 67, 
Fußnote 1), 

*) Einschließlidi fiktiver Beiträge an öffentliche Pensions- 
kassen (in Hohe von 27 % der Beamtenbezüge). 
Mittlere Variante der Entwicklung des Bruttosozial- 
produkts. 
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(3) Anlelf des Bitdungsbudgets am öffentlichen Gesamt- 
haushalt *) 

Für den ÖffeniUdien GesamlSiaushaU und den An- 
teil des Bildungsbudgets am Öffentlichen Ge- 
samfchaushalts würde die unter (1) dargelegte Ent- 
wicklung des Staats ko El tos z\i folgenden Ergebnis- 
sen führen: 


*) Der öffentliche Gesdmthaushalt umfaßt den Bund 
einschl. ERP-Soadervermögen, Ldstenausgleädisfonds, 
Deutsche Gesellscbafl für öffentliche Arbeiten, Liiader, 


Gemeinden und Gemindeverbände. Er ist untersdhied- 
lich definiert nach dem Haushaltsrecht und nach der 
Volkswirtsdiafllichen Gesamt rech nuiig. Gegenüber 
der Definition nach dem Haushaltsredit umfaßt der 
öffentliche Gesamtbaushalt nach der Vollsswlrischaft- 
iichen Gesaintrecbnung u. a, fiktive Beiträge an die 
öffentlichen Pensionskassen, die Abschreibung auf 
Anlageinvestitlonen und zusätzliche Beträge durch die 
Phasenverschiebung bei der Lohnsteuer, er umfaßt 
u. a. nicht die Darlehensgewährung sowie Erwerb und 
Veräußerung von Beteiligungen. 

') Ohne fiktive Beiträge an öffentHdie Pensionskassen 


öffentUdier Gesamthauslialt in der Abgrenzung 
der VolkswrlsdhaftUcheii Gesamtredinung 

— relative Preise — 



1962 

1968 

1970 

1975 

1980 ‘) 1 

1985 *) 

Ausgaben des Öffentlichen Gesamtbaus- 
balts in Mrd, DM 

129,6 “) 

167,5*) 

190,4'*) 

253,6 

342,4 

436,5 

in Vo des BSP 

27,5 

28.0 

27,8 

30,3 

32,6 

33,0 

Steuereinnahmen in '’/o des BSP 

24,9 

23,7 

23,8 

25,6 

26,5 

26,5 


mittlere Variante der Entwicklung des BruUosozial- in jeweUigen Preisen des Jaiues 1962 99,2 Mrd. DM 

Produkts ^ in jeweiligen Preisen des Jahres 1968 — 150,7 Mrd, DM 

■^) Stand Januar 1973, 


öffentlicher Gesamthaushalt und Eilduagsbndget 
iu der haushaltsrecbtlidien Abgrenzung 

“ relative Preise — 



1962 1 

1968 

1970 

1975 

1980^) 

1985 

Ausgaben des Offentlidien Gesamthaushalts 

139,7 

175,6 ") 

• — in Mrd. DM — 

195,1 ■■') 261,9 

350,7 

445,3 

Ausgaben des öffentlidien Gesamthaushalts 

29,7 

29,3 

— in »/* des BSP — 

28,5 31,3 

33,4 

33ß 

Steuereinnahmen 

24,0 

22,6 

22,3 

24,7 

25,6 

25,5 



in ®/() des 

Öffentlichen Gesamthaushalts 


Bildung sbudget 

9,2 

/J,7 

15,0 

J7,4 

19,1 

20,3 

Ressort- und Großforschung 

1.0 

J,6 

1,9 

h8 

2.0 

2,3 

Bildung, Wissenschaft und Forschung , , . . 

10,2 

13,3 

J6,9 

19,1 

21,1 

22,6 

Restliche Aufgabenbereiche 

89,8 

86,7 

83,1 

80,9 

78,9 

77,4 

Bildungsbudget * 

_ 


— in o/o des BSP — 

4,3 5,4 

6,4 

6,8 

Bildungsbudget zuzüglich Groß- und Res- 
sortforschung 

— 

— 

4,8 

6,0 

7,0 

7ß 


'J ln der Zwischenzeit wurden gewisse Ändervingen in 
hausboltssysteraatischer Sicht vorgenommen, die hier 
aus Vergieichsgründen noch nicht berückslchÜgt wor- 
den sind. 


■) mittlere Variante der Entwicklung der Bruttosozial- 
produkts 

in jeweiligen Preisen des Jahres 1962 = 1ÜG,9 Mrd. DM 
ü in jeweiligen Preisen des Jahres 1963 = 158,1 Mrd. DM 
Stand Januar 1973 
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Pie vorstehenden Enlwickilujigstenclenzen zeigen, 
daß bei diesem Wachstum der Ausgaben für Bil- 
dung, Wissenschaft und Forschung msgesarat für 
alle anderen öjfenllichen Aufgabenbereiche in Zu- 
kunft ein wesentlich geringerer Anteil am Gesamt- 
haushalt als gegenwärtig zur Verfügung stehen 
würde. Der Anteil der Mittel für die Erfüllung aller 
übrigen öffenlüchen Aufgaben aru öffentlidhen Ge- 
samthaushalt müßte von rd. 83 * d in 1970 auf etwa 
77,5 Vn 1985 abhehmen. 

Die Ausgaben für Biidungj Wissenschaft und For- 
schung uisgesaml würden von 1 970 bis 1985 mit 
durchscimittlich 7,7 (Bildujigsbudget 7,8 ^/o) jähr- 
lidi steigen, während die Ausgaben für die übrigen 
Bereiche — bei einem durchschnittlidien Wachstum 
aller Ausgaben von 5,7 — nur um 5,2 (übrige 

Bereiche ohne Bildungsbudget 5,2 c) zunehmen 
könnten. 

Für die Jahre 1970 bis 1975 würde sich folgende Ent- 
wicklung ergebene 

Ausgaben des öffentHchen Gesamthaushalts und 
Ausgaben für BUdimg, Wissenschaft und Forschung 
1970 und 1975 

— jeweilige Preise — 



1970 

195.S 

! 

1 Jfiihresdurdi* 
sdiDitclidhe 
ZunabmFi Im 

1 riinfjahTesi- 
1 zeiitaiim 


in Ulli DM - 

' - in '/fr — 

Bildung, Wissenschaft 
und Forschung 

32,9 

64.7 

14,5 

Bildungsbudget 

29,2 

.58,8 

15,0 

Öffentlicher 
Gesamthaushalt 

195J 

330.5 

11 J 

— ohne Bildung, 
Wissensc^iaR und 
Forschung 

162,2 

265,8 

10,4 

— ohne BiidungS’ 

budget 

165J1 

271,7 

10,4 


Die dargelegte EntwickJung für den gesamten Zeit- 
raum bis 1985 zeigt deutlich die gesamt- und finanz- 
wirtsdiaftlidien Probleme auf. Die dargestellte Aus- 
weitung des öffentlichen Gesamthaushalts wird 
selbst bei gesamtwirlsdiaftlich optimalen RaJbunenbe- 
dingungen eine Anhebung der Steuerlastquote und 
eine Ausdehnung der staatlichen Verschuldung er- 
fordern. Die Frage der Finanzierung der in Teil 111 
dargestelllen Kosten des Bildungswesens kann je- 
weils nur im Zusammenhang mit der Ausgabenenl- 
Wicklung der anderen öffentlichen Aufgabenbereiche 
pohtisdi eutsdiieden werden. 
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V. Finanzierung 


1. Bildungsfinanzierung für den Zeitraum bis 1975 

Den Darlecjimcjen zur l^ildujigsfinanzioning bis /.um 
Jalu' I975 liegen folgende Bc^schliisse und Erwägun- 
gen zugrunde: 

a) Beschlüsse zur Bildungsfinanzierung bis 1975 

Lhder Berücksichtigung der Finanzpläne der Gebiets- 
körpci schuf teji für die Jahre L971 bis 1975 hat dei 
Fäuanzplanuugsrat am H. September 1972 aus da- 
inaiiger Siebt empfohlen, „bei eien weiteren Planun- 
gen im Bildungsbereich von einer Zunahme der Bil- 
dungsausgaben bis 1975 auf insgesamt 53 Mrd. DM 
üus 7 .ugehen Nach eingehenden LTntersuchungen hat 
die ßund-Länder-Komm ission für Bildungsplänung 
üm 12, Februar 1973 die Regie rmrigsdiefs des Bun- 
des und der Lander gebeten, daß „die Finanzierung 
der als unverzichti^ar erachteten Maßnahmen in 
Höhe von 57^2 Mrd. DM im Jahr 1975 durch ent- 
sprediende Bereitstellung der Milte] in den Haus- 
halten des Bundes und der Lander und bei den Fort- 
Schreibungen der mittelfristigen Finan/plane sidier- 
gestellt wird''. 

Die Regierungschefs von Bund und Landern haben 
am 23. Februar 1073 besciilossen, daß „für das Jahr 
1975 derBildujigsgesämLpltin zunädist auf derGimnd- 
iage eines Finan/ierungssodcels von 53,6 Mrd. DM 
mit Alternativen vorgelegt" wird. ,,Die Frage der 
Finanzierung der weiteren, auch von den Regie- 
rungschefs bildungspolitisdi für notwendig ange- 
sehenen Maßna Innen wird im Gespradi zwisdren 
Bund und Landern bis zu dc?n jeweils erforderlidien 
Entscheidungsterminen zu klären sein. " 

Schheßlich hat. der lünanzplanungsrat am 29. Marz 
1973 erklärt: 

„Hinsiditlidi der Frage der Bildungsfniänziei ung 
geht der FinanzplaiiuJig.srat in Übereinstimmung mit 
seiner Empfehlung vom 14. September 1972 und dem 
Beschluß der Regierungschefs von Bund und Ländern 
vom 23. Februar 1973 gegenwärtig weiterhin von 
einem Finanzierungsrahmen von rd. 53, ü Mrd, DM 
für das Jahr 1975 aus. über die Finanzierung wei- 
terer bildungspolitischer Maßnahmen sollte zu den 
jeweils erforderUcheu Entscheidungsterminen im 
Rahmen der jährlich fortzuschreibenden mittelfristi- 
gen Finanzpläjie entschieden werden." 

Die.se Beschlüsse des Finanzplanungsraies und der 
Regierungschefs zur Frage der Finanzierung der BiF 
riungsausgaben 1975 ebenso wie die diesen Beschlüs- 
sen zugrunde liegenden Kosten des bildungspoliti- 
schen Sathprogramms beruhen auf gesamt- und fi- 
nanzwirtschaftlidien Annahmen des Jahres 1972 
Es wird daher in der folgenden Darstellung nodi von 
diesen miteinander vergleichbaren Beträgen aus- 
gegangen, waluend die in reii Ul einütteltcii Ko- 


sten bereits die Freisaimalunen der mittelfristigen 
Zielprojektionen der Bundesregierung bis 1976 (Fi- 
nanzbericht 1973) berüdcsichtigen und sich daher auf 
einen höheren Gesamtbetrag belaufen. Der öffent- 
lidien Hand wad^sen andererseits auch höhere Ein- 
tiiihnien zu. 

bj Maßnahmenprogramme bis 1975 

.\uf der Grundlage dieser Beschlüsse und als Ent- 
scheidungshilfen für die Klärung der Finanzierung 
bis 1975 weiden für da.s Jahr 1975 drei Maßnahmen- 
piogramme dargestelll, die die Auswirkungen der 
finanzpüjdischen Entscheidungen auf die Bildungs- 
planung verdeutlichen sollen. Diese Programme um- 
fassen: 

— Maßnahmen md dem Finanzbedarf von 53,6 Mrd. 
OM. 

Maßnahmen zur Fortschreibung des zur Zeit er- 
reidilen Standes im Bildungswesen mit einem 
FinanzbedarJ von zusätzlichen 2,4 Mrd. DM, 

— bildungspolitisch besonders bedeutsame Reform- 
maßnoiimen mit einem weiteren Finanzbedarf 
von 1,2 Mrd. DM. 

(1) Maßnahmen 1975 Im Rahmen des Finanzlerungssockels 

Der Beschluß der Regierungsdhefs, im Jahr 1975 von 
einem Finanzierungs.sotJcel in Höhe von 53,6 Mrd. 
DM auszugeilen, ermöglicht die Fiuänziening eines 
Sadiprogicunms, das den Ausstaltungsstand des 
Schul- und Hochschul bereichs ini Jahr 1972 bei 
höherer Sdmler- und Studentenzahl im Jahr 1975 
beibehalt. Damit würd einerseits eine Verbesserung 
gegenüber dem Basisjahr 1970 erreidit, äudererseits 
können die in Teil II für das Jahr 1975 niederge- 
legten Planungsvorhaben nicht voll verwirklicht 
werden. 

Ein Sadiprogramm, das mit einem Betrag von 53,6 
Mrd. DM finanziert w^erden könnte, würde im we- 
sentlichen folgende Maßnahmen umfassen'): 

(a) Elementarbereidi : Voller Ausbau entsprediend 
den Planungsvorhaben in Teil 11. 

(b) Schulbereich: Ausbau des Personal- und Bau- 
bestandes entsprechend der Expansion der Schü- 
lerzahlen, also Beibehalten der personellen, 
sächlidien und räumlichen Aiisstallung je Schü- 
ler des Jahres 1972 bis zum Jahre 1975. 

(c) Beratung im Bildungswesen: Erfüllung der Pla- 
nungsvorhaben des Teils II zu 50^ o. 

(d) Innovationen im Bildungswesen: Erfüllung der 
Planungsvorhaben des Teils fl zu 25 

(e| rertiärer Bcreidi: Verbesserung des Personal- 
bestandes weif gehend entsprechend der wadi- 


‘) vgl. S HiB 
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senden Zalil der Studienplätze, Beibehaltung 
der Sadhmittelausstatlung wie im Jahr 1972, 
Ertullnng der Planungsvorhabeu 1975 des 
Teils n bei den SadhmvesLitionen. 

(f) Allgemeine Forschiingsförderung: Erfüllung der 
Planungsvorhaben des Teils II zu 94 Vo. 

(g) Auiierscbulische Jagendbildung, Weiterbildung, 
Bibliotheken und Biidungsförderung: Volle Er- 
füllung der Planungsvorhaben des Teils IL 

Das Sadiprogranmi im Rahmen des Finanzierungs- 
sockels bedeutet im Schulbereidi, daß die Vermeh- 
rung des Personals den bilduugspoHtischen Bedürf- 
nissen, wie sie in den Planungsvorhaben des Teils II 
ihren Niederschlag gefunden haben, trotz der Ver- 
besserimg gegenüber 1970 noch nicht entspricht. 

Die gegenüber den Planungsvorhaben des Teils 11 
verminderten Mittelansätze im Beratungswesen und 
im Bereidi der Innovationen zeigen, daß bei einem 
engen Finanzrahmen reformerische Ansätze gegen- 
über rein quantitativer Kapazitätserweiterung zeil- 
lith gestreckt werden müssen. 

Der Ausbau des Tertiären Bereichs ist insgesamt 
eher gewährleistet als der des Schulbereidis, Die 
Reduzierung der Personalrichtwerte bedeutet keine 
absolute Stelienminderung, sondern wegen der star- 
ken Zunahme der Studienplätze eine weitere abso- 
lute Vermehrung des Personals. 

Die im Bereich Allgemeine Forschungsförderung vor- 
gesehene verlangsamte DnrchfüJ^rung der Planungs- 
vorhaben macht deutlich, daß bei finanziellen Be- 
grenzungen hier eine verminderte Förderung hin- 
genoramen werden muß. 

Die Bereiche Außersdiulisdie Jugendbildung, Wei- 
terbildung, Bibliotheken und Biidungsförderung kön- 
nen auch in diesem Sachprogramm entspredieud den 
Planungsvorhaben finanziert werden, 

(2) MaQnahmGn zur Forfschrelbung des zur Zelt erreichten 
Standes tm Bifdungsberelch 

Diese Maßnahmen, die auch von den Regierungs- 
chefs bildungspolitisc'h für notwendig angesehen 
wurden, erfordern zusammen mit den Maßnahmen 
1975 im Rahmen des Fnumzierungssockels einen ge- 
samten Finanzbedarf von 56 Mrd. DM. Die Bereit- 
stellung dieses FLnanzvolumens würde zusätzlich 
die Durchführung folgender Maßnahmen erlauben'^): 

(a) Sdiulbereidhr Erfüllung der in Teil II nie^derge- 
legten Planungsvorhaben bei der personellen 
und räumlichen Ausstattung. 

fb) Tertiärer Bereich; Erreidien der in Teil 11 vor- 
gesehenen Persona lauss tat tung. 

(c) Allgemeine ForschungsfÖrderung: Bereitstel- 
lung der in Teil II vorgesehenen Förderuiigs- 
mittek 

Die bildungspolitische Notwendigkeit der angeführ- 
ten MaÖnahjmen ergibt sich aus folgendem: 


*) für detfiülierle AngabeJi vgl. S. IG7 


Die Berechimjig des Finanzbedarfs von 56 Mrd. DM 
geht davon aus, daß bei der gegebenen politischen 
und wirtsdidftlichen Lage in der Bundesrepublik die 
Fortsdireibuog de.s zur Zeit erreichten Standes im 
Bildungswesen nicht in einer Fixierung des Zustan- 
I des des Jahres 1972 für die Jahre bis 1975 bestehen 
kann. Vielmehr wird davon auszugehen sein, daß 
durch die bereits ei nge leiteten Maßnahmen eine 
weitere Verbe.sserung der Verhältnisse in nahezu 
allen Bereichen des Bildungswesens eintreten wird. 

Dies gilt insbesondere für die Verhältnisse im Sdiul- 
bereich und im Tertiären Bereidi, die wegen ihrer 
Dynamik besonderes politisches Gewicht haben. 

Die Vermehrung der Schulbauten ist als adäquate 
Maßnalime zur Erweiterung der Personalkapazität 
notwendig, um zu einer vertretbaren Relation zwi- 
schen Lehrern und verfügbarem Schulraum zu kom- 
men. 

Eine Verminderung der in Teil U vorgesehenen Stei- 
gerung der Mittel für die Allgemeine Forsdiungs- 
förderung würde der absehbaren Entwicklung in die- 
sem für die Allgeineinheit widiLigen Sektor wider- 
sprechen. 

(3) BllduRgspolltlsch besonders bedeutsame Reformmaß- 
nahmen 

Diese Maßnahmen wurden von den Regierungschefs 
ebenfalls bildungspolitisch für notwendig angesehen. 
Zusammen mit den unter (1) und (2) angeführten 
Maßnahmen erfordern sie einen Finanzbedarf von 
57,2 Mrd. DM^). Die Bereitsteliung dieses Betrages 
würde ün Schul bereich die vorgesehene Sachmittel* 
ausstattung, bei der Beratung im Biklungswesen den 
vorgesehenen Ausbau, bei den Innovationen im 
Bildungswesen die für die Reform des Bildungs- 
wesens notwendigen Neuerungen und im Tertiären 
Bereich die angemessene Sachmitlelausstattung er- 
lauben 

Bei diesen Maßnahmen handelt es sich um reforme- 
rische Bestrebungen, die neben der quantitativen 
Verbesserung im Bildungsbereich auch die Grund- 
lage für qualitative Reformen bieten. 

Die Maßnahmen des Beratungswesens ermöglichen 
die effektive Nützung der Differenzieningsangebote 
im Schul- und Tertiären Bereich, Die Innovationen 
sowie die Verbesserung der Sachmiltelausstattung 
erlauben den verstärkten Beginn einer Curriculum- 
1 revision. Darüber hinaus wird die Verbessenuag der 
I SachmiUelausstaitung im Schulbereidi den biidungs- 
reformorisdien Überlegungen zur allgemeinen Ein- 
führung der Lernmittelfreiheit gerecht. Der Zentra- 
lisierung im Sdiul wesen kann durdi einen Ausbau 
der Sdiülerbeförderung Redmung getragen werden, 

2. BEIdungsflnanzlerung für den Zeitraum bfs 1935 

Den Darlegungen zur Bildungsfinanzienrng bis zum 
Jahre 1985 liegen folgende Beschlüsse und Erwägun- 
gen zugrunde: 


gi vgl. S. 55 

") für detaillierte Angaben vgl. S. 168 
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a) Beschlüsse zur Biidungsffnanzierung bis 1985 

Der Fiaanzplcixiungsrat hat am 14. September 1972 
erklärt; 

, Eckwerte zu den langfristigen Aspekten der Bil- 
dungsfinanzierung bis 1985 können zur Zeit nicht 
festgelegt werden. Gleichwohl lassen sidh auf der 
Grundlage der gegenwärtig erkennbaren Tendenzen 
und unter Berücksichtigung der im Bildungswesen 
eingeräumten Priorität unter großem Vorbehalt ge- 
wisse Größenvorstellungen über die mögliche län- 
gerfristige Entwicklung der einzelnen öffentlichen 
Aufgabenbereiche gewinnen. Danach ist eine Ent- 
wicklung des Anteils der Bildungsausgaben ein- 
sdiließÜch der Ausgaben für die Groß- und Ressort- 
forschung am Bruttosozialprodukt von rund 4,5 
1970 auf öVo in 1980/85, wie es den Zielvorstellun- 
gen der Bund-LSnder-Kommisslon für Bildungspla- 
nung entspricht, nicht erreichbar; selbst eine Steige- 
rung auf etwa 6®/o des Sozialprodukts in 1980/85 
erscheint nicht realisierbar. 

Der Finanzplanungsiat ist vielmehr der Auffassung, 
daß gegenwärtig nur die Finanzpläne und ihre Fort- 
sdireibung einen realistischen finanziellen Rahmen 
für die Absicherung der Bildungsplanung darstellen. 
Er empfiehlt deshalb^ die langfristige Bildungspla- 
nung stufenweise im Rahmen der Fortsdireibung 
der mittelfristigen Finanzpiane der Gebietskörper- 
sdiaflen zu verwirklichen." 

Die Regierungschefs von Bund und Ländern haben 
am 23. Februar 1973 beschlossen: 

„Die Regierungschefs geben der Finanzierung der 
bis 1980 und 1985 notwendigen bildungspoli ti- 
schen Maßnahmen im Rahmen der gesamtstaat- 
lichen Aufgaben weiterlün hohe Priorität. Sie 
stimmen überein, daß im Bildungsbudget die Ko- 
sten des Sadiprogramms für 1980 und 1985 darge- 
stellt werden, und gehen davon aus, daß Bildungs- 
gesamtplan und BildtJingsbudget im Rahmen der 
mittelfristigen Finanzplanung jährlidi fortge- 
schrieben werden." 

b) Entscheidungshilfen zur langfristigen Bildungs- 
finanzierung 

Auf der Grundlage der angeführten Beschlüsse er- 
geben sich folgende Überlegungen zur langfristigen 
Bildungsfmanzierung. 

Die Bestimmung der einzelnen Anteile am öffent- 
lichen Gesamthaushalt für die verstiiiecieneTi ge- 
samtstaatlichen Aufgabenbereiche ist solange nicht 
möglich, als langfristige Bedarfsermittlungen in an- 
deren öffentlichen Aufgabenbereichen weitgehend 
nicht oder nodi nicht vorliegen. Auch läßt sich die 
Frage, ob sich in absehbarer Zeit ein methodisch 
sicherer Weg eröffnet, einen Finanzrahmen für den 
langfristigen Zeitraum zu ermitteln, zur Zeit nicht 
beantworten. 

Bei dieser Sachlage können zur Finanzierung für 
den langfristigen Zeitraum unbeschadet der Aussa- | 


gen in Teil IV nur Entscheidungshilfen für die Fort- 
schreibung der mittelJristigea Finanzpläne angebo- 
ten werden. Diese Entscheidungshilfen bestehen 
I darin, daß neben den Gesamtkosten, die in Teil UI 
I dargestellt werden, die Kosten ermittelt werden, die 
für die Planungseckjahre 1980 und 1985 durch die 
Entscheidungen bis 1975 gebunden werden und die 
über diese Bindungen hinaus sich aus Maßnahme- 
Schwerpunkten ergeben, die für die Durdiführung 
der Bildungsreform entscheidendes Gewicht haben. 

(1) Vorbelastungen 

Für die Berechnung der Bindungen, die sich aus den 
finanziellen Entscheidungen bis zum Jahr 1975 für 
die Planungsedcjahre 1980 und 1985 ergeben, ist es 
bei längerfristiger Betrachtungsweise wesentlich, 

I unter Beachtung der Gesamtkosten des Rahmenplans 
in bestimmten Zieljahren die finanziellen Vorbela- 
stungen und Bindungen abzuschätzen, die mit der 
sdiriltw eisen Verwirklichung dieser Programme für 
die weitere Zukunft einzugehen sind. Die finan- 
zielle Bindung des vollen Betrages der voraussicht- 
lichen Gesamtkosten des Bildungswesens im Jahr 
1980 oder 1985 liegt nämlich nidil bereits fest* Diese 
ist auch noch nicht in den nächsten Jahren verbind- 
lidi festzulegen. Vielmehr bleibt eine Differenz z%vi- 
5c3ien den Gesamtkosten Ln bestimmten Zieljahren 
(1980, 1985) und demjenigen Teil dieser Gesamtko- 
sten, der durdi die bisherige Entwicklung sowie 
durch die in den nächsten Jahren zu treffenden Ent- 
scheidungen festUegt bzw, festgelegt werden muß. 
Diese Differenz ist in der Regel um so großer, je 
weiter das Jahr, für das sie ermittelt wird, in der 
Zukunft liegt* 

Zur Ermittlung der einem bestimmten Sachprogramm 
entsprechenden finanziellen Vorbelastungen für die 
Zukunft wird angenommen, daß ein einmal verwirk- 
lichter Stand des Bildungswesens im Normalfall 
kaum wieder verschlechtert werden kann.. Außer- 
dem wild davon ausgegangen, daß die in einem be- 
stimmten Basisjdhr (1975) zur planmäßigen Entwick- 
lung des Bildungssystems erforderlichen Au.sbau- 
und Reformmaßnahmen eingeleitet und — nach Ab- 
lauf der zu ihrer Realisierung durchschnittlich benö- 
tigten Vorlaufzeiten — verwirklidrt werden. Folg- 
lich bestimmt sich der zur Berechnung der finanzier 
len Vorbelastungen zugrunde zu legende Stand des 
Bildungswesens danach, 

— welches Sachprogramm bis 1975 verwirklichl 
wird uncl 

— welche Vorlaufzeiten für die einzelnen Ausbau- 
und Reformmaßnahmen angenommen werden. 

Wie im vorigen Abschnitt über die mittelfristige 
Finanzierung dargestellt wurde, ist es gegenwärtig 
noch offen, ob es im Jahr 1975 möglich sein wird, 
über 53,6 Mrd. DM hinaus die einem Finanzvolumen 
von 56 bzw. 57,2 Mrd. DM entsprechenden Sachpro- 
gramme zu finanzieren. Dementsprediend werden 
die Vorbelastungen aus 1975 für 1980 und 1985 für 
I jede dieser drei Alternativen berechnet^): 


) für delaiilierle Angaben vgl, S. 169 
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Vorbelastungen aus dem Jahr 1975 

- - relative Preise — 


Sachprogrtiiiim 1075 
von Mrd. DM 



57,2 

56,0 

53,6 

für 1980') 

in Mrd, DM 

51,1 

50,5 

50,0 

in der Gesaratkoslen 

7ö/A 

75,7 

74.7 

für 1985 M 

in Mrd. DM 

59,0 

58,7 

5B,0 

in ’bci der Gesamtkosten 

65,2 

64,9 

64,1 


’j Preisönnähinen clor miUcUristigen Zielprojekhon lEer 
Bimdesregierüng bis 1075 [Finan^berifht 19731, vgE. 
S. 53 L 


Wie diese Tabelle /-elylf sind von den in Tel! lU 
heredineten Gcsamlkosten des Jaiires 1980 76,3 *Vo 
und des Jahres 1985 65,1 Vi durdi die bis 1975 zu 
treffenden Entscheidungen im Rahmen des Sadi- 
prograjmms von 57,2 Mrd. DM festgeiegt. Gegenüber 
den Gesamtkosten besteht noch eine Dülerenz für 
1980 von 15,9 Mrd. DM 237^ '>) und für 1985 eine 
Differenz von 31,5 Mrd. DM ( - 34,8 

(2) ■ MaBnahmenschwerpunkte 

über die angefübrtea finanziellen Bindungen für 
1980 und 1985 hinaus sind aus heutiger Sicht Mah- 
nahmenschwerpunkte erkennbar, die für die Durch- 
führung der Bildungsreform entscheidenes Gewicht 
haben. Die Maßnahmenschwerpunkte verteilen sich 
lür 1980 und 1985 wie? folgt-): 

(a) Entsprediend der bildungspoli tischen Bedeutung 
des E/emenfarbereidis ist die Erfüllung der Pia-' 
nungsvorhaben bei der personellen und räum- 
lichen Ausstattung anzustreben, während bei 
der Sadiraittelausstattung eine Zurückstellung 
eher hingenoinmen werden könnte, 

(b) Im Sc/iu/bereidi liegt der Schwerpunkt auf der 
persooeileu und räumlidien Ausstattung. Dabei 
sollte im Personalsektor in der Regel zumindest 
eine Verbesserung der Ausstattung entspre- 
chend der ungün-s tigeren Bandbreite der Rela- I 
tion Sdiüler je Lehrer augestrebt werden. Bei 
der Sachmittelausstattung koante wiederum 
eher eine Zurückstellung liingenommen werden, 

(c) Besonderes Schwergewicht liegt auf allen Maß- 
nahmen, die die inhaltlidien Reformen im Bil- 
dungswesen ermöglichen sollen. Deshalb ist die 
Erfüllung der Planungsvorhaben lür die Ganz- 
iagsschulen, die Beratung im Bildung^wesen, 
die Innovationen im Bildungswesen sowie die 
Lehrerfortbildung anzustreben. 

(d) Im Tertiären Bereich ist der weitere personeMe 
und räumliche Ausbau entsprediend den Pia- 
nungsvorlmben notwendig. Allenfalls bei der 


g für licrfc Aiigaijen vgl. S. 17i 


Sadimittelausstattung könnte eine Zurücksteh 
lang hingenommen werden. Der Studenten- 
wohnraumbau sollte verslärkt gefördert wer- 
den. 

(e) Bei der Ausbildungsförderung wird daran fest- 
gehalten werden müssen, daß ein gleicher An- 
teil von Sdiülern und Studenten wie 1975 ge- 
fördert wird. 

(f) ln den Bereichen Wedcröj/dtjng, Außersdiufi- 
5die Jugendbildung, Allgemeine Forschungsför- 
derung und Bibliotheken könnte von einer re- 
duzierten Erfüllung der Planungsvorhaben aus- 
gegangen w^erdem 

Die Maßnahmen Schwerpunkte würden die folgenden 
Kosten ergeben, die den Kosten der Vorbelastun- 
gen aus dem Jahr 1975 und den Gesamtkosten des 
Teils UI gegenübergestellt werden®): 

Gegenüberstellung der Kosten der Vorbelastungen, 
Maßnahmensdiwerpuiikte und Gesamlkosten 
1980 und 1985 

iriative Preise in Mrd. DM — 


1980 

1985 


Vc^rholasUiugesl 
nus deni Sach- 

ln i söhe vün 
^1,2 Mrd UM 


51,1 

59,0 


^di’.v'efjjunkle ' 
cinüdiUcnuai I 
VoibclasluMLiBij. I 


62.0 

81,6 


GcsrtiTL: kosten 
drr 

vorhoUe-n 


67,0 

90,5 


Gegenüber den Planungsvorliaben des Teils II wür- 
den die Meißnahmenschwerpunkie im Schulbereich 
eine verlangsamte Vermehrung des Personals be- 
deuten, wobei allerdings in einzeleri Sch ul bereichen 
wegen des Rückgangs der Schüierzahleii eine er- 
hebliche Verbesserung der Personal rela tion Schüler 
je Lehrer einlritt. Die Zielwerte des Teils II werden 
jedoch teilweise niciit erreicht. 

Wahrend der räumlidie Ausbau aach den Zielwerten 
du rdige führt werden könnte?, um eine der Personal- 
en twidclung entsprechende rau ml lebe Ausstattung 
zu erreichen, würde die verlangsamte Verbesserung 
tier Sachmittelausstattimg einen zeitweisen Verzicht 
auf die Erfüllung der hierdurch verfolgten Reform- 
absiditen bedeuten. 

Die wesentlichen Maßnahmen, die inhaltliche Re- 
formen im Bildungswesen unterstützen, würden in 
diesen Maßnahmenschwerpunkten voll erfaßt, um so 
ini Ajisdduß an die qfüantitative Verbesserung 
eine Revision der BLldungsinhalte zu fördern. Dazu 
dienen vor allem die Innovationen im Bildungs- 
wesen, die Lehrerfortbildung, die Ganztagsschulen 
und die Beratung im Bildungswesen. 

Für den Tertiären Bereich wurde weiterhin ange- 
strebt, zu einem ausgewogenen Verhältnis zwischen 
der Studentenzabl und der personellen wie räum- 
lichen Ausstattung zu konunen. Im Persorialbereicti 


*) Pjcii&£S(inahmen der nutlelf rislicjen Zielprojekiion der 
bundesregiemäig bis 1976 (FinfUizberidif. 197311. vyl. 
S. 53 L 
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würde zwar absolut eine Vermehrimg des Personals, 
in der Personalrelation Student zu wissensdiaU- 
lidiem Personal teilweise aber eine Reduzierung 
entsprechend den Zielvorstellungen des Teils 11 vor- 
zusehen sein. Die SadunittelausstaLlujig bliebe 
hinter der ZielvorstelUmg zurück. 

Bei einer finanziellen Begrenzung in den Bereichen 
Weiterbildung, Außerschulische Jugendbildung, All- 
gemeine Forsdi’uagsfÖrderung und Bibliotheken 
müßte eia verlangsamter Ausbau bingenommen 
werden. 

(3) FinanzpoMtlschö Entscheidungen 

Die angegebenen Kosten der Vorbelastungen aus 
dem Jahr 1975, der Maßnabmenschwerpunkte und 


VI. Anlagen zum Bildungsgesamtplan 


A. Personal im Bildungswesen 

1. Berechnungsverfahren 

a) Berechnungsmodell für die Ermittlung der 
Kinder- und Schülerzahlen 

(!) fn einem St rukturquoten verfahren weiden An- 
teile an den Altersjahrgängen für die einzelnen 
Schulbereidie ausgewiesen. Die SlrukLurquote 
ist der Anteil an einem .Mtersjalirgang in Pro- 
zent. Pur die Berechnung der Sdiulerzahlen 
wird die jeweilige StrukturcfUüte mil dem dazu- 
gehörigea Altersjahrgang multipliziert. Die 
Starke de.s Altersjohrgangs ergibt sic±i aus der 
Be Völker ungsvorausschal zung des Stalistisdieii 
Bundesamtes. 

{2) Mit Hilfe der Strukturquoten können bildungs' 
politisdic Zielsetzungen, wie z. B. die versUirk- 
te Einführung der Vorklüssen und des zehnten 
Sdiuljahres, die Verringerung der Sdiülerzah- 
len im Teilzeitbereich durch den Ausbau der 
beruflichen Vollzeit schulen Im Sekundarbereidi 
If sowie Unterschiede oder Veränderungen 
in der Schulbesuchsdauer zuai Ausdruck ge- 
bracht w^erden. Die bildungspolitisdi gewollten , 
Veränderungen der Verteilung der Schüler spie- 
geln sich in den Veränderungen den' Struktur- 
quoten der betroffenen AJtersjahrgänge wider, 

b) Berechnungsmodell für die Ermittlung 
der Studenten- bzw* Sludienplatzzahlen ') 

{]) Die Beredinungen der SLudentenzahlen beru- 
hen auf den für 1970 v erlüg baren Daten und 


h CnUprediend dan Pldnvorsteihjtigoji (S. [.) da- 

von £uisgpg(ingen, d^ö innerhalb des Plüminnszeit- 
iaums die gegenwärüge Öberlegnng der Sjludienplätze 
abgeböut und die IdenLiidl zuüschen der Zaid der Slu- 
ciienpläl/p und der Zahl der Studenten wieder herge- 


der Planungsvorhaben nach Teil II können als Ent- 
sdreidungshilfen für die Konkretisierung der Bil- 
dungsfinanzierung im langfristigen ZeiLraum im 
Rahmen der Fortsdareibung der mittelfristigen 
Finanzpiäne dienen. Die Kosten und die ihnen zu- 
grunde liegenden Suchprogramme geben Anhalts- 
punkte für die Festlegung des Finanzrahmens für 
die ßildujigsausgaben. da die bildungspolitischen 
Konsequenzen der einzelnen finanz;iellen Entschei- 
dungen deuUrdi werden. Damit sind für die jähr- 
lichen finanzpolitischen Entsdieidungen über die 
Fortschreibung der mittelfristigen Finanzpläne unter 
BerücksichiLgung gesanitpol irisch er Prioritätenset- 
zimg die aus der langfristigen Bildungsplauung ab- 
geleiteten Daten z^ur Sicherung der langfristigen Bil- 
dungsfinanzierung gegeben. 


auf den für die Eckjahre 1975, 1980 und I9ö5 
entwickelten Zielvorstellungen. Dabei wird von 
Straklurwerten — - Studienanfängern, Stviden- 
tenbestäruden, Absolventen — ausgegangen, die 
mit Hilfe von Zugangs- und Erfolgsquoten so- 
wie von Verweil- und Stiudjendauem ermittelt 
worden sind. 

Das Berechnungsmodeli gliedert sich überwie- 
gend nach Kriterien der Zusammengehörigkeit 
arm ä he nid gleichartiger Fächer in folgende fünf 
Fach erg nippen: 

— Medizin (einschliehlidi Zahnmedizin) 

“ Nat Ul Wissenschaften (einschiießlidi Mathe- 
matik) 

- — Ingenieur wissenschatten 

— KuUur Wissenschaften 

— Redits-r Wirtschafts- und Sozial Wissenschaf- 
ten. 

Tm Hinblick auf vergleichbare SLudienzeiten 
wird grundsätzlidi zwischen vierjährigen, drei- 
jälirigen und Lehramt sstudiengängen unter- 
sdrieden, in der Medizin nur zwischen scchs- 
und dreijährigen Studiengängen. 

Die Studenten für das Aufbau- und das Kontakt - 
Studium werden gesondert beredmet. 

Die in das BeredmungsmodelJ einyegangenen 
Größen, mit denen der Bestand und die in 
einem bestimm Len Jahr sich ergebenden Ver- 
änderungen erfaßt werden, sind; der ßesüariid 
des Vorjahres, die Zugänge, der Bestand des 


:^lelll wird. Die.se Planvorslollungen für die Entwirk- 
lufjg de^ Hodisdmlberoichs orisnriefen sUh für den 
gesääiiten P]anu£ig.s/eUraii m iin der Z^h\ der Sludien- 
pläize. Es wird im folgenden nidit zwisdmti Sludenten 
nnd SiL.iirl{enp[äl/en unlerschiedeD. 
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be trachte tea Jahres^ che Abgänge mit Examen 
und die Abgänge ohne Examen. 

(2) Bei der Ermittlung der Slrukfcurwerle für die 
Studrenanfänger, Studentenbestänide und Ab- 
solventen wird wie folgt vorgegangen: 

Die Studienanfänger für die Eckjahre der Pla^ 
nurug werden als Quole^ bezogen auf den durch- 
sdmiiUichen Altensjaiirgang der 19' bis 21 jäh- 
rigen ausgewiesen. 

Die Stiidentenibes tändle werden aus den Stu- 
dienanfängern und der mittleren Verweil- 
dauer^) berechnet. Die Berechnung der unter- 
schiedlidren, fadiergruppenspezifisdien Verweil- 
dauern erfolgt eutspreciieDd den VerleLliingen 
der Studentenbestände in den einzelnen Fädiern 
in den Jahren 1959 bis 1969, 

Die Zahl der Absolventen eines bestimmten 
Jaihres wiid mit Hilfe von jeweils z^ug runde 
gelegten mittleren Studienzeiten und Erfolgs- 
quoten der Studienanfänger bestimmt. Die Er- 
folgsquote eines Jahres wird errechnet aus der 
Relation der Absolventen des jeweiligen Faches 
eines Jaihres zur Zahl der Studienanfänger die- 
ses Faches, wobei die Zahl der absolvierten 
Fadistudäenjahre berücksichtigt wird. Für die 
Vorausschätzung der Absolventen in den ein- 
zelnen Fächergruppen werden den angestreb- 
ten Stu'dieBzedten und Erfolgsquolen entspre- 
chende Absolventen- und Erfolgsquotenvertei- 
lungen zugeordnet 

Die durch den Fachwechsel auftretenden Ver- 
zerrungen und der Wechsel der Studierenden 
von Fachhochschulen zu wissenschaift liehen 
Hochsdiulen, der bei der Berechnung der mitt- 
leren Verweildauer berücksichtigt wird, machen 
es nicht möglich, einen zwingenden Zusammen- 
hang zwischen miittlerer Studienzeit und mittle- 
rer VerweÜidaner herzustellen. Lediglich plau- 
sible Annahmen; zu deren Unterstützung die 
Entwicklung beider Grö&en in der Vergangen- 
heit für die einzelnen Fächergruppen bzw, Stu- 
dlengänge her angezogen werden kann, sind 
■möglidh. 


Z Kinder-, Schüler- und Studenlen- 
bzw. Studfenplatzzahlen 

a} Elementar-, Primär- und Sekundarbereich 
(1) Basis 1970 

Die Ausgangs werte füj die Festlegung von Struk- 
lurquoLen sind die im Jahre 1970 tatsächlidi gege- 
benen Anteile der einzelrLen Altersjaihrgänge an 


') Hier und Im folgenden sind diese und entsprechende 
Jnhrgangsangaben zu lesend 19- bis unter 2ijähjlge. 

^ Unter der milUefen VerweiMauer ist die ZahJ der 
Jahre zu verstehen, die ein Student durch sch nilllidi an 
Hochsdiulen verbringt. 

Unter mittlerer Studienzeit ist die Zahl der bis zum 
erfolgreichen Studienabsdiluß tatsadiUdi benötigten 
Fachs tudienjahre zu verstehen. 


d^n jeweiligen Bereichen des Biidungssystems. Die 
Quoten werden aus den absoluten Zahlen und für 
1970 aus der 3, koordküerten Bevölkerungsvoraus- 
sdiätziHig ') errechnet. 

Die absoluten Zahlen für 1970 beruhen für den 
Elementarbereich auf Angaben der Länder über die 
Anzahl der Kinder nach Geburtsjahren und für den 
Schallbereich auf Angaben des Statistisdien Bundes- 
amtes „SdhüJer nach Geburtsjahren" vom August 
1972, Diese Angaben sind nach Schallgattungen ge- 
gliedert. Sie sind auf Schul bereiche umgeschlüsselt 
worden. Für die Umschlüsselung ist angenommen 
worden: Der Primarbereich umfaßt die Schuljahr- 
gange 1 biis 4p der Sekundarbereich 1 die Schuljahr- 
gänge 5 bis 10 der allgemeinbildeaden Schulen, der 
Sekundarbereich II die Sdiuljaihrgänge 1 1 bis 13 all- 
gemeinbildenden Schulen und alle Schul Jahrgänge 
der beruflidieii Schulen. Der Sekundarbereich H 
wird weiter unterteilt in Vollzeit- und Teilzeitbe- 
reich: Zum Vollzeitbereich zählen die Scdiuljahr- 
gänge 1 1 bis 13 der allgemeinbildenden Schulen, die 
Fachoberschulen/Fadhgymniasien (Benif liehe Gymna- 
sien), die Berufs aufbaugymnasien (Berufsoberschu- 
len/Technische Oberschulen), die Beruf sfachschulen, 
die Berufsaufbau schulen in VoHzeitforiUp die Abend- 
schulen und Kol'legs. Zum Tedlzeitbereida zählen die 
Berufsschulen und die ßerufsaufbausdxulen in Teii- 
zeitform. Die Schüler an Sonderschulen werden ge- 
sondert ausgewiesem 

Diie Quoten für diejenigen Altersjaihrgänge, die sich 
■auf zwei Schulbereiche verteilen — z. B. körmen 
sich 10- bis U jährige sowohl im Primarbe reich als 
auch im Sekundarbereich 1 befinden — , werden als 
Restgrößen zu den angegebenen absoluten Schüler- 
zahlen je Schulbereich ermittelt und den betreffen- 
den S diu Iberei Chen zugeschlagen. 

Für die Berechn^ung der Schülerzahlen wird als Stich- 
tag der 1, Januar des Jahres feslgelegt, der sich 
innerhalb des betreffenden Schuljahres befindiet, 
d. h. für das Schuljahr 1970/71 der 1. Januar 1971, 
für das Schuljahr 1975/76 der 1. Januar 1976 usw. 
Als Sdrüler des Jahres 1970 werden die Schüler d&s 
Schuljahres 1970/71 gerechnet, als Schüler des Jah- 
res 1975 die Schüler des Schuljahres 1975/76 usw, 

(2) Festlegung der Strukturquoten Im Planungszeltraum 

Ausgehend von den Strukturquoten 1970 werden 
für die Ecfcjahie des Plianungszeibraums 1975, 1980 
und 1985 die Quoten pro AlteFsJahrgang und Schul - 
bereich festgelegt. Dabei werden die voraussicht- 
Hche Entwicklung der Altejnsjahrgänge in den Schul- 
bereichen und die folgenden biMungspoli tischen 
Zielsetzungen berüdcisichtigt: 

— ‘ verstärkter Ausbau des Elementarbereichs und 
der Vorklassen, 

— verstärkter Ausbau des zehnten Schuljahres, 


Statistisdies Bundesamt: 3. koordinierte Bevölkerungs- 
voraussdhätzang ohne Wanderungen (Basis 1. Januar 
1970), Februar 1971 

-) Statistisches Bundesamt: Bevölkerung und Kultur, 
Reihe 10, I Allgemeinbildende Schulen, II Berufsbil- 
dende Sduilen, Schüler nach Geburtsjahren 
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— Ausbau der berufUdien Vollzeitsdhulen iin Se- 
kiindiarbereidi II. 

Uber die Slrukturquoten werden auf der Grund- 
lage der 4, koordinierten Bevölkeningsvoraussdiat- 
zujig ') die in den Edcjaliren des Planungszeitraiims 
1975^ 1980 und 1985 in Deutsdiland voraussidiLlicli 
lebenden Schüler beredmet. Die infolge der Zunah- 
me der ausländischen Arbeitnehmer zusätzlich zu 
erwartenden ausländisdien Sdiüler werden in 
einem später beschriebenen Verfa^hren in absoluten 
Zahlen vorausgeschätzt. 

Für die einzelnen Bereiche werden folgende Slruk- 
turcjuoten ausgewiesen: 


■) Slalisüsdies Bundesamt: 4. koordinierte Bevölkerungs- 
vorausscbätzung ohne Wanderungen (Basis 1. Januar 
1972), Februar 1973; vgl. S. 95 if. 


EI emen t arb er e ich 

— in Vo des jeweoHgen Aitersjahrgangies — 



1970 

1975 

1980 

19ÜS 

Al ters j a iirga ng 
von . . , bis unter 





3—4 

27 

52 

70 

70 

4—5 

27 

52 

70 

70 


Füni jährige -) in Elnrichtimgeii für Fünfjährige 
des Elementarbereidis und des Primarberelchs 

“ in % des jeweiligen Alterns Jahrganges — 



1970 J 

1975 1 

1980 

1985 

E 1 eme n ta rb er e ich 

Ai ters j ah rg ang 
von . . . bis unter 

5—6 

33,4 

70 

65 

30 

6—7 

20 

20 

— 

— 

Priima rbereich 

Altersj ahjgang 
von . . . bis unter 

5—6 


5 

20 

70 

6—7 

0,9 “) 

5 

30 

30 


^ Dazu gehören auch die 6- bis 7jährigen, die am Stichtag 
der Einsdhulung noch nicht sdiulpftichUg sind. 

Eine Aufteilung auf 5- bis 6jährige und 6- bis 7jäJirige 
konnte nicht vorgenommen werden. 


Primarbereidi 

— in Vö des jeweiligen Altersjahr ganges — 



1970 1 

1975 ' 

1980 I 

1985 

Altersj ahrgang 
von . . , bis unter 





6— 7 

62,4 

65 

65 

65 

1 ~ 8 

97.6 

97 

96 

95 

8— 9 

97,5 

96 

96 

95 , 

9-10 

95,8 

96 

95 

95 

10—11 

45,0 

40 

30 

30 


Da der Stichtag für die Einschulung der 1. August 
ist und die Karenzzeit für noch nicht Sechsjährige in 
den Ländern unterschiedlich geregelt isL werden 
sich nicht mehr als ca. 65 Vo der 6- bis 7jährigen im 
Prima rbereich befinden. Die 6- bis ?jährigen wer- 
den daher für die Eckjahre 1975 bis 1985 zu jeweils 
65 im Primarbereich angenommen. 

Der Anteil der Schüler im Primarbereich am Jahr- 
gang der 10- bis 11 jährigen mit 45 Vo im Jahre 1970 
ist, hervorgerufen durch Verschiebungen in der 
Schülerverteilung infolge des Kurzschuljahres 1966/ 
1967, untypisch hoch. Die Quote im Jahre 1969, 
die als typisch angeschnn werden kann, lag bei ca. 
30 Vo. Es wird angenommen, daß dieser Prozentsatz 


Seknndarberelch 1 

— in Vo des jeweiligen Altersj ahrganges — 



1970 1 

1975 

1980 

1985 

Altersj alirgang 
von ... bis unter 

9—10 

0,4 ~ 



10—11 

50,0 

55 

65 

65 

11^12 

94,0 

94 

95 

95 

12—13 

94,3 

94 

95 

95 1 

13—14 

93,9 

95 

95 

95 

14—15 

86,2 

90 

95 

95 

15—16 

47.9 

52 

71 

90 

16—17 

15,7 

16 

25 

30 

17-48 

6,0 

4 

4 

5 

18—19 

0,2 — 

— 

— 
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bis wieder erreidiL wird. Die QuoJe für die 

lü- bis Jljähjigen im Sekundarbereicb 1 o^nlsj>richl 
dieser Annähme* 

Der biLdungspoliitisdh gewollte Ausbau des zehnten 
Schuljahres wird in der Steigerung der Quoten für 
die Altersjahrgänge der 15- bis 17 jährigen zum 
Ausdruck gebracht. Die au/ den Seiten 103 darge- 
steilte rechnerische Aufgliederung der Quoten auf 
die berufliche Grund bildong und die berufliche Fach- 
bildung bedeutet keine Entscheidung, ob die beruf- 
liche Grundbildung im Sekunda rbereicb 1 oder II 
durcbgefübrt wird. 


Sekunda rbereich H — VoHzeit 

- in Vo des jeweiligen Alters Jahrganges — 



1970 

1975 

1980 

1985 

Alt.ersjahrgang 
von . . . bis unter 





13—14 

0,7 

— 



14—15 

3,3 

2 

— 


15—16 

8,5 

ö 

4 

— 

16—17 

19,3 

25 

29 

34—35 

17—18 

19,8 

20 

28—31 

3? 

18—19 

H,1 

21 

22—26 

2B-30 

L9— 20 
und älter 

12,3 

19,5 

17—19 

17—18 


Sekundarberefch II — Teilzeit 

— in 'Vo des jeweiligen Altersja'hrganges — 



1970 

1975 1 

1980 

1985 

Altersjahrgang 
von . . . bis unter 

14—15 

5,0 

3 



15—16 

38,8 

37 

21 

5 

16—17 

59,3 

55 

42— 4L 

32—30 

17—18 

54,1 

52 

44—42 

40 

18—19 

28,9 

24 

23—21 

21—20 

) 9—20 

17,3 

16 

17—16 

16—115 

und älter 






Die Erhöhung der Strukturquoten im Sekundarbe- 
reidh II — Vollzeit und die gleichzeitige Verringe- 
rung der Strukturquoten für die gleichen Alters- 
jajirgänge im Sekunda rbereidi II — Teilzeit von 
1970 bis 1985 gibt die bildungspolitisdi gewollte 
Verringerung der Schul erzählen im Teijzeitbe reich 
zugunsten des Aus bau s der beruflichen Vollzeit- 
sdiulen wieder. 

Dem Altersj ahrgang der 19- bis 20jahrigen werden 
die t9jähri'gen und älteren Schüler zu geordnet. 


Unlergllederung des Sekundarbereidis 11 in Bil- 
dungsgänge 

Eine weitere Untergliederung des Sekundarbe- 
relchs 11 nach Bildungsgängen ist nohvendig, um 
die bi Id ungspoli tischen Zielsetzungen für diesen 
Bereich, insbesondere für das berufliche Schul- 
wesen, wiedergeben zu können. 

Der Untergliederung liegen folgende Erwägungen 
zugrunde: 

— Die für den Sekunda rbexeidi 11 — VoUzeit aus- 
gewdesenen J ah rgangsspezi fisdien Quoten ent- 
sprechen den Summen der Strukturquoten pro 
Alters Jahrgang der „Berufsqualifizierenden Bil- 
dungsgänge in VoUzeitschulen'', der „Studien- 
bezogenen Bildungsgänge“ und der „Bildungs- 
gänge, die mit einer beruflichen Qualifikation 
oder Ausrichtung auch Bildungsgänge im Ter- 
tiären Bereich eröffnen'' (== doppelt profilierte 
Bildungsgänge) sowie der „Berufsbefähigenden 
Bildungsgänge", soweit sie in Vollzeilform 
du rchge führt werden. 

— Die für den Sekundarbereich 11 “ Teilzeit aus- 
gewiesenen jahrgangsspezifischen Quoten ent- 
sprechen den Summen der Strukturquoten pro 
Altersj ahrgang der „Berufsqualitizierenden Bil- 

^ diingsgänge im dualen System" und der „Berufs- 
befähigenden Bildungsgänge“, soweit die „Be- 
rufsbefäJügenden Bildungsgänge" nicht in Voll- 
zeitform durdageführt werden. 

— Es ist die bi Idunyspoli tische Zielsetzung auige- 
nommen worden, den Vollzeitboroich auszu- 
bauen und 'den Teilzeitbereich abzubauen. Der 
Anteil der Schüler am Vol [zeit bereich und am 
Teilzeitbereidr beträgt ohne die Einbeziehung 
der Fachschüler: 


Anteil der Schüler im Sekundarbereidi 11 
am Vollzeit- und Tellzeltbereich 

— in ®/o der Gesamtschül erzähl — ^ 



1970 1975 1980 1985 

Vollzeilbereich .... 

TeilzeUbereich .... 

27,7 33 41^4 50—52 

72,3 67 59—56 50—48 


Für die Berechnung wird angenommen, daß die 
Schüler in den „Berufsbefähigenden Bildungsgängen", 
die z. Z. im Teilzeitbereidi sind, bis 1985 in einen 
Ausbiidungsgang von einem Jahr in Vollzeilform 
übergeleitet werden. 

Die rechnerische Aufgliederung der Quoten auf die 
berufliche Grundbildung und die berufliche Fach- 
bildung beinhaltet keine Entscheidung über die 
Form des Berufsgrundbil'dungsjahres* Außerdem 
kann noch keine Aussage über den Anteil der Sdiü- 
Icr gemacht werden, die nach dem Berufsgnmdbil- 
dongsjahr auf eine berufliche Fachbildung verzich- 
ten. Entsprechendes gilt für die BerücksichUgung der 
zunehmenden Einführung der Slufenausbildung, bei 
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(1er iichon nadi zweijähriger AusbiMungszeil ein er- 
ster Absdituß vorgesehen i'sl imcf soniiL eiu Aus' 
schekien aus dem benäfsquadfizierenden Büdimgs- 
gaag erniog licht wird. Diese noch of Jenen Fragen 
können nur bei einer Foi Ischjeibung des Bildung.s- 
gesamlpkuies beäiandelt. werden. Dasselbe gilt für 
■die Festlegung der Strukturquoten lür die berufliche 
padibilflung (vgl. auch S. 2!). 

Die einzelnen Quoten werden in der Tabelle ani 
Sehe 103 f. tiusge wiesen. 


Sonderpädagogisdie Betreuung 

— Anteile am AUersjaiirgäng in — 



I97Ü 

1975 

1980 

1985 

AJtersjahrg^ing 
von . . . bis unter 





6 - 7 

0,3 

l 

3 

5 

7— B 

0.9 

3 

4 

5 

8— 9 

2.2 

4 

4 

5 

9—10 

3.5 

4 

5 

5 

10—11 

4,8 

5 

5 

5 

11—12 

5.6 

6 

5 

5 

12—13 

5,4 

6 

5 

5 

13—14 

5,1 

5 

5 

5 

14—15 

4,6 

5 

5 

5 

15 16 

D9 

3 

4 

5 

16—17 

0,4 

— 

— 

— 

17—18 

0,2 

— 

— 

— 


UiUer der ,,Sonderpädägoyischen Betreuung " w-erden 
tüj 1975 bis 1985 nidü nur die Sondei Schüler, son- 
dern alle Schüler erfaßt, die — einerlei ob im Rah- 
men der Sonderschule, des Primär- oder des Sekxm- 
dcubereichs I — sonderpädagogisch betreut worden. 
Die sonderpMagogisch Betreuten des Sekuudarbe- 
reidis II sind in den Quoten des Sekundarbereiths li 
enthalten. 

Die Zunahme der Quoten der 6- bis lOjähriyen in 
den Jahren 1975 bis 1985 ist d\Lrdi die Zicjlsetzung 
bedingt, diejenigen Schüler möglich st früh zu er- 
fassen, die einer sonderpddagogiscdien Betreuung 
bedü rfen. 

Die Quoten der 10- bis löjahrigeix bleiben von 1970 
bis 1935 etwa konstant. 

Eine Gesarntübersidrt über die Strukturquoten nadi 
allen Bereichen befindet sich auf Seile 98 f. 


(3) Schülerzahlen außerhalb des Struklurquotenverfahrens 
Fachschüler 

Die FachsdiüJer sind in den Strukturquoten nicht 
enthalten, da bisher nicht geklart i.st, zu weldiem 
Bereich die Fachschulen im eluz Blaen zu rechnen 
sind, ob zuju Sekundarbereith FI, zum TerÜtiren Be- 
reich oder zur Weiterbildung. .Außerdem weist die 
„Statistik nadi Geburlsjahien'' ’) nur zusam men- 
gefaßte Angaben für die Sdxüler in Fachschulen und 
ni Höheren Fadischulen aus, so daß Strukturquoten 
für die Fachschüler nicht erredinet werden können. 

Die Fadisdiüler werden deshalb in absoluten Zah- 
len ausgewiesen. Die Angaben für die Jahre 1970 
und 1975 umfassen alle Fadisdiulen, d. h. audr die- 
jenigen, die nicht den Kuilusministerien unterste- 
hen. .'Aufgrund der Angaben für die Jahre 1970 und 
1975 werden die Fadoschüler für die Jahre 1980 und 
] 985 gesdialzt. 

Fachschüler 

— in 1000 — 


1970 ^ 

1975 


1085 

141 

170 

200 

225 

Schüler 

an Höheren 

Fadisdiulen 

werden ni(5it 


dem Sekundarbereidi 11, sondern dem Tertiären 
Bereidi zugeredinet. 

Ausländische Schiller 

Die 4. koordi]iierte Bevolkerungsvoraussdiätzuiig 
— ohne Wanderungen — basiert auf der zum 
l. Januar 1972 fortgeschriehenen Einwohnerzahl auf- 
giuntl dev Volkszählung 1970. Darin enthalten sind 
nur die zu diesem Zeitpunkt im Bundesgebiet leben- 
den ausländischen KoKler der betreffenden Alter.s- 
jalu-gänge. Dieser Anteil i.st noch relativ gering; er 
ist in den Strukturquoten enthalten. 

Um dennodi eine umfassende Vorausschätzung der 
öiisiäiidischen Schüler zu ermöglidieu, wird von der 
amtlichen Statistik ..Schüler 1970 — Ausländer'" -) 
ausgegangen. Für die weitere Entwicklung wird 
angenommen, daß sidi das Verhältnis der Zahl der 
ausländisdien Schüler zur Zahl der ausländischen 
Arbeitnehmer nidit verändert. Ferner wird eine 
Vemiehrung der auslänchsciien Arbeitnehmer von 
2,2 Millionen im Jahre 1970 auf 2,5 Millionen 1975, 
2,8 Millionen 1980 und 3,0 Millionen 1985 unter- 
stellt. 


’) siehe Fußnote 2 aui S. 76 Sp. 2 

-) StatisLisdies Juhrbudi 1972; IV. Bildung und Kultur, 
B. Sdiulen, 1. Schulen, Sdiüler und Lehrer 1970. S. 72 
bis 7S. 
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Die Anteile der anslandiiichen Sdiüler an den ein- 
zelnen Sdiulbereicben werden für die vorliejgenden 
Beredmungen von 1970 bis 1985 konstant gehalten. 
Danach ergeben sich folgende absolute Sdiülerzaih” 
len: 

Ausländisdte Schiller 

- in 1000 — 



1970 

1975 

1980 

1985 

Primarbereidi 

87,5 

99 

111 

119 

Sekunda Thereich l . , 

58,5 

66 

74 

80 

Sekunda rbereich fl 





VoUzeit 

5,3 

6 

7 

? 

Teilzeit 

20,9 

24 

27 

29 

Sonderschulen 

3,8 

4 

5 

5 

Suniime 

176,0 

199 

224 

240 


Eine Gesamth bereicht über die Schülerzahlen ein- 
sdiließlidi der auslöndisdien Schüler und der Fach- 
sdiüler befindet sich auf Seite 102. 

b) Tertiärer Bereich 

Um die Gesamtzahl der Studenten im Planungszeit- 
raum berechnen zu können, werden zuvor versdiie- 
dene Berechnungsgrößen ermittelt: Däe Zahlen der 
deutschen Studienanfänger, der deutschen Studen- 
ten, der ausländischen SUidenlen, der Studenten für 
das Aufbaustudium und für das Kontaktstudium 
sowie die Zahl der AbsolventerL 

Die Studenten wenden einzelnen Fädiergruppen wie 
folgt zugeordnet: 

Unter „Medizin“ wenden die Studenten der Al] ge- 
meinen Medizin und der Zahnmedizin erfaßt. 

Unter „Naiuiwissenschaften" werden die Studenten 
der Naturwissenschaf len einsddleßlidi Mathematik, 
Pfharmazie, Tiermedizin, L^mdwirtsdiaft und Land- 
wirtschaftliches Nuteungsgewerbe, Gartenbau und 
Landespflege, Forstwirtschaft xmd Holzwirtschaft 
sowie HauswirUchafts- und Emälirungswissetisdi'af- 
ten erfaßt. Ferner werden 25 ^fo der Studenten an 
Pädagogischen Hochschulen hinzugeredinet. 

Unter „Ingen'ieurwisseD'Schaften“ sind die Studenten 
der Fächer Architektur, Bauingenieumesen, Ver- 
messungswesen, Maschinenbau, Schiffbau, Flugzeug- 
ba;u, Elektrotedinik, Berg- und Hüttenwesen. Wirt- 
schafts ingenieurwesen einschließlich des wirtschafls- 
wijssensdiaftlichen Aufbaustudiums sowie für das 
Gewerbelehramt erfaßt. Außerdem werden die Stu- 
denten der entsprechenden Fächer an Fachhochschu- 
len hierunter ausgevv^iesen. 

Unter „Kul-turwissen schäften" werden die Studenten 
der Kulturwissenschaften einschließlich Sprachwis- 
sensdiaften der Theologie sowie der Hodischulen 
für Kunst, Musik und Sport erfaßt. Außerdem wer- 


den 75 ^/o der Studenten an Pädagogischen Hoch- 
sdiuleu hierunter gezählt. 

Unter „Rechts-, Wirtschafts- und Sozialwissensdaaf- 
ten"' werden die Studenten der Rechts^vissenischaft, 
Wirtschafts- und Sozi^lwissen'schaften sowie die 
Studenten ider entsprechenden Fädrer an Fachhoch- 
schulen erfaßt. 

Die vorgenannten Fächergruppen werden jeweils 
in dreijährige, vierjährige und Lehramtsstudien- 
gänge untergliedert. In der Medizin wird nur zwi- 
schen drei- und sechsjälirfgen Studiengängen imter- 
schiedem 

Den dreijährigen Sludiengängen werden die Stu- 
denten an Fa chh ochs diu len zugeordnet, den vier- 
jährigen Studiengängen die Studenten an wissen- 
schaftlichen Hodischulen mit Ausnahme der Lehr- 
amtsstudenten, Den Lehramtsslndiengängen werden 
in den geisteswissensdiafUidien. Fächern die Studen- 
ten an Kunst-, Musik- und Sporthochsdiulen, 75 Vo 
der Studenten an Pädagogischen Hodischulen sowie 
75 Vo der Studenten kulturwissensdiaftlicher Fächer 
an den wissenschaftlichen Hodischulen zugerechneL 
Die naturw'lssenschaXtlidien Lehramtssbuidlengänge 
um fassen. 25 der Studenten an Pädagogischen 
Hochschulen und 30 Vo der Studenten naturwissen- 
schafUidier Fächer an den wissenschaftlichen Hoch- 
schulen. 

Im folgenden ist die Ermittlung der Beredmungs- 
größen für die Beredmuiig der Gesamtzahl der Stu- 
denten im einzelnen dargestellt: 

(1) Deutsche Studienanfänger 

Die Zahl der deutschen Studienanfänger für das Edc- 
jahr 1970 ist der amtlichen StaLLstdk entnommen, 
wobei die Studienanfänger im Sommersemester 1970 
und im Wintersemester 1970/71 zusa mm enge faßt 
sind. Bei den dreijährigen Studieng äugen beruhen 
die Angaben auf einer Schätzung des Wissensch'afts- 
rates 

Zur Berechnung der d eulsdien Stuxhenaniänger im 
Planungszeitraum 1975 bis 1985 wurde von Anteils- 
sätzen an der gleichaltrigen WohnlbevöLkerung aus- 
gegangen. Hierbei wird als Alters] ahrgang der 
Durchsdmittswert der 19- bi.s 21 jährigen Personen 
aus der 4. koordinierten Bevö'lkerungsvorausschät- 
zung zugrunde gelegt. 

Tn die Berechnungen sind bestimmte Annahmen ein- 
gegangen, die den bildungspolj tischen Zielvorstel- 
lungen im Hochschul bereich Rechnung tragen und 
die voraussichtlidie fache rspe^sifi sehe Nachfrage 
nach Studienplätzen berücksichtigen. Hierbei han- 
delt es sich um: 

— EinfüJxrung dreijähriger Studiengänge für die 
Ausbildung von iiichtarztlichem medizinischem 
Personal besonderer QualifLkatdon 


Statistisches Bundesamt: Bevölkerung und Kultur, 
Reihe 10, V. Hodischulen, Hodischul besuch {Kleine 
Hochsdiul-Slatistik) : iV. Pädagogisdie Hochsdiulen 
und entsprechende Ein rieb lungen. 

“) Wissenschaflsral: Empfehlungen zum Zweiten Roh- 
menpian nach dem HocbschulbaufördemngsgesetZr 
Mol 1972JS. 10. 
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— Erhöhtmg des relativen Anteils der Studien- 
anfänger in dreijälirigen Siudiengängen, beson- 
ders bei den Natur- und Ingenieur Wissenschaften 

— relative Abnahme der Studienaafänger für das 
Lehramt iu den GeiisleswLsserLsdiaiten 

— Erhöhung des Anteils der Studienanfänger für 
das Lehramt in den NaturwissensdhaJlen- 

Die Anteile für die deutschen Sluddena nf äjiger an 
der gleichaltrigen Wohnbevölkerung für die jewei- 
ligen Fädiergmppen sind im emzeinen auf Seite lOö 
ausgewiesen- 

(2) Deutsche Studenten 

Die Beredinung der Zahlen der deutschen Studenten 
erfolgt mit Hilfe der Zahl der Studienanfänger so- 
wie von Annahmen über die mittlere Verweil- 
dauer^), die mittlere Studienzeit-) und die durch- 
sdinitlhdie Erfolgsquote. Die Werte für die jewei- 
ligen Fächergriippen sind auf Seite 113 L ausgewie- 
sen. 

Bei der Festlegung der einzelnen Werte für die zu- 
grunde gelegten Annahmen ist davon ausgegangen 
worden, daß 

— das Lehrangebot intensiviert und damit die Ein- 
haltung der von den Prüflings- und Studienord- 
nungen vorgesehenen Regelsludienzeilen zuneh- 
mend ermöglidit wird 

— bei Einbeziehung in Gesainthoch schulen die Lehi- 
intensität im jetzigen Fadihodisdhulbereidi er- 
halten bleibt 

— die Sludienreform zu einer Verkürzung bisher 
überlanger Studienzeiten führt 

— sich diese Maßnalimea nicht gleidunaßig in den 
einzelnen Fädiergruppen bzw. Studiengängen 
auswirken. 

Die Zahlen der deutschen Studenten für die jeweili- 
gen Fädiergruppen sind ijn einzelnen auf Seite 108 
ausge wiesen. 

(3^) Ausländische Studenten 

Bei der Beredinung der Zahl der ausländisdhen Stu- 
denten wird davon ausgegangen, daß das Verhält- 
nis der Gesamtzahl der auslandisdien zu den deut- 
schen Studenten unverändert bleibt. Der Anteil der 
auslän di sehen an den deutschen SUtdenten beträgt 
für die Edcjahre des Planungszeitraumes jeweils 
6 Vo, Die Aufgliederung der Studenten nach drei-, 
vierjährigen und Lehramtsstudiengängen entspricht 
der Verteilung im Jahre 1970, 

Die Zahlen der ausländischen Studenten für die je- 
weiligen Fächergruppen sind im einzelnen auf 
Seite 109 ausgewiesen. 

(4) Aufbaustudium 

Die Zahl der Auffiaustudenten wird als Anteil an 
der ZahJ der deutschen Absolventen in den jewei- 


ligen vier- und sechsjäluigen Studieogängen errech- 
net. Ira Planungszeitraura wird von folgenden An- 
teilen in den Eckjahren ausgegangen: 


Aufbaustudenten 

— io Vo der Absolventen in den jeweiligen vier- 
imd sechsjährigen Studiengängen — 


1975 

1980 

1 ims 

15 

24 

25 


Unter Zugrundelegung einer mittleren Verweildauer 
für das Aufbaustudium von zwei Jahjen ergeben 
sich folgende Studentenzahlen: 


Zahl der Aufbaustudenlen 


1975 

1980 

1935 

n 600 

28 000 39 700—4 1 800 


Die Zahl der Aufbaustudenten in den jeweiligen 
Fädiergruppen ist im einzelnen auf Seite 110 ausge- 
wiesen. 

(5) Kontaktstiidfum 

Bei der Berechnung der Zahl der Studenten des 
Koniaktstudiums wird davon ausgegangen, daß den 
Hochschulabsolventen ab 1976 die Möglidikeit ge- 
geben ist, alle fünf Jahre für die Dauer von drei 
Wodien an die Hochsdiulen zu rüdezuk ehren. Für 
die Ermittlung der lüerzu erforderlidien Studien- 
plätze wird von dem erwarteten Bestand an Er- 
werbspersonen mit einer abgeschlossenen Ausbil- 
dung in einem vier- bis sechsjährigen Studiengang 
ausgegangen. Die Lehrer werden hier nidit berück- 
sichtigt, weil für sie gesonderte Fortbildungsmög- 
I lidikeiten vorgesehen sind {vgL S, 24). 

i 

Folgender Anteil am Bestand dieser Erwerbsperso- 
nen soH ein Koataktsludium aufnehmen: 

Kontaktstndenlen 

— in Vo der Erwerbspersonen mit einer abgeschlos- 
senen Ausbildung iu einem vier- und sedisjahrigen 
Stüdiengang — 


1976 j 

1 1980 

1985 

20 

40 60 


Unter der Annahme einer Ausnutzung der Einrich- 
tungen für das Kontaktstudium von ca. 36 Wotheo 
im Jahr ist mit folgenden zusätzlichen Studienplät- 
zen geTechnet worden. 


g vgl, S, 76 Sp. L Fußnote 2 
vgl. S. 76 Sp. 1, Fußnote 3 
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Studienplätze für Kontaklstudenten 


197e 1980 1985 


2 470 5 670 10 250 


Die ZafaJ der Kontaktstudenten in den jeweiligen 
Fächergruppen sind im einzelnen axif Seite 110 aus- 
gewiesen. 

(6) Hochschulabsolventen 

Die Zahl der Hochsdiulabsolventen in den Eckjah- 
ren des Planungszeitraumes wird in den einzelnen 
Fächergruppen aus der Zahl der Studienanfänger 
mit Hilfe von mittleren Studienzeiten und mittleren 
Erfolgsquoten, gegliedert nadi Häufigkeitsvertei- 
lungen entsprechend der Zahl der absolvierten Fadi- 
Studienjahre, errechnet. Die hierbei zugrunde geleg- 
ten Häufigkeitsverteilungen beruhen auf Daten, die 
auf der Grundlage der „Großen Hodbschulstatistik“ 
für die Zeit von 1959 bis 1969 ermittelt worden sind. 

Die Zahlen der deutschen Hochschulabsolventen für 
die jeweiligen Fachergruppen sind im einzelnen auf 
Seite U3 ausgewiesen. 

3, Personalrichtwerte 

a) Elementar-, Primär- und Sekundarbereich 

Die Relationen Kinder je Erzieher und Schüler je 
Lc^hrei sind Richtwerle für die Beredxnung des Per- 
sonalbedarfs. Die Richtwerte sind so bemessen, daß 
sie padagogisdi sinnvoll sind. Sie untersdüeiden sidi 
von den Mittel- bzw, Zielwerten der Dokumentation 
„Bedarfsfeststellung 1961 bis 1970" der KuJtusmini- 
sterkonferenz aus dem Jahr 1963 dadurdi, daß sie 
eine Reihe von Faktoren berücksichtigen, die auf 
das Verlüiltnis Schüler je Lehrer Einfluß haben. 

Die Sdiüler-Lehrer-Relation nimmt somit die üb- 
lichen Meßwerte — Schüler je Klasse und Lehrer 
je Klasse — auf. Was diese Relation für die tat- 
sächliche Personalsitualion für den Unterricht be- 
deutet, hängt vor allem von folgenden Werten ab: 

— Zahl der Unterrichtsstunden, die der Schüler 
wöchentlich erhält 

— Zahl der Unterrichtsstunden, die der Lehrer 
wöchentiidi erteilt 

— Zahl der Schüler einer Klasse bzw. Unterrichts- 
gruppe. 

Dieselbe Sdiüler-Lehrer-Relation kann daher sehr 
untersdiiedlidie Bedingungen der Schulpraxis in den 
einzelnen Stufen und Sdiulen bei der Bildung von 


') Statistisches Bmidesaint: Bevölkerung und Kultur, 
Reihe 10, V. Studenten an Mochsdiulen (Große Hoch- 
sdnilstatistik). 


Klassen und Gruppen sowie bei der Festlegung von 
Wodienslunden für Schüler und Lehrer berücksich- 
tigen. Die Richtw^erte räumen ihnen jedoch einen 
gewissen Spielraum ein. So entsprechen z. B. der 
Relation Schüler je Lehrer 20 : 1 die folgenden Rela- 
tionen für Schüler je Klasse und Klasse je Lehrer: 

Sdiüler je Lehrer Sthüler je Kldsse Lelirer je Klasse 


20 24 bzw. 30 l ,2 bzw. 1 ,5 

Die Richtwerte sind so gewählt, daß sie, ausgehend 
von den voraussiditUchen Schülerzahlen, eine ste- 
tige Verbesserung der Arbeitsbedingungen der Leh- 
rer zulassen und hierdurch eine zunehmende Diffe- 
renzierung des Unterrichts gewährleisten. Die Richt- 
werte bieten somit die Möglichkeit zu Maßnahmen, 
die geeignet sind, eine Strukturverbesserung im 
Bildüngswesen herbeizufüliren. Dazu gehören z. B. 
Überlegungen zu folgenden Punkten: 

— Differenzieningsmaßnahraen in allen Sdiulberei- 
dhen 

— Einriditung der Orientierungsstufe 

— Förderungsmaßnahraen im Rahmen des Unter- 
ridits, insbesondere zur Beseitigung von Milieu- 
sperren 

— DurdiJührung von Schul versuchen 

— Fünf-Tage-Woche in der Schule 

— Einführung des Vorbereitungsdienstes für Lehrer 
aller Sdiulstufen 

— Slundenentlastung der Lehrer für die Wahrneh- 
mung bestimmter Funktionen. 

Hinsichtlich einer Reihe weiterer Maßnahmen muß 
die Beajitwortung der Frage, ob bzw. in welchem 
Umfang ihre Verwirklichung eine Bedarfsverände- 
rung mit sich bringen würde, bis zur wissenschaft- 
lichen Auswertung einer hinreichenden Anzahl von 
Schul versuchen zurückgestelU werden. 

Von einer Quantifizierung der veränderten Bedarfs- 
situation, die durch eine Änderung der Zahl der 
Lehrerpflichtstunden und der Sdhülerwocbenstunden 
entstehen würde, wird vorerst abgesehen, da die 
Ausgangslage in den Ländern und bei den Schul- 
gattungen unterschiedlich ist und eine Kompensa- 
tion der Auswirkungen dieser Maßnahmen in ge- 
wissem Umfang erwartet weiden kann. 

Der durch den Ausfall von Lehrverpflichtungen im 
Rahmen der Lehrerfortbildung entstehende Mehr- 
bedarf ist nicht berechnet worden. 

Der Bedarf an Schulassistenlen unid weiterem Per- 
sonal wird als Prozenizahl der Summe der Lehrer 
ausge wiesen. Bei der Festsetzung des Prozen tan teils 
der Schulassistenlen ist der Stuiideiranteil berück- 
sichtigt, der den Lehrern als Pflichtstundenermäßi- 
gung für solche Tätigkeiten zages fanden wird, die 
künftig von den Schul assistenten übernommen wer- 
den sollen. 
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Sdhüler-Lehrer-Relatiooen 
(Kinder je Erzieher) 



1970 

1975 ' 

1 

1980 

1985 i 

Eiern entar- 
bereidi 

20,4 

18 

17 

17 

Etnrichlungen 
für Füni- 
jäJirige des 
Elementar- 
'bereichs .... 

20,4 M 

18 

1? 

17 

Primar- 
bereidis , . . , 

3? 1) 

33—30 

25—22 

23—19 

Primarbereidi , . 

37 

33—30 

25—22 

23—19 

Sekundar- 
bereich I . . . . 

23,2 

22—21 

22—20 

20—18 

Sekunda r- 
bereidi 11 
VoJlzeit 

15,6 

14 

14 

14—12 

Teilzeit 

57,4 

52 

44 

40 

Sonder- 
sdiulen “) .... 

15,6 

14 

12 

11 


') Die genanmen Ist-RGlalionen sind rediaerisdi ermitleU 
für den jeweiligen Bereich insgesamt und geben des- 
halb nicht die talsachlidie Relation, bezogen auf den 
Jahrgang der Fünfjährigen, wieder. 

Die angegebenen Sdiüler-LehFer-Relationen beziehen 
sidi auf lernbebinderte Kinder. 


SdiulasslsteDten 
— in Vn der Lehrer — 



1 1970 1975 

1980 1 1985 

Primarbsreich un d 
Sekundarbereich I 

Sekundar- 
b er eich 11 

Sonderschulen 

L 3 4 

0,4 2 3 4 

5 6 7 

Weiteres Personal 

— in Vü der Lehrer — 


1970 1975 

1 1 

1980 ' 1985 

1 

Primarbereidi und 
Sekun da r be r e i ch 

I und il . 

Sonderschulen 

7 6 6 6 

8 8 8 8 


b) Tertiärer Bereich 

Das wissensdiafLlidie Perssonal im Tertiären Bereidi 
wird aus den Studenten- bzw. StudienplaLzzahlen 
mit Hilfe der Relation Studenten- bzw. SLudien- 
pldtzzahlen je wisessndiaftLiches Personal errechnet. 
Für das nidit-wissenschaftliche Personal wird ein 
Zusddag gemacht. 

Für d^s Edcjahr 1970 ist das gesamte tatsächlich vor- 
handene Personal ermittelt worden. Diese Zahl für 
das tatsäddidi vorhandene Personal liegt um elw^ 
10 Vo unter der Zahl der ansgewiesenen Stellen. Bei 
den Beredinurigen für den P 1 an uiigszei träum wird 
davon ausgegangen, daß die Zahl .der Steilen und 
die Zahl des vorhandenen Personals bis ztun Jahre 
1985 ausgeglichen ist. 

Dös wissenschaftliche Personal setzt sich zusammen 
aus Professoren, Dozenten, Assistenzprofessoren, 
wissensdiaftlichen Assistenten, akademichen Räten 
und Kustoden, Lektoren und wissensdialtlichen An- 
gestellten. Tm Hinblick auf die angestreble Neuord- 
nung der PersonalstrukLur an den Hochschulen wird 
bei den Richtwerten für das wissensdiafUiche Per- 
sonal unterschieden zwischen der Gruppe der Pro- 
fessoren, zu der die Professoren und Dozenten zäh- 
len, und der Gruppe der Assistenzprofessoren, die 
das übrige wdssenschait liehe Personal umfaßt. Der 
jeweilige Anteil am wissenschaftlichen Personal 
wird als Relation Assistenzprofessoren — Professo- 
ren ausgewiesen. 

Die Richtwerte für 1975 bis 1985 wurden in Anleh- 
nung an die Zielvorstellungen des Wissenschafts- 
rates festgelegl '). Sie berücksichtigen nicht Ver- 
änderungen aufgrund von allgemeinen Arbeitszeit- 
verkürzungen. 

Für die Berechnung des nicht-wisseusohaftlichen Per- 
sonals wird von den Anteiissätzen am wissensdiaft- 
iiehen Personal ausgegangen. Für 1970 wurde dieser 
Anteil in Anlehnung an die Angaben des Wissen- 
sdhaftsrates ermittelt. Er wird im Planungszeitraum 
konstant gehalten. 

Die Personalrichtwerle können gegenwärtig nur 
global für die drei Fächergruppen Medizin, Natur- 
und Ingenieurwissenschaften sowie Geisteswissen- 
schaften ausgewiesen werden, da detaillierte stati- 
stische Unterlagen für eine stärkere fächerspezifisdie 
Differenzierung noch nicht vorliegen. 

Es werden außerdem Personalrichlwerte für die Zen- 
tralen Einrichtungen (dazu gehören z. B, Bibliothe- 
ken, RecheDzentrum und Verwaltung) an Hodischu- 
len festgelegt. 

Dabei wird hinsiditlidi der Relation Studenten zu 
wissenschaftlichem Personal von einer quantitativen 
Verbesserung im Planungszeitraum ausgegangen 
unter der Annahme, daß dadurch eine Entlastung 
des Lehrpersonals von Verwallungsaufgaben er- 
reicht werden kann. 


0 Vgl. Empfehlungen zur Struktur und zum Ausbau des 
Bildungswesens im Hochsthulbereich nach 1970, Band l, 
S. 148 f. und Band 3, S. 111, 


83 


Drucksache 7/1474 


Deutscher Bundestag — 7* Wahlperiode 


Tertiärer Bereidh 

Relation Studenten bzw. Studienplätze — 
wlssensdaaftUdies Personal 


Pddierg/uppen 

1970 

1975 

1980 

1985 

MedLtiö 

sedisjdhriges 
Studium 

2,8 

3,0 

3,0 

3,0 

dreijähriges 
Studium 

— i0,5 

10,0 

10,0 

Natur- und 

Ingenieur- 
Wissenschaften . . , , 

vierjähriges 
Studium 

7,6 

7,6 

8,0 

8,0 

dreijähriges 
Studium 

11,2 

11,0 

10,5 

10,0 

Lehramtsstudium . 

8,7 

9,0 

10,0 

10,0 

Geistes- 

wi.ssenscJiaften 

vierjähriges 
Studium 

14,9 

15,0 

15,0 

15,0 

dreijähriges 
Studium 

18,0 

16,0 

16,0 

16,0 

Lehramtsstudium . 

16,5 

16,5 

15,0 

15,0 

Zentrale 

Einrichtungen“) . .. 

95,0 

90,0 

85,0 

80,0 


Bei dem Ri du weil wird davon cinsgegangen, daß das 
wissensdiaftlidiG Personal für die Kiankenversorgung 
nur insoweit erfaßt w'ird, wie diese für die Aufgaben 
in Forsdnmg und Lehre erforderlich ist. 

"J düv.u gehöieii z. B. RedrenzeiUrum, Bibliotlieken und ") 
Verwaltung 


Tertiärer Bereidi 

Relation Asslstenzproiessoren — Protessoren 


Füchergruppen 

1970 j 

1975 

I960 1 

1985 

Medizin 

sechsjähriges 
Stuclium 

3,5 

3,5 

4,0 

4.0 

dreijähriges 
Studium 

— 

DO 

1,1 

1,3 

Natur- und 

Ingenieurwissen- 

sdiaften 

vierjähriges 
Studium 

2,5 

2.5 

1,8 

L3 

dreijähriges 
Studium 

1,0 

1,0 

1,1 

L3 

Lehramtsstudium . 

2,5 

2,5 

1,8 

L3 ' 

Geisteswissen- 

sdiatten 

vierjähriges 
Studium 

1,6 

1,6 

1.4 

1,3 

dreijähriges 
Studium 

1,0 

1,0 

1.1 

1,3 

Lehramtsstudium . 

1,6 

1,6 

1.4 

1,3 

Zentrale 

Einridrtungen “) ... 

2,8 

2,8 

2,8 

2,8 


*) Zur Gruppe der .Professoren“ werden die Professoren 
und Dozenten gerechnet, zur Gruppe der .Assisteiuz- 
professoren'' wird das gesamte sonstige wissensdtaft- 
liche Personal gezählt. 

dazu gehören z. B. Redienzentruni, Bibliotheken und 
Verw’aliung 
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Die? Stunclenzcihl der nebenamUidien LehrkreUU? 
beträgt Vs der Studeiizahl der hauptfimtlidien 
Lehrkräfte; 


(2) für larujerdcuiemde Vollzeitlehrgänge: 

Es wird mit einer Lehrkraft für 25 Plätze ge- 
ledhiiet. 

Dabei beträgt das Verhältnis von hauptamt- 
lidiem zu nebenamtlichem Unterricht 80 : 20. 

Die SLundenzahJ der nebenamtlidien Lehrkräfte 
beträgt Vs der S Lunden zahl der hauptamtlid’ien 
Lehrkräfte. 


d) Außerschulische Jugendbildung 

In der Außersdiulisdien Jiigendbildung werden zur 
Berechnung des Personals die Platze in den Jugend- 
bildungsstätten zugrunde gelegt. Es wird von folgen- 
den Relationen ausgegangen: 


g Mangels arntlicher statistisdier Unterlagen für die 
Relation weiteres Personal — wissensdinftlidres Per- 
sonöi in den einzelnen Fädiergmppen und in den Zen- 
tralen Einridilungen für 1970 sind die ausgewiesenen 
Werte anhand von Angaben des Wissenscha/tsrates 
(vgl. Empfeldungen ztrm 2. Rahmenplan) geschätzt 
worden. Die Werte für die Edijalire des Planungs/.eit- 
raunies weiden daher nadi Vorliegen genauerer 
Daten zu überprüfen sein. Dies gilt insbesondere für 
die Zuordnung des w^eiteren Personals zu dem sechs- 
jährigen Studium der Medizin und zu den Zentralen 
Einriciituiigen. Der Anteil des weiteren Personals in 
der Medizin kann aufgrund des regional unterschied- 
lichen Umfangs der Krankenversorgung an den ein- 
zelnen Uochsdiulkliniken davon abweichen. 


c) Weiterbildung 

Füj das Personal in der Weiterbildung gelten fol- 
gende PersonaJrichtwerte 

(i) für kurzfristige Bildungsmäßnahmen (Vollzeit- 
lehrgänge) : 

Es wird mit einer Lehrkraft für 20 Plätze ge- 
rechnet. 

Dabei beträgt das Verhältnis von hauptamt- 
lichem zu Bebenamtlidienj Ünterridit 60 : 40. 


Relation Ausbildungsplätze — 
hauptamtUdie Mitarbeiter 


1970 

1975 

1980 

1985 

3,4 

3,2 

2,8 

2,5 


Dabei ist zu berücksiditigen, daß die hauptamtlichen 
Mitarbeiter nidit mir die JugeacUichen in den Ju- 
gendbilclung.sstättea betreuen, sondern eine weit- 
aus größere Anzahl außerlialb der Jugenclbildungs- 
statten. Die Zahl der betreuten .Jugendlichen ist sta- 
tistisch nicht erfaßbar. 


e) Beratung im Blldungswesen 

Für den Ausbau der Bildungsberatungsstellen und 
der Studienberatung ist für das Personal mit folgen- 
den Werten gerechnet worden: 


RelalloQ Schüler (Studenten) “ Berater 


1 

1970 

1975 

1980 

1985 

Schüler 

je Psychologe 


15 000 

5 ÜÜÜ 

5 000 

Schüler 

je Beratungstehrer , 


3 000 

1 000 

500 

Studenten 

je Berater 

' 

1 500 

i 000 

500 


g Als Angehörige der Arbeitsvei wallung werden die 
Beruf.sbcTater in die Berechnungen nicht einbezogen. 
Angestrebt wird, ddß ah 198ü in den Bihlujigsbeiu- 
LungsstcllüTi je ein Berufsberater für 20 000 Sniüler 
mit arbeitet. 


Tertiärer Bereldi 

Relation weiteres Personal — wissenschaftliches 
Personal 


Fddiergruppen 

1970 ') , 

U)7.5 

1980 

1985 

Medizin 

sechsjähriges 
Studium 

2,8 

2.8 

2.8 

2.8 

dreijähriges 
Studium 

— 0,4 

0,4 

0.4 

Natur- und 

Ingenleurwissen- 

schaften 

vierjähriges 
Studium 

0,9 

0.9 

0,9 

0,9 

drei jäh riges 
Studium 

0,4 

0,4 

0,4 

0.4 

Lehramtsstudium . 

0,7 

0.7 

0.7 

0,7 

Geisteswissen- 

sciuiften 

vierjähriges 
Studium 

0.3 

0.3 

0.3 

0,3 

dreijähriges 

Studium 

0,3 

0,3 

0.3 

0,3 

Lehramtsstudium . 

! 0,3 

0.3 

0,3 

0,3 

Zentrale 

Einriditungen 

1 

4,5 

4,5 

4,5 

4.5 
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f) Bibliotheken 

Für den Ausbau der öffentlichen Bibliothelten, der 
Fahrbibliotheken und der Mediotheken ist für das 
Personal mit folgenden Werten gerechnet worden: 


Relation Büdier, MedieneLnheiten, 
Fahrbibliotheken — Bibliothekspersonal 


I 

1970 1 

1975 

19S0 ' 

1985 

Büdier 

6 800 

5 300 

^700 

4 300 

Medieneinheiten 


3 000 

5 000 

4 300 

Fahrbibliotheken 

0,4 

0,4 

0,4 

0,4 


Hinzu kommt für das Personal für Zentralisierte 
Dienste, Zentrale Lektorate und Zeitsciiriflendienste 
ein Zuschlag zum Personal für Bibliotheken: 


Personal für Zentralisierte Dienste, 
Zentrale Lektorate und Zeitschriftendlenste 

— in des Personals der Bibliotheken — 


1970 

1975 

1980 

1 

1985 

25 

31 

34 

36 


4. Personalbedarf 

a) Etemenlar-, Primär- und Sekundarbereich 

Der Personalbedarf erredinet sich aus den jewei- 
ligen Kinder- und Schülerzahlen sowie den zuge- 
hörigen Personalrichtwerten. Diese rein redinerisdi 
ernrittelten Werte enthalten keine Aussagen über 
das voraussichllidie Personalangebot. 


Lehrer/Erzieher nach Bereichen insgesamt 



— ■ 

in 1 000 — 




1970 

1975 

1 1980 

1985 

Elementarbereich 

53,4 

41,7 

56,1 

58.8 

davon: 





Fachkräfte 

25,1 

20.85 

32,0 

39,4 

Hilfskräfte 

28,3 

20,85 

24,1 

19,4 

1 Einrichtungen für FünJ|ähiige 





des Eleraentarbereichs 


40,2 

25,9 

12,4 

davon: 





Fachk.räfte 


20,1 

14,8 

8.3 

Hilfskräfte 


20,1 

11,1 

4,1 

1 Einrichtungen für Fünfjährige 





' des Primarbereichs 

1 

0,2 

2.5^ 2,8 

13,6— 15,4 

30.3— 36.7 

Primarbereich 

108,1 

1 18,9—130,8 

112,4—127,7 

118,0—142,9 

Sekundarbereich l 

184,8 

230,6—241,6 

2384—261,9 

209,0—232,2 

Sekundarbereich U 





Volheit 

40,1 

61,3 

72,7— 79,1 

73.6— 94,9 

Teilzeit 

28,4 

33,1 

34,5— 33,2 

27,4— 26,5 

' Sondersdhulen 

20,6 

30,3 

32,3 

32,3 

Schulbereiche insgesamt 

382,2 

476,7—499,9 

503,6—549,6 

495,6—565,5 

(ohne Elementarbereich) 





Fachschulen 

9,0 

1 2. 1 

14,3 

16,1— 18.8 

Sdmlbereiche und Fachschulen . . . 

391.2 

488,8—512,0 

517,9—563,9 

511.7—584,3 
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Zu dem Bedarf an Lehiern ergibt sich ein weiterer 
Bedarf an Sdiulassistenten und an weiterem Perso- 
nal in Höhe von: 

Sdiulasslslenlen 
— in J 000 — 


I070 


primarbereich 

Sekundarbereich 1 

Sekundarbereich If 

Sonderschulen 

insgesamt 

Fachsdiulen 

insgesamt 

einsdiließlidi Fadisdiulen 


1975 

1 1980 

1985 

D2— 1,3 

3,8— 4,3 

5,9— 7,2 

2f3 — 2,4 

7,1— 7,9 

3,4— 9.3 

1,9 

3,2— 3,4 

4,2— 4,9 

1,3 

1.9 

2,3 

b„9— 7.1 

16,0—17,5 

20,8—23,7 

0.2 

0,4 

0,6— 0,8 

7,1— 7,3 

16,4—17,9 

21,4—24.5 


1.5 

U5 

h5 


Weiteres Personal 
— in 1 000 — 



1970 

1975 

1980 

1985 

Primarbereich ’) 

7,6 

12,9 

7_3 — 8,0 

7,6— 8,6 

14,3— 15,7 

8,9—10,7 

12,5—13,9 

Sekundarbereich I 

13,8—14,5 

Sekundarbereidi II 

4,8 

5,7 

6,4— 6,7 

6,4— 7,3 

Sonderschulen . , 

U6 

2,4 

2,6 

2.6 

insgesamt 

26,9 

29,2—30,6 

30,9—33,6 

30,4—34,5 

Fachschulen 

0,6 

0,7 

0,9 

l — 1 , 1 

insgesamt 

1 einsdrließlich Fachschulen 

27,5 

29,9—31,3 

31,8—34,5 

31,4—35,6 


einsdiließlich der Fünfjtihrigen und nicht schulpHidUigen Älteren in Einrichtungen für Fünfjährige des Primarbe- 
reichs 
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ZusälzUdier Personalbedarf für Ganztagssdiulen 
— in ] 000 — ■ 



1970 ' 

1975 1 

1980 ! 

1985 

Primarbereid} -) 





Lehrer 


0,5 

3,8— 4,3 

8 9 .^ 10,8 

Sdiulassislenlen 

— 

0,6 - 0,7 

1,8— 2,2 

Weiteres Personal 

— 

0,1 

1.2— 1.4 

2,7— 3,2 

Sekundarbereidj J 





Lehrer 

— 

0,9— 1,0 

7,i— 7,9 

12,5—13,9 

Sdiulassisienten , . , 

— 


1,1— 1,2 

2,5— 2,8 

Weiteres Personal 

— 

0,3 

2,1— 2,4 

3,8— 4,2 

^ekiindarbereich U 





Vollzeit 





Lehrer 


0,2 

2,2— 2,4 

4,7— 5,7 

Schulassistenten 



0,3^ — 0,4 

0,9— 1,1 

Weiteres Personal 

— 


0.4— 0.7 

1.4— 1.7 

Sonderi>dmien 





Lehrer 

— 

0,1 

1,0 

1.9 

Schülassistenten 

— 

- 

0,2 

0,6 

Weiteres Personal 

— 


0,4 

0,8 

insgesamt 





Lehrer 

— 

1,7— 1,8 

14,1—15,6 

28,0—32.3 

Schulassistenten 

— 


2,2— 2,5 

5,8— 6,7 

Weiteres Personal 


0,4 

4,1— 4,9 

8,7— 9,9 

’) Alternative 1 der Anteilsquote der 

Ganztagssdhüler 

") einsdilietUich der 

Fünfjährigen und 

nidit scbulpflidv 

(S. 19); gerechnet wurde mit einem Zuschlag von 

tigen Älteren in 

Einriditungen für 

Fünfjährige des 

20®/« auf die Fachkräfte und 100% 

auf das weitere 

Primarbereldis 




Persona L 
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b) Tertiärer Bereich 

Der Personalbedarf für den Tertiären Bereich an wissenschaftlidiem Personal und 
an weiterem Personal erredmet sidi aus den jeweiligen Studentenzahlen und den 
dazugehörigen Personalrichtwerien. 


Wissenschaitliches Personal insgesamt 
— in I 000 — 


Fächergruppen 

1970 

1 1975 

I9tä0 

1985 

Medizin 





sechsjähriges Studium 

13,7 

15,,4 

20,8 

22,8 

dreijähriges Studium 

— 

0.1 

0,6 

1.3 

Natur- und Ingenieurwissen- 
schaften 





vierjähriges Studium 

12,1 

16,0 

19,8— 21,6 

25,3— 28,3 

dreijähriges Studium 

6,6 

9,6 

11.8— 12,9 

16,8— 18,4 

Lehramtsstudium 

4.6 

7,6 

10,0- 10.7 

13,1— 14„5 

Geisteswissenschaften 





vierjähriges Studium 

7,0 

^ 8,8 

10,0 

nj— 11,2 

dreijähriges Studium 

lr2 

2,2 

2,9 

3,9 

T ehramK^ludiiim 

8,2 

5,3 

9,6 

7,4 

10,8-- 12,4 

9,6— 10.1 

10,3— 12,1 

Zentrale Einrichtungen 

12,0— 13,1 

insgesamt . , . 

58.7 

76,7 

96.6—102,0 

116,6—125,6 
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Das wissensdiatt liehe Personal im Terliärea Bereidi wird in die zwei Gruppen 
„Professoren" und Assistenzprofessoren" unterteilt. Zu der Gruppe der ^Profes- 
soren" werden die Professoren und Dozenten, zu der Gruppe der „ Assistenzpro- 
Jessoren" wird das sonstige wissensciaftlidie Personal gerechnet. 


Professoren 
— in 1 000 — 


Pdchergr Lippen 

1970 

1975 

1980 

1935 

Medizin 





sechsjähriges Studium 

3 

3.4 

4,2 

4,6 

dreijähriges Studium 

— 

0,05 

0.3 

0,6 

Natur- und Ingenieurwissen- 
schaften 





vierjähriges Studium 

3,4 

4,6 

7,1^ 7,7 

1 1,0— 12,3 

dreijähriges Studium 

3,3 

4,8 

5,6— 6,1 

7,3— 8,0 

Lehramtsstuclium 

1,3 

2,1 

oq 

1 

yq 

5,7— 6,3 

Geisteswissenschaften 





vierjähriges Studium 

2,7 

3,4 

4,2 

4,8— 4,9 

dreijähriges Studium 

0,f> 

M 

L4 

1,7 

Lehramtsstudium 

3,2 

3,7 

4,5 — 5,2 

4,5— 5,3 

Zentrale Einrichtungen 

1,4 

1,9 

2,5— 2,6 

3,1— 3,4 

insgesamt . . . 

18,9 

25,05 

33,4—35,5 

43.3—47,1 
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Assisteniprofessoren 

— in l 000 - 


fadtergruppen 

I97Ü 

I975 

1980 

1985 

Medizin 





sechsjähriges Sludinm 

10,7 

12,0 

16.6 

18.2 

dreijähriges StudiujB 


0,05 

0.3 

0.7 

Natur* und Ingenieurwissen- 

I 




sdiaften 





vierjähriges Studium 

8 r ? 

lt,4 

12 . 8 — 13,9 

14 , 3 — 16,0 

dreijähriges Studium 

3,3 

4.8 

6 . 2 — 6,8 

9 , 5 — 10,4 

LehramlssLudium 

3,3 

5,5 

6 , 4 — 6,9 

7 . 4 — 8,2 

Geisteswissensdiaften 





vierjähriges Studium 

4,3 

5.4 

5,8 

6 , 3 — 6,3 

dreijähriges Studium 

0,6 

i.i 

lr 5 

2,2 

Lehramtssludium 

5,0 

5,9 

6 , 3 — 7,2 

oq 

1 

00 

Zentrale Einrichtungen 

3,9 

5.5 

7 , 1 — 7,5 

8 , 9 — 9,7 

insgesamt . , . 

39.6 

51.65 

63 , 0 — 66,5 

73 , 3 - 78,5 


Weiteres Personal 
in I 000 — 


fächergrüppen 

1970 

1975 

1980 

1 

1985 

Medizin 





sechsjähriges Studium 

38,3 

42,9 

53,3 

63,8 

dreijähriges Studium 

— 

0,04 

0.3 

0,5 

Natur- und Ingenieurwissen- 
sdhaften 





vierjähriges Studium 

10,9 

14,4 

17 , 9 - 19,4 

22 . 7 — 25,4 

dreijähriges Studium 

2,6 

3,8 

4 , 7 — 5,1 

6 , 7 — 7.4 

Lehramtssludium 

3,2 

5,3 

7 , 0 — 7.5 

9 , 2 — 10,2 

Geisteswissensdiaften 





vierjähriges Studium 

2,1 

2.6 

3,0 

3 , 3 — 3,4 

dreijähriges Studium 

0,3 

0.6 

0.9 

1.1 

Lehramtsstudium 

2,5 

2.9 

3 , 3 — 3,7 

3 , 1 — 3,6 

Zentrale Einriditungen 

23,8 

33.3 

42 . 9 — 45.8 

54 , 3 — 58.9 

insgesamt . . , 

83,7 

105,84 

138 , 3 — 144,0 

164 , 7 — 174.3 
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c} Weiterbildung 

Der Personalbedarf für die Weiterbildung errechnet 
sidi aus der Zahl der Weiterbildungsplatze und den 
Personairichtwerten: 


Plätze und Personal 
für kurzfristige BildungsmaJlnalmen 

— in 1 000 — 



1970 ] 1975 

1980 

198.5 

Plätze . . 

80 100 

130 

160 

hauptamtliche 

Lehrkräfte 

2A 3 

3,9 

4,8 

nebenamtliche 
Lehrkräfte 

8 10 

13, 

16 

Plätze und Personal 



für iängerdauemde Vollzeitlehrgänge '] 

1 

— 

in 1 000 — 




1970 1975 

1980 

1985 

Plätze 




Alternative 1 .... 

20 

60 

95 

Alternative 11 . . . 

15 

40 

60 

HaaptarntJiche 

Lehrliräite 




Alternative i .... 

0,6 

1.9 

3 

Alternative II . . . 

0,5 

1,3 

1.9 

Nebenamtliche 

Lehrkräite 




Alternative 1 .... 

0.8 

2,4 

3,8 

Alternative II . . . 

0,6 

1,6 

2.4 


0 Die Zahl der vorhandenen Weiterbüdungsplätze ist 
nidit bekannt. Es ist lediglich der Mehrbedarf gegen- 
über 1970 ausgewiesen (vgi. S. 38). 


Bei der Beredmung der hauptamtlichen Mitarbeiter 
wird davon ausgegangen, daß bis 1985 ein Mitarbei- 
ter auf durdisdin.illlidi 60 000 Einwohner entfällt. 


Hauptamtliche Mitarbeiter 


1970 

1975 1 

1990 

1985 


500 

750 

1 000 


d) Außerschulische Jugendbildung 

Der Personalbedarf in der Außerschulisdmn Jugend- 
bilduug erredinet sidi aus der Zahl der Ausbildungs- 
plätze und der Relation Ausbildungsplätze — haupt- 
amtliche Mitarbeiter: 


HauptamtUdie Milarbener 
— in 1 000 — 



1970 

1975 

1980 

1985 

Alternative i 

7 

7,8 

10 

12 

Alternative II 

i ^ 

7,8 

9 

10 


e) Beratung im Bildungswesen 

Der Ausbau der Bildungsberatung und der Studien- 
beratung erfordert folgendes Personal: 


Personal für die Beratung im Bildungsweseu 



1970 1 1975 

1980 

1985 

Psydiologen 

820 

2310 

2 080 

Beratimgs- 
lehrer-) . .. 

820 

2310 

4 150 

Studien- 




berater 

440 

820—870 

1 950—2 180 


Die Berufsberater weiden, da sie den Arbeitsdiuteni 
angehdren, in die Kostenbeiectinnng nicht einbezogen. 
Angestrebt wird, daß ab 1980 in den Bildimgsbera' 
tungsstellen etwa 600 Ber iifsbeiater ndiaibeiten. 

Die Tätigkeit der Beralungstebrer wird mit ihrer 
WochensEimden abgegolten, ln die ßeredTnung geht 
deshalb nur ^^'p der aufgrund der Peisonalrelation er- 
rechneten Berater ein. 


f) Bibliotheken 

Der Ausbau der öffentlichen Bibliotheken, der Fahr- 
bibliotheken, der Mediotheken und der Zentrali- 
sierten Dienste erfordert folgendes Personal: 


ßfbLiolhekspersonal 



1970 

1975 

1980 ' 

19a5 

öf feilt lidie 
Bibliotheken 

5 000 

8 000 

1 1 000 

1 4 000 

Fahrbibliotheken . . 

200 

600 

1 250 

2 000 

Mediolheken . , . . . . 


400 

800 

1 400 

Zentralisierte 

Dienste 

1 250 

2 500 

3 750 

5 000 

Lektorate . ........ 

— 

20 

40 

60 
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5. Rechenwerle für Persona Ikoslen 

Bei den angeführten Gehältern handelt es sich uni 
Annahmen für die Beredinung der Personalkosten, 
Sie tragen im Durchschnitt den latsädi liehen Ver- 
häUnissen Rechnung und entsprechen in ihrer 
Summe den Ausgaben der Gebietskörpersdiaften im 
Jahre 1970. Ihre Verwendung für die Berechnung 
cier Personalkosten im Planungszeitraum bedeutet 
keine Festsdireibung der in ihnen enthaltenen Glie^ 
derung. Die Recheuwerte sind hier in konstanten 
Preisen auf der Basis 1970 ausgedrikkt. Entspre- 
diend der Annahme einer Produktivitätsentwickiong 
im gesamten staatlichen Bereich wird mit einer rea- 
len Steigerung von t Vo jähriidi gerechnet. Um die 
Gehaltsveränderungen ab 1970 zu berücksiditigen. 
müssen die hier angegebenen Rechenwerte anhand 
der PreisLndices aktualisiert werden. Den Berechnun- 
gen liegen folgende Einordnungen zugrunde: 

a) Elementarbereich 

7. DienstalterssLufe, verheiratet, 2 Kinder, 

3 ”/o Nebenkosten 

Durdisdinilllidie GehäUer des Personals 
im Elementarbereidr im Jahr 1970 

— DM /Jahr 


Fadikrafte A 9 / A 10 (Mittelwert) j 

Sonstige Kräfte A 5 / A 6 (Mittelwert) . * j 


20 600 
15 450 


Der Anteil der öffentlichen Hand an den Küsten des 
Elementarbereichs ist mit 50 V« angenommen wor- 
den. 


b) Primär- und Sekundarbereich sowie Beratung 
im Bildungswesen 

9. Dienstaltersslufe, verheiratet, 2 Kinder, 

3 Vö Nebenkosten 

Durchsdrnlttlldie Gehälter des Schulpersonals 
und des Personals der Beratung im Eildungsweseu 
im Jahr 1970 


Neuordnung der Besoldung im Hochsdiulbereich vom 
6. November 1972 (Bundes rat sei ruck suche 590/72) er- 
mittelt und \inter Verwendung der dort gewählten 
Bezeiciinungen da i gelegt. 

Für die Kostenrechnung wird von folgencJer Zuord- 
nung der Durdischnittsgehälter ausgegangen: 

Für die vier- und sechsjährigen Studiengänge 
45 % der Besoldungsgruppe C 4 
40 der Besoldungsgruppe C 3 
1,5 der Besoldungsgruppe C 2 

für die dreijährigen Studiengänge 
60 ^'0 der Besoldungsgruppe C 3 
40 der Besoldungsgruppe C 2 

für die Lehramtssludiengänge zu 25 Vo wie die vier- 
und sechsjährigen Sludiengänge und zu 75 " « wie 
die dreijährigen Studiengänge 

für die Assistenzprofessoren C \ und für das weitere 
Personal A 6. 

Bei den Gehältern sind jeweils die 8. Dienstalters- 
stufe, verheiratet; 2 Kinder und 3 ’^/o Nebenkosten 
sowie die im Tertiären Bereich gewährten Vergütun- 
gen und Zusdiüsse -) angenommen worden. Ledig- 
lich beim w'^eiteren Personal liegt die 9. Dienstalters- 
stufe in Anlehnung an die Beiechnimg im Schul- 
bereich zugrunde. 

Die Berechnungen beruhen auf folgenden JaJires- 
ejehä Ilern (Preisbasis 1970) in den einzelnen Besoi- 
dungssUifen: 

C 4 73 077 DM 
C 3 42 473 DM 

C 2 38 975 DM 

C 1 31 623 DM 

Af> 16 470 DM 

Danad] ergeben sich folgende 


— DM/Jahr — 


Durdisdmittliche GehäUer für das Personal 
im Tertiären Bereich im Jahr 1970 


Primarbereich . 

Sekundarbereich 1 
und Sonderschulen . , 

Sekundarbereich 11 
und Beratung 
Lm Bildungswesen . . . 

Schulassistenten 
und weiteres Personal 
für alle Bereidxe 


A 12 

26 320 

— DM/Jahr — 

A 13 

29 331 

Vier- und sechsjährige Studiengänge . 

55 720 



Lehramtsstüdiengänge 

44 736 

A 14 

31 597 

' Dreijährige Studiengänge 

41 074 

Assis tenz p ro f ess oie n - 

31 623 



Weiteres Personal 

16 470 

A 6 

16 470 



c) Tertiärer Bereich 

Die Bruttogehälter des Jahres 1970 für die Profes- 
soren und Assistenzprofessoren werden als Redien- 
größe anhand des Initiativgesetzes der Länder zur 


’) Die hier geUoffene Zuordnung stellt keine Vorent- 
scheidung über die künftige Personölstruktur dar, son- 
dern ist eine RGch^^nannahme. 

-] Dazu zählen u, a, die Prüfer- und Lehr Vergütungen wie 
besondere Zuschüsse für Professoren der Besoldungs- 
gruppe C 4. 
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d) Weiterbildung und Außerschulische Jugendbildung 

9. Dienstallersslufe, verheiratet^ 2 Kinder, 

3 Nebenkosten 


Durdisdimlllldie Gehälter des Personals 
ln der Weiterbildung und der AubersdiulisdieD 
Jugendbildung im Jahr 1970 

— DM/Jahr — 


Lehrkräfte A 13 / A 14 (Mittel^vrerl) . . 30 464 

Mitarbeiter und Personal 
m der Außerschulischen 

Jugendbildung A 10 22 208 


Der Anteil der öffentlidien Hand an den Kosten der 
Außersdiulischen Jugendbildung ist mit 50 Vo ange- 
nommen wordeo. 

e) Bibliotheken 

9* Dienst altersstufe (BAT: 33 Jahre), verheiratet, 
2 Kinder, 3 Vo Nebenkosten 

Durdisdmitlidie Gehälter des Personals 
im Bibliothekswesen im Jahr 1970 

— DM/Jahr — 


A 11 24 224 

BAT Vc , , , ' 18 526 
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6, Tabellen 

Niimmer Seite 

1 4, koordinierte Bevölkerungsvorausschätzimg 96 

2 Slruklurquoten für Kinder/Sdiüler 98 

3 Kinder-/Sdiül€rzahlen 100 

4 Schülerzahlen insgesamt, einschließlich Ausländern und Fachschülern 102 

5 Slruklurquoten für die Schüler, aufgeteiU nach Büdungsgangen und 

nach beruflicher Grund- und Fachbildung im Sekundarbereich 11 .... 103 

6 Schülerzahlen, aufgeteiU nach Bildungsgängen und nach beruflicher 

Grund- und Fachbildung ini Sekundarbereich ü 104 

7 Absolventen des Sekunda rbereichs 11 105 

8 Slruklurquoten für die deutschen Studienanfänger 106 

9 Deutsche Studienanfänger 107 

10 Deutsche Studenten 108 

11 Ausländische Studenten 109 

12 Studenten des Aufbaustudiums flO 

13 Studenten des Kontaktstudiums 110 

14 Studenten bzw. Studienplätze msgesamt tU 

15 Studenten bzw. Studienplätze insgesamt (für Kostenrechnungen zu- 

sammengefaßt) 112 

16 Deutsche Hochschulabsolventen 113 

17 Mittlere Verweildauer und mittlere Studienzeit im Tertiären Bereich 114 

1 8 Mittlere Erfolgsquote im Tertiären Bereich 115 
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Tabelle \ 


Bevölkerung nadh Altersgruppen 1970 bis 2000 

Queller Statistisches Bundesamt, 4. koordinierte Bevölkerungsvorausschätzung (Bundesgebiet ohne Wanderungs- 
bewegung, Basis 1. Januar 1972] 


— Variante 1 — 

— in 1 000 — 


Aller 

von . . . 

bis unter 
. . . Jahren 

1970 

1971 

1972 

1973 

1974 

1975 

1976 

1977 

i978 

1979 

1930 1 

1 1981 

1982 

1583 

1984 

' 1985 

1 

i 

3-4 

1 021 

993 

951 

881 

783 

760 

682 

680 

679 

679 

681 

683 

688 

693 

700 

708 

4— 5 

1 018 

1 020 

991 

950 

880 

783 

759 

682 

680 

679 

679 

680 

683 

687 

693 

700 

5— 6 

1 042 

i 017 

1019 

991 

950 

880 

782 

759 

681 

679 

678 

678 

680 

682 

687 

692 

6— 7 

1 031 

1 042 

1 020 

1 019 

990 

949 

879 

782 

758 

681 

679 

678 

678 

679 

682 

686 

7— 8 

995 

I 031 

1 041 

1 020 

1 018 

990 

949 

879 

78L 

758 

681 

679 

678 

677 

679 

682 

8— 9 

938 

994 

1 028 

1 040 

1 019 

1 018 

989 

948 

878 

781 

757 

680 

678 

677 

677 

678 

9—10 

943 

987 

991 

1 028 

1 040 

1 019 

1 017 

989 

948 

878 

781 

757 

680 

678 

677 

677 

10^11 

931 

948 

986 

990 

1 027 

1 039 

1 019 

1 017 

988 

947 

878 

780 

757 

680 

678 

677 

11—12 

883 

931 

954 

986 

990 

1 027 

l 039 

1 018 

1 017 

988 

947 

877 

780 

757 

680 

677 

12—13 

869 

803 

930 

954 

986 

990 

1 027 

1 039 

1 018 

1 016 

988 

947 

877 

780 

756 

679 

13—14 

839 

868 

888 

930 

953 

985 

989 

l 026 

1 038 

l 017 

1 016 

987 

946 

877 

779 

756 

14—15 

806 

839 

873 

883 

929 

953 

985 

989 

1 026 

1038 

1 017 

1 015 

987 

946 

876 

779 

15—16 

306 

805 

847 

872 

887 

929 

952 

984 

988 

1 025 

1 037 

1 016 

1 015 

986 

945 

876 

I&— 17 

787 

806 

817 

846 

872 

887 

928 

952 

983 

983 

1 024 

1 036 

1 016 

1 014 

985 

945 

17—18 

798 

786 

825 

817 

845 

871 

886 

927 

951 

982 

987 

1 023 

1 035 

1 015 

1 013 

984 

18—19 

803 

793 

805 

824 

816 

844 

870 

885 

926 

950 

981 

985 

1 022 

1 034 

1 013 

i 012 

19—20 

834 

802 

824 

804 

823 

814 

843 

,868 

833 

925 

948 

930 

934 

1 021 

1 033 

1 012 

20—21 

839 

833 

814 

823 

803 

822 

813 

842 

867 

882 

923 

947 

979 

933 

1 010 

1 031 

21—22 

811 

838 

844 

813 

822 

802 

321 

812 

841 

666 

881 

922 

946 

977 

981 

1 018 

22—23 

776 

810 

856 

843 

812 

821 

801 

320 

811 

340 

865 

880 

921 

045 

97Ö 

980 

23—24 

733 

775 

821 

855 

842 

811 

820 

800 

819 

810 

839 

864 

879 

920 

944 

975 

24—25 

1 633 

732 

783 

820 

854 

841 

810 

819 

799 

818 

809 

838 

863 

878 

019 

942 

25—26 

837 

632 

730 

782 

819 

853 

840 

809 

818 

798 

817 

809 

837 

862 

877 

918 


Die Angaben für die Jahre 1970 und 1971 sind der 3. koordinierten Bevölkemngsvoraussdiäizung entnommen. 
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1986 

’ 1987 

1988 

1989 

1990 

1991 

1992 

1993 

1 . 

1994 

718 

727 

736 

745 

751 

755 

755 

751 

744 

708 

717 

726 

736 

744 

751 

754 

754 

750 

699 

707 

717 

726 

735 

744 

750 

754 

754 

692 

699 

707 

716 

726 

735 

743 

750 

753 

686 

691 

698 

707 

716 

725 

735 

743 

749 

681 

685 

691 

698 

706 

715 

725 

734 

743 

678 

681 

685 

691 

698 

706 

715 

725 

734 

677 

678 

681 

685 

690 

697 

706 

715 

724 

676 

676 

678 

680 

685 

690 

697 

705 

715 

677 

676 

676 

677 

680 

684 

690 

697 

705 

679 

677 

676 

676 

677 

680 

684 

690 

697 

756 

679 

677 

676 

675 

677 

680 

684 

689 

779 

755 

678 

676 

675 

675 

676 

679 

683 

875 

778 

755 

679 

676 

675 

675 

676 

679 

944 

874 

777 

754 

677 

675 

674 

674 

675 

983 

942 

873 

776 

753 

676 

674 

673 

673 

1 010 

982 

941 

872 

775 

752 

675 

673 

672 

1 011 

1 009 

981 

940 

871 

774 

751 

675 

672 

1 030 

1 009 

1 008 

979 

939 

870 

773 

750 

674 

1 017 

1 029 

1 008 

1 006 

978 

938 

869 

772 

749 

979 

1 016 

1 028 

1 007 

1 005 

977 

937 

868 

771 

974 

978 

1 015 

1 026 

1 006 

1 004 

976 

935 

867 

941 

973 

977 

1 013 

1 025 

1 005 

1 003 

975 

934 


Tabelle l 


1996 

1997 

1998 

1999 

2000 

1 Alter 
von . . . 

1 bis unter 

1 . . . Jahren 

722 

709 

695 

681 

667 

8— 4 

733 

721 

708 

694 

680 

4— 5 

743 

733 

721 

708 

694 

5— 6 

749 

742 

732 

720 

707 

6— 7 

753 

749 

742 

732 

720 

7— 8 

752 

752 

749 

741 

731 

8— 9 

749 

752 

752 

748 

741 

9—10 

742 

748 

752 

752 

748 

10—11 

733 

742 

748 

752 

751 

11—12 

724 

733 

741 

718 

751 

12—13 

714 

723 

733 

741 

748 

13—14 

704 

714 

723 

732 

741 

14—15 

696 

704 

713 

723 

732 

15—16 

688 

695 

704 

713 

722 

16—17 

682 

688 

695 

703 

712 

17—18 

677 

681 

687 

694 

702 

18—19 

674 

676 

680 

686 

693 

19—20 

671 

673 

675 

680 

685 

20—21 

670 

670 

672 

675 

679 

21—22 

671 

670 

670 

671 

674 

22—23 

672 

670 

669 

669 

670 

23—24 

747 

671 

669 

668 

668 

24—25 

770 

746 

671 

668 

667 

25—26 


1995 

734 

743 

750 

753 

753 

749 

742 

734 

724 

714 

705 

696 

689 

683 

678 

674 

672 

671 

672 

673 

748 

770 

866 
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Tabelle 2 


Küider/Sdhüler nach Schulb er eichen und Alters] ahrgängeu 1970 bts 19Ö5 ') 
aui der Gnmdlage der 4, koordinierten Bevölkenmgsvoraussdiätzung 
(ohne Wanderungen) — Variante 1 — 

— in des jeweiligen Altersjahrganges — 


Bereidi 

Alters- 
jehrgang 
von . . , bis 
unter , . . 

Anteil 

1970 2) 

1 

Anteil 

1975 

1 

Anteil 

1980 

Anteil 

1985 

Elementarbereidi 

3— 4 

27,0 

52 

70 

70 


4 -^ 5 

27,0 

52 

70 

70 

EinrichtuugeQ für Fünfjährige 






des Elementarbereichs 

5 — 6 

33,4 

70 

65*) 

30 ‘) 


6— 7 

20.0 

20 

— 

— 

Einrichtungen für Fünfjährige^) 






des Primarbereichs 

1 i 

0,9 ’) 

5^) 

5“) 

20 *) 

30*) 

70 *) 

30 =) 

Primarbereich 

6— 7 

62,4 

65 

65 

65 


7 — 8 

97,6 

97 

96 

95 


8- 9 

97,5 

96 

96 

95 


9—10 

95,6 

96 

95 

95 


10— 1 1 

45,0 

40 

30 

30 

Sekundarbereich I 

o 

j 

0,4 




__ 


10—11 

50,0 

55 

65 

65 


11 — 12 

94,0 

94 

95 

95 


12—13 

94.3 

94 

95 

95 


13—14 

93,9 

95 

95 

95 


14—15 

86,2 

90 

95 

95 


15—16 

47,9 

52 

71 

90 


16—17 

15,7 

16 

25 

30 


17—18 

6.0 

4 

4 

5 


18—19 

0.2 

— 

— 

— 

Sekundarbereidi 11 






VoUzeit 

13—14 

0.7 

— 

— 

— 


14—15 

3,3 

2 

— 

— 


15—16 

8,5 

8 

4 

— 


16—17 

19,3 

25 

29 

34—35 


17—18 

19.8 

20 

28—31 

37 


18—19 

14.1 

21 

22—26 

28—30 


19—20 
und älter 1 

1 

12,3 

1 

1 

19.5 

17—19 

17—18 
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noch Tabelle 2 


Bereich 

Alters- 
jahrgang 
von . . . bis 
unter , , . 

1 

Anteil 
1970 2) 

^ Anteil 

1975 

1 

1 

Anteil 

1980 

! 

Anteil 

1985 

Teilzeit 

14—15 

' 5,0 

1 

^ 3 




15—16 

1 38,8 

37 

21 

5 


16—17 

59,3 

55 

42 — ii 

32-^30 


17—18 

54,1 

52 

44—42 

40 


la— 19 

28,9 

24 

23—21 

21—20 


19—20 

17,3 

16 

17—16 

16—15 


und älter 





Sonderpädagogisdie Betreuung . . . 

6^ 7 

1 

0,3 

1 

3 

, 5 


7— 8 

0,9 

3 

4 

5 


8— 9 

2,2 

4 

4 

5 


9—10 

3,5 

4 

5 

5 


10—11 

4,8 

5 

5 

5 


U — 12 

5,6 

6 

5 

5 


12—13 

5,4 

6 

5 

5 


13—14 

5,1 

5 

5 

5 


14—15 

4,6 

5 

5 

5 


15—16 

T9 

3 

4 

5 


16—17 

0,4 

— 

— 

— 


17—18 

0,2 

— 

— 

— 


Für die Fünfjährigem iv Einrichtungen für Fünfjährige des Elemeiitarbereidis und des Priraarberejchs sowie für 
den Anteil der Sdriüler im lü. Sdiuljahrgang am Alters jührgung der Io- bis lüjähngen ist jeweils die Ahema* 
live [ den Rechnungen zugrunde gelegt worden (vgL S. 16 f, und S, 18). 

') einsdiließlidi aller ausländisdien Schüler 

Fünfjährige in Einridilungen für Fünfjährige des El einen tarberei dis und des Primarhereichs 
Eine Aufteilung auf 5- bis Gjährige konnte nicht vorgenommen werden. 

Die auf S. 16 f. angegebenen Anteile bringen die blldungspolUische Zielsetzung für den Ausbau des Bildungs- 
angebots für den Allersjtihrgang der 5- bis 6jährigen zum Ausdruck. Bei der Quantifizierung der Anteile am 
Alleisjahrgang mufi jedoch beriicksiditigl werden, daß sich audi nodi rd. 30 ^/o der 6- bis 7jährigen in Einrich- 
tungen für Fünfjährige des Elementarbereidis befinden, so daß die Gesamtzahlen entsprechend höher liegen. Für 
die 6- bis 7jährigen ist deshalb ein, entsprechender Anteil ausgewiesen. Dabei wird für die Rechnung UDter- 
stellt, daß die nodi nicht schulpflichtigen 6- bis /jährigen in Einrichtungen für Fünfjährige untergebracht sind. 
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r .3 l) e I ] e 3 


KLader/SchUier nach Sdiulbereidien und AltersjahrgängeD 1970 bis 19G5 
auf der Grundlage der 4* koordinierten BevÖlkerungsvorausschätzung 
(ohne Wanderungen) — Variante 1 — 

— Kinder/Sdiülei in 1 000 — 


Bürei dl 

Alters- 

Jahrgang 

Sdiüie] 

Schüler 

Schüler 

Sdniler 

von . . . his 

1070 

1975 

1980 

1985 


unter . . . 





Elementarbereidi 

3‘- 4 

268 

1 355 

478 

503 


4 — 5 

275 

395 

476 

496 

Einriditungen für Fünfjährige -) 
des Elementarbereidis 

5- 6 

339 

547 

441 

210 


6— 7 

208 

176 

— 

— 


Sunime . . . 

1 090 

1 473 

1 395 

1 209 

1 

Fini ichtungen für Fünfjährige -) 
des Primarbereidis 

5 — t> 

9“) 

39 

136 

489 


7 

44 

203 

208 


Summe ... 

1 ^ 

83 

339 

697 

Priinarbereich : 

6— 7 

650 

571 

441 

450 


7— 8 

l 006 

921 

652 

652 


8— 9 

970 

949 

653 

647 


9—10 

947 

976 

719 

644 


10— 1 1 

425 

408 

234 

203 


Summe . , . 

3 998 

3 825 

2 699 

2 596 

Seiv undarhereicii I , . , . ....... 

9—10 

4 





10- 1 1 

474 

560 

507 

440 


11—12 

875 

977 

833 

642 


12—13 

833 

965 

900 

643 1 


13—14 

816 

940 

938 

645 


14—15 

723 

887 

964 

718 


15 — 1 6 

386 

495 

721 

701 1 


lü— 17 

127 

148 

259 

263 


17—18 

47 

35 

41 

4? 


18—19 

2 

— 

— 

— 


Summe . . . 

4 287 

5 007 

5 1G3 1 

4 099 
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n o c’ h Tabelle 


Be reich 

Alters- 
jdhrgdug 
von ... bis 
unter . . . 

Sdiüler 

1970 

Stiuiler 

1975 

1 

Schülei 

1980 

Sdiülei 

19S5 

Sokundarbereicti II 

I 3 — I 4 

6 

- 





Vollzeit 

14 — 15 

28 

20 

— 

— 


15—16 

69 

76 

41 

— 


16—17 

156 

232 

300 

298— 306 


17—18 

156 

177 

266— 317 

349 


18—19 

113 

163 

217— 256 

275— 295 


19—20 
u. älter 

98 

164 

167— 18G 

172— 182 


Summe ... j 

626 

85:^ 

1 011—1 100 

1 094—1 132 

Teilzeit 

14— 15 

15— 16 

12 

313 

30 

352 




213 

39 


16—17 

479 

510 

435— 425 

280— 263 


17—18 

425 

461 

450— 130 

378 


18—19 

231 

209 

227— 207 

206— 197 


1 9—20 
u. älter 

!39 

135 

l()7— 157 

162— 152 


Summe . . . 

1 629 1 

I 69? 

1 492—1 432 

1 065—1 029 

Sonderijädogogisdie Betreuung . . 

i 

3 

9 

20 

35 


7 - 8 

9 

28 

27 

34 


8— 9 

22 

40 

27 

34 


9—10 

34 

41 

38 

34 


10—11 

46 

51 

39 

34 


1 1—12 

53 

62 

44 

34 

I 

12—13 

48 

62 

47 

34 


13—14 

45 

49 

49 

34 


14—15 

39 

49 

51 

38 


1.5—16 

' 16 

29 

41 

39 


16—17 

4 

— 

- 

— 


17—18 

2 

1 

1 

— 

— 


Summe . . . 

321 

420 

1 383 

350 


') einsdiJießlidi aller ausländischen Schüler 

*) Fünfjährige in EinrirhUingen für Fünfjährige des Elementarbereichs und des Pi Lniarbereidis 
Eine Aufteilung für 5- bis 6iährige und 6- bis 7jährige konnte nicht vorgenommen werden. 
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Tabelle 4 


Schüler insgesamt nach Sdiulbereldien 1070 bis 1985 

— m 1 000 — 




1970 

1975 

1980 

1985 

Einrichlungen für Fünfjährige 
des Primarbereidis 


9 

83 

339 

I 

697 

Prim arbere ich 

Deutsche . . 


3 825 

2 699 

2 596 


Ausländer , . 

3 998 

99 

ni 

119 


Summe .... 

' 3 998 

3 924 

2810 

2715 

Sekundarbereidi l . 

Deutsche . . . 


5 007 

5 163 

4 099 


Ausländer . . 

4 287 

66 

74 

80 


Summe .... 

4 287 

5 073 

5 237 

4 179 

Sekundarbereidi 11 

Vollzeil 

Deutsche . , 

Ausländer . . 

626 

852 

6 

1 011— 1 100 

7 

1 094— 1 132 i 

7 


Summe . . . . 1 

626 

858 

1 018— 1 107 ' 

1 101— 1 139 

Teilzeit 

Deutsche . . . 

1 

1 697 

1 

' 1 492— 1 432 

1 

1 065— 1 029 


Ausländer . . 

l 629 

24 

27 

29 


Summe .... 

1 623 

1 721 

l 519— 1 459 

1 094— 1 058 

Sonderpädagogische Betreuung . . 

Deutsche . . . 

321 

420 

383 

: 

350 


Ausländer . . ! 

4 

i 

5 


Summe . . . . ■ 

321 

424 

i 1 

355 

Summe der Scbulbereiche 


10 870 ' 

12 083 ! 

11 311— li 340 

10 141—10 143 

Fachschüler . 


141 

170 

200 

225 

Summe der Sdiulbereiche 
einschließlich Fachsdiüler 

1 

1 

11 OH 

12 253 

1 1 511—1 1 540 

10 366—10 368 
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Tabelle 5 


Sdiüler nadi Bildungsgängen und nadi beruflidier Grund- und Fachbildung 

Im Sekundarbereidi 11 

(ohne Fachsdiüler und ohne geschätzte ausländische Schüler) 

— in des jeweiligen Altersjahrganges — 


Bildunytiyijngfl 

] Allorsjahr' 
t;a.ng 


1970 



1975 



1980 



1985 


bis. 

unler . . . 

Grund- 

blJünng 

Fadi- 

bildunn 

y.u- 

sniTimer 

Grund- 

bilduug 

Ftid;- 

üllditnq 

i r.u- 

, sninmoti 

Grund- 
1 bt]dui\g 

1 Füch- 

! Bildung 

i^Uiduim^n ' 

Grund' i 

hildung 

Fiidn- 

biJdujog 

■ zissdmrjLOü 

l. Berufs- 

14-^15 

4.3 



4,3 

2,6 



2,6 



_ 









qualifi- 

15—16 

33.2 

— 

33,2 

32,6 

— 

32,6 

21 

— 

21 

5 


5 

zierende 

16^17 

18.9 

32,2 

51,1 

16,4 

32.0 

48,4 

23 

15 

38 

27— Z5 

5 

32—30 

BildungS' 

17^18 

— 

46,8 

46,8 

— 

45,8 

45,8 

— 

40—39 

40-^39 

10 

30 

40 

gange 

18—19 

— 

25,0 

25,0 

— 

21.1 

21,1 

— 

19—18 

19—18 

— 

21—20 

21—20 

— im 

dualen 

System 

19—20 
und älter 


17,3 

17,3 


16,0 

16,0 


17—16 

17—16 


16—15 

16—15 

— in 

13—14 

0,6 



0.6 





_ 









. _ 



Vollzeit- 

14—15 

2,7 


2,7 

1,5 

— 

1,5 

— 

— 

— 


— 

— 

schulen 

15—10 

7-0 

— 

7,0 

6,0 

— 

6,0 

— 

— 

— 

— 


— 


16—17 

4,8 

Ir7 

6,5 

7,8 

1.2 

9,0 

15 

— 

15 

11—10 

— 

11—10 


17^18 

— 

4,3 

4,3 

— 

3,0 

3,0 

— 

10 

10 

6— 5 

6— 5 

12—10 


18^19 

— 

2.9 

2,9 

— 

3,8 

3,8 

— 

5 

5 

— 

8— 7 

8— 7 


19—20 

und ältei 


2,3 

2,3 


5,4 

5,4 


5 

5 


8— 7 

8— 7 

2. Studlen- 

16—17 

' 



10,9 





12,4 

_ 

_ 

11 

_ 



12—14 

bezogene 

17—18 

— 

— 

12.6 

— 

— 

14,5 

— 

— 

13—15 

— 

— 

14—16 

Bildungs- 

18—19 

— 

— 

9,5 

— 

— 

14,0 

— 

— 

U— 13 

— 

— 

12—14 

gänge 

19—20 
und äUei 



9,5 



9.5 



8— 9 



7— 8 1 

1 

3, Doppelt 

13—14 



. 

0,1 













, 

1 

profi- 

14—15 

— 

— 

0.6 

— 

— 

0,5 

— 



— 

— 

— 

lierte 

15—16 

— 

— 

1,5 

— 

— 

2,0 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

Bildungs- 

16—17 

— 

— 

1.9 

— 

— 

3,6 

— 

— 

3 

— 

— 

7— 8 

gänge 1) 

17—18 

— 

— 

2,9 

— 

— 

2,5 

— 

— 

5— 6 

— 

— 

7— 8 


13—19 

— 

— 

1.7 

— 

— 

3,2 

— 

— 

6— 8 

— 

— 

8— 9 

1 

19—20 

1 und älter 



0,5 



4,6 



4— 5 



2— 3 

4, Berufs- 

J4— 15 

0,7 



0,7 

0,4 



0,4 

. 



. 

. 



_ 

befäbi- 

15—16 

5,6 

— 

5,6 

4.4 

— 

4.4 

4 

— 

4 

— 

— 

— 

gende 

16—17 

3,2 

5,0 

8,2 

2,3 

4,3 

6,6 

4—3 

— 

4— 3 

4— 3 

— 

^ 3 

Bildungs- 

17—18 

— 

7.3 

7,3 

— 

6,2 

6,2 

— 

4— 3 

4— 3 

' 4— 3 

— 

4— 3 

gänge 

18—19 

— 

3.9 

3,9 

— 

2,9 

2,9 

— 

4— 3 

4— 3 

— 

— 

— 


19—20 

und ältei 














Mangels statistischer Angaben kann noch keine Aufteilung in Grund- und Fachbildung vorgenommen werden. 

") Die Schüler in berufsbefähigenden Bildungsgängen wurden für diese Beredinung 1970 und 1975 voll dem Teil- 
zeilbereich zugeordnet; für 1980 sind die 15' bis Ibjährigen dem Vollzeilbereicb sowie die 16- bis l9jähTigert dem 
TeiJzeitbereich zugeordnetj für t985 wird angenommen, daß alle Sclmler in berufsbefähigenden Bildungsgängen 
im Vollzeilbereicb) ausgebildel werden. 
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Sdiüler nach Bildungsgängen und nach beruflicher Grund- und Fachbildung im Sekundarbereidi 11 
Berechnungen ftlr 1975 bis 1985 auf der Grundlage der 4. koordinierten Bevölkerungsvorausschälmng 

(ohne Wanderungen) — Variante 1 

— Sdnüjler in 1 OÜO — 



Allein- 

jöKrgsi’ig 

von . . 

bin 

unu-r . . . 


197Ü 



1975 



1980 


1985 

UäLdisngjigaingo 

Gnincl- 

hil' 

tlunQ 

' Fach- 
bll- 
1 dang 

zu- 

sj.Tn- 

men 

Grumi- 

bil- 

rtunfl 

i Padtj- 
1 ijtl- 
clujcm 

rü- 

!7rjm- 

men 

Grunil- 

bilduiiq 1 

Fcida- 

hildunq 


Grund' 

Inädvincf 

hilcluncf ' 

znsdJiärnen 

1, Berufs- 

14—15 

36 

. 

36 

2[> 



26 





, . 







qualifizie- 

1 5 — 16 

268 

— 

268 

310 

— 

310 

213 

— 

213 

39 

— 

39 

rende Bil- 

16—17 

152 

361 

413 

152 

297 

449 

238 

155 

393 

235—219 

44 

280—263 

du ngs' 

17—18 

— 

363 

368 

— 

406 

406 

— 

409—399 

409—399 

94 

283 

377 

yänge 

Ifi— 19 

— 

200 

20U 

— 

184 

184 

— 

167—177 

187—177 

— 

206—197 

206—197 

— im dun- 

19—20 

— 

139 

139 

— 

1357 

135 

— 

167—1.57 

167—157 

— 

162—152 

162—152 

len System 

u. älter 













SuniTne . . 


456 

968 

1 424 

488 

1 02'i 

1 510 

451 

918— B88 

1 369—1 339 1 

369—352 

695—676 

1 064—1 028 

— in Voll- 

13—14 

5 

— 

5 


— 

— 


— 

— 

— 

— 

— 

zeiUchuien 

14—15 

23 

— 

23 

15 

- 

15 


— 

— 

— 

— 

— 


15—16 

58 

— 

58 

57 

-- 

57 

— 

— 

— 

— 

— 

— 


16—17 

39 

13 

52 

72 

1 1 

83 

155 

— 

155 

96— 88 

— 

9C^ 88 


17—18 

— 

34 

34 

— 

27 

27 

— 

102 

102 

57— 47 

57— 47 

114— 94 


18—19 

— 

23 

23 

— 

33 

33 ' 

— 

49 

49 

— 

79 - 69 

79 - 69 

1 

19—20 

u. älter 

— 

18 

IR 


46 

46 ' 


49 

49 

— 

öl— 71 

öl— 71 

Summe . . 


125 

88 

213 ' 

144 

117 

261 

155 

200 

3575 

, 153—135 

217— 1B7 

370—322 

2. Studien- 

16—17 



88 

— 

— 

115 

— 

— 

114 

— 

— 

105—123 

bezogene 

17 — 18 



100 



— 

128 

— 

— 

133-153 

— 

— 

132—151 

Bildungs- 

18—19 

— 

— 

76 

— 

— 

122 

-- 

— 

108—128 

— 

— 

US— 138 

gänge 

19—20 

u älter 

j 

1 


76 

1 

[ 


80 



78— 88 



71— 81 

Summe . . 


— 

- 

340 

— 


445 

— 

— 

433—483 1 


— 

426—493 

3. Doppelt 

13 — 14 

— 

— 

1 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

profilierte 

14—15 

— 

— 

5 

— 

-- 

5 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

Bildungs- 

15- 16 

i 

— 

]} 

— 

- 

19 

— 

— 


— 

— 

— 

gänge“) 

16—17 

i — 

— 

15 

— 

— 

33 

— 

— 

31 

-- 

— 

61— 70 


17—18 

— 

— 

24 

— 


22 

— 

— 

51— 61 

— 

— 

66— 70 


18—10 

— 

— 

14 

— 


28 

— 

— 

59— 79 


— 

79— 88 


19—20 

— 

— 

4 

— 


39 

— 

— 

39— 49 

— 

— 

20— 30 


lu älter 













Sumirie , . 


— 

— 

74 1 


— 

146 

— 

— 

180—220 1 

1 

— 

226 — 2b4 

4. Borufsbe- 

14-15 1 

6 

— 

6 

4 

— 

4 

— 

— 

-- 

— 

_ — 

— 

fähigende 

15—16 

45 

— 

45 

42 

— 

42 

41 

— 

41 

— 

— 

— 

Bildungs- 

10—17 

26 

40 

66 

21 

40 

61 

41—31 

— 

41— 31 

35— 26 

— 

35— 26 

gänge 

17- IB 


57 

57 


55 

55 

— 

41— 31 

41— 31 

38— 28 

— 

38— 28 


18-19 

— 

31 

31 

— 

25 

25 

— 

39— 30 

39— 30 

— 

— 

— 


19—20 

u. älter 













Summe . 


77 

12B 

205 

67 

120 

187 1 

B2— 72 

80— 671 

162—133 1 

! 73— 54 

— 

73— 54 


Die hier ausgewieseneri Angaben für Bildungsgänge und AUersjöhrgäuge können infolge Rundung von den An- 
guben uiiT den Seiten löO bis lOi abweithen. 

^1 Mangels stuUshsdier Angaben kann noch keine Aufteilung in Grund* und ruchbildung vorgenommen werden. 

Die Schüler in berufsbefähigenden Bildungsgängen werden für diese Reduiung 1970 und 1975 voll dem Teilzeit- 
bereich zugeordnct; für 1980 wird angenommen^ daß 4) 000 Sdiüier eine einjährige Ausbildung in Vollzeitform 
und 121 000/92 000 Sdiüler eine Ausbildujig in Teilzeitfonn absolvieren: für 1985 wird angenoiTimen, daß alle Sdui- 
1er {73 000.' 5^ 000) eine Ausbildung in VollzeUform durdrlaufein 


104 


Deutscher Hundestag — 7. VVählperiode 


Drucksache 7/1474 


T a b e 1 1 1 :' 7 


Die uuf Seite 23 dusgewiesenen Absolventenquoten des Sekujidürbcreidis 11 
verteilen sich wie folgt auf die einzelnen Altersjahrgänge: 


Absolventen des Sekundarbereidis 11 

— in u des jeweiligen AUersjahrgangcs — 

I I ' 

1970 ' 1975 1980 3 98:) 


AUersjahrgang von . . . bis unter 

Studienbezogene Bi Idungsgärige 

17— 18 

18— 19 

19 — 20 und älter 


Bildungsgänge, die mit einer beruflidien Qua- 
lifikation oder Ausrichtung auch Bildungs- 
gänge im Tertiären Bereidi eröffnen 

17— 18 

18— 19 

19 — -20 und älter 



— 

3 

4— 5 

1,2 

A 

3— 4 

A — 5 

9 

9 

8 

7 

10,2 

13 

14—15 

15—17 


0,5 

1 

2 

2— 3 

0.4 

D5 

2— 3 

4— 5 

0.4 

3,5 

3— 4 

3 

1,3 

d 

7— 9 

9—1 1 
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Tabelle 8 

Deutsche Studienaniänger 

“ in Vo des jeweiligen AUersjahrganges ’ — 

Fächergruppen 

1970 

1975 j 

1980 

1985 

Medizin 





sechs jäliriges Studium 

0,5 

0,9 

0,9 

0,8 

dreijähriges Studium 


0,1 

0,2 

0,4 

Naturwissensdiaften 





vierjähriges Studium 

1,4 

1.9 

2,0 

2,1 

dreijähriges Studium 

0,1 

0,2 

0,2 

0,3 

Lehramtsstudium 

1,6 

2,1 

2,4— 2,6 

2,8— 3,2 

Ingenieurwissensdiaften 





vierjähriges Studium 

0,9 

1,3 

1,4— 1,9 

2,0— 2,5 

dreijähriges Studium 

2,7 

4,1 

4,1-^, 6 

5,2— 5,7 

Lehramtsstudium 

— 

0,2 

0,4 

0,5 

KulUirwissensdhaften 





vierjähriges Studium 

0,6 

0,7 

0,8 

0,8 

dreijähriges Studium 

0,3 

0,2 

0,3 

0,3 

Lehramtsstudium 

3,8 

4,6 

3,6 — 4,4 

3,1— 3,7 

Redhls-, WirtschaftS' und Sozialwissenschaften 





vierjähriges Studium 

lp8 

2,4 

2,2 

2,1 

dreijähriges Studium 

0,5 

1.2 

1.2 

1,3 

Lehramtsstudium 

— 

0,1 

0,3 

0.3 

alle Fädiergruppen 





vier™ und sechsjähriges Studium 

5,2 

7,2 

7,3— 7,8 

7,8— 8,3 

dreijähriges Studium 

3,6 

5,8 

6,0— 6,5 

7.5— 8,0 

Lehramtssludium . 

5,4 

1 

7,0 

6,7— 7,7 

6.7— 7,7 

insgesamt . . . 

14,2 

20,0 

20.0—22.0 

22.0—24,0 
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Tabelle 9 


Deutsche Studienanfänger 

— in 1000 — 


Füd^ergruppen 


1970 

L975 j 

1980 1 

1985 

Medizin 

sechsjähriges Studium . . 


4,1 

7,5 

8,5 

8 

dreijäJuiges Studium . , . 


— 

1 

2 

4 


zusammen . , , 

4,1 

8,5 

10,5 

12 

Naturwissenscbatten 






vierjähriges Studium . . . 


U,7 

15,5 

18,5 

21,5 

dreijähriges Studium . . . 


1.2 

1.5 

2 

3 

Lehramtsstudium 


12,9 

17 

22,5—24,5 

28,5—33 


zusammen . . . 

25,8 

34 

43 —45 

53 —57,3 

IngenieuTwissenscharten 






vierjähriges Studium . . . 


7.3 

i0,5 

13 —18 

20,5—25,5 

dreijähriges Studium . . . 


22,6 

33,5 

38,0 — 43 

53 —58 

LehraratssLudium 


— 

1.5 

3,5 

5 


zusammen . . , 

29,9 

45.5 

55 —64,5 

78,5—08,5 

Kulturwissenschaften 






vierjähriges Studium . . . 


5,7 

6 

7,5 

8 

dreijähriges Studium . , , 


2,4 

1,5 

3 

3 

LehramtssLudium 


31.9 

37,5 

33,5—41 

32—38 


zusammen . . . 

39,5 

45 

44 —51,5 

43 — 49 

Rechts-, Wirtschafts- und Sozialwissenschaften 

vierjähriges Studium 

14,9 

19,5 

20,5 

21,5 

dreijähriges Studiuni . . . 


4.3 

10 

n 

13,5 

Lehramtsstudium 


— 

1 

3 

3 


zusammen , . . 

19,2 

30,5 

34,5 

38 

alle Fächergruppen 






vier- und sechsjähriges Studium 

43,2 

59 

68 — 73 

79,5— 84,5 

dreijähriges Studium . . . 


30,5 

47,5 

56,5 — Cl 

76,5— 81,5 

Lehramtsstudium 


44,8 

57 

62,5— 72 

68,5--- 79 


zusammen . . . 

! 18,5 

163,5 

187 —206 

224,5—245 
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Deutsche Studenten *) 

— in lüOO — 


fiidiergruppen 

1970 

1975 

!9bü 

1 1985 

Medizin 





sedisjähricjes Studium 

35.2 

41,3 

54,8 

59,0 

dreijähriges Studium 

— 

0,9 

5,9 

12,0 

zusönnmen . . . 

35,2 

42,2 

60.7 

71,0 

Nalurwissenschäften 





vierjähriges Studium * 

49,9 

61.1 

76,4 

90.2 

dreijähriges Studium , . , 

3.4 

3,5 

5.1 

7,8 

Lehramlsstudium 

38.7 

63,5 

86,5— 94,0 

M 1,3— 125.6 

zusdiriiTien . . . 

92.0 

128,1 

168,0—175.5 

209,3—223,6 

Ingenieur Wissenschaften 





vierjähriges Studium 

33.9 

46.2 

58,0— 71,3 

■ 78.4—101,0 

dreijähriges Studium 

67.6 

95,7 

1 12.8- -123,6 

153,1-168,9 

Le liramts Studium 

— 

3„9 

11,5 

17,7 

zusammen . . . 

101,5 

145,8 

182.3—206,4 

349,2—207.6 

Kulturwissenschaften 





vierjähriges Studium 

22.3 

25.1 

28, B 

32.7 

dreijähriges Studium 

7.3 

5,8 

7,2 

9,8 

Lehramtsstudium 

130,3 

149,1 

147,4—170.0 

132.3—159,4 

zusämmen . . . 

159,9 

180,0 

183.4-206,0 

174.8—201,9 

Redrts-, Wirtsdiafts- und Sozialwissensdiafteii 





vierjähriges Studium 

74. ö 

91,5 

92,6 

98,1 

dreijähriges Studium 

12.7 

27,3 

37,8 

46,7 

Lehramtssludium 

— 

IrS 

7,5 

12,5 

zusammen . . . 

87,2 

120,6 

137,9 

157,3 

alle Pädiergruppen 





vier- und sedisjähriges Studium 

215.8 

265,2 

310,6—323.9 

358,4—381.0 

dreijähriges Studium 

91,0 

133,2 

168,8^179,6 

229.4—245.2 

LehraintsstudiuTn 

169.0 

218,3 

252,9—283,0 

273.8—315.2 

insgesamt . . . 

475,8 

616,7 

732,3—786,5 

R() 1,0—941,4 

'1 Die Zcihleii tuiJ S. 29 können wetjen künden von 

den hier nnd 

in den iitiddolgenden Tabellen 

11, 14 und 15 lüi' 


die Fächergruppen und Studienganye ausgewiesenen Zalilen geringfügig abweidier.. 
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Tabelle 1 1 


Ausländische Studenten 

- in 1000 — 


Föchcrgruppen 


1970 

19 75 

1080 

IÖ85 

Medizin 






sedisjähriges Studium , 


3.1 

3.5 

4,0 

4,4 

dreijähriges Studium .. 


— 

0,1 

0,4 

KO 

Naturwissensdiaften 

zusammen . . . 

3J 

3.6 

4,4 

5,4 

vierjähriges Studium . , 


3.7 

4.7 

5,4 

5,9 

dreijähriges Studium . . 


— 

04 

0.4 

KO 

Lehramtsstudiimi 


0.9 

1,2 

IrO 

2,3 


zusominen . . . 

4.6 

6,0 

7,4 

9.2 

Ingen ieurwissenschaf teil 






vierjähriges Studium , . 


4.7 

5,0 

5.8 

6,3 

dreijähriges Studium . . 


3.4 

5.5 

6.0 

6.5 

Lehramtsstudiuin 


— 

— 

— 

— 


zusammen . . . 

8.1 

10,5 

11,8 

i2;8 

Kulturwissenschaften 






vierjähriges Studiiun . . 


3.6 

6.4 

7.5 

8,1 

dreijähriges Studium . 


— 

0,1 

0.4 

KO 

Lehramtsstuflium 


4.6 

6.9 

6.1 

9,8 

zusammen . . . 

RechtS“, Wirtschafts- und Sozialwissensdhaften 

8,2 

13,4 

16,0 

18,9 

vierjähriges Studium . . 


3.4 

3.4 

4,0 

4.3 

dreijähriges Studium . , 


0,1 

0.5 

K5 

3.5 

Lehramtsstudiura 


— 

— 

— 

— 


zusammen . . . 

3.5 

3.9 

5,5 

7.8 

alle Fädiergruppen 






vier- und sedisjähriges 

Studium 

18,4 

23,0 

26.7 

29.0 

dreijähriges Studium . . 


3,5 

6,3 

8.7 

13.0 

LehramtssLudium 


5,6 

8J 

9.7 

12.1 


insgesamt . . . 

27,5 

37,4 

45,1 

54,1 
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Tabelle 12 


StudepteD des Aufbausludlums 
— in 1000 — 


Fächergrijppen 

1975 

1 

1980 

1 1985 

Medizin 

1,2 


2,7 

3,2 

NaLurwissensdbaften 

3,5 


8,2 

12,8 

Ingenieurwissensdiaften 

1,3 


3,5 

5,0— 6,3 

Kullurwissensdiaften 

2,5 


6.7 

9,4—10,2 

Rechts-, Wirtschafts- und Sozialwisseoschaften * . 

3,1 


7,0 

9,3 

insgesamt , . * 

; 11,6 


28,0 

39,7—41,8 


Tabelle 13 


Sludenten des Kontaktstodlmns 

— in 1000 — 


Fädwrgruppen 

1976 

' 1980 

1 

1 

1985 

Medizin 

0,5 

1,0 


1,8 

Maturwissenschaften 

0,4 

l.l 


2,1 

Ingenieurwissenschaften 

0,4 

0,8 


1,5 

Kulturwissenschaften 

0,5 

1,1 


2,0 

Redits-, Wirtsdiafts- und Sozialwissenscbaften . . 

0.7 

1,6 


2,9 

insgesamt . . , 

j 2.5 

5,7 


10,3 


') Die Einführung des Kontaktsludiums ist erst für das Jahr 1976 vorgesehen. 
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Tabelle l-l 


Studenten bzw, Studienplätze Insgesamt ') 
— m 1000 — 


Fächergruppen 

Studenten ' 

Studienplätze | 

Studenten ^ 
Studienplälxe 

1970 1 

1975 

' 1980 1 

1985 

Medizin 






sechsjähriges Slüdium . 


38,3 

46,0 

62,5 

68,4 

dreijähriges StudLum . . 


— 

1.0 

6,3 

13,0 


zusammen. . , . 

38,3 

47,0 

68,8 

81.4 

Naturwissenschaften 






vierjähriges Studium . . 


53,5 

69,3 

91,1 

i 1 1,0 

dreijähriges Studium . . 


3,4 

3,6 

5,5 

8,8 

Lehramtssludium 


39,7 

64,7 

88,1— 95,6 

113,6—127,9 


zusammen . . 

96,6 

137,6 

184,7—192,2 

233.4—247.7 

ingenieu^^^^issenschaften 






vierjähriges Studium . . . 


38,6 

52,5 

68,1— 81,4 

91,2—115,1 

dreijähriges Studium . . . 


71,0 

101,2 

118,8—129,6 

159,6—175.4 

Lehramtssludium 


— 

3,9 

n,5 

17,7 


zusammen . . . 

109,6 

157,6 

198,4—222.5 

268,5—308,2 

Kulturwissenschaften 






vierjähriges Studium . . . 


25,9 

34,0 

44,1 

52,2— 53,0 

dreijähriges Studium . . . 


7,3 

5,9 

7,6 

10,8 

Lehramtssludium 


134,9 

156,0 

155,5—178,1 

142,1 — 169,2 


zusammen . , . 

168,1 

195,9 

207,2—229,8 

205,1—233,0 

Rechts-, Wirtsdiafts- und Sozial- 





Wissenschaften 






vierjähriges Studium . * . 


77,9 

98,0 

105,2 

LH.6 

dreijähriges Studium , . . 


12,8 

27.8 

39,3 

50,2 

Lehramtsstudium 


— 

1.8 

7,5 

12,5 


zusammen . . . 

90,7 

127,6 

152.0 

177,3 

alle Fächergruppen 






vier- und sechsjähriges Studhim 

234,2 

299,8 

371,0—384.3 

437,4— 462.1 

dreijähriges Studium , . . 


94.5 

139,5 

177,5—188,3 

242,4— 258,2 

Lehramts Studium 


174,6 

226,4 

262,6—292,7 

285,9— 327,3 

Insgesamt . . . 

503,3 

665,7 

81 1,1—865,3 

965,7—1 047.6 


Die Aufbau- und Kontaktstudenten sind den vier- und sedisjährigen Studiengängen zugeordnet worden. 
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Td belle 15 


Studenten bxw. Studienplätze insgesamt 

(hir Kostenrechnungen zusammengefaßl) 

- in lOOO — 


fädwfgruppcn 


Studenten 


SUädienplälzc 

Studenten ^ 

1 Studienplätze 



1970 

1975 

1 J980 

1985 

Medizin 






sedisjähriges Studiuni . 


36.3 

46,0 

62,5 

68,4 

dreijähriges Studium . . 


— 

hO 

0,3 

13,0 

zusammen , . . 

NciUu- und Ingenieur Wissen schäften 

38.3 

47,0 

68.8 

81,4 

vierjähriges Studium . , . 


92 J 

121,8 

159,2—172,5 

202,2— 226,1 

dreijähriges Studium . . 


74.4 

104,8 

124,3—135,1 

168,4— 184,2 

Lehramtsstudium . . 


39,7 

88,8 

99,6—107.1 

131,3— 145.6 


/usainmen . . . 

208,2 

295,2 

383,1—414,7 

501,9— 555.9 

Geisteswisseuschaften 






vierjähriges Studium . . . 


103,8 

132,0 

149,3 

166,8— 167,6 

dreijähriges Studium . . 


20,1 

33,7 

46,9 

61,0 

Lehramtsstiidium ...... 


134,9 

157,8 

163,0^185,6 

154,6— 161,7 


zusammen . . . 

258,8 

323,5 

359,2—381,8 

382,4— 410,3 


insgesamt . . . 

503,3 

665,7 

811,1 — 865^3 

965,7—1 047,6 
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Tabelle 16 


Deutsche HochsdiiilabsolveDten 
— in 1000 — 


rächergruppen 

!970 

1975 

laBo 

1985 1 

Medizin 





sechsjähriges Studium 

4.3 

3,9 

6,4 

6.3 

dreijähriges Studimn 

— 

0,1 

1,1 

3,0 

zusammen . . « 

4,3 

4.0 

7.5 

9,3 

Naturwissenschaften 





vierjähriges Studium * . 

4,8 

8,6 

11.2 

13.5 

dreijähriges Studium - 

— 

0,9 

1.3 

2,1 

Lehranitsstudium 

5,5 

9.8 

14,8— 15,4 

21,8— 24,2 

zusammen . . * 

10,3 

19,3 

27,3— 27,9 

37,4— 39,8 

[ iigeniem \v issenschai ten 





vierjähTigp*; Studiiiim 

3,5 

5,2 

7,7 7,9 

10 13 2 

dreijähiiges Studium * • 

17,7 

23,4 

28,6— 30,0 

36,3— 40,3 

Lehramtsstudium 

0,3 

0,6 

1,8 

3,7 

zusammen * * * 

21.5 

29,2 

38,1— 39,7 

50,8— 57,2 

Ku 1 1 u r w i s s ens dia f t e n 





vierjähriges Studium 

1.8 

2,7 

3,1 

4,7 

dreijähriges Studium 

— 

1,6 

2.0 

2,7 

Lehramtsstudium 

16.4 

23,5 

31,8— 34,0 

30,8— 37,3 

zusammen . . , 

18.2 

27,8 

36,9— 39,1 

38,2— 44,7 

Redits-, Wirtschafts- und Sozial- 





wissenschaften 





vierjähriges Studium 

8.3 

11.2 

14,8 

17,4 

dreijähriges Studium * . • 

1,5 

4,6 

8,2 

9.9 

Lehramtsstudium 

— 

— 

0,8 

2.0 

zusammen . * * 

9,8 

15,8 

23,8 

29,3 

alle Fächergruppen 





vier- und sedisjäiiriges Studium 

22,8 

31,5 

43,3— 43,4 

52,7— 55,1 

dreijähriges Studium 

19,2 

30,6 

42,3— 42,6 

53,9— 58,0 

Lehiamtsstüdium 

22,2 

33,9 

49,1— 52,0 

58,3— 67.2 

insgesömt . . . 

64,2 

96,0 

133,7—138,0 

164.9—180.3 
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Tabelle 1? 


Mittlere Verweildauer und mittlere Studienzeit im Tertiären Bereldi 

— in Jahren — 



1970 

1975 

1980 

1085 

fadiergruppen 

mittlere 

Verweil- 

dauer 

mittlere 

Studien- 

zeit 

mittlere | 
Verweil- l 
dauer 1 

mittlere 

Studien- 

zeit 

mittlere 
Verweil- ' 

1 dauer 

mittlere 

Studien- 

zeit 

mittlere | 
Verweil- ^ 
dauer 

mittlere 

Studien- 

zeit 

Medizin 









secbsjähriges Studium . . . , 

7,2 

6.0 

7.2 

6.0 

7,2 

6.0 

7.2 

6,0 

dreijähriges Studium 

— 


2.9 

3.2 

2,9 

3.2 

2,9 

3.2 

Naturwissenschaften 




1 





vierjähriges Studium 

4.0 

5,9 

4,2 

5,8 

4,5 

4,9 

4,4 

4.5 

dreijähriges Studium 

— 

— 

2.9 

3,2 

2,9 

3.2 

2.9 

3.2 

Lehramts Studium 

4.0— 4,6 

3,5— 5,9 

4, 1-4.2 

3 , 5 — 5,8 

4 , 1 — 4,5 

3.5^5.0 

4.1 

3,5 — 4,5 

Ingenieurwissenschaften 









vierjäJiriges Studium | 

5,3 

5,9 

5,2 

5,7 

4,9 

5.2 

4,5 

4,5 

dreijähriges Studium 

2.5 

3,5 

3.0 

3,5 

3,0 

3.5 

3.0 

3,5 

LehramLsstiidium . . .... 

3,4—4 

3 , 5-^, 9 

3.4— 4.2 

1 

1 

3 , 5 — 5.8 

3^4 4^5 

3,5— 5,0 

3.4— 4.1 

3.5 — 4,5 

Kulturwissenschalteu 


vierjähriges Studium 

4.8 

6,0 

4.7 

5,8 

4.1 

5,0 

4,1 

4.5 

dreijähriges Studium ' 

— 

— 

2.9 

3,2 

2.9 

3.2 

2.9 

3.2 

Lehramtsstudium 

i 4.6-4, 8 

3.5— 6,0 

4.1— 4,7 

3,5— 5,8 

4 . 1 — 4,3 

3,5 — 5.0 

1 3.9--4,l 

3 , 5 — 4,5 

Rechts-, Wirtsdhafts- 
Lind Soziaiwissenschaften 

! 




1 




vierjähriges Studium 

5,1 

5,1 

5.1 

5,0 

4,5 

4.5 

' 4.5 

4,5 

dreijähriges Studium 

3.5 

3,8 

3.5 

3,5 

3.5 

3.5 

3.5 

3.5 

Lehramtsstudium 

5,1 

5.1 

5.1 

5,0 

1 4.5 

4,5 

4.5 

4.5 
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Tabelle 18 


Mittlere Erfolgsquote im Tertiären Bereicb 

— in der entspredienden Studienanfänger — 


Pücherg rappen 

1970 1 

1975 

1980 

1985 

Medizin 





sedis jähriges Studium 

80 

95 

90 

80 

dreijähriges Studium 

— 

90 

90 

90 

NaturwisseDschaiten 





vierjähriges Studium 

65 

65 

70 

70 

dreijähriges Studium 

— 

90 

90 

90 

Lehramtsstudium 

65— 95 

65—95 

75—95 

85—9? 

Ingenieurwissenschaften 





vierjähriges Studium 

65 

70 

75 

75 

dreijähriges Studium ■ 

80 

80 

80 

80 

Lehramtsstudium 1 

65^0 

65—80 

75—80 

80—85 

Kulturwissenschaften 




1 

vierjähriges Studium 

50 

50 

55 

60 

dreijähriges Studium 

— 

90 

90 

90 

Lehramtsstudium 

50—95 

50—95 

80—95 

85—97 

Rechts- f Wirtschafts^ und Sozial Wissenschaften 





vierjähriges Studium 

63 

65 

75 

80 

dreijähriges Studium 

80 

80 

80 

80 

Lehramtsstudium 

63 

65 

75 

80 
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B. Bauten und Sachmittel 

1. Begriffe 

a) Sachinvestitionen 

Die Sachinvestitionen umfassen die Bauinvestitio- 
nein den Grunderwerb und den Erwerb von beweg- 
lidien Sadien. In den Kostenredinungen sind diese 
Ausgabearien zusammengefaßt, weil im Einzel fall 
eine Trennung zu erheblichen Abgrenzungsscbwie- 
rigkeilen führt. 

(1) B a ul nvestlt Ionen 

Die Bduinvestitionen im Bildungswcsen umfassen 
sowohl die Investitionen zur Bereitstellung neuer 
Gebäude und Anlagen (Neuinvestitionen), die Er- 
satzinvestitionen als auch die Investitionen zur An- 
passung des Gesamtbestandes (Anpassungsinvesti- 
lionen) an die Plüchemverte entsprechend den bil- 
dungspolitisdien und pädagogisdien Erfordernissen. 
Die Erstausstattmig der Gebäude mit fest verbun- 
denen Einbauten und mit Einriditimgsgegenständen 
ist Bestandteil der Bauinvestitionen. 

(2) Gruneferwerb 

Der Grunderwerb umfaßt die für die Erriditung der 
Bildungsstätten notwendigen Grundstücksflachen. 
Dabei sind die Grunderwerbskosten für Sdiiilsport* 
flächen insoweit einbezogen worden, als die Schul- 
spor taiilagen aus Sdiuhnitteln gedeckt werden. 

(3) Erwerb von beweglrdien Sachen 

Der Erw^erb von beweglidien Sachen umfaßt die lau- 
fende Ansdiaffung von Einrichtungsgegenständen, 
Hierzu gehören audi tedinische Anlagen, die zur 
Anpassung an die zeitgerediten Erfordernisse not- 
wendig sind (z. B, Einrichtungen für ein Sprach- 
labor). Die Abgrenzung gegenüber den sächlidien 
Verwaltungsausgaben ergibt sidi aus einer be- 
stimmten Wertgrenze, die beim Bund und einigen 
Ländern bei 10 000 DM für den Einzelfall liegt. In 
anderen Ländern und vor allem bei den Gemeinden 
liegt die Werlgrenze erheblich niedriger, 

b) Sächliche Verwaltungsausgaben 

Die sädiiidicn Verwaltungsausgaben umfassen den 
laufenden Sachmitlelbedarf. Dazu gehören alle Lehr- 
und Lernmilteb die Einriditung von Schüler- und 
Lehrerbibliotheken, Beförderungskosten für Schüler, 
Mieten und Pachten, Kosten für Bewirtschaftung der 
Grundstücke, der Gebäude und Räume. Die zusätz- 
lidien Kosten für die Einführung von Unterridits- 
tedinologien sind in Teil TI F erfaßt. 

c) Preisbasis 

Alle Kostenriditwerte sind in konstanten Preisen 
auf der Basis Mai 1970 ausgedrückt. Um die Preis- 
änderungen ab 1970 zu berücksichtigen, müssen die 
Kostenriditwerte anhand der Preisindices ^) aktuali- 
siert bzw. für die Pianungszeiträume forlgeschrieben 
w^erden. 


b vgl. die Angaben zu den Preisindices S. 54 


2. Elementar-, Prfmar- und Sekundarbereich 

a) Bauinvestitionen 

Für die Beredinung de.s Investitionsbedarfs der 
Schulbauten werden bei den Neuinvestitionen die 
Veränderung der Schülerzahl, die jeweiligen Flä- 
chenwerte und die Kosten rieht werte zugrunde ge- 
legt. 

Zur Ermittlung des Ersatzinvestitionsbedarfs wird 
ein bestimmter Prozentsatz des jeweiligen Gesamt- 
beslandes an Schulflädie für die Erneuerung der 
Sdiulbauten und für Zentralisieruiigsmaßnahinen bei 
der sdiuljschen StruktmTeforin angenommen. Die 
Aufwendungen für die Anpassiingsinveslitionen die- 
nen dazu, den Gesamtbestand an Sdiulfläche an die 
jeweiligen Flädienw'erte anzupassen, 

(1) Neuinvestitionen 
(a) Flächenrichtwede 

Die Fladienriditwerte stellen empirisdi ermitteUe, 
den bÜdungspoiitisdmn und pädagogischen Zielset- 
zungen enlsprediende Durchschnittswerte für die 
notwendige Fläche je Schüler dar. 


F 1 ädien ri d^t w er t e 



Hauplnulzfl eiche 
je Kind/Sdiüler 

— in qm — 

Elemeniarbereich 

2, 8-3, 5 

Pnmaröere;dj 


Ganztagsbetrieb 

i 4,2— 4,9 

Halbtagsbetrieb 

3,5— 4,2 

Sekundarbereich l 


Ganztagsbetrieb 

6,3—7 

Halbtagsbetrieb 

5,6--6,3 

Sekundarbereich II 


(s t udienbezogen) 


Ganztagsbetrieb 

6.3—7 

Halbtagsbetrieb 

5,6 — b,3 

Sekunda T bereich II^] 


(berufsbezogen) 


VoHzeit 


Berufliche Grund- und 


Fachbildung 

10,5 

Teilzeit 


Beruflidie Grunclbildung 

5,25 

Beruflidie Fadibildung 

3,5 

Sonderschulen 

8,4 


b Es ist noch zu überprüfen, ob Gesamtsdmlen unü die 
Vereinbarung der Kultusministerkonferenz „Zur Neu- 
gestaltung der gymnasialen Oberstufe in der Sekun- 
darstufe II“ von 1972 Auswirkungen auf den Flächen- 
bedarf haben. 

^) Die Fla dien ri dl t werte sind vorläufig. Wegen der Be- 
rechnung veigleidie im einzelnen die Fußnote 2 der 
S, 117. 
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Sie umfassen die Hauplnutzfiache, d. h. die für die 
Zweckbestimmung und Nutzung des Gebäudes ty~ 
pisdie Flä<die (Raumprogramm fläche), z, B. die Flädie 
der Uiiterriditsräunie, ünterriditsnebenräume, Ge- 
meinschaftsräume, Verwaltungsräimie und der Sport- 
hallen. Die Flädrenridilwerte sind innerhalb der 
einzelnen Bereidie sdiulformunabhäiigig. 

Untersuduingen in den einzelnen Bundesländern 
haben zu Flächenriditwerten mit nadifolgenden 
Bandbreiten geführt. In elaigen Ländern weichen 
die talsädilidren Werte von den Bandbreiten nadi 
oben bzw, nadr unten ab. 

Diese Flächen riditwerte sind die Bemessimgsgrund- 
lage für Neuinvestitionen, Für die Berechnung des 
Tjivestitionsbedarfs werden jedodi Flädienwerte 
je Schüler angenommen, die zum Teil nodi erheblich 


unter den Flächenrichtwerten liegen. Um Fehlinve- 
stitionen zu vermeiden^ können sidi Investitionsbe- 
darfsrechnungen nur an dem langfristigen Trend der 
Schülerzahl orientieren, so daß selbst Schwankungen 
der Sdiülerzahlen im mitlelfrisligen Zeitraum ohne 
Berück siditigiing bleiben. Damit müssen für Über- 
gangszeiten audi auf den neu erstellten Sdiulflä- 
dien mehr Sdiüler unlergebradit werden, als es den 
Fl ädien rieh twer teil entspricht. Um dieser Tatsache 
Rechnung zu tragen, wurde ein Belegung.sfaktor als 
Meßzahl für den Beleguiigsgrad eingeführt. Der Be- 
legungsfaklor soll dann 1 betragen, wenn der tat- 
sächliche Flädienwert je Schüler dem Fläihenridit- 
wert erdsp licht. Zielvorslellung für die Beredmung 
der Neuinvestitionen im Planungszeitraum ist es, 
solche Uberbelegungen allmahlidi abzubauen und 
die vorgegebenen Fiädienridit werte je Sdiüler bis 
1985 zu erreichen. 


Belegungsfaktoren und Flächenwerte 



1970 

1975 

1980 

1985 

Beie~ 

gungs- 

fakto- 

rea 

Flä- 

dien- 

werte 

Bele- 

gungs- 

fakfo- 

ren 

Flä- 

dien- 

werte 

Bele- 

gungs- 

faktO' 

ren 

Hä- 

dien- 

werte 

Bele- 

gungs- 

fakto- 

ren 

Flä- 

dien- 

werte 

Elenienlarbereich 

1,60 

2,2 

1,60 

2,2 

1,25 

2,8 

l 

3,5 

FTjmarbereivh 









Ganz tags bet rieb 


3,0 


3,0 


3,8 


4,9 

Halbtag.sbetrieb 

1,60' 

2,6 

1,60 

2,6 

1,30 

3.2 

l 

4,2 

Sekuiif/cirbereich I 









Ganztagsl3elrieb . 


4.1 


4,6 


5,6 


7,0 

Halbtagsbetrieb 

1,70 

3,7 

1,50 

4,2 

1,25 

5,0 

1 

6.3 

Sekundarbereich II 









(sludienbezogen) 









Ganztagsbetrieb - , 


4,3 


4,3 


5,3 


7,0 

Halbtaqsbetrieb 

1 ,63 

3,9 

1,63 

3,9 

1,32 

4,8 

l 

6,3 

SekiindarhereJch 11 -) 









(berufsbezogen) 









Voll zeit 









Beruflidie Grund- und 









Fadibildung 

1,63 

6,4 

1,63 

6,4 

1,32 

8,0 

1 

10,5 

Teilzeit 









Beruflidie Grund bi klung 

2,0 

2,6 

2,0 

2,6 

1,5 

3,5 

l 

5,25 

Beruflidie Fachbildung 

2,0 

1,75 

2,0 

1,75 

1,5 

2,3 

1 

3.5 

Sonderschulen 

1,33 

6,3 

1.22 

6,9 

i,n 

7.6 

1 

8.4 


Die Flädienwerte ergeben sidi aus der Division der Fl adienridit werte durch die Belcgungsfaktoren. 

Für die Berechnung der Neuinvestitionen wird angenomraeii, daß 1985 der Eelegungsfaktor 1 ist. 

“) Für die Beredmung ist für 1985 aus den platierisdieii Flädienridil werten 6,3 und 10,5 ein gewichteter Durdischnitts- 
wert von 7,5 für ehe Vollzeitsdiüler ermittelt worden. Werden die Belegungsfaktoren berücksidiügb ergibt sich für 
1970: 4,6; i975: 4,6; 1930: 5.7, 
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(b) Kostenrichtwerte 

Zur Ermittlung des Finanzbedarfs sind Kostenridit- 
werte (DM/qm Hauptnulzfladie} entwidrelt worden, 
die sici auf die Flädhenridilwerte je Schüler be- 
ziehen. Die Kostenrichlwerte beruhen auf der Preis- 
basis Mai 1970, Tn den Richtwerten sind die Bau- 
kosten folgender Gruppen der DIN 276 (alt) ent- 
halten: 

1.3 Erschließungskoslen 

2.1 Kosten der Gebäude 

2.2 Kosten der AußenanJagen 

2.3 Baunebenkosten 

2.4 Kosten der besonderen Betriebseinrichtungen 

2.5 Kosten der Geräte und sonstiger Wirtsdhafts- 
ausstattungen 

Außerdem sind in den Kostenrichtwerten die Kosten 
für die Ersteinriditung mitumfaßt. 

Die Kostenrichtwerte für die einzelnen Bereiche 
lauten wie folgt: 


Kos lenrldit werte *) 



Kosten der 
Haupt- 
nulzfiäcfae 

— konstante 
Preise — 

— DM/qm — 

Elementarbereich 

1 800 "} 

Primarbereich 

l 680— i 820 

Sekundarbereich I und II 

(studienbezogen) 

1 960—2 240 

Sekundarbereich IT 

(berufsbezogen) 
einschließlich WerksLatt- 
ausstaltung 

2 010—2 070 

Sonderschulen 

1 960—2 240 


*) Für die Kostenredinung ist von einem Mittelwert aus- 
gegangen worden, und zwar im Primarbereich von 
1 770 DM, im Sekundarbereich I und II und bei den 
Sonderschulen von 2 060 DM. 

Dieser Betrag sdiiieDt auch Kosten ein. die durdi die 
besondere Betreuung der Kinder im Elementarbereich 
entstehen. 

(2) ErsaUlnvestltlonen 

Zur Errechnung der Ersatzinvestitionen wird ein be- 
stimmter Prozentsatz des jeweiligen Gesamtbestan- 
des an Schulfläche für die Erneuerung der Schul- 
bauten und für Zentralisierungsmaßnahmen bei der 
schulischen Struklurreform und für den Wieder- 
erwerb von beweglichen Sachen angenommen. Dabei 
ist für 1970 aufgrund der verfügbaren Unterlagen 
ein Flädienbesland errechnet und bewertet worden. 
Darauf und auf den jeweiligen Neubestand bezogen 
werden 3,6 pro Jahr angeselzt. Dieser Prozentsatz 
beruht auf folgenden Überlegungen: 


Für die Erneuerung von Gebäuden und Anlagen sind 
jährlich 2 % angesetzt worden. 

Für die notwendigen Zentralisierungsmaßnahmen 
ist mit einem Zusdilag von 1 gerechnet worden, 
i Mit diesem Prozentsatz sollen die Auswirkungen 
I von Strukturmaßnahmen infolge der regionalen 
Verteilung der Schüler auf zentrale Standorte ebenso 
berücksichtigt werden wue der zusätzliche Bedarf in 
! großstädtischen Neubaugebieten. Die Zentralisie- 
' ning im Primarbereich und besonders im Sekundar- 
bereich erfordert die Erweiterung des Flächenbeslan- 
des des Jahres 1970 in den jeweiligen Zeitabschnit- 
ten bis 1975, 1980 und 1985 um je 5 Va. Das sind 
jährlich 1 Vo. 

I Für den Wiedererwerb von beweglichen Sachen ist 
angenommen worden, daß mit einer zehnjährigen 
Lebensdauer der beweglichen Sachen gerechnet wird 
und daß der Anteil des Erwerbs von beweglichen 
Sachen im Verhältnis zu den Kosten der Sachinve- 
stitionen lOVo beträgt. Aufgrund dieser Annahme 
ergibt sich ein Prozentsatz von 0,6, 

Die aufgrund der Strukturreformen notwendigen 
weiteren Zentralisierungsmaßnahmen werden ab 
1975 zu verstärkten zusätzlichen Investitionen füh- 
ren, Deshalb wurde zunächst bis 1975 ein vermin- 
derter Prozentsatz von 3,1 angesetzt, während für 
die Zeit ab 1976 der volle Prozentsatz von 3,6 zu- 
grunde zu legen ist, 

(3) Anpaasungsfnvestltlonen 

Die Anpassungsinvestitionen dienen dazu, den In- 
vestitionsbedarf für die Anpassung des Gesamtbe- 
standes der Schulfläche an die Fläcbenwerte je Schü- 
ler zu ermitteln. 

Während im Elementarbereich und bei den Sonder- 
sduden nahezu der gesamte Aitbestand an Bauten 
an die Flädienrichtwerte des Jahres 1985 angepaßt 
werden soll, wird in den übrigen Sdhulbereidien 
davon ausgegangen, daß trotz der im Planungszeit- 
raum rückläufigen Schülerzahl eine volle Anpassung 
des Gesanitbestandes der Schulflächen an die Flä- 
chenridit werte des Jahres 1985 nur bis zu rund 85 
zu erreichen ist. Längerfristige Investitionsabläufe 
zur Anpassung des Gesanitbestandes der Schulfläche 
an die Flädienrichtwerte sollten nicht auf einen Pla- 
nungszeitraum begrenzt werden. Es handelt sich 
vielmehr um einen fortlaufenden Prozeß, der auf- 
grund sich verändernder Bedingungen über den Pla- 
nungszeitraum hinausreicht. 

b) Grunderwerb 

Die Kosten für den Grunderwerb betragen erfah- 
rungsgemäß etwa 5 ®/o der Ausgaben für die Bau- 
inveslitionen und den Erwerb von beweglichen 
Sachen. Dabei sind die Grunderwerbskosten für 
Schulsportflächen insoweit einbezogen, als die 
Schulsportanlagen aus Schulmitteln gedeckt werden, 

0} Erwerb von beweglichen Sachen 

Für den Erwerb von beweglidien Sachen werden 
keine gesonderten Kostenrichlwerte angegeben. So- 
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weit es sieb um die Ersteinrichtimg bandelt, sind die | 
entsprechenden Beträge in den Kos Lenridit werten 
für die Bauinvestitionen enthalten. Ihr Anteil ent- 
spricht in etwa einem Zuschlag von 10'’/o auf die 
reinen Bauinvestitionen. Im übrigen wird davon a\is- 
gegaiigeii. daß mit den Ersatz- und Anpassungsin- 
vestitionen, die audi einen Anteil für den Erwerb 
von beweglichen Sachen mit umfassen, die Kosten 
für die Erneuerung der ErsteinrichUmg und den üb- 
rigen Erw-erb von bewegliciren Sachen mit abgedeckt 
sind. 

d) Sächliche Verwaltungsausgaben • 

Die Kostenrichlwerte für die sächlichen Verwal- 
tungsausgaben werden in DM je Scdiüler bezogen auf 
die Gesamtsdiülerzahl der einzelnen Sdrulbereidie 
angegeben. Sie beziehen sich auf ein Jahr. 

Für [970 ist zur Festlegung der Kostenrichlwerte 
sowohl von der Finanzstalistik als auch von einer 
Umfrage bei den Ländern über die Ausgaben für 
Schülerbeförderung und für Lernmittel ausgegangen 
worden. Bei der Festlegung der Erhöhungsraten für 
die Richtwerte bis 1985 ist berücksichtigt worden, 
daß ein Teil der sädilichen Verwaltungsausgaben, 
nämlich die Lernmittel sowie die Beförderungsko- 
sten, in den nächsten Jahren eine überproportionale 
Erhöhung zu verzeidinen haben werden. Für die ge- 
samten sächlidien Verwaltungsausgaben ist daher 
bis 1985 von einer Erhöhung um 85 '^/o ausgegangen 
worden. Bis 1975 soll die Erhöhung rund 18Vo be- 
tragen. Bei der mitteUrislig untersdiiedlidien Erhö- 
hung der einzelnen Kosten innerhalb der Sachmiltel 
ist von folgendem auszugelien: 

(1) Der Bedarf an Lernmitteln wird insoweit berück- 
sidiligt, als der Kostenaufwand von der öffent- 
lidien Hand getragen wird. Die bisherigen An- 
sätze für Lernmittel sind in den. einzelnen Bun- 
desländern untersdiiedlich, desgieidien auch der 
Umfang der Lernmittelfreiheit, ln einigen Län- 
dern besteht heute noch keine Lernmittelfrei- 
heit; in anderen Ländern besteht Lernmittelfrei- 
heit mit untersdiiedlidrer Ausgestaltung. So 
werden teilweise die Lernmittel den Schülern 
übereignet (Ubereignungssystem}, teilweise 
werden sie an die Sdiüler verliehen (Verleih- 
system). Für die Bedarfsredinung kann zur Zeit 
nur von Pauschalansätzen ausgegangen werden. 
Diese liegen unter Berücksiditigung der unter- 
sdiiedlidien Regelungen in den Ländern im Jahr 
1970 bei etwa 20 Vo der sachlichen Verwaltungs- 
ausgaben, Die Notwendigkeit einer überpropor- 
tionalen Erhöhung dieses Anteils für LerEimittel 
um 20^/0 bis 1975 (bezogen auf die Basis 1970) 
ergibt sich daraus, daß immer mehr Länder zur 
Lernmittelfreiheit übergehen und damit der 
Kreis der Berechtigten erweitert wird. Bei ein- 
zelnen Ländern, die die Lernmittelfreiheit be- 
reits eingeführt haben, besteht ein Trend vom 
Verleihsystem zum übereignungssystem. Es er- 
höhen sich daher — auf alle Schüler bezogen — 
im Bundesdurchschnitt die Ausgaben für Lern- 
mitteL Die Steigerung der Lernmittel von 1975 
bis 1985 entspricJit der Steigerung der übrigen i 
sachlichen Verwaltungsausgaben. 


(2) Bei den Beförderungskosten ist der jeweilige 
Stand der Zentralisierung und damit die über- 
örtliche Zusammenfassung der Schulen zu be- 
rücksichtigen. Außerdem ist folgender Trend 
zu beobachten: In einzelnen Ländern wird der 
Kreis der Berechtigten in der Schülerbeförde- 
rung erhöht, in anderen Ländern die Scdiüler- 
beförderung verstärkt eingeführt. Die Beförde- 
rungsgrenze ist entspreciiend den Regelungen 
in einzelnen Ländern aut 2 bis 4 km angesetzt 
worden. Uuler Berücksichtigung dieser Grenze 
ist ebenfalls davon auszugehen, daß ira Jahre 
1970 etwa 20 Vö der sächlichen Verwaltungs- 
kosten auf Beförderungskosten entfallen sind. 
Bis 1975 ist in allen Ländern aufgrund einer er- 
heblictien Ausweitung des Kreises der Beförder- 
ten mit einer überproportionalen Erhöhung von 
50 zu rechnen. In den folgenden Jahren be- 
wegt sich die Steigerung entsprechend den 
übrigen sächlichen Verwaltungsausgaben, 

Es ist zu prüfen, ob ein angemessener Ellern- 
beitrag veranschlagt werden soll. 

(3) Bei den übrigen sachlichen Verwallungsausga- 
ben wird unter Berücksichtigung der überpro- 
portionalen Erhöhung in den Teilbereichen „Be- 
förderung und Lernmittel" bis 1975 nur eine 
Erhöhung von 5“o angenommen. Ab 1975 soll 
den höheren Anforderungen des Sachprogramms 
Redinung getragen werden, indem eine Steige- 
rung von 50 angesetzl wird. 

(4) Für den Elementarberei di wird davon ausge- 
gangen, daß der Kosteiirtchlwert bis 1980 um 
25 Vü und bis 1985 um weitere 25 bezogen 
auf die Basis 1970, angehoben wird. Der .Anteil 
der öffentlichen Hand an den Kosten ist mit 
50 angenommen worden. 

Daraus ergeben sidr die Kostenrichtwerte für den 
Elementar- und Schulbereich für die einzelnen Pla- 
nungseckjahre auf- oder abgerundet wie folgt: 

Kos lenrldi twert e 

für die sächlichen Verwaltungsausgaben 

— konstante Preise — 

— DM je Kind/Schüler — 



1970 

1975 : 

1 

1980 

1985 

Elementarbereidi , . 

135 

150 

170 

205 

Primarbereich 

135 

160 

205 

250 

Sekundarbereich l . 

215 

255 

328 

40Ü 

Sekundarbereich 11 . 





Vollzeit 

215 

255 

328 

400 

Teilzeit 

135 

160 

205 

250 

Sonderschulen . , v . . 

205 

240 

308 

375 


Für Ganztagsschulen ist mit einem Zuschlag von 
15 Vti gerechnet worden. 
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3. Überbetriebliche Ausbildungsetätten 

a) Bauinvestitionen 

Für die zusätzlichen überbetiieblidien Ausbildungs- 
plätze im dualen System der Berufsausbildung wer- 
den zunädisl 25 000 DM je Platz eingesetzt. Hierbei 
ist ein anteiliger Betrag für Internatsausbildung 
(überörtlidie Zusammenfassung Ln Berufen mit ge- 
ringer Standortdidile) enthalten. 

b) Sächliche Verwaltungsausgaben 

Die laufenden Kosten der überbetrieblichen Ausbil- 
dungsstätten im dualen System der Berufsbildung 
sind für die Ausbildung im Handwerk mit 70 DM pro 
Auszubildendem und Lehrgangswodie gerechnet 
worden, für die Ausbildung in der Klein- und Mittel- 
Industrie mit 75 DM. Die laufenden Lehrgangs- und 
Internatskosten für die Ausbildung in den kaufman- 
nisdien Berufen betragen 4 300 DM je Platz im Jahr, 
Von den Kosten entfallen 30 Vo auf die sädiUchen 
Verwaltungsausgaben. Es wird davon ausgegangen, 
daß die öffeiiLlidie Hand etwa 40 o trägt. Die Er- 
gebnisse beruhen auf detaillierten Untersudmngen 
des Bundsministers für Wirtsdiaft vom Februar 1971. 


4. Tertiärer Bereich 

a) Bauinvestitionen 

Für die Beredinung des Tnvestilionsbedarfs im Ter- 
tiären Bereich werden bei den Neuinveslitionen die 
Veränderungen der Zahl der Studienplätze, die 
Flächenriditwerte und die Kostenrichtwerte zu- 
grunde gelegt. 

Bei den Ersatzinvestitionen wird em bestimmter Pro- 
zentsatz des jeweiligen Gesamtbestandes an Flädie 
in Einrichtungen des Tertiären Bereichs für die Er- 
neuerung angenommen. 

AnpassungsinvesÜtionen werden nidit gesondert be- 
redmet, angenommen wird, daß der Gesamt- 
bestand an Flädie in Einrichtungen des Tertiären Be- 
reichs dem Flächenridilwert je Studienplatz ent- 
spricht. 

(1) Neuin vesHtlonen 

(a) Flächeririchitwerte 

Die Investitionsplanung im Hodisdiulbereidi solh 
ebenso wie im Sdiulbereich, von Flächenrichtwerten 
ausgehen, die die notwendige Hauptnutzflädie je 
Studienplatz angeben. Die Arbeiten für die Ent- 
wicklung solcher Richtwerte sind im Gang; die bis- 
her ermitteiten Werte unterliegen weiterer Prüfung. 
Für die Aufstellung der Rahmenpläne nadi dem 
Hodischulbauförderungsgeselz hat der Planungsaus- 


schuß für den Hochschulbau Flächenrichtv\/erte in 
Bandbreiten besdilossen; die nadistehend genann- 
ten, für die Kostenrechnung zugrunde gelegten Flä- 
chenridilwerte liegen innerhalb dieser Bandbreiten. 

ln den einzelnen Studiengängen ist zunächst von 
folgenden Flächenriditwerten ausgegangeii worden: 


Flächen richtwerte 



Haupt- 
nuUflächo 
je Studienplatz 
— in qm — 

Medizin 


sesclisjähriges Studium 

80 ') 

dreijähriges Studium 

15 

Natur- und Ingenieur- 
wissenschaften 


vierjähriges Studium 

18 

dreijähriges Studium 

15 

Lehramtsstudium 

17 

Geisteswissensdiaften 


vierjäJiriges Studium 

4,5 

dreijähriges Studium 

4,0 

Lehramtsstudium 

4,3 

Zentrale Einriditungen 

2 


einschließlidi Kliniken; es handelt sich um eine Redien- 
große 

-} Zu den Zentralen Einrichtungen gehören vor allem die, 
zentrale Verwaltung und zentrale Bibliotheken, Sie 
umfassen hier audi Mensen, Stndentenwerk (Studen- 
tenhaus) und soziale Einrichtungen, öber nicht den aib 
gemeinen Studentensport. 


(b) Kostenrichtwerte 

Die Kosten für die Bauinvestitionen werden anhand 
von Kosten richtwerten (DM/qm Hauplnutz flädie) er- 
mitlelt. Diese Kos tenridit werte umfassen die Kosten 
für die Bauinvestitionen (DIN 276 — ^ alt — l. 3. 
bis 2. 5.) und die Kosten der Ersteinrichlung, 

Die Höhe der einzelnen Kostenrichtw'erte wird be- 
dingt durdi den unterschiedlichen Technikkosten- 
anteil an den Gebäudekoslen. Der Tedinikkosten- 
anteil ergibt sich aus untersdviedlidien Ausstal- 
timgsstandards bei den einzelnen Studiengängen. 

Die Kos tenridit werte beruhen auf der Preisbasis Mai 
1970. 
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Die Kostenriditwerte für die Bauinvestitionen ein- 
schließlidi der Kosten für die Ersteinrichtimg umfas- 
sen folgende Bandbreiten: 


Kostenriditwerte *) 



Kosten der 
Haupt- 
luitzflädie 
— - konstante 
Preise — 

— DM /qm — 

Medizin 


sechsjähriges Studium 

3 130—3 600 

dreijähriges Studium 

2 210^2 550 

Natur- und Ingenieur- 
wissensdiaften 


vierjähriges Studium , 

3 130—3 600 

dreijähriges Studium 

2 210—2 550 

LehramtssLudium 

2 210— 2 550 

Geisteswissensdiaften 

l 890—2 100 

Zentrale Einridilungen 

1 800—2 000 


Hs vnrd bei der Fortschreibung zu prüfen sein, inwie- 
weit durch Rcitionalisierungsbemühungen eine Ände- 
rung der Werte notwendig wird. Die hier angegebenen 
Werte liegen innerhalb des vom Planungsaussdniß für 
den Horh.sdiulbau angegebenen Rahmens. 

(2) ErsatzTnveslitlonen 

Zur Erredinuug der Ersalzijwestilionen wird ein 
bestimmter Prozentsatz des jeweiligen Gesanit- 
bestandes an Fläche in Einrichtungen des Tertiären 
Bereidis für die Erneuerung angenommen. Dabei 
ist für 1970 aufgrund der verfügbaren Unterlagen 
ein Flädienbestand berechnet und bewertet worden. 
Darauf und auf den jeweiligen Neubestand werden 
2 Vo pro Jahr für den Ersatz] nvestitionsbedarf ange- 
setzt. Dieser Prozentsatz erhöht sich redinerisch auf 
2,5, weil die Wiederbesdiaffung von beweglichen 
Sachen einbezogen ist. Die Erhöhung beruht auf fol- 
genden Überlegungen: 

Der Ersatzbedarf für den Wiedererwerb von be- 
weg! idien Sadien ist je nach der Zweckbestim- 


mung der Tnstilutseinriditungen unterschiedlich, 
da die Nutzungsdauer der beweglidien Sadien 
zwisdien 10 und 25 Jahren schwankt. Bei einer 
mitUereo Nutzungsdauer von 20 Jaliren ergibt 
sidi ein Absdireibungssatz von 5 Da der Anteil 
für den Erwerb von beweglidien Sachen aji den 
Sachinvestitionen durdisdinittlidi 20 No beträgt, 
ergibt sidi redmerisdi für die gesamten Sadi- 
invcstiUorien ein Prozentsatz von 2,5 für den 
Ersatzbedarf. 

b) Grunderwerb 

Untersuchungen haben gezeigt, daß eine Darstellung 
der Grunderwerbskosten ahs abhängige Größe von 
den Sadiiiivestitionen wegen der sehr iinlersdiiod- 
lidien Standorte der Einrichtungen des Tertiären 
Bereichs uidU zu genauen Daten führt. Die Berech- 
nungen geben daher in den Jahren bis 1975 von 
jährlich 120 Millionen DM (konstante Preise) aus, 
wobei berücksichtigt worden ist, daß der Ausbau des 
Tertiären Bereidis in den nächsten Jahren erheb- 
lidie Grunderwerbe notwendig macht. Ab 1976 wer- 
den 100 Millionen DM (konstante Preise) jäliilid^ 
eingesetzt. 

c) Erwerb von beweglichen Sachen 

Für den Ervs-erb von beweglichen Sachen werden 
keine gesonderten Kosten rieh t\verte angegeben. Es 
ist davon ausgegangen worden, daß die Kosten für 
Ersteinrichtungen und deren Erneuerung in den 
Kosten rieht werten für Sachinvestitionen und in den 
Ersatzinvestilionen erfaßt sind. Ebenso sind auch die 
Kosten der laufenden Anschaffung von gjößeren 
Einriditungs- und Ausstattungsgegenständen darin 
berücksichtigt. 

d) Sächliche Verwaltungsausgaben 

Die Kostenriditwerte für die sächliciien Verwal- 
lungsausgabcm werden in DM je Studienplatz an- 
gegeben. Sie beziehen sich auf ein Jahr. 

Zur Ermittlung der Kostenriditwerte für das Jahr 
1970 ist von der Finanzstatistik ausgegangen wor- 
den. Die so eimit teilen Werte sollen bis zum Jahr 
1985 um 85 No ansteigen. Dabei soll die Erhöhungs- 
rate im ersten Plamingsabsdinilt bis 197.5 rund 17 
betragen und von 1975 bis 1985 gleichmäßig ver- 
laufen. 
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Kostenrldhlwerle für die sächlichen Verwaltungsausgaben 

— konstante Preise — ' 

— DM/Studienplatz — 


1 

1970 

1975 1 

19ÖÜ 

1985 


Medizin 


sechsjähriges Studium 

13 400 

15 700 

20 300 

24 800 

dreijähriges Studium 

1 


820 

1 060 

1 300 

1 

1 Natur-, Ingenieur- und Geisteswissensdiaften 





vierjähriges Studium 

2 000 

2 300 

3 000 

3 700 

1 dreijähriges Studium 

700 

820 

1 060 

1 300 

Lehramtssludium . * 

1 400 

1 600 

2 100 

2 600 


Es handelt sidi um Rechenwerle, die von der Silndüon des Jahres 1970 ausgehen und der künfUgen Verteilung 
der Sacbmittel auf die einzelnen Studiengänye in Gesamthothsdiulen nidit vorgreifen sollen. Es wird davon aus- 
gegangen, daß die Sachmitlelkosten für zentrale Einrichtungen riurdi die Sadvmiitelkoslen der übrigen Bereiche 
abgededtt werden. 

-) einsdiließlidi Kliniken; es handelt sitti um eine Rediengröfle 

Hierzru gehört die Ausbildung für cfualifizierte nichtär^tlid’ie Funktionen in der Medizin* Der Kostenriditwert ist 
an das dreijährige Studium der Naiurwissensdiaften angepaßl worden. 


5. Weiterbildung 

a) Bauinvestitionen 

(1) Weiterbildungsplätze für kurzfristige Bildungs- 
maönahmen: 

Die Investitionskosten einsdiließlidi Erstein- 
ridituJigen werden mit 20 000 DM je Platz an- 
geselzt. 

(2) Weiterbildungsplätze für längerdauernde Voll- 
zeitlehrgänge: 

Die investitioaskoslen einschließhdi Ersteinridi- 
tungen werden mit 25 000 DM je Platz angenom- 
men. Dabei ist berüdcslchtigt, daß für die lang- 
fristige Unterbringung der Lehrgangsteilnehmer 
höhere Aufwendungen bei der Erstein riditung 
notwendig sind. Die Investitionskosten werden 
zu etwa 50 % von der öffentlichen Hand aufzu- 
bringen sein. 

(3) Kosten der Rehabililationsplätze für Erwach- 
sene: 

Die Investitionskosten für einen Platz in Reha- 
bilitationseinrichhmgen für behinderte Erwach- 
sene werden mit 90 000 DM angenommen. 

Die Kosten werden im Zeitraum bis 197.5 zu 
etwa 30 Vo von der Öffentlichen Hand aufzu- 
bringen sein* Danach wird möglicherweise mit 
einem höheren Anteil der öffentlichen Hand zu 
rechnen sein. 


(4) Kosten für Lehrerfortbildungsplatze: 

Für die Lehrerforlbildung ist pro Platz von 
einem Betrag von 70 DM je Tag ausgegangen 
worden, ln diesem Betrag sind auch Kosten für 
das Personal enthalten. 

b) Sächliche Verwaltungsausgaben 

Die Sadimittelkosteu für kurzfristige Bildungsmaß- 
nahmen werden auf jährlich 6 000 DM je Platz ange- 
setzt, Dabei wird von einem Tagessatz von 30 DM 
je Platz und einer durdischnittlidien Auslastung der 
Weiteibildungsplätze an 200 Tagen im Jahr ausge- 
gangeo* 


6. Außersdiullsche JugendbUdung 

a) OauinvGstitlonen 

Für Investitionskosten einschließlich Ersteinrichtung 
werden für die Plätze in den Stätten der Jugendar- 
beit 25 000 DM je Platz angenommen. 

Der Anteil der öffenthchen Hand an den Sachinve- 
stitionen ist mit 66 Vo angeselzl worden. 

b) Sächliche Verwaltungsausgaben 

Für die Sadimitteikosten werden jahrlidi 6 000 DM 
je Platz angesetzt. 

Der Anteil der öffentlichen Hand ist mit 50 Vü an- 
genommen worden. 
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7. Bibliotheken 

a) Bauinvestitionen 

Für den Ausbau der Bibliotheken werden für l 000 
Bände 35 qm, den Ausbau der Mediotheken für 1 000 
Medieaeinheilen 50 qm veranschlagt. Für die Inve- 
stitionskosten werden 2 000 DM je qm angesetzt, 

b) Erwerb von beweglichen Sachen 

Für den Ausstattongsbedarf der Bibliotheken wer- 
den 2,50 DM je Buch und der Mediotheken 5 DM 
je Medieneinheil angesetzt. Die durch sdiniUlidien 
Ansdiaffungskosten für eine Fahrbibliothek werden 
mit 180 000 DM angenommen. 

c) Sächliche Verwaltungsausgaben 

Für die Sadimiltelkosten in den Bibliotheken wer- 
den für die Ansdiaffung von Büchern 20 DM je Buch 
und in den Mediotheken für die Anschaffung 30 DM 
je Medieneinheit veranschlagt. 


C. Forschungsförderung 

Erläuterung der Berechnung des Finanzbedarfs 

Der hier angegebene Finanzbedarf für die Allge- 
meine Forschungsförderung umfaßt Angaben über 
die Sonderforschungsbereidhe, die Forschungsförde- 
rungsorganisalionen, die wissenschaftlidien Biblio- 
theken, Archive und Museen einschließlich Doku- 
mentation sowie über sonstige hochsdiulfreie For- 
sdiungseinrichtungen, soweit sie nicht der Großfor- 
schung oder der Ressortforsdiung zu rechenbar sind. 

Die Hochsdiulforschung, die den Hauptteil der All- 
gemeinen Forsdiungsförderung ausmadil, ist nidit 
mit einbezogen, sondern innerhalb des Tertiären Be- 
reidis erfaßt. 

Die Angaben für die Ressortforschung und die Groß- 
forsdiung sind nachrichtlich aufgeführt, um einen 
Überblick über den Finanzbedarf der öffentlichen 
Hand für Forschung und Entwidclung zu ermög- 
lichen. 

Die Zahlen bis 1085 sind lediglich Rechengrößen. Sie 
dienen der Berucksidhligung der Allgemeinen For- 
sdiungsförderung bei den Kosten für das Bildungs- 
wesen. 

1, Allgemeine Forschungsförderung 

Für eien Zeitraum von 1970 bis 1972 sind den An- 
gaben für die Allgemeine Forschungsförderung so- 
weit wie möglich Ist-Ergebnisse zugrunde gelegt 
worden; für 1973 bis 1975 ist der Finanzbedarf für 
die Allgemeine Forschungsförderung grundsätzlich 
aus den mehrjährigen Finanzplanungen des Bundes 
und der Länder, soweit diese Vorlagen, übernommen 
und durch Schätzungen ergänzt worden. Für den Pia- 
nungszeitraum bis 1985 wurde für die einzelnen Be- 


reiche eine aus der gegenwärtigen Sicht für möglich 
gehaltene Entwicklung mit unterschiedlichen Steige- 
rungsraten angenommen. 

a) Sonderforschungsbereiche 

Für den Zeitraum bis 1975 wurden unabhängig von 
den Finanzplanungen die in der Empfehlung des 
Wissenschaftsrates zur Bereitstellung von Finanz- 
mitteln für die Förderung von Sonderforsthungs- 
bereidien vom 26. Januar 1973 für erforderlich ge- 
haltenen Zahlen zugrunde gelegt. 

Für die Planung bis 1985 ist davon ausgegangen 
worden, daß der weitere Ausbau des Programms der 
Sonderforschungsbereiche im Laufe des Planungs- 
zeitraums abgeschlossen wird und sich dann auf 
einem Plafond stabilisiert. Außerdem wurde berück- 
siditigt, daß die Komplexität der Forschung laufend 
zunimmt und infolgedessen gerade in diesem Bereich 
höhere Kosten verursacht. 

Für 1976 hat der Wissenschaitsrat einen Betrag von 
320 Millionen DM empfohien. Für die weitere Ent- 
wicklung ist — zugleich unter dem Aspekt der gra- 
duellen Angleidiung an den sonstigen Ausbau im 
Tertiären Bereich — mit zwei Alternativen gerech- 
net worden: 

— ab 1977 soll der Zielwert der realen Steigerungs- 
rate im Jahr 1985 7,5 ^/o betragen 

— ■ ab 1977 soll der Zielwert der realen Steigerungs- 
rate im Jahr 1985 5 Vo betragen. 

b) Forschungsförderungsorganisationen 

Die erforderlichen öffentlichen Mittel für die Deut- 
sche ForsdumgsgemeinscJiaft, die Max -Planck -Ge- 
sellschaft zur Förderung der Wissenschaften e. V. 
und die Fraunhofer-Gesensdiaft zur Förderung der 
ancrewandten Forschung e. V. sind hier zusammen- 
gefaßt. 

Das überproportionale Wachstum des Finanzbedarfs 
bis 1975, das sidi aus den mehrjährigen Finanz- 
planungen ergibt, dürfte sich im Planungszeitraum 
bis 1985 jedodi verlangsamt fortsetzen. Die Deutsche 
Forsdiungsgemeinschaft wird wegen des vorgesehe- 
nen raschen Ausbaus des Hochschulbereichs stark 
vermehrte Aufgaben zu erfüllen haben. Auch die 
Institute der Max-Planck-Gesellschaft werden für 
ihre Aufgabe, die Hochschulforschung zu ergänzen, 
vermehrter Mittel bedürfen. Bei der Fraunhofer-Ge- 
sellschaft, die als Trägergesellschaft im Bereich der 
angewandten Forschung ausgebaut wird, soll ein er- 
heblicher Nadiholbedarf bis 1975 befriedigt sein. Für 
den Planujigszeitraum bis 1985 ist davon ausgegan- 
gen worden, daß das Wachstum des Finanzbedarfs 
dem der anderen Forschungsförderungsorganisatio- 
nen entspridit. Da auch für diesen Sektor schwer ab- 
zusehen ist, welche Beträge erforderlich sein wer^ 
den, ist für die weitere Entwicklung mit zwei Alter- 
nativen gerechnet worden: 

— ab 1976 soll der Zielwert der realen Steigerungs- 
rate im Jahre 1985 7,5 betragen 

— ab 1976 soll der Zielwerl der realen Steigerungs- 
rate im Jahre 1985 5 betragen. 
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Diese Steigerungsraten gelten für die in Rede ste- 
henden Forsdiungsförderungsorgdnisationen ge- 
meinsam. Hierdurdi wird zugleich eine größere 
Ftexibiltät der Mittelverteilung unter den For- 
sdiungsförderungsorgaiiisationen nadi den jeweils 
gegebenen wissensdraftlidi-politisdien Aspekten er- 
strebt und ermöglidit. 

c) Wissenschaftliche Bibliotheken, Archive 
und wissenschaftliche Museen 

Für den Planungszeitraum 1975 bis 1985 zeidmet sidi 
für die wissensdiaftlidien Bibliotheken ein überpro- 
portional wachsender Finanzbedarf ab. Die Zahl der 
wissenschaftlichen Veröffentlidiungen nimmt mehr 
und mehr zu. Auch die Nadifrage nach ausländischer 
Literatur steigt ständig infolge der immer enger wer- 
denden internationalen Verfieditung. 

Auf dem Gebiet der Dokumentation wird das in Vor- 
bereitung befindlidre Programm des Bundes einen 
steigenden Pinanzbedarf mit sidi bringen. 

Ab 1976 ist daher für diesen Bereidi eine jährliche 
5 ^'oige Zuwachsrate angenommen worden, 

d) Sonstige allgemeine Forschungsförderung 

Die Bedarfssdiätzung bis 1985 geht von einem kon- 
Unuierliciien Wadis tum im Rahmen der bisherigen 
Aufgaben aus, wofür ab 1976 eine jährlidie Zuwadis- 
rate von 3 % angenommen worden ist. 


— 7. Wahlperiode 


2. Ressortforsdiung 

Die Bedarfsschätzung für die Ressortforsdiung bis 
1985, die hier nachrichtlich erscheint, unterstellt dif- 
ferenzierte Entwicklungen in den einzelnen Fadi- 
bereichen. Es wird angenommen, daß sie sidi im 
wesentlichen gegenseitig ausgleidien. Sdiwerpunkte 
sind im Bereidi des Verkehrs und des Umweltschut- 
zes deutlidn Bei letzterem ist die weitere Entwick- 
lung noch nicht klar zu erkennen, so daß größere 
neue Forschungsvorhaben nodi nicht berücksichtigt 
werden konnten. 

Die Forschung und Entwicklung für die Verteidigung 
ist hier nicht berücksichtigt. Sie ist gesondert ausge- 
wiesen. 


3. Großforschung 

Unter Großforschung sind hier nidit nur die Kern- 
und Wellraumforsdnmg, sondern alle großen Förde- 
rungsprogramme des Bundes zu verstehen (Meeres- 
forsdiung, Datenverarbeitung, Technologien). Die 
von den Ländern hierfür bereitgestellten Mittel sind 
einbezogen. 

Im Bereidi der Großforschung ist von den Finanzplä- 
nen der Gebietskörperschaften ausgegangen worden. 


124 


Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Drucksache 7/1474 


1 a b e 1 1 e 1 


Fluanzbedarf ihr Forsdiuug und Entwicklung für die Jahre 1970 bis 1975 

— in jeweiligen F^reisen — ^ 

— Millionen DM — 



1970 

1971 

1972 

1973 

1974 

[ 1975 

A. Allgemeine Forsdningsfördening 







1. Soaderforsdiungsbereidie 

68 

90 

130 

165 

240 

280 

ir. Forschungsförderungs- 







organiscitionen 

510 

635 

735 

855 

1 000 

1 210 

III, Wissensdiaftlidie Bibliotheken, 







Museen, Archive * * 

225 

245 

270 

300 

350 

400 

IV. Sonstige allgemeine 







Forsdiungsförderung 

277 

300 

360 

400 

450 

510 

insge.samt . . . 

1 080 

1 270 

1 495 

I 720 

2 040 

2 400 

nac/ir/chriidi: 







B. Ressortforschung 

790 

975 

\ 010 

1 030 

990 

930 

C* Großforsdmng 

1 760 

2 360 

2 690 

2 915 

3 205 

3 530 

D. Forschung und Entwicklung 







für Verteidigung 

1 145 

1 230 

1 215 

1 243 

1 455 

i 370 

insgesamt * , . 

3 695 

4 565 

4 915 

5 188 

5 650 

5 830 
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Tabelle 2 

Finanzbedarf für Forschung und Entwicklung 

— konstante Preise, Basi.s 1970 — 

— in Millionen DM — ■ 


1970 ' 

1 

1975 

1 

1980 [ 

1985 

A. Allgemeine Forsdximgsförderung 





l. Sonderforsdiungsbereidie 





Alternative I 

68 

195 

340 

500 

Alternative II 

68 

195 

330 

440 

11. Forschungsfördenmgsorganisationen 





Alternative I 

510 

840 

1 480 

2 170 

Alternative li 

510 

840 

1 430 

1 910 

1 lU. Wissenschaftlidie Bibliotheken usw 

1 

225 

278 

400 

511 

i 

IV. Sonstige allgemeine Forsdinngsförderung . , 

1 

27? 

354 

463 

537 

1 

insgesamt 





Alternative I 

1 030 

1 66? 

2 683 

3 718 

Alternative II 

1 OÖO 

1 667 

2 623 

3 398 

nachnditlich: 





B. Ressorlforschung 

790 

645 

950 

i 300 

C. Großforsdiiing “) 





Alternative I 

1 760 

2 449 

3 600 

4 800 

Alternative II 

l 760 

2 449 

3 300 

4 400 

D. Forsdinng und Entwicklung für Verteidigung . 

1 145 

950 

950 

950 

insgesamt 

1 





Alternative I 

3 695 

4 044 

5500 

7 050 

Alternative 11 * 

3 695 

4 044 

5 200 

6 650 


*) angenommene Steigerung: 1975/80 jährlidi 1980/85 jährlich 6 Vo 

angenommene Steigerung: Alternative I 1975/80 jährlich B ®/o, 1980/85 jäiirlich O'^/of Alternative IX ab 1975 jäbr- 
Jidi 6 ^/o. 

Es wurde angenommen, daß die Aufwendungen ab 1975 nicht steigen. 
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D. Tabellen zu Teil III „Kosten des Blldungswesens“ 


1. Allgemeiner Überblick Uber die Kostenrechnungen 
fUr des Bildungswesen für den Zeitraum bis 1965 


1 1970 

1 

1975 1980 1983 


— konstante Preise — 

Mrd. DM . 

29,2 

40.3 52,4 62,3 

Zunahme in % *) . ■ ■ 

— 

5A 3A 


— 

relative Preise — 

Mrd. DM 

29,2 

45,5 6?,0 90,5 

Zunahme in , 

— 

9,3 8,0 6.3 


jahresdurdischnillijche Zuiiahme im Fünfjahreszeit 
Tcium 


2, Allgemeiner Überblick über die Kostenrechnungen 
für das Blfdungswesen einschließlich Ressort- und 
Großforschung für den Zeitraum bis 1985 



1970 1975 ' 1980 1985 


— konstante Preise — 

Mrd. DM . 

32,9 44,4 57,9 69,3 

Zunahme in ®/o . 

— 6,2 5,5 3,7 


— relative Preise — 

Mrd. DM 

32,9 50,1 74,0 100,7 

Zunahme in Vo ... 

^ 8,8 8J 6,4 


*) jahresdurdisctmittliche Zunahme im Füiifjaiireszeit- 
rauxn 


3. Kostenrechnungen für das Bildungswesen nach 
Kostengruppen für den Zeitraum bis 1985 



1970 

1975 

1980 

IGB.^ 




konstante Preise — 

Laufende Kosten ') 





in Mrd. DM 

21,5 

30,5 

42,5 

51,2 

Zunahme in % 

— 

7,2 

6,9 

3,8 

Sachinvestitionen 





in Mrd. DM 

7,7 


9,9 

11,1 

Zunahme in 

— 


0,2 

2,3 

Gesamtkosten 





in Mrd. DM 

29,2 

40,3 

52,4 

62,3 

Zunahme in 

— 

6,7 

5,4 

3,5 



- relative Preise ■ — 

Laufende Kosten 





in Mrd. DM 

21,5 

35,3 

55,8 

76,9 

Zunahme in 

— 

104 

9,6 

6,6 

Sachinvestitionen 





in Mrd. DM 

7r7 

10,2 

H,2 

13,6 

Zunahme in Vo -) 

— 

5,8 

/,9 

3,9 

Gesamtkosten 





in Mrd. DM 

29,2 

45,5 

67,0 

90,5 

Zunahme in % 

— 

9,3 

B4 

6,3 


eijisdüJeßLidi übrige Kosten und Biidungsförüerung 
-) jahresdurdisdinitUidie Zunahme im Fünfjahreszeit- 
raum 
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4, Kostenrechnungen für das Bildungswesen nach Efnzelberefchen für den Zeitraum bis 1985 



1970 

1975 1 

1900 1 

1985 

1970 

1975 

1980 

1985 

Elementarbereidi 

a) in Mrd. DM 

- konstante Preise ~ 

03 1.1 1.1 

1,0 

b) Jahresdurchschnitlliche Zu- 
nahme im Fünljahreszeitraum 
in ®/o - konstante Preise — 

— 7,3 0,2 -1.3 1 

Prima rbereidi 

4,2 

4,6 

6,2 

8,5 

— 

h9 

5,8 

6,5 

Sekundarbereicii 1 

9,0 

12,0 

12,8 

11,9 


5,9 

13 

-1,5 

Sekundarbereich 11 

Vollzeit . * 

2,6 

3.9 

5,0 

6.1 


8,5 

5,1 

4,0 

Teilzeit 

ii5 

1,8 

13 

13 

— 

4,3 

“1,6 

-0,5 

Sonderschulen 

1,2 

1,4 

b4 

1,5 

— 

3,3 

0,0 

1,8 

Uberbert riebli die Ausbi Iduiigs- 
statten 


0,1 

0,3 

0,3 



34,2 

24,6 

14 

Gaiutagssdiulen 

■ 

0,1 

0,7 

1,5 

— 



17,1 

Tertiärer Bereidi 

7.1 

9.8 

13,4 

16,9 

— 

63 

6,5 

4,8 

AüsbiidungssläUen 

— 

— 

0,5 

0,6 

— 

— 

— 

3,8 

Lehre rfortbildung 


0.1 

0,2 

0,2 

— 

24,0 

15,1 

7,9 

Studenten wohn raumbau 

0,2 

0,2 

0.3 

0,4 


S,2 

8,5 

4,7 

Bildungsförderung 

0,7 

1.8 

3.6 

4,5 

— 

21,0 

15,2 

4,6 

Weiterbildung 

0,2 

0.3 

0,5 

0.5 

— 

133 

0,6 

2,9 

Außersdiulisdie Jugendbildung , , . 

1 03 

0.4 

0,5 

0,5 


4,3 

4,6 

3,7 

Innovationen 

— 

0,4 

0,8 

13 

— 

— 

12,7 

9,6 

Beratung im Bildungswesen 

— 

0,1 

0,2 

0,3 

— 

— 

14,9 

8,5 

Allgemeine Forsdiungsfördermig . 

bl 

1,7 

23 

33 

-=■ 

93 

10,0 

6,8 

Bibliotheken 

0,3 

0,4 

0,6 

03 

— 

7,0 

5,2 

4,8 


zusätzliche Kosten 

‘) einschließlich Kontaktstudenten und Fadizentren für HodisdiuldidakUk 

sonstige Ausblldungsstälten des Tertiären Bereidis mit äerufsqualifizierenden Bildungsgängen 
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noch: 4. Kostenrechnungen für das Bildungswesen nach Einzelbereichen für den Zeitraum bis 1985 



1970 

1975 

1 1980 

1985 

1 1970 

1975 

1980 

1 1985 


c) InMrd. DM 



d) Jahresdurchschnittliche Zu- 


— 

relative Preise — 


1 nähme im Fünfjahreszeitraum 






in - relative Preise — 

Elementarbereidi 

0,8 

1,2 

1.5 

1.6 


?0,3 

3,3 

J,8 

Primarbereich * 

4,2 

5,4 

8,2 

12.9 

— 

5.f 

SJ 

9.4 

Sekundarbereich 1 

9,0 

13,7 

16,9 

18.1 

— 

8J 

4ß 

1.2 

Sekundarbereich 11 









Vollzeit 

2.6 

4,5 

6,6 

9,3 

— 

11/7 

7,9 

7,2 

Teilzeit 

1,5 

2,1 

2,3 

2.5 

— 

7,0 

iß 

1,9 

Sonderschulen 

1,2 

1,6 

1,9 

2.4 

— 

6,3 

3,2 

4,8 

Uberber trieb] idle Ausbildungs- 









Stätten 


0,1 

0.4 

0,5 


37,0 

28ß 

4,6 

Ganztagsschulen 


0,1 

V, -x 

1,0 

2,5 

— 

21,0 

Tertiärer Bereich^} 


11,0 

17.0 

24,5 

— 

9,2 

9,1 

7,6 

Ausbildungsstätten 

— 

— 

0,7 

0,8 

— 

— 

— 

2,7 

Lehrerfortbildung 


0,1 

0,2 

0,4 

— 

29 ß 

19,0 

11,5 

Studentenwohnraumbau ......... 

0,2 

0,2 

0.4 

0.5 

— 


10,1 

6,4 

Bildungsförderung . 

0.7 

1.8 

3,6 

4.5 

— 

21,0 

15,2 

4,6 

Weiterbildung , 

0,2 

0,4 

0,6 

0,7 

— 

14,9 

8,7 

5.3 

Außersdiuljsdie Jugendbildung . . . 

0,3 

0.4 

0,6 

0.8 

— 

6,8 

7,3 

6.5 

Innovationen 

— 

0,5 

0,9 

1,6 1 

— 

— 

14,3 

11,4 

Beratung im Bildungswesen 


0,1 

0.3 

0,5 

— 

— 

24,5 

10,8 

Allgemeine Forsdiungsförderung . 

1.1 

1,9 

3,4 

5,4 

— 

??,7 

12,7 

9,5 

Bibliotheken 

0.3 

0,5 

0,8 

M 

■ — 

9,6 

8,5 

8.2 


zusätzliche Kosten 

“) einschließlich Kontaktsludenten und Fadizenlren für Hochschuldiddktik 

sonstige Ausbildungsstättea des Tertiären Bereichs mit berufsgualifizierenden Bildungsgängen 
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5. Berechnungsgrundlagen und Kosten 

Ijii folgenden sind alle Daten angegeben r die in die Beredinung dei 
Kosten in Teil li.I emgegangen sind. Die Daten sind aufgeschlüsselt 
nach den einzelnen Bereichen des Bildungswesens. Daneben sind die 
einzelnen Kosten dieser Bereiche aiifgeführt. 

Alle Kostenangaben sind in konstanten Preisen des Jahres 1970 aas- 
gedrückt. 


a) Elementarbereich 

B e redin u ngs grundl a ge n 



1970 

1975 


1980 

1985 

Kinder in 1000*) 

1 090 

1 473 


1 395 

17 

1 209 

17 

67/33 

O'i ü 1 A 

Kinder je Erzieher 

20,4 

47/53 

18 


Verhältnis Fadikraft zu sonstiger Kraft 

50/50 


57/43 

OO VC.T 

Gehälter DM/Jahr 

Fadikraft 

20 600 

15 450 

21 650 

16 239 


Sonstige Kraft 

Anteil der öffentlichen Hand ... 

50 »/» 

17 067 

17 938 

Sachniittel je Kind DM/Jahr .... 

135 

150 

170 

205 

Anteil der öffentlictien Hand 

50 % 

Flädieiiwert gm/Kind 

2,2 

1 800 

2.2 

1 800 

3,/ 

9 9 

2,8 

1 800 

3,6 

9 R 

3.5 

1 800 

3ß 

3.5 

Flächenpreis DM/gni 


Ersatzinvesli tionen in ®/o der Gesamtfläciie 

3D 

2.2 

Zusdilag von 5 


Anpassungsinvestitionen gin/Kind 


Grunderwerb 

Vn 7.n den 1 n vesi ä t ionen 

Anteil der öffentlichen Hand . 


50 "/« 









‘) einschUeßlidi Fünfjährige in Oinriditungen des Elemeiitarbereichs 


Kosten 

— konstante Preise — 

— in Millionen DM — 


1970 

1975 

1 

1980 

1985 

Personalkoslen 

473 

775 

833 

780 

Sadimittelkosten 

74 

107 

II9 

124 

Sachinvestitionen 

207 

196 

140 

131 

Gesamtkosten 

759 

1 078 

1 092 

1 035 
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noch 5. Berechiiungsyrujidlagen und Kosten 


b) Prtmafbereich 

Berecfanungsgmndlageo 



1:970 1 

1975 

1980 

1985 

Schüler in 1 000 *) 

4 007 

4 007 

3 149 

3 412 

Schüler je Lehrer * 

37 

33 

22 

19 

Schulassistenten je 100 Lehrer 

0,4 

1 

3 

4 

Weiteres Personal je 100 Lehrer 

7 

6 

6 

6 

Gehälter DM/Jahr 





Lehrer 

26 320 

2? 662 

29 073 

30 556 

SchulassisLenlen 

16 470 

17310 

18 193 

19 121 

Weiteres Personal 

16 470 

17310 

la 193 

19 121 

Sachmittel je Schüler DM/Jahr . 

135 

160 

205 

250 

Flächen wert qm/Sdiüler . 

2.6 

2.6 

3.2 

4.2 

Fiächenpreis DM/qm 

1 770 

l 770 

1 770 

1 770 

Ersatzinvestitionen in Vo der Gesamtfläche 

3J 

3J 

3ß 

3ß 

Anpassunqsinvestitionen cpn/Schüler 

2,6 

2.6 

3.2 

3.7 

Gninderwerb 

Zu.schlag von 5 

^/o zu den Investitionen 



') einsdiUeßhdi Fünfjährige m EinTidüungen des Primarbereichs 


Kosten 

— konstante Preise — 

— in Millionen DM — 


1970 1975 ' 1980 1985 

Personalkosten 

2 982 3 505 4 395 5 830 

541 64] 646 853 

680 497 1 !48 ! 793 

4 203 4 643 6 189 8 476 

Sadimittelkosten 

Sadiinvestitionen 

Gesamtkosten 



131 


Drucksache 7/1474 


Deutscher Bundestag — 7* Wahlperiode 


noch 5- Berechnungsgrundlagen und Kosten 


c) Sekundarberaich i 

Beredmtmgsgrtmdlagen 



1970 

1975 ' 

1980 

1985 

Schüler in 1 000 * 

4 287 

5 073 

5 237 

4 179 

Schüler je Lehrer 

23,2 

21,6 

20 

18 

Schulassistenten je 100 Lehrer - 

0,4 

1 

3 

4 

Weiteres Personal je 100 Lehrer .................. 

7 

6 

6 

6 

Gehälter DM/ Jahr 

Lehrer 

29 331 

30 827 

32 399 

34 052 

Schulassistenten 

16 470 

17 310 

18 193 

19 121 

Weiteres Personal 

16 470 

17310 

18 193 

19 121 

Sadiniittel je Schüler DM/.lahr 

215 

255 

328 

400 

Fla dien wert qm/Sdiüler * 

3.7 

4/2 

5,0 

6,3 

Flächenpreis DM/qm 

2 060 

2 060 

2 060 

2 060 

Ersatzinvestitionen in Vo der Gesamtfläche 

3J 

3J 

3,ö 

3,6 

Anpassungsinvestitionen qm/Sdiüler 

3,7 

3,7 

4,7 

5,35 

Grunderwerb * - . 


Zuschlag von 5 

zu den Investitionen 


Kosten 

— konstante Preise — 
’ — in Millionen DM — 



1970 

1975 

1980 

1 1985 

Personalkoslen 

5 645 

7 524 

8912 

8 349 

SadrmiUelkoslen 

922 

1 293 

1 717 

1 671 

Sachinvestitionen 

2 478 

3 17? 

2 136 

1 831 

Gesamlkosten 

9 045 

11 994 

12 765 

n 851 
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Drucksache 7/1474 


noch 5. Beredinungsgrundlagen und Kosten 


d) Sekundarbereich II — Vollzeit (einschließlich Fachschüler) 


B eredm un g 5 g run d la g en 



1970 

1975 

1980 

1985 

Schüler in l 000 

76? 

1 028 

I 307 

1 364 

Schüler je Lehrer 

15,6 

14,1 

14 

12 

Sdiulassistenten je 100 Lehrer 

0,4 

2 

3 

4 

Weiteres Personal je 100 Lehrer 

7 

Ö 

6 

6 

Gehälter DM/Jahr 

Lehrer 

31 597 

33 209 

34 902 

36 683 

Schulassistenlen 

16 470 

17310 

18 193 

19 121 

Weiteres Personal 

16 470 

17310 

18 193 

19 121 

Sadimittel je Schüler DM/Jahr . . . 

215 

255 

328 

400 

Flädienwert qm/Schüler 

4,6 

4,6 

5,7 

7.5 

1 Fldchenpreis DM/qm 

2 060 

2 060 

2 060 

2 060 

Ersatzinvestitionen in der Gesamtfläche ........ 

3,/ 

3,J 

3,6 

3,6 

Anpassiingsinvestitionen qm/Schüler 

4,6 

4, ,6 

5,7 

6,6 

Grunderwerb 


Zuschlag von 5 

Vo zu den Investitionen 


Kosten 

' — konstante Preise — 
— in Millionen DM — 



1970 

1975 

1980 

1985 

Personalkosten 

1 613 

2 522 

3411 

4 38fi 

Sadim ittelkos teil 

165 

262 

429 

.546 

Sachinvestitionen 

815 

1 158 

1 153 

1 140 

Gesamtkoslen 

2 593 

3 942 

4 993 

6 072 
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noch 5, BerechaungsgrimcUageu und Kosten 


e) Sekundarbereich II — Teilzeit 

B ere dinu n gs gru ndl ag eu 



1970 

1975 

1980 

1985 

Sdiüier in 1 000 

1 629 

1 721 

1 459 

1 058 

Sdiüler je Lehrer , * 

.57,4 

52 

44 

40 

Sdiulassistenten je lüü Lehrer 

0,4 

2 

3 

4 

1 

Weiteres Personal je 100 Lehrer 

7 

6 

6 

6 

1 Gehälter DM/Jahr 





Lehrer 

31 597 

33 209 

34 902 

36 683 

Schulassistenten 

16 470 

17310 

18 193 

19 121 

Weiteres Personal 

16 470 

17 310 

18 193 

19 121 

Sachmittel je Schüler DM/Jahr 

135 

iöO 

205 

250 

Flädrenwert qin/Sdiüler 

irÖ 

2,0 

2,7 

4,1 

Flädienpreis DM/qm 

2 OßO 

2 060 

2 060 

2 060 

Ersatzinvestitionen in der Gesamtflädie 

3,] 

3J 

3,6 

3,6 

Anpassungsinvestitionen qm/Schüler 

L8 

2,0 

2,7 

3.4 

Grunderwerb 


Zuschlag von 5 zu den Investitionen 1 


*) Ncidi der Sdiüieizahl gewichteter Wert aus den Flüchenwerten der heiuflidien Grund- und Fachbildung, 


Kosten 

— koiistante Preise — 

— in Millionen DM — 



1970 j 1975 ' 1980 1985 

Personalkosten * . . 

Sadimittelkoslen 

Sadiinvestitionen 

Gesamtkosten - - . ^ 

931 1 144 1211 1 020 

220 275 299 205 

338 412 189 378 

1 489 1 831 1 699 1 663 
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noch 5. Berechnungsgrundlcigeri und Kosten 


f) Sonderschulen 

Beredinungsgrundlagen 



1970 

1975 * 

1930 

1985 

Sdiüler in 1 000 . 

321 

424 

388 

355 

Schüler je Lehrer 

15,6 

14 

12 

11 

Schulassistenten je 100 Lehrer 

0,4 

5 

6 

7 

Weiteres Personal je 100 Lehrer 

8 

B 

8 

8 

Gehälter DM/Jaln 





Lehrer 

29 331 

30 827 

32 399 

34 052 

Sduilassistenten 

16 470 

17 310 

18 193 

19 121 

Weiteres Persona! 

1Ö470 

17 310 

18 193 

19 121 

Sadimiltel je Sduiler DM/Jahr 

205 

240 

308 

375 

Flächenwert qm/Sdiüler 

6,3 

6,9 

7.6 

8,4 

Flächenpreis DM/qm 

2 060 

2 060 

2 060 

2 060 

Ersatz investitionen in der Gesamt fiadie 

3J 



3ß 

Anpassungsinvestitionen qm/Sdiüler 

6.3 

6,9 

7,6 

8.0 

Grunderwerb 


Zu.sdilag von 5 

‘Lu zu den Investitionen 


Kosten 

— konstante Preise — 

— in Millionen DM — 



1970 

1975 

1980 

1985 

Personalkosten 

632 

1 001 

1 129 

1 191 

Sachmittelkosten 

66 

102 

120 

1 33 

Sadiinvestitionen 

498 

306 

158 

218 

Gesamtkosten 

1 196 

1 409 

1 407 

l 542 
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noch 5. Beredinungsgrundlagen und Kosten 


g) Gesamter Schulbereich 

Kosten 

— konstante Preise — 

— in Millionen DM “ 



1970 

1975 

i980 

1 1985 

Personalkoslen 

11 803 

15 696 

19 058 

20 776 

Sadiniiltelk osten 

1 914 

2 573 

3 21 ] 

3 468 

Sachinvestitionen 

4 809 

5 550 

4 784 

5 360 

Gesamtkosten 

18 520 

23 819 

27 053 

29 604 


136 


Deutsdier Bundestag — 7 . Wahlperiode 


Drucksache 7/1474 


noch 5. Berechnungsgrundlagen und Kosten 


h) Überbetriebliche Ausbildungsstälten 

Beredhnruigsgrijndlagen 


1 

1970 

1 1975 

1 1980 

1985 

Plätze in der überbetrieblichen Ausbildung ........ 

20 000 

50 000 

150 000 

210 000 

Zusätzliche Kosten DM/Plalz 

3 000 

3 000 

3 000 

3 000 

davon: 





70 “/o für Personalausgaben 

2 100 

2 100 

2 100 

2 100 

30 Vü für sädhlidie Verwaltungsausgaben 

900 

900 

900 

900 

Anteil der öffentlidieo Hand 





Personalausgaben , . 


40 "/« 


Sächlidie Verwaltungsausgaben 


40 V» 


Jährliche zusätzliche Plätze im Fünf jahreszeitraum 





für Sachinvestitionen 

— 

6 000 

20 000 

12 000 

Kosten DM/Platz 

— 

25 000 

25 000 

25 000 

Anteil der öffentlichen Hand 


30 7«. 



Kosten 

— konstante Preise — 

— in Millionen DM — 



1970 

1975 

1980 

1985 

Personalkosten 

17 

42 

126 

176 

Sachmittelkosten 

7 

18 

41 

74 

Sachinvestitionen 

— 

4.5 

150 

90 

Gesamtkosten 

24 

105 

317 

340 
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n o c h 5. Beredinungsg rund lagen und Kosten 


i) Ganztagsschulen 


B er edinun g s gm Ji d la g en 



V97Ü 

1975 

1980 

1935 

Anteil der Ganztagssdiüler an Vollzeitschülern - . . . 

0.4 

2 

15 

30 

Primaibi^ieiih 

1 




Ganzlagssdiüler in 1 000 

16 

1 

80 

472 

1 024 

Mehrbedarf an Lehrern = 20 ®/o 

BG 

485 

4 290 

10 779 

Mehrbedarf an Assistenten und weiterem Personal 





= 100«/« 

32 

169 

1 931 

5 387 

Sekiindfirbereich / 





Ganztagssdr liier in 1 000 

1 

lOi 

786 

1 254 

Mehrbedarf an Lehrern =* 20 

146 

935 

7 860 

13 933 

Mehrbedarf an Assistenten und weiterem Personal 





= 100 «Al 

54 

32? 

3 537 

6 96? 

Sekundarbereich II 





Ganztagssdiüler in 1 000 

3 

17 

166 

342 

Mehrbedarf an Lehrern = 20f'o 

3B 

241 

2 371 

5 700 

Mehrbedarf an Assistenten und weiterem Personal 





= 100«/« 

14 

96 

1 067 

2 BOO 

Sonde r^>chu}en 





Ganztagssdiüler in 1 000 

1 

8 

58 

IÜ7 

Mehrbedarf an Lehrern 20 “/o 

16 

120 

970 

l 936 

Mehrbedarf an Assistenten und weiterem Personal 





= 100 "/o 

7 

78 

680 

1 452 


Für die Sachirs ittelkosten ist mit einem Zuschlag von 15 'Vo gerechnet 
worden- 

Für Sadiinvestitionen entsteigen bei Annahme der unteren Bandbreite 
der Fläctienwerte keine zusat'/Jidjen Kosten (vgl, S. liGj. 
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noch: i) Ganztagsschulen 

zusätzliche Kosten 

— konstante Preise — 

— in Millionen DM — 


I 

1970 

1975 

1980 1 

1985 

Personalkosten 





PrimarbGreidi 





Lehrer 

2 

13 

125 

329 

Assistenten und weiteres Personal . 

Q,5 

3 

35 

103 

Seknndarbereich I 





Lehrer 

4 

29 

253 

474 

7\ssis tonten und weiteres Personal . , - 

1 

? 

64 

133 

Sekiindarbereich 11 





Lehrer 

1 

8 

83 

209 

Assistenten und weiteres Personal , , , 

0,2 

2 

19 

53 

Sondersdiulen 





Lehrer 

0,4 

4 

31 

66 

Assistenten imd weiteres Personal 

1 

1 

12 

28 

insgesamt 

9 

67 

624 

1 395 

Sachmittelkosten ... * 

— 

7 

66 

144 

Gesamtküsten 

9 

74 

690 

! 539 


Drud<sac h e 7/14 74 Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 

noch 5. Berechnungsgrundlagen und Kosten 


k) Tertiärer Bereich 


Medizin — sedisjäliriges Stadium 
Beredm ungs gnindl age n 



1970 

1975 1 

1980 

1985 

Studenten 

38 300 

46 000 

62 500 

68 400 

Studenten zu wissen schaftlidiem Personal 

2,8 

3,0 

3,0 

3,0 

Anteil der Assistenzprofessoren am gesamten wis- 
senschaftlichen Personal in Vo 

78 

78 

80 

80 

Verhältnis weiteres Personal zu wissenschaftlidiem 
Personal in Vt» 

280 

280 

280 

280 

Gehälter DM/Jahr 

Professoren 

55 720 

58 562 

61 549 

64 688 

Assistenzprofessoren 

31 623 

33 236 

34 931 

36 713 

Weiteres Personal 

16 470 

17310 

18 193 

19 121 

Sachmittel je Student DM/Jahr 

13 400 

15 700 

20 300 

24 800 

Fldchenwerle qm/Student 

80 

80 

80 

80 

Flächenpreis DM/c{m 

3 600 

3 600 

3 600 

3 600 

Ersatzinvestitionen in Vo der Gesamtfläche 

2,5 

2,5 

2,5 

2,5 


Kosten 

— konstante Preise — 
— - in Millionen DM — 



1970 

1975 

1930 

1985 

Personalkosten . . 

1 135 

1 338 

1 899 

2 185 

Sadimittelkosten 

513 

722 

1 289 

1 696 

Sachinvestitionen 

619 

1 133 

1 006 

847 

Gesamtkosten 

2 26? 

3 193 

4 174 

4 728 
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IT o c h 5, Borechnungsgrundlageii und Kosten 


noch k) Tertiärer Bereich 

Medizin “ dreijähriges Studium 
Beredmungsgrundlagen 


1 

1970 

1975 ! 

1980 

1985 

1 

Studenten 



967 

6 300 

13 000 

Studenten zu wissensdiaftlidiem Personal 

— 

10,5 

10 

10 

Anteil der AssistenzprofesBoren am gesamten wis- 





sensdiaftlidien Personal in “/o 

— 

50 

52,4 

56,5 

Verhältnis i-v^eiteres Personal zu wissenschaftlidiem 





Personal in ^/o 

— 

40 

40 

40 

Gehälter DM/JaJir 





Professoren 

— 

43 169 

45 371 

4? 685 

Assistenzprofessoren 

— 

33 236 

34 931 

36 713 

Weiteres Personal 

— 

17 310 

18 193 

19 121 

Sadimittel je Student DM/Jahr 

— 

820 

1 060 

1 300 

Flädienwerte qm/Student 

— 

15 

15 

15 

Flädienpreis DM/qin 

— 

2 550 

2 550 

2 550 

Ersatzinvestitionen io der Gesamtfläche 

— 

3,5 

2,5 

2,5 


Kosten 

— konstante Preise — 

— in Millionen DM — 



1970 

1975 1 

1980 1 

1985 

Personalkosten 



4 

30 

64 

Sadiitü Helkosten 

— 

1 

7 

17 

Sadiinvestitionen 

— 

38 

56 

63 

Gesa mlkos teil 

— 

43 

93 

144 
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n och 5. Beredinungsgrundlagen und Kosten 


noch; k) Tertiärer Bereich 


Nalur- lind Ingenleurwissenschaften — vierjähriges Studium 
Beredinungsgnindlagei] 



1 1970 

1 1975 1 

1980 1 

1985 

Studenten * 

92 100 

121 800 

172 500 

226 100 

Studenten zu wissensdiaftlidiein Personal , . 

7.6 

7.6 

8 

8 

Anteil der Assistenzprofessoi en ajn gesamten wis- 
senschaftlidien Personal in 

72 

72 

64,3 

56,5 

Verhältnis weiteres Personal zu wissenschaftlichem | 
Personal in 

90 

90 

90 

90 

Gehälter DM/ Jahr 

Professoren r ... . 

55 720 

58 562 

61 549 

64 688 

Assi stenzprüf essoren 

31 623 

33 236 

34 931 

36 713 

Weiteres Personal 

16 470 

17 310 

18 193 

19 121 

Sachmittel je Student DM 'Mahr 

2 000 

2 300 

3 000 

3 700 

Flächen werte qm/St\ ident 

18 

18 

18 

18 

Fiächenpreis DM.^qm 

3 600 

3 600 

3 600 

3 600 

Ersatzinvestitionen in ^ /o der Gesamtfläche 

2,5 

2,5 

2.5 

2,5 


Kosten 

— konstante Preise — 

— in Millionen DM — 



1970 : 1975 1980 1985 

Personalkosten 

6-45 896 1 311 1 867 

184 280 518 837 

637 795 977 1 178 

1 466 1971 2 806 3 882 

Sadiniittelkosten 

Sachinvestitionen 

Gesamtkosten 
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11 och 5. Berechnungsgrund Jagen and Kosten 


noch: k) Tertiärer Bereich 

Natur- und Ingen ieurwissensdiaften — dreijähriges Studium 
ßerechnungsgrundlagen 


Studenten 

Studenten zu wissensrhaftlidiem Personal 

Anteil der Assis ten'zprofessoren am gesamten wis- 
senschaftlichen Personal in 

Verhältnis weiteres Personal zu wissenschaftlidiem 
Personal in '“/Vi . 

Gehälter DM/Joh^ 

Professoren 

Assistenzprofessoren . * . . 

Weiteres Personal 

Scichniittel je Student DM/ Jahr 

Flärhenwerte qm/Student 

Flächen preis DM/qni . . 

FrsatzinvefStitionen in Vn der Gesamtfläche 


5970 1 

1975 

1 1980 1 

1935 

74 400 

104 800 

135 l OÜ 

! 84 200 

11,2 

l ! 

10,5 

10 

50 

50 

52,4 

56,5 

40 

40 

40 

40 

41 047 

43 169 

45 371 

47 685 

31 623 

33 236 

34 931 

36713 

16 470 

17 310 

18 193 

19 121 

700 

820 

1 060 

l 300 

15 

15 

15 

15 

2 550 

2 550 

2 550 

2 550 

2,5 

2,5 

2,5 

2,5 


Kosten 

— konstante Preise — 

— in Millionen DM — 



[ 1970 i 1975 1 1980 1985 

Personalkosten 

285 430 607 905 

52 86 143 239 

367 338 466 5ö3 

704 854 1 216 1 707 

Sachmittelkosten 

Sachinvestitionen 

Gesamtkosten * . . 
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Peutsdier Bundestag — Wahlperiode 


n o c h 5, Be redinungsgrun dingen und Kosten 


noch: k) Tertiärer Bereich 

Natur- und Ingenieurwssenschaften — Lehramtsstudlum 
Beredmungsgrundlagen 



1970 

1975 ‘ 

1980 

1985 

Studenten . 

39 700 

68 600 

107 100 

145 600 

Studenten zu wissensctudtlichem Personal 

Ö.7 

9 

10 

10 

Anteil der Assistenzprofessoren am gesamten wis- 
sensdiaftlichen Personal in ®/o 

12 

72 

64,3 

56,5 

Verhältnis weiteres Personal zu wissenschaftlichem 
Personal in 

10 

70 

70 

70 

Gehälter DM/Jahr 

Professoren 

44 736 

47 018 

49416 

51 936 

Assistenzprofessoren 

31 623 

33 236 

34 931 

36713 

Weiteres Personal 

16 470 

17310 

18 193 

19 121 

Sachmittel je Student DM'Jahr 

1 400 

1 600 

2 100 

2 600 

Flädienwerte qm/Studenl 

17 

17 

1? 

17 

Flädienpreis DM/qm 

2 550 

2 550 

2 550 

2 550 

Ersatzinvestitionen in ^/o der Gesamtflädie 

2,5 

2,5 

2,5 

2,5 


Kosten 

— konstante Preise — 

— in Millionen DM — 



1970 

197-5 

1980 

1985 

Personalkosten 

214 

375 

566 

826 

Sachmitlelkosten 

56 

!i0 

225 

379 

Sachinvestitionen 

212 

389 

458 

500 

Gesamtkosten 

482 

874 

l 249 

1 705 
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noch 5. Beredinungsgnindlagen und Kosten 


noch: k) Tertiärer Bereich 

Getsleswissenschaften — vierjähriges Studium 
Berechnungsgrimdlagea 



1 

1970 

1975 1 

1980 

1985 

Studenten 

103 800 

132 000 

149 300 

1 6? 600 

Studenten zu wissensdiaftlidiem Persona] 

14,9 

15 

15 

15 

Anteil der Assistenzprofessoren am gesamten wis- 
senschaftlichen Personal in 

61 

61 

58,3 

56,5 

Verhältnis weiteres Personal zu wissenschaftlichem 
Personal in * . . . 

30 

30 

30 

30 

Gehälter DM/ Jahr 

Professoren 

55 720 

58 462 

61 549 

64 688 

Assistenzprofessoren 

31 623 

33 236 

34 931 

36 713 

Weiteres Personal 

16 470 

17310 

18 193 

19 121 

SadimiUel je Student DM/Jahr 

2 0ÜÜ 

2 300 

3 000 

3 700 

Flächen werte qm/Student 

4,5 

4,5 

4,5 

4,5 

Flächen preis DM/qin 

2 100 

2 100 

2 100 

2 100 

Ersalzinvestitionen in “/y der Gesamtflädie 

2,5 

2,5 

2,5 

2,5 


Kosten 

— konstante Preise — 

— in Millionen DM ■ — 



1970 

1975 

1980 

1985 

Personalküsten . - . . - . . . 

320 

425 

512 

610 

Sachmittel kosten 

208 

304 

448 

620 

Sachinvestitionen 

75 

71 

70 

75 

Gesamtkosten 

603 

800 

1 030 

1 305 
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noch 5. Beredinungsgrundlagen und Kosten 


noch: k) Tertiärer Bereich 

Gelsteswissensdbaften — dreijähriges Studium 
Be redm im g £ grün d 1 age D 



1970 1 

I97S 1 

1980 

1985 

Studenten 

20 100 

33 700 

46 900 

61 000 

Studenten zn wissensdiaftlidiem Personal 

18 

16 

16 

16 

Anteil der Assdstenzprofessoren am gesamten wis- 
sensdiaftlichen Personal in 

50 

50 

52,4 

56,5 

Verhältnis weiteres Personal zu wissenschaftlichem 
Personal in . . . 

30 

30 

30 

30 

Gehälter DM/Jahr 

Proiessoren 

41 047 

43 169 

45 371 

47 685 

Assistenzprofessoren * 

3] 623 

33 236 

34 931 

36713 

Weiteres Personal 

16 470 

17310 

18 193 

19 121 

Sadunittel je Student DM/ Jahr 

700 

820 

1 060 

1 300 

Flächenwerte qm/Student 

4 

4 

4 

4 

Flädienprels DM/qm ^ . 

2 100 

2 100 

2 100 

2 100 

Ersatzinvestitionen in der Gesamtfläche 

2,5 

2,5 

2,5 

2,5 


Kosten 

— konstante Preise — 

— in Millionen DM — - 



1970 

t 

1975 1 

1980 

1985 

Personalkosten 

46 

91 

133 

180 

Sachmittelkosten 

14 

28 

50 

79 

Sachinvestitionen 

29 

30 

34 

37 

Gesambkosten 

89 

149 

217 

296 
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noch 5. Be redinimgsgrimd lagen und Kosten 


noch: k) Tertiärer Bereich 

G eis les Wissenschaf len — Lebramtsstudium 
Berectmungsgrnndlagen 



1970 j 

1975 

19RÜ 

1985 

Studenten 

1 34 900 

1 57 800 

185 600 

181 700 

Studenten zu wissensthaftlichem Personal 

16,5 

16,5 

15 

15 

Anteil der Assislenziirofessoren am gesamten wis- 
senschaftlichen Personal in 

6J 

GJ 

58,3 

56,5 

Verhältnis weiteres Personal zu wissenschaflLidiem 
Personal in . 

30 

30 

30 

30 

Gehälter DM/Jahr 

Professoren 

44 736 

47 018 

49 416 

51 936 

Assistenzprofessoren 

31 623 

33 236 

34 931 

36 713 

Weiteres Personal , 

16 470 

17 310 

18 193 

19 121 

Sachmitiel je Student DM. Vahr 

l 400 

1 600 

2 100 

2 600 

Flädien werte qm /Student 

4,3 

4,3 

4,3 

4.3 

Fldchenpreis DM/ qm 

2 100 

2 100 

2 100 

2 100 

ErsdLzinvestilionen in der Gesajnl fläche 

2,5 

2,5 

2,5 

2,5 


Kosten 

— konstante Preise — 

— in Millionen DM — 



1970 

1975 

1980 

1985 

Persünalkosten 

341 

419 

574 

594 

S ach mi Heikos ten 

189 

252 

390 

472 

Sachinvestitionen 

112 

84 

54 

36 

Gesa mtk osten 

642 

755 

1 018 

l 102 
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noch 5. Beredinungsgrundlagen und Kosten 


noch: k) Tertiärer Bereich 

Zentrale Elnriditungen 
ß eredmuD gs g nmdl a g e n 



1970 

1975 

1980 

1985 

Studenten 

503 300 

665 700 

865 300 

1 047 600 

Studenten zu wissenschaftlidiem Personal 

Anteil der As&istenzprofessoren am gesamten wis- 

95 

90 

85 

80 

sensdiaftlidien Personal in Vo 

Verhältnis weiteres Personal zu wisseiischaftlidiem 

74 

74 

74 

74 

Personal in ®/ö 

Gehälter DM/Jahr : 

450 

450 

450 

450 

Professoren * 

41 074 

43 169 

45 371 

47 685 

Assistenzpiofessoren 

31 623 

33 236 

34 931 

36 713 

Weiteres Personal 

16 470 

17310 

18 193 

19 121 

Sachraittel je Student DM/ Jahr 

— 

— 

— 


Flädienwerte qm/Student 

2 

2 

2 

2 

Flädienpreis DM/qm 

2 000 

2000 

2 000 

2 000 

Ersatzinvestitionen 

2,5 

2,5 

2,5 

2,5 

Grunderwerb 

(Zuschlag zu den Investitionen des gesamten Tdr- 
tiären Bereichs in Millionen DM) 

!20 

120 

100 

100 


Kosten 

— konstante Preise — 

— in Millionen DM — 



1970 

1975 

1980 

1985 

Personalkosten . 

573 

841 

1 216 

1 644 

Sachmittelkosten 

Sachinvestitionen . 

201 

222 

241 

1 457 

264 

Gesamtkosten 

774 

1 063 

1908 
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n o c li 5. Berechmingsgnindlagen und Kosten 


Gesamter Tertiärer Bereich 
Kosten 

— konstante Preise — 

— in Millionen DM — 



1970 

1975 

inao 

1985 

Personalkosten 

3 559 

4 819 

6 848 

8 875 

Sadimittelkosten 

1 216 

1 783 

3 050 

4 330 

Sachinvestitionen 

2 252 

3 101 

3 362 

3 563 

Gründer werb 

120 

120 

100 

100 

Gesamtkosten . * 

7 147 

9 823 

13 360 

16 877 
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noch 5. Berednnungsgrundlagen und Kosten 


l) Sonstig© Ausbildungsstätten des Tertiären Bereichs mit berufsqualifizierenden Bildungsgängen 

B ere dm ü n gsgmn d I a g en 



1970 1 1975 1980 1 1985 

1 

Ausbildungsplätze 

Kosten je Ausbildungsplatz - 

— — 67 500 70 800 

50 der Kosten eines Studienplatzes 



Kosten 

— konstante Preise — 

— in Millionen DM — 



1970 

1975 

1980 

1985 

Personalkosien 




267 

300 

Sadimittelkosten 

— 

— 

119 

147 

Sachinvestitionen 

— 

— 

135 

124 

Gesamtkosten 

— 

— 

521 

571 


Rediengruncllage: 3,5 der 19- bis 21 jährigen, 2 Ausbildirngsjahre, Kostenaus Wirkungen nach 1Ö75, Verteilung auf 
die einielnen Fächer analog der Studentenverleilung. 
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noch 5, Beredirmngsgmndlagen und Kosten 


m) Lehrerfortbildung 


B e r e dm un g sg rim d la gen 



1970 [ 

1975 

1980 

1985 

Lehrer im Sdi ulbereich — in I 000 — 

391 

4Ö3 

573 

585 

Lehrer in Forlbildungsveranstaltungen — in — , . 

^7 

40 

70 

WO 

= Lehrer in 1 000 

66 

197 

401 

585 

Beteiligung der Lehrer an der Fortbildung 


alle 5 Jahre 


Forlbildungsplatzbedarf bei unterstellter Au.'s- 





nutzungsdauer von 36 Wochen im Jahr 





und Teiinahmedauer von 6 Wodhen pro Lehrer 





(alle 5 Jahre) 

2 200 

6 567 

13 367 

19 500 

Kosten DM/Tag 

70 

70 

70 

70 

Nutzungsdauer 


ISO Tage 



Kosten 

— konstante Preise — 

— in Millionen DM — 



1970 

1975 j 

1930 1 

1985 

Personalkosten 

! 

28 

83 

168 

246 

Gesamtkosten 

28 

83 

168 

246 
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noch 5. BeredmungsgrüTidlagen und Kosten 


n) Studentenwohnraumbau 


Berecimungsgrimdiagen 


j 

1970 

1975 

1980 

1985 

Anteil der Studenten in Wohnheimen in Vn 

/O 

15 

20 

25 

Studenten in 1 000 

503 

665 

865 

1 048 

Wohnheimplätze 

50 300 

99 750 

173 000 

262 000 

Jährlidrer Anstieg der Plätze im Fünfjahreszeitraum 


9 890 

1 4 650 

17 800 

Investitionskosten DM/Platz 

25 000 

25 000 

25 000 

25 000 

Anteil der öffeiUHchen Hand in *Vo 

80 

90 

90 

90 


Kosten 

— konstönte Preise — ^ 

— in Millionen DM — 



1970 

1975 j 

1980 

1985 

Sadiinveslitionen 

150 

222 

330 

401 

Gesamtkosten 

150 

1 

222 

330 

401 


152 


Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode Drucksache 7/1474 


n o c h 5, Beredinungsgrundlageii und Kos teil 


0) Bildungsförderung 


Beredmuiigsgnnicllagen 



1970 

1<)75 

1980 

1985 

im Sekimdarbereich I 

Sdlüier im Sekundarbereich I (ohne Sondersdmlen) 
in l 000 



5 23? 

4 179 

Anteil der /.u fördernden Sdiüler in Vo 

— 

— 

5 

10 

Zu fördernde Sdiüler in 1 000 

— 

— 

262 

418 

Jahriidiier Durdisdinittssatz DM/gefürderter nSduiler 

— 

— 

3 372 

3 372 

Ausbildungsiördening im Sekundarbe reich ll 





Schüler im Sekundarbe reich II {Vollzeit) in 1 000 ► * 

— 

1 028 

1 307 

1 364 

Anteil der v.u fördernden Sdiüler in "/o 

— 

.?0 

25 

25 

Zu fördernde Sdiüler in 1 000 

— 

208 

327 

34 t 

Jälirlidier Durdisdinittssätz DM/geförderter Sdiüler 

— 

3 372 

3 372 

3 372 

Ausbddungaiöfderung im Tertiären Bereich 





Studenten ia 1 000 

503 

(365 

865 

! 048 

Anteil der geförderten (zu tördernden) Studenten 
in ®/o . 

30 

37,9 

45 

45 

Geförderte (zu fördernde) Studenten in 1 000 

151 

252 

389 

472 

Jährlicher Durchschnittssatz DM/geförderter Student 

3 954 

3 954 

3 954 

3 954 

Grnduierteniörderiing 





Geförderte Studenten 

— 

10 000 

10 000 

1 0 000 

Jährlicher Diirdischnittssatz DM/Stipendiat 

— 

10 344 

1 0 344 

1 0 344 


Kos len 

— konstante Pretse — 

— in Millionen DM — 



.1970 

1975 

1980 

1985 

Ausbildungsförderung 





Sekimdarbereidi I 

— 

— 

8B3 

1 409 

Sekimdarbereidi 11 

— 

695 

1 103 

1 150 

Tertiärer Bereidi 

597 

996 

1 538 

1 866 

insgesamt 

597 

1 691 

3 524 

4 425 

Graduiertenförderung . 

103 

103 

103 

103 

Gesamtkosten 

700 

1 794 

3 627 

4 528 
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noch 5. Berechnungsgrundlagen und Kosten 


p) Weiterbildung 

Beredmungsgrimdlagen 



1970 

1975 

1980 

1985 

1 

Plätze für kurzfristige Bildungsmaßnahtnen 

80 000 

100 000 

130 000 

160 000 

Lehrkraft je Plätze 

20 

20 

20 

20 

Verhältnis Hauptkraft zu Nebenkraft * . 


60 

: 40 


Lehrkräfte 





Hauptamtlich 

2 400 

3 000 

3 900 

4 800 

Nebenamtlidi 

l 600 

2 000 

2 600 

3 200 

insgesamt 

4 000 

5 000 

6 500 

8 000 

Gehälter DM/Jahr 

30 464 

32 018 

33 651 

35 367 

Anteil der öffentlichen Hand 


25 


Laufende Kosten für sächliche Verwaltungs- 





ausgaben je Platz DM/Jahr 


6 000 


Anteil der öffentlichen Hand 


25 »h 


Zusätzlicher Bedarf an Sachinvestitionen 

40 000 Plätze 



davon 

bis 1975 jährlich 2 000 Plätze 


bis 1985 jährlich 3 OOO Plätze 

Investitionskosten DM/Platz 

20 000 



Zusätzliche Plätze für längerdauernde VolIzeil^Lehr- 





gange 

— 

20 000 

60 000 

95 000 

Lehrkraft je Plätze 

25 

25 

25 

25 

Verhältnis Hauptkraft zu Nebenkraft 


80 :20 


Lehrkräfte 





Hauptamtlich 

— - 

1 008 

2016 

3 040 

Nebenamtlidi 


252 

504 

760 

insgesamt 

— 

1 260 

2 520 

3 800 

Gehälter DM/Jahr 

— 

32 018 

33 651 

35 367 

Anteil der öffentlichen Hand 


25 Vo 


Laufende Kosten der öffentlich'en Hand für sächliche 





Verwaltungrsausgaben 

— 

— 

— 

— 

Bedarf an Sachinve^?titionen 

bis 1975 jährlich 4 000 Plätze 


bis 1980 jährlich 8 000 Plätze 


bis 1985 jährlich 7 000 Plätze 

Investitionskosten DM/Platz 


25 000 


Anteil der Öffentlichen Hand 


50«/* 


Hauptamtliche Mitarbeiter 

— 

500 

750 

1 000 

Gehälter DM/Jahr 

22 208 

23 340 

24 530 

25 781 

Plätze für die benifUche Rehabilitation 

4 000 

11 000 

12 000 

12 000 

Kosten DM/Platz 


90 000 


Anteil der öffentlichen Hand 


30«/* 



Da die Stundenzahl der nebenamtlichea Lehrkräfte in der Regel Vj der Stundenzahl der hauptamtlidien Lehrkräfte 
ausmadht, betragt die Zahl der nebenamtlicher; Lehrkräfte 1970: 8000, 1975: 10 000, 1980: 13 000, 1985: 16 000. 

Da die Stundenzahl der nebenamtlichen Lehrkräfte in der Regel der Stundenzahl der hauptamtlichen Lehrkräfte 
ausmacht, beträgt die Zahl der nebenamtlicheil Lehrkräfte 1970: — , 1975: 1 260, 1980: 2 520, 1985; 3 800. 
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noch 

noch: p) Weiterbildung 

Kosten 

— konstante Preise — 

— in MilUonen DM — 

5. Berechnungsgründlagen und Kosten 


1970 

1975 

i980 

1985 

Kurztiisiige Bildungsmaßnahmeu 





Personalkosten 

30 

40 

55 

71 

Sadmiittelkosten 

120 

150 

195 

240 

Sadiinvestitionen 

— 

40 

60 

60 

Gesamtkosten 

150 

230 

310 

371 

Langfristige Rildungsmaßnahmen 





Personalkoslen 

— ■ 

10 

20 

34 

Sachinvestitionen 

— 

50 

100 

88 

Gesamtkosten - 

— 

60 

120 

122 

HaLTpfamfJiche Mitarbeiter 





Personal kosten 

— 

12 

18 

26 

Zentrale Einrichtungen 





Personalkosten 


2 

3 

4 

Sadimittelkosten 

— 

1 

1 

2 

übrige Kosten 

— 

4 

6 

6 

Gesamtkosten 

— 

7 

10 

12 

BeruHidie Rehabititation 





Sachinvestitionen 

29 

29 

5 

— 

Personalkosten hisgesamt 

30 

63 

97 

134 

Sachmittelkosten insgesamt 

120 

151 

196 

242 

Sachinvestitionen Insgesamt 

29 

119 

165 

148 

übrige Kosten insgesamt . 

— 

4 

6 

6 

Gesamtkosten 

179 

337 

464 

530 
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noch 5. Berechnungsgrundlagen und Kosten 


q) Außerschulische Jugendbildung 

Berechnungsgnindlagen 



197Ü 1 

1075 

1980 j 

1985 

Personal 

7 000 

7 800 

10 000 

12 000 

Gehälter DM/Jahr 

22 208 

23 340 

24 530 

25 781 

Anteil der offen tli dien Hand 


50 "/o 


Ausbildungsplätze 

24 000 

25 000 

28 000 

30 000 

Fortbddungsplälze für Miiar beiter . 

1 300 

1 800 

! 900 

2 600 

Plätze insgesamt 

25 300 

26 800 

29 900 

32 600 

Laufende Kosten für sächlidre Verwaltungs- 





ausgaben je Platz DM/ Jahr . 


6 000 


Anteil der Öffentlidien Hand 


50% 


Bedarf an Sadiinvestitionen . 

jährlith 490 Plätze ä 25 000 DM 

Anteil der öffentJiciien Hand 


66 % 


Finanzielle Förderung — in Millionen DM — 

134 

180 

230 

280 

Entwidclungsprograinme — in Millionen DM - — . , * . 

2 

4 

6 

7 


Kosten 

— konstante Preise — 

— in Millionen DM — 



1970 

1975 

1980 

1985 

Personalkosten 

78 

91 

123 

155 

Sadi mittelkosten 

76 

81 

90 

98 

Sachinvestitionen 

5 

9 

9 

9 

übrige Kosten 

Finanzielle Förderung 

134 

180 

230 

280 

Entwiddungsprogramme 

2 

4 

6 

7 

insgesamt 

136 

184 

23G 

287 

Gesamtkosten 

295 

365 

458 

549 
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noch 5. Be rechnimgsg rundlagen und Kosten 


r) Innovationen im Bildungswesen 


Beredmungsgrundlagen 


1970 


1975 


1980 


1985 


Medäen und Forschungszentren 

Rationalisierung der SchuIverwaUiing DM/Schüler 

Programmentwidilung 

Kosten je Programm 

Einsatz von Medien DM/Sdiüler 


68 68 63 

5 8 10 

ab 1975 jährlich 5 Programme 
12 Millionen DM 
20 50 100 


Kosten 

— konstante Preise — • 

— in Millionen DM — 



197U 1 

1975 

1980 

1985 

Sadimiltelkosten 





Medien und Forsdiuncjszentreo 

— 

ü3 

68 

68 

Rationalisierung der Sdiul Verwaltung .......... 

— 

61 

92 

104 

PrograTnmentwidtlunq 

— 

60 

60 

60 

insgesamt 

— 

189 

220 

232 

Sadiinvestitionen - 

— 

245 

577 

1 037 

übrige Kosten * 

— 

15 

20 

25 

Gesamlkosten 

— 

449 

817 

1 294 
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noch 5. BerechnuJigsgrundlagen und Kosten 


s) Beratung im 8)ldungswesen 


B e redinimg sgrun dJ a g en 


1 

1970 

1 1975 

1980 1 

1985 

Sdlüler je Psydiologe 



15 000 

5 000 

5 000 

Steilen - . 

— 

817 

2 308 

2 077 

Schüler je Beratungslehrer 

i — 

3 000 

1 000 

500 

Beratungslehrer mit je 5 Stunden 

— 

4 084 

11 540 

20 772 

Stellen 

— 

817 

2 308 

4 154 

Studenten je Studienberater 

— 

1 500 

1 000 

500 

Stellen 

— 

440 

865 

2 095 

Stellen insgesamt 

— 

2 074 

5 481 

8 326 

Gehäller DM/Jahr 

— 

33 208 

34 902 

36 682 


Kosten 

— konstante Preise — 

— in Millionen DM — 



1970 

1975 J 

I9S0 

1985 

Personalkoslen 



69 

191 

305 

Gesamtkosten 

— 

69 

191 

305 
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noch 5. Berechnungsgrundiagen und Kosten 


t) Allgemeine Forschungsförderung 

Kosten 

— konstante Preise — 

— in Millionen DM — 



1970 

1975 

1980 

1985 

übrige Kosten 





Forschungsförderungsorganisationen 

510 

840 

1 480 

2 170 

Sonderforsdiungsbereiche 

6S 

195 

340 

500 

Bibliotheken, Archive, Museen, Dokumentation . . 

225 

278 

400 

51 1 

Sonstige allgemeine Forsdiungsförderung 

277 

354 

463 

537 

insgesamt 

1 üßO 

1 667 

2 683 

3 718 

Gesamtkosten 

1 Ü30 

1 667 

2 683 

3 718 


15Ö 


Drucksache 7/1474 


Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


noch 5. Berediniiogsgriindlcicjen und Kosten 


u) Bibliotheken 

Ausbau der Bibliotheken 
Beredinungsgruncllagen 



1970 

1975 

1 

1980 

1985 

Personal 

5 000 

8 000 

11 000 

14 000 

davon in 





A n 

1 600 

2 600 

3 500 

4 500 

BAT V c 

3 400 

5 400 

7 500 

9 500 

Brutlogehall DM/Jalir 





Beamte - 

24 224 

25 4S9 

26 757 

28 122 

VerwaltuiigsangestelUe . 

18 526 

19 470 

20 463 

21 507 

Buchbestände in Millionen Bände 

34 

42 

51 

60 


= jährlich rund 1,7 Millionen Büdier 

Anschaffiingkosten DM/Biich . . 


20 


Investitionsbedarf 


35 qm pro 1 000 Bände 




= jährlidi 59 150 qm 


Investitionskosten DM/qm 


2 000 


Ausstattungsbedarf DM/Budi 


2,50 



Kosten 

— konstante Preise — 

— in Millionen DM — 



1970 

1975 

1980 

1985 

Personal kosten 

102 

171 

247 

330 

Sadimittelkosten 

34 

34 

34 

34 

Sachinvestitionen 





Investi Üonskos ten 

118 

118 

118 

118 

Ausstattungsbedarf 

4 

4 

4 

4 

insgesamt 

122 

122 

122 

122 

Gesamtkosten 

258 

327 

403 

486 
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noch: u) Bibliotheken 


Personal 

BruUogehdIt DM- Jalir 

Beamte 

Verwallungsangeslellle . ... 

Bestände in Millionen t-inheilen 

Ansdiaffungskosten DM/ Einheit 
InvGstitionsbedarf 

Investitionskosten DM/qm .... 
Ausslat lungsbedarf OM Einheit 


n o c li a. Berediiiungsgrundlaf|en UTid Kosten 


Ausbau der Mediotheken 
Berechnungsgrundlagen 


I970 

in?5 

1.980 

1935 

— 

400 

ÖOO 

1 400 

24 224 

25 459 

26 75? 

28 122 

18 526 

19 470 

20 463 

21 507 


2 4 6 

= jährlifh 400 000 Einheiten 

30 

50 qin pro I 000 EinheiteTi 
= jährlich 20 000 qm 

2 000 
5 


Personalkosten 

Sadimiltelkosten . . . . 

SdchinvestilioDen . . . 
Investitionskosten 
Ausstattiuujsbedarf 

Gesamtkosten 


Kosten 

— konstante Preise — 

— in Millionen DM — 


1 1970 ' 

1975 

1980 

1985 

— 

9 

18 

33 

— 

12 

12 

12 

— 

20 

20 

20 

— 

2 

2 

2 

— 

43 

52 

67 
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n Q c li 5. Beroch nunysgnoiri lagen und Kosten 
noch: u) Bibliotheken 


Beredinungsgrundlagen 



1970 

1975 

1 

1985 

Ausbau der Fahrbibliolhekeu 



Personal 

20Ü 

600 

i 2r)0 

2 000 

Bruttogehalt DM/Jahr 





Beamte 

24 224 

25 459 

26 757 

28 122 

Verwaltungsangestellte 

18 526 

10 470 

20 463 

21 507 

Fahrbibliolheken 

80 

240 

500 

800 



= 48 jähriidi ä 180 000 DM 

Ausbau der zentralisierten Dienste 



Personal 

1 250 

2 500 

3 750 

5 000 

BruttogehaU DM/Jahr 





Beamte 

24 224 

25 459 

26 757 

28 122 

Verwaltungsangesleilte 

18 526 

19 470 

20 463 

21 507 

Ausbau der zentralen Lektorate und des Zeltschriftendienstes 


Personal 

— 

20 

40 

60 

BruttogehaU DM/Jahr 





Beamte 

— 

25 459 

26 75? 

28 122 

Verwaltungsangestellte * 

— - 

19 470 

20 463 

21 507 


Kosten 

— konstante Preise — 
in Millionen DM — 



1970 

1975 

1980 

1ÜÖ5 


Ausbau der Fachbibliotheken 



Personalkosten . . . . 


4 

13 

28 

4? 

Sachinvestitionen . - 


8.6 

8.6 

8.6 

8.6 

Gesamtkosten 


12,6 

21.6 

36.6 ^ 

55.6 


Ausbau der zentralisierten Dienste 



Personal kosten . . . . 


26 

53 

84 

118 

Gesamtkosten 



1 26 

53 

84 

U8 


Ausbau der zentralen Lektorate und des Zeitsdiriftendienstes 


Personalkosten , . . . 


— 

1 

1 

2 

Gesamtkosten 



1 

1 

2 

Ausbau der Arbeitsstellen für das Büdierelwesen und für BlbJlolhekstechnik 


Sachjnittelkosten . . . 






Büdiereiwesen . . . 


0.2 

0.5 

0,7 

0.8 

BibHothekslechnik 


0.5 

2.5 

2.5 

2.9 

Gesamtkosten 


0,7 

3.0 

3.2 

3.7 
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noch 5. Beredhnungsgrundlagen und Kosten 

Bibliotheken — insgesamt 
Kosten 

— konslanle Preise - 

— in Millionen DM — 



1970 

1975 1 

1980 

1 1985 

Personalkosten 




1 

Bibliotheken 

102 

171 

247 

330 

Mediotheken 

— 

9 

18 

33 

Fahrbibliotheken 

4 

13 

28 

47 

Zentralisierte Dienste 

26 

53 

84 

118 

Zentrale Lektorate und Zeitsdiriftendiensl 

— 

1 

l 

2 

Büchereiwesen und Bibliothekstechnik 

— 

— 

— 

— 

insgesamt 

132 

247 

378 

530 

Sachjnitteikosten 





Bibliotheken 

34 

34 

34 

34 

Mediotlieken . , 

— 

12 

12 

12 

Büdierei wesen und Bibliolhekstechnik 

0,7 

3 

3,2 

3,7 

insgesamt 

35 

49 

49 

50 

Sddiinvestitionen 





Bibliotheken 

122 

122 

122 

122 

Mediolheken 

22 

22 

22 

22 

Fahrbibliotheken 

8,6 

8,6 

8.6 

8,6 

insgesamt 

153 

153 

153 

153 

Gesamtkosten 

320 

449 

580 

733 
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Tabelle 1 

E. Tabellen zu Teil IV „Der Bildungsbereich Im gesamtwirtschaftlichen Rahmen'* 


Anteil des Bildungsbudgels an den gesamten staatlldien Ausgaben in der 
Abgrenzung der VolksivIrtschaftHchea Gesamlredinung 

— relative Prei^^e — 



1970 1 

1975 

1 980 ä) 

1 1985-^) 

Staatsverbrauch in Mrd. DM 

loao 

150,4 

197,3 

259,5 

Anteil des Bildungsbudgets 





in Mrd. DM 

23,6 

38,5 

58,7 

81,3 

in “/(j . 

2^7 

25,6 

29,S 

3i,3 

Sachinvestitionen in Mrd. DM . 

29,5 

41,8 

63,0 

87,4 

Anteil des Bildungsbudgets 





in Mrd* DM 

7,7 

10,2 

11,2 

13,6 

in «/« 

26 J 

24A 

/7,8 

/5,6 

Einkommensübel tragunqen ■*) in Mrd. DM 

86,9 

1 18,7 

152,2 

181,4 

Anteil des Bildungsbudgets 





in Mrd. DM 

1,3 

3,9 

2,4 

10,4 

in 

2,2 

3,3 

4,9 

5,7 

Gesamtausgaben in Mrd. DM 

255,6 

346,0 

464.9 

599,8 

Anteil des Bildungsbudgets 





in Mrd. DM 

33,2 

52,6 

77,3 

105,3 

in 

13ß 

J5,2 

J6,6 

17,6 


*) ohne Ressort* und Großforschung 
-) einschließlidi Sozialversicherung 

Unter Zugrundelegung der mitUeren Variante der Entwicklung des Bruttosozialprodukts 
an private Haushalte 
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Tabelle 2 


Anteile der Bildungsausgaben an den Ausgaben des öfientlldien Gesamlhaushalts 



19G2 

nm 

1970 , 

1975 i 

1980 ') 

1985 ' 

1962 1 

1968 

— in relativen Preisen — 





— in jeweiligen 








Preisen 

— 

Ausgaben des öffentlichen Gesamt- 
haushalts 









in Mrd. DM 

139,7 

175,6 

I95d "j 

261,9 

350,7 

445,3 

106,9 

158J 

in Vo 

WOß 

lOOß 

iÖOß 

J00,0 

lOOß 

iOOß 



Anteil der Bildungsausgaben 



in Mrd. DM 

14,2 

23,4 

32,9 

50,1 

74,0 

100,7 

10,9 

21,1 

in ^/ü 

10,2 

i3ß 

iOß 

}9J 

2iJ 

22,6 



davon Bilüungsbudyet 



in Mrd. DM 

I2B 

20,6 

29,2 

45,5 

67,0 

90,5 

9,8 

18.5 

in ^ w 

9,2 

n.i 

75,0 

!7ß 

?9,? 

20,3 



davon Ressort- und Großforschung 



in Mrd. DM 

1,4 

2,8 

3,7 

4,6 

7,0 

10,2 

1,1 

2,6 

in 

iß 

iß 

iß 

iß 

2ß 

2/3 

1 



.A^nteil der übrigen Aufgabenbereiche 



in Mrd. DM . 

125,5 

152,5 

162,2 

211, B 

276,7 

344,6 

96,0 

1 37,0 

in 

89ß 

86 J 

83 J 

BOß 

78ß 

77/4 




') unter Zugrundelegung der mitlleren Varicänte der Entwjrkkmg des Bruttosozialprodukts 
“) Stand Januar 1973 
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F. Tabellen Teil V „Finanzierung“ 

1. Grunddaten des Jahres 1975^) für die Berech- 
nung der Maßnahmen, die im Rahmen des Finan- 
zlerungssockels finanziert werden können 

Elemeniarbe reich 

Zahl der Kinder 1 486 000 

Keine besonderen Anpassungs- 
investitionen 

Alle übrigen Angaben wie S. 130 (Spalte 1975). 


Primarbereich 

Zahl der Sdiüler 3 952 000 

Relation Schüler je Lehrer 35,9 

Kostenwerl für Sachtnittel, 

DM je Schüler/Jahr 135 


Keine besonderen Anpassungs- 
ihvestilionen 

Alle übrigen Angaben wie S. 131 (Spalte 1975). 


Sekundorbereid} / 

ZaM der Schüler 5 165 000 

Relation Sdiüler je Lehrer 22,1 

Koslenwerl für SadioiiLtel, 

DM je Sdiüler/Jahr 215 

Fläche je Schüler (qm) 3,7 


Keine besonderen Anpassungs- 
investitionen 

Alle übrigen Angaben wie S. 132 (Spalte 1975). 
Se^funda^öerejd^ // — Volfzeii 


Zahl der Schüler l 017 000 

Relation Sdiüler je Lehrer 14,6 

Kostenwert für SadimiUel, 

DM je Schüler/Jahr ^ 215 


Keine besonderen Anpassungs- 
investitionen 

Alle übrigen Angaben wie S, 133 (Spalte 1975). 


Sekundarbereich II — Teilzeit 

Zahl der Sdiüler 1 694 000 

Relation Sdiüler je Lehrer 56,4 

KostenwerL für SachmiUel, 

DM je Schüler/Jahr 135 

Fläche je Schüler (qni) 

— berufliche Grundbildung 2,6 

— berufliche Fachbildung 1,75 


0 Die Angaben in DM beziehen sidi auf kunstante 
Preise, Basis 1970. 

“) vgl. S. 71 f. 


Keine besonderen Anpassungs- 
investitionen 

Alle übrigen Angaben wie S. 134 (Spalte 1975). 


Sondersdiu/en 

Zahl der Schüler 445 000 

Relation Sdiüler je Lehrer ! 4,5 

Kostenwert für Sachmittel, 

DM je Schüler/Jahr 205 

Fläche je Schüler (qra) 6.3 

Keine besonderen Anpassungs- 
Investitionen 


Alle übrigen Angaben wie S. 135 (Spalte 1975). 

Uberbelriebliche Ausbildungsslälten 
Alle Angaben wie S. 137 (Spalte 1975). 

Gruiziagsschulen 

Alle Angaben wie S. 138 — 139 (Spalte 1975). 
Tertiärer Bereich 

Relation Studenten zu wissen sdiaftlichem Personal 


Medizin 

sechsjähriges Studium 3.3 

dreijähriges Studium 12,1 

Natur- und Ingenieurwissensdialten 

vierjähriges Studien 8,36 

dreijähriges Studium 12,1 

Lehramtssludium 9,9 

Geistes wissensdiaflen 

vierjähriges Studium 16,5 

dreijähriges Studium 17,6 

Lehramtssludium 18,15 

Zentrale Finricblungen 99.0 


Tertiärer Bereich 

Kostenwerte für Sachmittel, DM je Student/Jahr 


Medizin 

sechsjäjiriges Studium 14 070 

dreijähriges Studium 735 

Natur- und Ingenieurwissenschaften 

vierjähriges Studium 2 100 

dreijähriges Studium 735 

Lehramtssludium 1 470 

Geistes Wissenschaften 

vierjähriges Studium 2 100 ' 
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n o r h zü ] , 


dreijähriges Studium 735 

Lehrfimtsstudjum ! 470 


Alle übrigen Angaben wie S. 140 ff. (Spalte I975}. 
Lehreriortbiidung 

Alle Angaben wie S. I51 (Spalte 1975). 

StLidenteiwohnrQumbüu 

Alle Angaben wie S. 152 {Spalte 1975). 

ßüdungsförclcrung 

Alle Angaben wie S. 153 (Spalte 1975). 

Weiterbiidung 

Alle Angaben wie S. 154 f. (Spalte 1975). 

Außerschulisdie Jiigendbddung 
Alle Angaben wie S, 156 (Spalte 1975) 

hinovQlionen im Bildungswesen 

Berechnung nur zu 25 ^/n der auf S. 157 (Spalte 1975) 
angegebenen Daten. 

Beratung /n? Bildung sw esc n 

Beredmuuy nur zu 50 " der auf S. 158 (Spalte 1975) 
angegebenen Daten 

Adgerneine Försdnuujsfördcrung 
Füideningsmittel in Millionen DM 1 760 

Bibliotheken 

Alle Angaben wie S. 160 ft. (Spalte 1975). 

2. Kosten der Maßnahmen Im Jahr 1975, die im 
Rahmen des Finanzierungssockels finanziert wer- 
den können 

- in Millionen DM — 


1 

.Preise 1 

1 Jeweilige 
Preisf? 

1 fPr^3ij:an’ 
Pflhme 
r-^72 i| 

JeweUige 

PfOiS«^ 

iPrijta.flii' 

n^lhnte 
]<)73 ^ 

Personalkosten 

20 784 

31 031 

31 9fi2 

Sach mittel kosten 

4 194 

5 159 

5 753 

Sachinvestitionen .... 

9 092 

12319 

12 247 

übrige Kosten 

1 930 

2 617 

2 809 

Bildungsförderung .... 

I 794 

2 433 

2 31Ü 

Gesamtkosten 

37 794 

53 559 

55 10? 


'1 PreiSfinnahrnen, die auf den gesamt- und finanzwirt* 
scbaftlidien Daten, des Jal^res 1972 beruhen, vgl. S. lüB. 
"1 Preisannahmeii der mittelfristigen Zielprojektionen der 
Bundesregierung bis 1976 (Fi nanzbe riebt 1973); vgl, 
S. 5.3 


3. Grunddaten des Jahres 1975 für die Forlschrei- 
bung des zur Zeit erreichten Standes im Bildungs- 
wesen unter Berücksichtigung bereits efngeleite- 
ter Maßnahmen 

Diesen Maßnahmen liegen die folgenden Veräncle- 
rangen gegenüber den Grunddaten auf den Sei- 
ten IGÜ ff. zugrunde: 


PriniüFbereich 

Relation Schültn je Lehrer 33,0 

SeAundaröere/di / 

Relation Schüler je Lehrer 21 3> 

Flache Je Schüler (qm) 4,2 


Sehundarbereidi II — Vodzeit 
Relation Sdiüler je Lehrer 14,1 

SekLmdarbere/di il Tedzeil 
Relation Schüler je Lehrei , , . 52.0 


Sonderschulen 

Relation Schüler je Lehrer 14,0 

Flädie je Sdiuler (qpn) 6,9 


7'e/fidref Bereich 

Relation Studenten zu wissenschaftlichem Personal 


Medizin 

sedisjähriges Studium 3,0 

dreijähriges Studium 11,0 

Natur* und tiigenieurwissensduiften 

vierjähriges Studium 7,6 

dreijähriges Studium 11,0 

Lehramtsstudiuni 9,0 

Geistcsw'issejischaAen 

vierjähriges Studium 15,0 

dreijähriges Slüdium 16,0 

Lehramtssludium . . 16,5 

Zentrale EinridiLurigen 90,0 


AJ/geme/ne Forschungsiörderung 
Förderungsmiltei in Millionen DM') 1 866 


'} vgl. S. 72 

Konstantü Preise, ßasis 1970. 
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4, Zusätzliche Kosten im Jahr 1975 für die Forl- 
schreibung des zur Zelt erreichten Standes Im 
Bildungswesen unter Berücksichtigung bereits 
eingeleiteter MaOnahmen 

— in Millionen DM — 



konstante 

Pieisc 

JcwfilJJgo 

1 Preise 
(PreistAn- 

nahmc- 
1 1072 ') 

|ewci{i(jc 
Ptciso 
fPicihan- 
n-aluno 
107'i ’i 

Personalkosten 

1 162 

l 735 

1 7Ö8 

Sadiiiivesiitionen . . . , 

354 

479 

486 

übrige Kosten 

122 

166 

178 

Gestuntküsten 

1 638 

2 380 

2 452 


PreiSidiinähmeriH die anf den gesamt’ enri finan^wLrL- 
-sdirtitlidien Daten des Jahres 1972 beruhen; vgl. 
Sp. 2 ZiSler 7. 

-) Preisannahmen der millelfrisiigen Zielprojektionen der 
Bundesregierung bis I97ö (Fi nanTibe rieht 1973): vgl. 
S. 53 f. 


6, Zusätzliche Kosten im Jahr 1975 für bildungs- 
polltisch besonders bedeutsame Reformmaßnah- 
men 

- in Millionen DM — 



1 1 

konslönU 

I-rei&c 

jirWiMlIrjo- ' 
Prcl.sn j 
iProisflH- 1 
luUiniic 1 
]r,i72’) 

jge 

F’teisc- 

(Pjeisdu- 

im '\ 

Personalkosteo 

34 

51 

52 

Sachmittelkosten 

737 

907 

i on 

Saebinvestitionen .... 

177 

240 

238 

Übrige Kosten 

10 

13 

1 5 

Gesainlkosten 

958 

1 211 

1 3Ib 


') Preisannahmen, die auf den gesamt- und finanzwiil- 
sdiafiHdien Daten des Jahres 1972 beruhen; s. u. 
Ziff. 7. 

*) Preisannahmeri dor miltelfnstigen Zielprojektionen der 
Brmdesregierung his 1976 (Finanzberidit 1973); vgl. 
S. 53 t. 


5. Grunddaten des Jahres 1975 für bildungspolltisch 
besonders bedeutsame Reformmaßnahmen ') 

Diesen Maßnalunen liegen folgende Veränderungen 
gegenüber den Grunddaten auf den Seiten 165 ff. zu- 
grunde: 

AUe Sebu /bereiche 

Koslenwerte für Sachmittel wie S. 131 ff, 

(Spalte 1975) 

T er//üTer ßerefch 

Koslenwerte für Sadimittel wie S. 140 ff. 

(Spalte 1975). 

Innovationen Im Bildungswesen 

Alle Angaben wie S, 157 (Spalte 1975). 

Beratung im Bildungswesen 

Alle Angaben wie S, 158 (Spalte 1975). 


Ü vgl. S. 72 


7 . Preisannahmen des Jahres 1972 ’) 

a) Relative Preisindices 



)!)71 1 

H172 

1973 

1974 

1975 

Personal- 
kosten 

108,5 

104,4 

104,1 

103,5 

103,5 

Sachmiltel- 
kosten 

100,4 

100,6 

1UÜ,8 

101,0 

101,2 

Sach- 

investitionen 

104,8 

103,7 

102,7 

101,8 

100,9 

übrige 

Kosten 

104,7 

103,6 

102,7 

101,8 

101,2 


b) Deflator 

Der Deflator wurde für die .JaJire 1971 bis 1975 mit 
3,4 ^/o ciugeDommen. 

') Preisannahmen, die auf den gesamt- und finrinzwül- 
scbaftHdien Daten des Jahres 1972 beruhen 
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8. Erläuterung zur Stufenrechnung 
zum Blldungsbudget 

Chunülaye sämtlid:jer Budtjetredinunyen ist tlas tür 
diü rirLyeslrübtü Cntwicklimg des Bildunyswesens 
gültige Sachproyramm, wie es sidi nadi Teil ]( die- 
ses Gesamtplans ergibt. Hierauf dufbauend gibt die 
Sliifenrediniing Antvv'orl auf die Präge, weldie finan- 
7jelJen Bindungen für weiter in der Zukiinif. liegende 
sldhre jetzt bzw. in den nüdislen Jahren eingegan- 
gen werden müssen, wenn das zugrunde liegende 
Sachprogramm zeitgerechl verwirklicht werden soll. 
Diese Fragestellung enlspridit der Tatsache, daß 
zur Verwirklichung der längerfristigen bildiingspoli- 
tischen Ziele jetzt und iii den nächsten Jahren 
sdmtlweise Aushau- und Retormniaßnabmen einv.u- 
leiU'n sind, die finanzielle Bindungen für die Zukunft 
nui sich bringen. Die Hohe dieser iBindiingen liungt 
wesen tli dl davon ab, welche Ausreifungszeiten die 
einzelnen Ausbau- und Reformmaßnahmen bei\öli- 
gen, d h. wie viele Jcihre zwischen politlsdier Ent- 
scheidung bzw, Beschluß und Verwirklidiung durch- 
sdinittlicb vergehen. Im Normalfall untersdueiten 
die fu!‘ ein be.stimintos Zukuaftsjahr bereits jetzt 
eiTizugelienden finanziellen iBiadungen die dann 
vcuaussKhtlidi entstehenden Gesamiko.stenf je wei- 
ter man diest^s Beziigsjohr in die Zukunft verlagert, 
desto größer ist die Differenz zwischen zukünftigen 
Gesamt kosten einerseits und heute bereits einzu- 
getienden Bindungen imdererseits. 

Beispiel ( Prima rbei eich) : 

Geht man davon aus, daß da? Ausbildung zusätz- 
Hdier Lehrer im Primarber eich dtirdisdmilllicdi drei 
.IcThre erfordcat, dann bedeutet dies, daß im Jahre 
1975 über die Sdnilei -Lehrer-R-tdaticjn des Jahres 
1978 weitge^hend vorenlschieden wird. Folglidi sind 
die Zulassungen zum Lchramtsstudium b/.w. die 
Kapazdätsfestlcgungen im .kUir 1975 an demjenigen 
Lehrerhedtul auszuriditen, der .sich für 1978 aus der 
fiir dieses Jaiir angestrebten Sdhüler-Lehrer-Reldtion 
ergibt. Sie wird durdi Interpolation der Ziel werte 
für 1975 und 1980 ermittelt und beträgt etwa 26. 
Nimmt man nun an, daß aiifbaueud auf den Entschei- 
dungen des Jahres 197.5 im Jahr 1978 tatsädilicb so 
viele Lehrer zur Verfügung sieben und auch eiD- 
gesteilt werden, wie für die VenvirkJichuDg einer 
Schüler-Lchrer-Relcition von 26 erforderjidi sind, 
und daß uulk^rdcm eine cnjimal erreichte Sdmler- 
Lehrer-Relätion im Normal fall reicht wieder ver- 
schlechtert wmuden soll, dann heißt dies, daß auch 
in den Jahren riadi !97Ö mindestens eine Sdiülcr- 
Leh rer- Relation von 26 venvirklidit sein muß. Be- 
zieht man diese Relation auf die voraus sidit liehe 
Schülei-zahl des Jahres 1985, dann erhält man den 
„gebundenen"' Lehrerbeciarf dieses Jahres. Aus der 
4. koordinierten Bevölkerungsvoraussthatzung er- 
geben sich für 1985 insgesamt 3,4 Millionen Sdiüler 
im Pr im arbereich. Diesen entspricht ein bis 1975 zur 
Enisdieidnng anstehender Lehrerbedarf von 131 000 
(Schüler-Lehiei -Relation: 26). Multipliziert man 
diese Lehrerzahl mit dem voraussicjit liehen Lehrer- 
eiakonimen des Jahres 1985, dann erhält man den 
bis zum Jahr 1975 sciion im Hinblick aal den ange- 
strebten Stand des Jahres 1985 für die Besoldung 
der Lehrer im Prima rhere ich zu bindenden Befrag. 


Lr liegt — in relativen Preisen — bei etwa 6,6 Mrd. 
DM. Die voraussichtlichen Gesamtkosten der Besol- 
dung der Lehrer im Primaiibereidi Hegen im Jahr 
1985 dagegen höher. Sie ergeben sldi aus der für 
dieses Jalrr angestrebten Sdiüler-Lehrer-Relation 
von 19 und betragen etwa 9 Mrd. DM, Das heißt, 
daß bis ein schließlich 1975 etwa 73,3 ’V'y derjenigen 
Lehrer kosten dos Jahres 1985 zu binden sind, die 
1985 hei Verwirklichung dc^r angestroblen Sdiüler- 
Lehrer-Relation von 19 voraussichtlirh entstehen 
werden. Audi bei der Bereitstellung zusätzlicher 
Klassenräurae bzw. Sdnilflädien reiclu?n die in 
einem bestimmten Basisjahr, z. B. 1975, zu treffenden 
Entscheidungen über dieses Jahr hinaus und bcdevi- 
ten insofern Bindungen für die weitere Zukunft. 
Nimmt man beispielsweise an, daß zur Bereitstel- 
lung zusätzlicher Sdiulflädien durdischnittlich drei 
Jahre erforderlich sind, dann wird im J^hr 1975 
über die Flächenausstaltung des Jahres 1978 ent- 
schieden. Durdi Interpolation der Eckwerte für die 
Jahre 1975 und 1980 erihäU man für 1978 einen rech- 
nerisdieo Durchschnittswert von etwa 3 qm Nutz- 
fläche je Schüler im Prirnarbereich. Nimmt man an, 
daß die diesem Wert entsprechenden Baumaflnah- 
men im Jahr 1975 tatsächlidh eingeleitet, werden, so 
daß 1978 die angestrebte Nutzfläche zur Verfügung 
steht, und nimmt man weiter an, daß die Nützflä- 
dicnausstaUung im Normalfall nicht wieder ver- 
schleditert w'erden kann, daun heißt das, daß auch 
1 985 ein durchschnittlicher Werl von mindestens 
3 fjm jo Sdiüler im Primarbereich zur Verfügung 
gestellt werden muß. Zusammen mii der voraus- 
sichtlichen Zahl der Sdiüler bedeutet dies einen Flä- 
ch enbedarf von 10,2 Millionen qm. Zusammen mit 
einer Annahme über die Absebreibungsquote sowie 
über die Baiiprei.sG ergibt sich die „ gebundene" Er- 
salzinvestitlon des .Jahres 1985 in Höhe von 636 
Millionen DM (relative Preise). Addiert man hier- 
rü die Neuinvestitionen, die erforderlich sind, wenn 
der Flächenwert von 3 qm annahinegemäß auch 1978 
mindestens realisiert werden soll, dann erhält man 
den Gesamtbetrag der bis einsdiließlich 1975 für 
1985 zu bindenden Bauinvestif ionen. Er 'beträgt elwui 
593 Vfiliionen DM. Dies sind 28^5) des Betrages für 
Bauinvestitionen im Jahre 1985, der voraussichthdi 
erforderlich ist, wenn der angestrebte Zielwert von 
4,2 cfm Nutzfläche je Schüler im Prinaarbereidh ver- 
wirklicht wird. 

Für die einzelnen Bereiche wird mit folgenden 
Vorlaufzeiten gerechnet: 


1. Elementarbereich 

Personal 3 Jahre 

Baumaßnahmen 2 Jahre 

2. Pnmarbereich 

Personal 3 Jahre 

Baumaßnahnien 3 Jahre 

3. Sekundarbereich I 

Personal 4 Jahre 

Baumaßnähmen 3 .Jahre 
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noch zu 8. 

4. Sekundarbereidi H 

Personal 5 Jahre 

Baumaßnabmen 3 Jahre 

5. Terliärer Bereich 

Personal 4 Jahre 

Baumaßnabnien 5 Jahre 


9. Grunddaten zur Berechnung der bis 1975 für 1980 
und 1985 einzugehenden Bindungen ’) 


Sachprogramra I975 
von Mrd. DM 


53,6 

I 

E/emeniarbereich 

Relation Kinder 

je Erzieher , , . , . ^ 17,4 

Flädie je Kind (qm) . , 2,44 

Alle übrigen Angaben 
wie S. 130 (Spalte 1975). ! 

Primarbereich ' 

Relation Schüler 

je Lehrer 27,56 

I 

Kosten wert für Sach- [ 
mittel, DM je Sdiüler/ i 
Jahr '135 

Flache je Schüler (qm) . . 2,96 

Alle übrigen Angaben 
wie S. 131 (Spalte 1975). 

Sekundarbcreich f 

Relation Schüler 

je Lehrer _ 20,42 

Kostenwert für Sach- 
mittel, DM je Schüler 
Jahr . _ . 


Flache je Schüler (cjni) . , 

Alle übrigen Angaben 
wie S. 132 (Spalte 1975). 

Sekundarbereich // 
Vollzeit 

Relation Schüler 
je Lehrer 

Kosten wert für Sadr- 
miltel, DM je Sdiüier. 
Jahr 

Fläche je Schüler (qm) . . 

Alle übrigen Angaben 
wie S. 133 (Spalte 197.5). 


215 

4,68 


14 

215 

5,26 


56,0 


17,4 

2,41 


57,2 


17,4 

2,44 


26,40 26,40 


135 

2,96 


160 

2,96 


20,32 20,32 


215 

4,68 


2.55 

4,68 


14 

215 

5,26 


14 

255 

5.26 


Sadiprogramm 1975 
von Mrd. DM 


53,6 


56,0 


SekundarbGreidi /I 
TeilzeiE 

Relation Schüler 
je Lehrer 

Kosten wert für Sach- 
inittel, DM je Schüler' 
Jahr 

Flache je Schüler (qm) . 

Alle übrigen Angaben 
wies. 134 (Spalte 1975). 

Sonderschulen 

Relation Sdrüler 
je Lehrer 

Kostenwert für Sadi- 
mittei, DM je Schüler' 
Jahr 

Fläche je Sdiüler (qm) . 

Alle übrigen Angaben 
wieS. 135 (Spalte 1975). 

Tertiärer Bereich 

Relation Studenten 
zu wissenschaftlichem 
Personal 

Medizin 


44 

135 

2,42 


' !2,5 

I 

205 

7,32 


J Die Angebe]! in DM bt^:2ie]:eii strb auf konstante Preise 
(Basis 1970); S. 74, 


57,2 


44 

135 

2,42 


44 

160 

2,42 


12,4 

205 

7,32 


12,4 

240 

7,32 


sechsjähriges Studium . 

3,06 

3,0 

3,0 

dreijähriges Studium . . , 

10,42 

lU,i 

10,1 

Natur- und Ingenieur- 
w issensdiaften ' 




sderjälirige.s Studium . . ' 

8,07 

7.92 

7,92 

dreijähriges Studium . 

10,82 

10,6 

10,6 

Lehrcimtsstudium 

9,98 

9,8 

9.8 

Geistes Wissenschaften 




vterjäliriges Studium . . 

15,3 

15,0 

1 5,0 

dreijähriges Studium . . 

16,32 

15,0 

16,0 

Lehramtsstudium 

1 5,63 

15,3 

15,3 

Zentrale Einridhlungen . . 

90 

90 

90 

Terfiärcr Bereich 




Kostenwerto für Sach- 
mittel (DM je Student) , . . 




Medizin 




sedisjäJuiges Studium. 

14 070 

14 070 

15 700 

dreijährige.s Stadium . . 

735 

735 

820 

Natur-, Ingenieur- und 
Geistes Wissenschaften 




vjerjähiiges Studium . . 

2 lüO 

2 iOÜ 

2 300 

dreijähriges Studium . . 

735 

735 

820 

Lehramtsstudium .... 

1 470 

I 470 

l 600 
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noch zu 9. 

Alle ilbrigen Angabeii wie S. I40 ff. (Spalte 1975). 
übrige Bereiche 

Alle Angaben wie in Teil D5 (Spalte 1975). 


10, Vorbelastungen 

aus dem Jahr 1975 für 1980 und 1985 


A ineil der Vorbei aslungen ans I975 
an den voraussiditlichen 
Gesamtkosten 


SadiprogtanMiv 

— 

lelatiive Preise — 


1973 von Mrd. DM i 

1980 

1985 

Mrd. 1 
DM 1 

in '^/o 

Mrd. 1 
DM 1 

in 

53,6 

50 040 

74.7 

58 031 

64,1 

56,0 

50 484 

75,4 

58 743 

d4ß 

57,2 

51 101 

76,3 

58 961 

65,2 


Wie die Tabelle zeigt, sind 1980 bis zu 51 T Mrd. DM 
erforderlich, wenn die auf den Seilen 1701 wieder- 
gegebene „gebundene Qualität'' des Bildungswesens, 
wie sie aus den bis 1975 zu treffenden Entscheidun- 
gen für 1980 ebenso wie für 1985 als vorentschieden 
anzusehen ist, verwirklidit würde. Der entspre- 
cbende Betrag für 1985 liegt bei etwa 59,0 Mrd. DM. 
Die Differenz zwlsdien der Bindung für 1980 und 
derjenigen für 1985 'beruht aussdiließlich darauf, daß 
für 1985 mit anderen Jahrgangsstärken — und inso- 
fern anderen Sdiüler- und Studentenzahlen — sowie 
anderen relativen Preisen gereciinet werden muß. 

Bis 1975 stehen maxiraai 76,3% der voraussidit- 
lidien Bildungsgesamt kosten des Jajires 1980 zur 
Entsdieidung an. Bezogen auf das Jalu' 1985 sind es 
maximal 65,2 die durch die bisherige Entwick- 
lung sowie durch die weiteren bis 1975 erforder- 
lichen Ausbau- und Reformmaßnahmen festzulegen 
sind. Dementsprediend beträgt der zwischen 1976 
und 1980 zur Disposition ?5tehende freie Rest 23,7 'tu 
der voraussiditlichen Bildungsgesamtkosten des Jah- 
res 1980. Dies sind rund 15,9 Mrd. DM. Für 1985 
sind es 34,8 Von den voraussidit liehen Bildungs- 
gesamtkoslen des Jahres 1985 in Höhe von rd. 
90 Mrd. DM werden folglich etwa 31,6 Mrd. DM erst 
nadi 1975 feslzulegen sein. 


11. Grunddaten der Jahre 1980 und 1965 für die 
Berechnung der Maßnahmenschwerpunkte ') 


I b 

I 1980 I 1G85 


Hlemenlorhereich 


Kostenwert für Sachmilteh 
DM je Kind/Jahr 

Allo übrigei] Angaben wis S. 130. 


162 


175 


') Die Angaben in DM bezieSien sich auf konsUuUe Preise, 
19?0; v(jl, S. 74. 


19Ö0 I 


I 


Primarbereich 

Relation Schüler je Lehrer 

KosLenwert tür Sachmittel, 

DM je Sdiüler/Jahr 

Alle übrigen Angaben wie S. 131. 


23,2 

162 


Sekundarbcreich / 

Relation Sdiüier je Lehrer 21,6 

Kostenwert für SadimiUel, 

DM je Sdiüler/.Iahr 258 

Alle übrigen Angaben wie S. 132. 


Sekandarbereid'i // — Vollzeii 

Kostenwert für Sachmittel, 

DM je Sdiüler/Jahr 

Alle übrigen Angaben wie S. 133. 


258 


Sehundarbereicli U — Teiizeii 

Kostenwert für Sachmittel, 

DM je Schüler. Jahr 

Alle übrigen .Angaben wie S. 134. 


162 


Sondersdiuien 

Kosten wer 1 für Sachmittel, 

DM je Schüler/ Jahr 

Alle übrigen Angaben wie S. 135. 


246 


Dberbelr/eb/iche 

AusbHdungssfäMen 

Alle Angaben wie S. 137 


Ganzfags^chuleu 
Alle Angaben wie S. 138. 


Tertiärer Bereich 

Küstenworte für Sadnmitlel, DM je 
Student und Jahr 


Medizin 

sechsjähriges Studium . . 
dreijähriges Studium .... 

Natur- und Ingenien rwis-sen- 
schäften 

vierjähriges Studium .... 
dreijähriges Studium .... 
Lehramt ssludium 

Geistes Wissenschaften 

vierjähriges Studium .... 
dreijähriges Studium .... 
Lehramtfistudium 


17 420 
910 


2 600 
910 
1 820 

2 600 
910 
1 820 


Alle übrigen Angaben wie S. 140 ff. 


1985 

23 

196 

20 

312 

312 

196 

297 


20 100 
1 050 


3 000 

1 050 

2 100 

3 000 

1 050 

2 lüO 
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noch zu 1 1. 


Sonstige AusbildungsstaUen des 
Tertiären Bereichs mit berufs- 
quaiiiizierenden Bildungsgängen 

Alle Angaben wie S. 150. 

Lehrerfortbildung 
Alle Angaben wie S. 151. 

Studentenv/ohnraumbau 

Anteil der Studenten in Wohn- 
heimen in Vö 

Wohnheimplätze 

Jährlidier Anstieg der Plätze im 
Fünfj ah reszei träum 

Alle übrigen Angaben wie S. 152. 

Bildungsförderung 

Anteil der zu fördernden Schüler 
des Sekunda rubere i dis l in Vo - . 

Zu föt^dernde Schüler in 1 000 . . 

Anteil der zu fördernden Schüler 
des Sekunda rbereidis 1 in Vo . . ^ 

Zu fördernde Schüler in 1 000 . , 

Anteil der zu fördernden Studen- 
ten in 

Zu fördernde Studenten in l 000 
Alle übrigen Angaben wie S. 153. 

Weiterbildung 

Plätze für kurzfristige Bildungs- 
raaßnahmen 

Zusätzlicher jährlicher Bedarf an 
Plätzen 

Lehrkräfte 

Zusälzlidie Plätze für länger- 
dauernde Vollzeitlehrgänge .... 

Zusätzlicher jährlicher Bedarf an 
Plätze;i 

Le'hrkräite 

Alle übrigen Angaben wie 
S. 154 L 




1980 

1985 

1>)80 

1935 

Außerschulische Jugendbildung 






Personal 


8 500 

9 500 



Finanzielle Förderung Millionen 





DM/Jahr 


190 

200 



Alle übrigen Angaben wie S. I5ö. 





/nnovaOonen im Bildungswesen 






Einsatz von Medien DM/Schüler 

40 

75 



Alle übrigen Angaben wie S. 157. 





Beratung im Bildungswesen 




15 

15 

Alle übrigen Angaben wie S. 158. 



129 750 

1 57 200 







Af/geme/ne Forschungsförderung 




6 000 

5 490 

Forderungsmiltel Millionen DM' 





Jahr 


2 175 

3 201 



Bibliotheken 






Buchbestände Millionen Bände 


45 

50 

l 

/ 

Fahrbi'bliot'heken 


300 

500 

52 

42 

Personal in zentraJisierten 






Diensten , . . 


3 000 

3 500 

20 

20 

Alle übrigen Angaben wie 




261 

273 

S. 160 ff. 




38 

38 





329 

39S 







12. Kosten der MaBnahmenschwerpunkte 




in den Jahren 1980 und 1985 






— relative Preise — 





— in Mrd. DM 




MO 000 

1 30 000 







1 


1980 

1985 

2 000 

1 


1 


5 500 

6 500 







Personalkosten 


39,0 

52,4 

30 000 

50 000 

S adnn Lite 1 kosten 


6,8 

8,7 



Sachinvestitionen 


10,7 

12,9 

2 000 

4 000 

Übrige Kosten 


3,0 

5,0 

l 200 

2 000 

Bildungsförderung 


2,5’ 

2,7 



Gesamtkosten 


62,0 

81,6 
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G. Standardkostenmodell 

1. Zweck und grundsätzlicher Aufbau 

Das iiadi stehend hesd:n i eigene „ whaldf' -ModeU ') 
berechnet auf Grund vorgegebener, von den Inten- 
üonen der Bildungsreform abhängigen Eingabedaten 
den Personalbedarf und die Kosten des Sdi:ut- und 
I iochsdiülbeieidis. Umgekehrt lassen sich bei vor- 
gegebener Kosten- oder Personal grenze die diese 
Grenze au ssdiöpf enden Eingabedaten durch iterative 
Approximation ermitteln und damit die personelle 
und finanzielle Durchführbarkeit von Reformen ab- 
schätzeaf soweit diese sich in den Eingabedaten 
quantifiziei t darst eilen lassen. Die Konzeption des 
Modells gestattet^ die Beredmiingen sowohl für ein 
evolutorisdies als aiidi projektiertes FhJdiing.ssystem 
ira Schul- und Hadi.sduilbereich durch iu führen. Die 
im Modell er rechneten Kosten führen bei Realisation 
der Eingabedaten unrnJllelbar zu Ausgaben, so daß 
im folgenden Kosten und Ausgaben g leidige setzt 
werden. 

Widrigste Eiiigabegröße sind die unterstellten jähr- 
lidien Schüler- und Studierendenbestände, Außer- 
dem untersdieidet das Modell weitere 24, die Bil- 
dung ss Irak tu r beschreibende und die Kosten beein- 
flussende Ei nga'beg roßen (SliiikliH paiametor). 

Das Modell differenziert bei dem Personalbedarf 
zwLsdien LehrpersoDol und weiterem Personal. Das 
Lehrpersonal um faßt ira Hoc hsdiul bereich das J eh- 
rende und forsdiende Personal. Das weitere Perso- 
nal bestellt aus dem nicht lehrenden und forschen- 
den Personal und dem Verwaltungspersonal. Bei 
dem Lehrpersonal v/erden außerdem zw-ei Stufen 
unterschieden, wobei der einen die Lehrer und der 
anderen die As.si Stenten zugeordnet sind. 

Die Au.sga:bengli.ecieruncj entspricht der in der Fi- 
nanzstatistik- Unlersdiieden wird zwischen einmali- 
gen Ausgaben (Investitionen) und fortdauernden 
Ausgaben. Letztere setzen sich aus den Personal- 
ausgaben, den sädi Heben Verwaltungsausgaben und 
den Ausgaben für die Ausbildungsförderung zu- 
sammen. Bei den eimnaligen Ausgaben werden die 
Bauinvestitionen von den Investitionen für beweg- 
liche Sachen getrennt berechnet. Unberücksichtigt 
bleiben die Ausgaben für den Grunderwerb. Sie sind 
getrennt zu ermsUeln und erhöhen die Ausgaben 
entsprechend. Die Bauinvestitionen teilen sich in 
Investitionen für Institute (Hodi'bau), Zentrale Ein- 
richtungen unid IjifrastruklurerweiteTUngen (Straßen, 
Versorgungsnetz, Tiefgaragen usw.) auf. Im einzel- 
nen wird dabei zwischen Erweiterungs-, Ersatz- und 
Anpassunysbedarf unterschieden und eine durcdi- 
schnilt liehe Bauzeit von drei Jahren berücksichtigt. 
Diese Angaben werden getrennt für sechs Katego- 
rien im SdiuL und aebt Kategorien i.m HocbschuH 
bereich ermittelt. Die Ausgaben können in konstan- 

'1 Das HrStandardkostenmodeJl" wurde im ßundesmini- 
sterium für Bildung und Wissensdiaft von Werner 
Schmidt entwickelt und progrdmmierl. 


ten Preisen (Basis 1970), relativen und jeweiligen 
Preisen berechnet werden. In den beiden letzten 
Fällen werden .sechs verschiedene Preisindizes be- 
TÜdksichligf. 

Im Sdiülbereifh wird zwischen folg enden Kategorien 
unlersdiieden : 

E lernen Ul rbe reich 
Prim arbereich 
Sonderpädagogik 

Sek 11 n darbe re i dl I, darin sind enhaUeii: 

1 lauptsdiule 
Realschule 

Gymnasium Unter- und Mittelstule 

Sekundarbereich II, darin sind enthaltene 
Gymnasium Obtrrslide 
Berufsschule 
Berufsfadhsdiule 
Beruf sau f ]>au sdiu I e 
Fadi- und Höhere Faebsdude 
Fädiübersdiuie 

Im Hodisdui Iber eich unterscheidet das Model): 
Medizin 

s edi s j äh r iges S t iid i u m 
dreijähriges Studium 
Natur- ujicl Ingen ieurwissenschaften 
vierjähriges Studium 
dreijähriges Studium 
Lehramtsstudiuin 
G e i s tes w i sscnsch a ften 
vierjähriges Slmdium 
dreijähriges Studiom 
Lehrdratsstu'dium 

2. Beschreibung der Qeflnltlonsglelchungen 
des Modells 

2.1 Bestimmung des Personalbedarfs 

Der Personalbedarf wird mit folgenden rekursiven 
Gleidiungen beredinet: Das gesamte lehrende Per- 
sonal L ist abhängig von der SchüJer-Lehrer-Rel^- 
tion I und dem Schüler- bzw. Studierendenbestand 

S'). 

i, ■ A,t ^ 

^ t Jahr 

Aus dem nach (l) erreebneten gesamten lehrenden 
Personal und dem vorgegebenen Verhältnis von 


0 Als „gesamtes lehrendes Personal im Schulbereidi 
werden hier Lehrer, Assistenten und Hilfspersonal 
verstanden. 
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Lehrern zu AssisLenten q wird das lehrende Per- 
sonaj der ). Stufe L’ emiilelt. 






L Vi-CI. 


■Je. t 


Das gesamte Icihronde Personal besteht aus dem 
Personal der 1. Stufe (z. B. Lehrer, Professoren) und 
dem der 2. Stufe (Assistenten) L’. 


Damit wird das lehrende Personal der 2. Stufe aus 
der Differenz zwisdien dem gesamten lehrenden 
Personal und dem der 1. Stufe erhalten, 

‘-^t ■■ '■IC.T. ■ Si.t 

Dds weitere Personal W ergi'bt sidi aus dem vor- 
gegebenen Verhältnis von LeTirem zu weiterem 
Personal v und dem nach (1) ermiltelten gesamten 
lehrenden PersonaL 


Das Gesaralpei-sonal P der Kategorie k im Jahre t 
setzt sich aus dem lehrenden und dem weiteren 
Personal zusammen. 


Das lehrende Personal L umfaßt auch das forschende 
Personal. 


2.2 Bestimmung der Ausgaben 
2.2.1. Bauinvestitionen 

Wegen feihlender Vermögensrechnung der Länder 
kann bei der Ermittlung des Investitionsbedarfs nicht 
der Kapit-alslock des Biidungssystems zugrunde 
gelegt werden. Bei der hier entwidkellen Investiti- 
onsfunk Lion wird degbafb von den 'Bestands Ver- 
änderungen unmiltefbaj ausgegangeo. Für die Be- 
stimmung der ErsatzinvesLiüonen werden hilfsweise 
die Schüler- bzw. Studierendenbestände herange- 
zogen, die den Studienplätzen gteidigesetzt werden. 
Für den Uberfüllungsfaktor {— Sludentea^Studien- 
plätze) wird damit der Wert 1 unlersleDl. 

Wenn jn. einem Jahr l für einen gegebenen Sdiüler- 
bzw. Studentenbestand S eine Flädre F entsprechend 
einem vorgegebenen Flächen rieh twert f vorhanden 
sein soll; so ist die benötigte Fläche gleich dem 
Produkt aus Bestand und Flächenrichtwert. 

(6) Ft - ^ ■ s. 

Der ün Jahre t bereitzustellende Erweiterungsbedarf 
A Fj ergibt sich aus der Differenz 

Der Fl ächenzu wachs wird sowohl von der Änderung 
des Schüler-(!Siüd€nten-)'bestan'des als auch von der 
evtl. Änderung des Flächearichtwertes ibeeinilußt. 
Für die Planung ist es von Interesse^ die Einfluß- 
größen hinsichtlich ihrer Wirkung isoliert beob- 
achten zu können. Aus diesem Grunde wird (7) ura- 
geformt in 


Der erste Term auf der rechten Seite bestimmt den 
Flächenzuwachs auf Grund einer Pestandsverände- 
rung der Schüler bzw. Studenten. Der zw^eite Term 
bestimmt den Flädienzuwadis infolge einer Flädien- 
richtwert-Änderung. Der letzte Term in (ö) kann 
weiter aufgelöst werden in 

weil S| j — (Si-i“S(j) f So, Darin ist So der Schüier- 
(Studenten-)ibestand vor Beginn des Planungszcit- 
raums (Altbestand). Der letzte Terra in (9) liefert die 
Fläche; die nötig ist, um den Nachholbedarf des 
Altbeslandes auf Grund von Flächenriditwert-Ände- 
rangen zu decken, während der andere Term den 
Nachhofbedarf rfür die innerhalb des Planungszeit- 
raums vorgenommenen Erweiterungen an die dem 
jeweils neuesten Flädienrichtwert entsprechende 
Fläche bestimmt. Damit erhält man für (7) 

Der Fl ächenzu wachs setzt sich damit aus der Erwei- 
terung, der Anpassung des AUbestandes und der 
Anpassung der Erweiterungen zusammen. Außer- 
dem ist noch die aus technischen Gründen wegfal- 
lende Fläche zu ersetzen. Bei einem vorgegebenen 
(technischen) Abschreibungssatz d und gegebener 
Fläche ist die je Jahr zu ersetzende Fläche 

Da der Fläch enbestand nicht bekannt Lsl, wird in (11) 


gesetzt, () 1) erhält damit die Form: 


ln S\ sind sowohl der Altbestand als audi alle 
Bestandsveränderungen (Sf^i ^ S«) an Sdiüleni bzw, 
Studenten enthalten. Der in (13) ermittelte Ersatz- 
bedarf schließt 'beides ein. so daß der Anpassungs- 
bedarfdes Altbestandes und der der Erweiterungen 
um die jeweils abgeschriebenen Anteile zu kürzen 
sind. 

Das geschieht durch 


77 “ o - fi]c t^on ViLtbostand 

1-0 

und 

wobei 1 “ 0 die letzte Periode vor Beginn des Pla- 
nungszeitraumes ist. 

Die Gleichung für die BesUmrnung des Flächen- 
Zuwachses ira Jahre t erhält damit folgende Form: 




Für die Berücksichtigung der Bauzeit wird von fol- 
gender Überlegung ausgegangen: 

Sei I — 1,2 i; . . . die Menge der Perioden 

nach Bezugsperiode t und m 2 I die du rchsdinitt liehe 
Bauzeit in Periode und AFtf] der benötigte Flä- 
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(henzuwachs lun Ende der Periode t ■ i. Hrinn he- 
tragen die Flärhenznwadise in m IViiioden 

y\ p 

1 -1 

Bei fiktiver gleichmäßiger Erstellizng der benötigten 
Eläcben über alle m Perioden der Banzeit wird die 
jo Pe riode zu erstellende Fläche 

jn 


(1. h. es gibt bei den Flächen rieb 1 werten für die An- 
passung der Erweiterungen ebenfalls mindestens 
n Gruppen mit je ki Perioden von der ersten 
Gruppeuperiode jjz an, bei der mit der Anpassung 
an den planerisdien Fldfbeniichtwert der Periode 
begonnen wird. 

Der Fl ädienzu wachs für die Anpassung der Erwei- 
terung ergibt sich für jede Periode t aus 

^^np2 _ ,.Aop2j tCO.- 


Siotragen. Auf (14) angewendcH ergibt das 




s 




In (15) wird die Anpassung unmittelbar über die 
Änderung der (planerisdien) Flächenrichtwerle vor- 
genommen. Um in der Planung flexibler sein zu 
können, werden zwei weitere (planerische) Flacben- 
riditwerte eingeführt: und Der erstere 

bewirkt die Anpassung des Altbestandes, der zweite 
die der Erweiterungen. Sie unterliegen folgenden 
Beschränkungen; 




’o *t *: 

' ' i o 1 * t 


tt > 1) . 


Daraus folgt, daß sidi der Flächenzuwachs einerseits 
nur aus den Erweiterungen und dem Ersatz zusam- 
mensetzt, wenn alle Anpassungsflädienrichtwerte 
dem Ist-Fläciieciridhtwert entsprechen. Anderer- 
seits steht der benötigte Flädienzawacivs nur dann 
voll zur Verfügung, wenn die Anpassungsflächen- 
richtwerte spätestens bis zum Ende des Planungs- 
zeitraumes gleidi dem größten Riditwert sind. Lie- 
gen die Richtwerte dazwi.schen, dann wird der an- 
gestrebte planerische Flächenrichtwert in bezug auf 
den Altbestand oder in bezug auf die bisherigen 
Erweiterungen noch nicht erreicht. Bis zum Ende T 
des Planungszeitraumes müssen die beiden Richt- 
werte und den größten planerischen Flä- 
cbenridjtwert erreicht haben. 

[lU - f. 

^Anp2 _ ^ 

Ist das nicht der Fall, dann wird die Erstellung des 
Nachholbedarfs auf die Zeit nadi dem Ende des 
Planungszeitraums verschoben, d. h. der angestrebte 
planerische Flädienrichtwert wird innerhalb des Pla- 
nungszeitraumes nicht realisiert. 

Gibt es im Planungszeitraum z Flädienriditwert- 

Änderungen (2 = 1.2 n ä T“1), so lassen sich 

n Gruppen von Perioden mit jeweils konstantem 
planerischen FlädieniichLwert bilden, j; sei die Pe- 
riode t, in der innerhalb des Planungszeitraumes 
zum 2-len Male wird. ist damit die erste 

Periode in der z-ten Gruppe. Es gelte: 

aej il. - f _ ) . _ ^hnp2^ ^ 


Werden Anschreibungen und Bauzeiten berücksich- 
ligL so ist der Ausdruck zu erweitern. Es gilt dann 


1 f: 






Für die Anpassungsflädienriditwerte des Alt- 

bestandes gilt 




(f,. - fJ 


r 




.Ajn-al 


1 . 


wobei fr der Flächenrichtwert am Ende und f,, der 
vor Begirm des Planungszeitraumes ist. Der Flächen- 
bedarf für die Anpassung des Altbestandes wird da- 
mit unter Berücksichtigung der Abschreibungen und 
der Bauzeit gleidi 



t*-i=2 o 


Die Bauinvestitionen werden aus dem Produkt von 
Flächenpreis p und zu erstellender Fläche im Hoch- 
bau und für zentrale Einriditungen, für die eigene 
Preise und Flächen riditwerte gellen, erhalten. Für 
die Erweitertmg der Infrastruktur wird unmittelbar 
von der Veränderung der Schüler- bzw, Sludieren- 
denbestände und einem Kostenriditwert ausge- 
gangen. Unter Einbeziehung der Preisindizes c zur 
Berechnung der Ausgaben in konstanten, relativen 
und jeweiligen Preisen ergibt sich dfimit folgende 
Investitionsfunktion für alle Kategorien k: 


lijia r — 

’ tu )__ "r.ti-l 

1-1 


(i) 

V®- .Eau 

' m ,> ' 

1«1 
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bedeuten: 





(a) Erweiterung Hodibau 

(b) Ersatz Hodibau 
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(c) Anpassung AUbesiand Hodibau 

(d) Anpassung Erweiterung Hodibau 

(e) Erweiterung zentrale Einrichtungen 

(f) Ersatz zentrale Einrichtungen 

(g) Anpassung Altbestand zentrale Einrichtungen 

(h) Erw'eiterung Infrastruktur, 

Bel abnehmenden Bezugsgrößen {“ Schüler- bzw. 
Studentenbestände} entstehen in dem Enveiterungs- 
term negative Größen, d. h. freiwerdende Flädien 
bzw. ersparte Investitionen. Sie verringern die Aus- 
gaben für das Gesamtsystem, da sie durch die 
Summation den Ersatz- und Anpassungsbedarf kom- 
pensieren. Bei Überkompensation können die in der 
betreffenden Kategorie nidit benutzten Flächen von 
anderen Kategorien genutzt werden. Diesen Aus- 
gleich bewirkt das Modell durch die Summation 
über alle Kategorien des Sdiul- bzw. Hochschul- 
bereichs. 

Ist eine vollständige Substitution auf Grund völlig 
untersdiiedlidher Struktur der für eine Übernahme 
in Frage kommenden Kategorien nicht möglich, kann 
aus dem Modell keine Lösung über die Verwen- 
dung solcher Flächen abgeleitet werden, da sie 
dann für andere Zwecke der öffentlidien Verbände 
genutzt werden müßten, die außerhalb des Bildungs- 
systems liegen. 


Der Preisindex ^rniög licht die Umrechnung 

der Ausgaben von konstanten in jeweilige oder 
relative Preise. 

2.2,5. Ausgaben für Ausbfldungsförderung 

Bei der Berechnung der Ausgaben für Ausbildungs- 
förderung wird von einem in die Förderung 

einbezogenen Anteil der Sdiüler bzw. Studierenden 
ausgegangen, der sich aus der Multiplikation der 
Schüler- bzw. Studierendenbestände S mit einem 
vorgegebenen Anteilsatz a ergibt. Dieser Anteil 
wird mit dem Ausbildungsförderungssatz h multi- 
pliziert. 


Der Preisindex gestattet die Unrrechaung der 
Ausgaben von konstanten in jeweilige oder relative 
Preise. 

2.2.6, Gesamtausgaben 

Die Gesamtausgaben und alle relevanten Teilaus- 
gaben werden durdi entsprechende Summation der 
vorstehend besdiriebenen Ausgabearien erhalten. 


3. Möglichkeiten des Modells 


2.2.2. Investitionen für bewegliche Sachen 

Für die Berechnung der Investitionen für beweg- 
liche Sachen werden zu (19) analoge Beziehungen 
aufgestellt. Der hier verwendete Kostenridrtwerl 
anstelle eines Flächenrichtwertes säiließt den Preis 
mit ein, so daß die Abweichung der Gleidiungs- 
struktur nur aus dem Wegfall des Preises vor dem 
Summenzeidien besteht, 

2.2.3. Personalausgaben 

Die Personalausgaben A^ setzen sich aus der Summe 
der Personalausgaben für die drei Personalgruppen 
zusammen. Die Personalausgaben je Gruppe er- 
geben sich aus dem Personalbestand dieser Gruppe 
multipliziert mit dem jeweiligen Durchschnitts- 
gehalt g, wobei eine Produktivitätssteigerung von 
jährlich l Vo für den öffentlichen Dienst unterstellt 
und in den Gehältern zu konstanten Preisen implizit 
berücksichtigt 'wurde. Der Preisindex gestattet 
die Umrechnung der Ausgaben von konstanten in 
jeweilige oder relative Preise, 


2,2,4. Sächliche Verwaltungsausgaben 

Die sächlichen Verwaltungsausgaben liefert das 
Produkt aus dem Kostenrichtwert für sächliche Ver- 
waltungsausgaben SS und den Schülern bzw. Stu- 
dierenden. 

aVerv ^ 


Uber die vorstehend erläuterten Relationen werden 
7994 Eingabedaten zu 5120 Ausgabedaten verknüpft. 
Die Relationen bilden einen rechnerischen Rahmen. 
Der Einfiuß von Verhaltensweisen findet bereits in 
den Eingabedaten seinen c[uantifizierten Nieder- 
sdilag. Diese flexible Konzeption macht das Modell 
für die eingangs erwähnten Anwendungsfälle un- 
mittelbar anwendbar. 

Für die praktische Durchrechnung ist ein (sehr be- 
dienungsfreundlidies) Computerprogranim geschrie- 
ben worden. Durchrechnungen mit alternativen Ein- 
gabedaten sind damit leicht durchzuführen. Je nach 
Klassifikation der Eingabedaten als Prognose-, Pro- 
jektions- oder fstzahlen kann das Modell als Pro- 
gnose-, Projektions- oder als die Realität wieder- 
gebendes Modell aufgefaßt werden. 

Für die Bildungsplanung bietet es eine wesentliche 
Entscheiduogshilfe. Die auf der Eiogabeseite ver- 
lajigte DetailUerlheit verlangt von den Planungs- 
gremien die Umsetzung der Reformvorstellungen in 
quantitative Angaben, was zu realistischerer Ein- 
schätzung der Möglichkeiten führt. Der Modell- 
output liefert ein umfangreiches, analytisdi aufbe- 
reitetes Zahlenmaterial, das die personellen und 
finanziellen Konsequenzen klar erkennen läßt. 


4. Zur Problematik der Eingabewerte 
für die Anfangsperioden 

Wenn das Modell an die Realität angepaßl sein 
soll, müssen seine Ergebnisse für die Anfangsjahre 
mit den Ist-Zahlen der Jahre 1970 und 1971 annähe- 
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mngsweise übereinstimmen. Das bedeutet, daß bei 
unterstellter reabstischer FunKtionalstriiktur die Ein- 
gabewerle mit den entsprechenden Ist-Zahlen eben- 
falls übereinstimmen müssen. Soweit sie ermittell 
werden konnten, z. B. bei den Sdiüler- und Studen- 
tenzablen, wurden sie für das Modell übernommen. 
Für andere Eingangsvariablen, wie z. B. Flädien- 


riditwerle und Absdueibungssätze, mußten ge- 
sdiätzte Werte eingesetzt werden. Dieses Verfah- 
ren ist noch unbefriedigend. Mit zunehmender Ver- 
besserung des Vorliegenden Dateinnaterials werden 
reaiisüsdiere Werte eingesetzt und wird auf eine 
Rückwärtsbeiechnung der Strukturparamctei ver- 
zichtet werden köruien. 
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Standardkostenprogramni 

Grundsälztiches ArbeitsscBema 


prozeniuale Zu- 
oder Abschläge 
auf die einge- 
gebeoen Daten 


6 Preisindices 
für relative 
Preise 



Bezugsgroße; Schüler. 
Sludenrer> 

24 SUukturparameter 


unmiuelbare Anderungs- 
möglrchkeh derelnge- 
gebenen Daten durch Aus- 
wechslung der Wene 


Fesilegung der Preisari 
und damit Berechnung 
der Ausgaben in konstan- 
ten. jeweiligen oder 
relativen Preisen 


6 Preisindices für 
jeweilige Preise 


25 Ergebnisvariable 


z. S. Schul- und Hoch- 
schulbereich insgesarm. 
Schulbereich. 
Kochschulbereich 
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Anlage 1 


Auszug aus dem Ergebnisprotokoll der Besprechung der Regierungschefs 
des Bundes und der Länder vom 20. September 1973 


A 

Gemäß Artikel 9 Abs, 2 des Verwaltungsabkojca' 
mens zwischen Bimd und Ländern über die Erridi- 
Lung einer gemeinsamen Kommission für Bilduags- 
planuag vorii 25. Juni 1970 fassen die Regierungs- 
chefs von Bund und Landern foigendeTi Beschlüße 

I. 

Die Regierungsdiefs haben den von der Bund- 
Länder-Kommission für Bildungsplanuiig mit Schrei- 
ben vom 3. Juli 1973 vorgeieyten Bildungsgesamt' 
plan eingehend beraten. Sie begrüßen es, daß niit 
dem Bildungsgesaintplan ein langfristiges Konzept 
für das deutsdie BUdung.s wesen erarbeitet w'orden 
ist. Sie billigen nach Maßgabe der folgenden Fest- 
stellungen die ini Bildungsgesamtplan entwickelten 
hilduncjspolitischen Ziel Vorstellungen. 

II. 

!. l^ie Regierungschefs stellen lest, daß es m den 
Fragen der Gesanitschule, der Orient jeningsstufe 
)ind der Lehrerbildung noch nichl möglidi war, 
zu einer ÜbeieinsUmmung zu gelangen; insoweit 
ist ein Beschluß gemäß Artikel 9 Abs. 2 des Ver- 
Wältungsabkommens nichl zustande gekommen. 

2 Die Regierungsdiefs halten es weiterhin für eine 
vorrangige Aufgabe der Bildungspolitik, die ein- 
lieit liehe Ln tw ick hing des Bildiingswesens in der 
Cundesrejmblik Deutschlancl zu gewährleisten; 
dabei stellen die gemeinsam gebilligten Zielvor- 
stellungen den Rahmen dar, in dem sich die Ent- 
wicklung des Bildungswesens vollziehen soll. 

HL 

1. Die Regierungschefs geben der Verwirklichung 
der im Bildirngsgesainlplün enthaltenen Zielvor- 
stellunge]! im Rahmen der gesamtstaatlidien 
Aufgaben weiterhin hohe Priorität, 

2. Die Regierungschefs gehen davon aus, daß die 
Finanzierung der dem Sodcelbetrag von 5x3,6 
Mrd, DM für 197.5 zugrunde liegenden Maßnah- 
men einsdiiierjlid) des Programms der vordririg- 
lidien Maßnahmen siciierges teilt ist. Ober die 
Pinanzierung der darüber hinaus für das Jahr 
1975 vorgesehenen MaßDabnieu, die die Regie- 
rungsdiefs bereits am 23. Februar 1973 als bil- 
dungspolitisch notwendig bez€üdmet haben, wer- 
den Bund und Länder zu den jeweiligen Lnt = 
sciieid ungste nni neu besdil i e ßcn . 

3. Die Regierungschefs sli.mmen mit der Bund- 
Lfinder-Kommission für Bildungsplanung darin 


überein, daß die Kostenannahmen des Bildungs- 
budgets für den Zeitraum bis 1985 als Enlschei- 
dungshilfen für die Forlschreibung der miltel- 
fri.stigen Finanzpläne anzusehen sind. Soweit die 
bildungspolitisdien Zielvorstellungen für diesen 
Zeitraum finanzieUe Auswirkungen haben, er- 
folget ihre Festlegung in quantitativer und zeit- 
Udier Hinsicht in Abstimmung mit den mittel- 
fristigen Finanzplanimgen. 

IV. 

Die Regierungschefs messeu bei der Fortschreibung 
des Bildungsgesaintpianes der dort bereits als hil- 
dungspoHlisrh vordringlich bezeichneten Herstellung 
von Gloi dl Wertigkeit der beruf Heben und der allge- 
meinen Bildung und dem damit verbundenen Pro- 
blem der späteren beruflichen Chancen beson.ciere 
Bedeutung zu. 

V. 

1. Die Regierungschefs bitten die Bund-Lander- 
Komnnssion für Bildungsplanung, ihre Arbeit 
auf der Grundlage des Verwaltiui^isabkürnrnens 
vom 25. Juni 1970 fortzusetzen, 

2, Die Regierungschefs bitten die Bund-Länder- 
Kommission für Bildungspianimg 

u) weiterhin bemüht zu bleiben, die in den be- 
sonderen Voten niedergeleglen Auffassungs- 
unterschiede zu überwinden oder zumindesi 
weiter zu verringern; 

b) die Personal-, Flächen- und Kostenrichlw’erte 
des Bildungsge.samtplanes weiterhin zu über- 
prüfen und dabei zu beachten, daß der irn 
Bildungsgesamtplari gemeinsam gesetzte 
Rahmen g rund sät z lieh oicht überschritten 
wird. 

B 

Die Regierungsthefs der Länder weisen darauf hin, 
daß schon die Finanzierung der dem Sodcelbetrag 
von 53,6 Mrd, DM für 1975 zugrunde liegenden 
Maßnahmen im Jahre 1975 bei der derzeitigen 
Finanzausstatlung der Länder cinschließlicii Ge- 
meinden nur mit äußerster .Anstrengung sicherge- 
stellt werden kann. Eine Erhöhung des Finanzrah- 
mens, die zur VerwürkHchung des Planes erforder- 
licii ist, .setzt in jedem Fall eine wesentliche höhere 
Beteiligung der Länder an der gesamtslaat liehen 
Finanzmasse voraus. Ein Beschluß gemäß Artikel 9 
Abs. 2 des Verwaltungsabkominens ist ini Hinidick 
auf die Finanzierung in der Sitzung vom 20. Sep- 
tember 1973 nicht zustande gekommen. 
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Anlage 2 


Auszug aus dem Protokoll über die Ergebnisse der Besprechung der 
Regierungschefs des Bundes und der Länder am 30. November 1973 


2u Punkt 6 der Tagesordnung: 

Finanzausgleidi zwischen Bund und Ländern ab 1974 


2. Die Regierungsdiefs der Lander slimmen auch dem Bildungs- 
gesdmlplan zu. Der bei der Besdilußfassung am 20. September 
1973 gemadite FinanzierungsvorbehaU (Teil B des Beratungs- 
ergebnisses vom 20. September 1973) ist damit weggefallen. 

3. Die Regienmgsdiefs von Bund und Ländern werden den Bildungs- 
gesamtplan jetzt den gesetzgebenden Körperschaften zuleiten. 

L Vorsorglich weisen die Regierungschefs der Lander darauf hin, 
daß die planmäßige Verwirklichung aller im Bildungsgesamtplan 
vorgesehenen Maßnahmen von der Entwidclung einiger noch 
nicht vorher.sehb 3 rer Faktoren abhangf, nämlich 

ö) vom Verlauf der Konjunktur, 

b) von den Auswirkungen der Energiekrise, 

c) von der Zuwei.sung neuer Aufgaben an die Länder durch die 
Bundesgesetzgebung. 
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Anlage 3 


Anschreiben der Bund-Länder-Kommission für Bildungsplanung an die 
Regierungschefs des Bundes und der Länder zur Übersendung des 
Bildungsgesamtplans 

Bujad-Länder-Kommisslon 53 Bonn, den 3. Juli 1973 

für Bildungsplanung PeLersbergstraße 18 

Telefon 22 70 54 


An den 

Herrn Bundeskanzler 

und die Herren Regierungschefs der Ländei 


Betr.: Bildungsgesamtplan 


Anrede! 


Die Buiid-Länder-Komnjiss’ion für Bildungsplanung 
legi hieimil den von iVju erarbeileten Biichingsge* 
samlplan zur Beratung und Beschlußfcissung durch 
die Regierungschefs geinäni Artikel 9 des Verwäl- 
tunysabkomineus /.v/ Ischen Bund und Ländern über 
die Errichtung einer gemeinsamen Kommission für 
Bildungsplanung vom 25, Juni 1970 vor. 

Nach Artikel 2 Nr. 1 dieses Verwallungsabkommens 
hR\ die Kommission die Aufgabe, „einen gemeinsa- 
men langfristigen Rahmenplan für eine abgestirnmte 
Entwicklung des gesamten Bildungswesens vorzube- 
reiten Nach Artikel 2 Nr. 5 des gleichen Abkom- 
mens hat sie „unter Beiücksithtigung der Bedarfs- 
festslellungen des Birndes und der Länder den vor- 
aussichtlidien Finanzbedarf für die Vor wirk lidiung 
der Pläne und Progranime zu cujiiitteln Uficl Vor- 
schldge für die Finäiizierurig und die Bereitstellung 
der erforderlichen Mittel durch Bund und Länder 
aiiszu arbeiten (gemeinsames Bildungsbudgel) 

Am 17. Oktober 1971 unterbreitete die Kommission 
den Regierungschefs <les Bundes und der Länder 
einen Zwischenbericht über ihre bis dahin geleistete 
Arbeit. Hierzu erklärten die Regierungschefs am 
28. JcuiiUiL 1972, ,,daß der * . . vorgelegte Zwischen- 
l>eiidit ungeachtet sadilictiei Differenzen in einigen 
Punkten eure geeignete Grundlage für die weitere 
gemeinsame Arbeit von Bund und Ländern dar- 
sLellt''. Sie bestätigten diese Auffassung in einem Be- 
sch bd5 vom 26. Mai 1972, in dem sie auch Hinweise 
für die weiteren /Xrbeiten in der Kommission gaben. 
Im Zusammerdicuig mit der Vorlage der Kommission 
über die Finanzierung der mittelfristigen Bildimcjs- 
ausgaben bis 1975 baten die Regierungschefs am 
23. Februar 1973 schließlich, „den Bildungsgesarat- 
jilan und das Bildiingsbiidgel unverzüglich unter Be- 
rücksichtigung des Besdilusses der Regierungsdtefs 
vom 26. Mai 1972 zu verabsdiieden". 


Auf der Grundlage dieser Besciüüsse hat die Bund- 
Länder-Kommission für Bildungsplanung ihre Arbei- 
ten durdigeführt. ln eingehenden Beratungen ist eine 
Gesamtkonzeption für die Gestaltung des Bildungs- 
wesens bis zum Jalue 1985 entwickelt wemdert. Sie 
enthäU diejenigen bildungspoJiti.sdmn Ziel Vorstel- 
lungen, die aus heutiger Sicht erreicht werden müs- 
sen, um die von allen Beteiligten erstrebten Refor- 
men im Bildungswesen zu verwirklidien. 

Neben einer Berechnung der Kosten und einer Be- 
urteilung der bildungspolitischen Belange unter ge- 
sanUwirtscha ft liehen Gesichtspunkten werden audi 
Entsdieidungslüllen für die mittel- und langfristige 
Eildungsfinanzic^ruug gegeben. 

Auf der Basis der FinanzpUine 1971 ins 1975 haben 
die Regierungschefs am 23. Februar 1973 beschlos- 
sen, daß die Re toijn Vorhaben insoweit finanziert und 
aucdi durchgeführt werden können, als sie im Jahre 
1975 auf der Grundlage eines Finaiizierungssockels 
von 53,6 VI rd. DM (Preisannahme 1972) benihen. 
Über eine Eriiöhuag dieses Finäirzvolurnens auf 
57,2 Mrd. DM (Preisamialune 1972), das insgesamt 
erforderlich wird zur Durdiführung der Reformvor- 
haben im Jahre 1975,, die audi die Regierungschefs 
bildungspoiitisch für notwendig angesehen haberp 
ist im Gespräch zwischen Bund und Ländern zu den 
jeweils crfoiderlidien Eiitsdi eidun gsterm inen sowie 
im Zuge der Fortsdireibung der Finanzpläne unter 
Berücksiditigmig der gesdjmtwirlschaftUchen Ent- 
wicklung, der Entwicklung der Einnahmen und Aus- 
gaben von Bund, Ländern und Gemeinden und der 
Anforderungen in allen öffentlichen Aufgabenberei- 
chen politisch zu enlsdieiden. 

Die Kommission bat darüber hinaus auch Überlegun- 
gen zur Finanzierung im längei frisUgea Zeitraum an- 
gestellt. Danadi ist erk:ei\ubar, daß die Finan/iening 
der bi 1 du ngspul.i tischen Reform vorhüben sowdc die 
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Fifitinxierimg der anderen (iffentlidhen Aufgaben 
selhsl bei gesamtwirtsdiafllidj ojitimalen Rqihmon- 
bedingnngen eine Anliebung der Steuerhistqnote 
und eine Ausdehnung der staatlidien Versdiulclung 
erfordern. Bei der jeweiligen Forlsdireibung der 
Finanzplane werden dann unter BerücksidiÜgung 
der Ausgabenenlwicklung der anderen öffentlidien 
Aufgabenbereiche die polilisdien Entsdieidungen zu 
tieften sein. 

Die Kommission liat auch eine Kur/fassuiig des Bil- 
dungsgesaintplans zur Unterrichtung einer breiteren 
Öffentlichkeit verabschiedet. Sie enthalt die wesent- 
lichen Ziele des Rahmenplans für das Bildungswesen 
und die wichtigsten Angaben des Bikiungsbudgets, 

Bei den vorbereitenden Arbeiten ist den Aufträgen 
der Regierungschefs vom 26. Mai 1972 besondere 
Aufjnerksarnkeit gewidmet worden: 

— Die Auffassungsunterschiede in den Fragen der 
Gesamtschule, der Orientierungsstule und der 
Lehrerbildung konnten nicht überwunden wer- 
den; es wurde jedodn darüber Einvernehmen er- 
zielt, daß der Schwerpunkt bei der Einfülirung 
der OiiCTitierungsstufe in der inJialllidien Aus- 
ge-sUdlimg liegt. Die Kommission wird diese Fra- 
gen unter Berücksiditigung der Ergebnisse der 
bereits laufenden Model Iversudre mit besonderer 
Aufmerk.samkeil verfolgen und sich auch weiter- 
hin um eine auf Einheitlichkeit zielende Fort- 
entwiddung des Bildungswesens bemühen, 

— Die quantitativen und finanziellen Überlegungen 
des Zwisdicnbeiidits wurden überpiüil. Die Stel- 
lungnahmen der Konferenz der Länderfinanz- 
minister und des Finanzplanung.srates dazu ha- 
ben in den Ausführungen zum Bilciungsbudget 


ihren Niederschlag gefunden. Der Arbeits- und 
der Wirtsdiaftsrninisterkonferenz wurde Ge- 
legenheit zur Stellungnähme gegebem 

— Die Kostenberechnungen wurden im Hinblick auf 
ihre Vollständigkeit, Richtigkeit und koslenspa- 
renclen Alternativen überprüft. Für einzelne we- 
sen! liebe Vorschläge wurden Kostensdiätzungen 
besonders ausgewiesen. 

— Vorsddäge zur Durchführung vordringlicher Maß- 
nalmien für Verbesserungen irn Eiementar- 
be reich, die berufliche Bildung bis zum Abschluß 
des Sekundarbereichs 11, die Einführung der 
Oiienlieiungs.stufe, den Ausgleich des Lehrer- 
bedarfs und die Erweiterung der Kapazität im 
Hodischulbereidi wurden den Rec|ierungschefs 
am 6. Juli 1972 vorgeleg! und von ihnen am 
7. Juli 1972 gebilligt. 

Zum weiteren Verfahren bittet die Bund-Landei- 
Komtnission für Bildung splan mag, den Bikhmgs- 
gesamljüan zu billigen. Sie bittet weiterhin, die 
Frage der Finanzierung der auch von den Regie- 
rungschefs in ihrem Beschluß vom 23. Februar 1973 
bi lütingspoli lisch für notwendig angesehenen Maß- 
nahmen, deren Kosten über den Sockel bet rag von 
53,6 Mrd. DM für 1975 hin ausgehe □, zu prüfen und 
in den Hdushaltsverhancllungen sowie bei der Fort- 
schreibung der mittelfrisLigen Finanzplanung für das 
Jöhr 1975 eine möglich.st w-eitgehende Verwirk- 
lidmng dieser Maßnahmen anzustreben. 

>er Kommission ist bewußt, daß der Bildungsgesanit- 
plan nur ein Anfang der geineinsdinen Biklimgspia- 
nuTicj ist. Die kommenden Arbeiten sind durch das 
Verwallungsabkommen über die Kommission vor- 
gezeidhnet. 


Mit vorzüglidier Hochaditung! 


Dr. Klaus von Dohnamyi 

ßiHidesminister für ßikking und Wissensdiaft 
Vorsitzender 

Dr. Bernhard Vogel 

Kultusminister des L^uides Rlieiiücind-Pfülz 
.stell V er Ire tendor Vor.'^itzender 

Professor D, Dr. WUhelm Hahn 

Kultusmini.ster des Landes Baden-Württemberg 

Professor Dr. Hans Maier 

Bayeristher Staalsministt?r für Unterridit und Kultus 
Gerd Löffler 

Senator für Schulwesen des Landes Berlin 

Moritz Thape 

Senator für Bildung, Wissensdiaft und Kun.st 
der Freien Hansestadt Bremen 


Günter Apel 

Senator für Sdiule. Jugend und Berufj^bildung 
der Freien und Hansestadt Flamburg 

Professor Dt. Ludwig von Friedeburg 

Hessischer Kultusminister 

Professor Dr, Peter von Oertzen 

NiedersädisischeT KulLusminisler 

Jürgen Girgensobn 

Kultusminister des Landes Nordrhein-Westfalen 

Werner Scherer 

Minister für Kultus, Unterricht und Volksbildung 
des Sa arl arides 

Professor Dr, Walter Braun 

Kultusminister des Landes Schleswig-Holstein 
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Anlage 4 


Editorische Notiz 


Die Regiejirngsdiefs des Bundes und der Lander haben den Bildiingb- 
gesamlplan am 20. September und 30. November !973 gemäß Arti- 
kel 9 (2} 1 , VerwaUungsabkonmien zwischen Bund und Ländern über 
die Errichtung einer gemeinsamen Kommission, für Bildungsplanimq*' 
(s, Anlage 5) beraten msd einstimmig gebilligt. Damit bindet der Be- 
schluß nadi Artikel 9 (2) des Verwa.ltungsabküinmens die Bundes- 
regiening sowie alle Landerregieningen. 

Das Bundeskabmett hatte am 13, Juni 1973 dem Büdungsgesamtplan 
zugestirarat, bevor die Bund-Länder-Kommission den Plan am 15. Juni 
1973 einstimmig verabsdiiedete und den Regierungsdiefs des Bundes 
und der Länder gemäß Artikel 9 fl) des Ver^vaUuntjsabkornmens zur 
Beratung und Besd:düßlassu.iig vo riegle. 

Die Kurzfassung wurcie am 15, Juni 1973 von der Bund-Länder- 
Kommission iür Bildungspla.nung verabschiedet. 
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Anlage 5 


Verwaftungsabkommen zwischen Bund und Ländern über die Errichtung einer gemeinsamen 
Kommission für Bildungsplanung vom 25. Juni 1970 


Die ßundesregiening und die Regierungen der 
Länder der Bundesrepublik Deutschldud sddicßen 
auf der Grundlage des Artikels 9I b des Grund- 
gesetzes folgendes Abkommen: 

Artikel l 

Die Bundesregierung und die Regierungen der 
Länder erridilea eine gemeinsame Kommission für 
Bildimgsplünung (Kommission). Sie ist das staudigo 
Gesprädisforum für alle Bund und Länder gemein- 
sam berührenden Fragen des Bildungswesens und 
der Forsthungsförderung. 

Artikel 2 

Die Kommission hat im Bereich der ßildungspla- 
nung folgende Aufgaben: 

1. einen gemeinsamen langfristigen Rahmenplan 
für eine abgestimmte Entwicklung des gesamten 
Biiclungswesens vorzubereiten, 

2. mittelfristige Stufenpläne für die Verwirklichung 
der bildungspolitischen Ziele des Rahmenplanes 
vorzubereiten, 

3. Empfehlungen zur Koordiulerung vollzucjsreifer 
Teilpläne des Bundes und der Länder auszuspre' 
cherir 

1. Programme für die Durchführung vordringlicher 
Maßnahmen vorzubereiten, 

5. unter Berücksichtigung der Beclai fsfeststelkingen 
des Bundes und der Länder den voiaussichl liehen 
Finanzbedarf für die Verwirklichung der Pläne 
und Programme zu ermitteln und Vorsdiläge für 
die Finanzierung und die Bereitstellung der (er- 
forderlichen Mittel durch Bund und Länder aus- 
zuarheilen (gemeinsames Bitdungsbudget), 

6. die von den Regierungschefs cies Bundes uud der 
Länder (Regierungschefs) vei absdüedelen Pläne 
fortlaufend zu überprüfefi und die uotweudigen 
Änderungen vorzu sch lagen (Fortsdireibung), 

7. Vorhaben im Bereich der Bildimgsforschuricj und 
der Bildungsplanung anzuregen und gegebenen“ 
falls Vereinbarungen zwischen Bund und Län- 
dern über einzelne Vorhaben und Eiznichtungen 
der Bildujigsforsduing und der Bi.ldungsplanimg 
von überregionaler Bedeutung vorzubereiten, 

8. den internationalen Erfahrungsaustausch in der 
Bildungsplanung zu fordern. 

Artikel 3 

(1) Für die Maßnahmen des Bundes und der Län- 
der in der allgemeinen Forsdrimgsförderung gilt 
Artikel 2 Nr. 1, 4, 5 und 6 entsprechend; der Finanz- 


bec3arf für die allgemeine Forsdiungsförderung ist in 
das gemeinsame Bildungsbudget einzubeziehen. 

(2) Maßnahmen der allgemeinem Forsdiungsför- 
derung sind mit der Forscbungsplanung im Bereich 
der Großforschung und der Ressorlforsdiung abzu- 
stimmen. 

(3) Die Koinmissiou kann Vereinbärungen über 
Forschungsvorhaben und -einrichtungen von über- 
regionaler Bedeutung anregen und vorberciten. 

Artikel 4 

Die Kommission erarbeitet Vorschläge für die ge- 
meinsame Errichtung und Fortentwicklung über- 
regionaler Informationssysteme für das Bildungs- 
wesen und lür die Forsciiungsförderung. 

Artikel 5 

Die RegierLingsdiefs keinnen der Kommission 
durch üinstjinniigen Beschluß weitere Aufgaben zu- 
weisen. 

Artikel 6 

(1) Die Kommission stimmt ihre Tätigkeit inh der 
Forsdiungs- und Finanzpolitik and den wiciiligsten 
Bereichen der Gesellschaftspolilik, insbesondere der 
Wirtschafts-, Arbeitsmarkt- und Sozialpolilik unter 
Beaciitung der Ziele der Raumordnung und Landes- 
planung ab. Die Finanzierungsvorschläge und die 
Stufenpläne sind mit den Finanzplanungen von Bund 
und Ländern abzustimnien. 

(2) Bei der Erfüllung ihrer Aufgaben berücksich- 
tigt die Kommission die Empfehlungen des Deut- 
sdien Bildungsrates und des Wissenschaftsrates sca- 
wie die Besdilüsse und Empfehlungen der Konfe- 
renzen der Faefnninister der Länder und die Fach- 
planimgen des Bundes ; sie gibt den zuständigen 
Konferenzen der Fachminister der Länder Gelegen- 
heit zu Stelkingnahmen. 

(3) Die Bundesregierung und die Regierungen 
der Lander stellen der Kommission die notwendigen 
Daten und Unterlagen zur Verfügung. 

Artikel 7 

(0 Der Kommission gehüien sieben Vertreter 
der Bundesregieruny und je ein Vertreter der Lan- 
desregierungen an. Stellvertretung und die Bestel- 
lung von beratenden Mitgliedern ist zulässig. Mit- 
glieder. stellvertretende und beratende Mitglieder 
sollen Minister, Staatssekretäre oder Parlamentari- 
sche Staatssekretäre sein. 
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(2) Die Vertreter der ßuadesregicrung führen 
elf Sliminen, die einheitlidi abgegeben werden, die 
Vertreter der Landesregierungen je eine Stimme. 

(3) Die Kommission faßt ihre Beschlüsse mit 
einer Mehrheit von drei Vierteln der Stimmen der 
Mitglieder 

(4) überstimmte Mitglieder können ihre abwei- 
dhende Auffassung in einem be.sonderen Votum nie- 
derlegen (M.indeiheitsvolum). 


(5) Die Kommission kann Ausschüsse einsetzen, 
denen auch andere als die in Absatz 1 genannten 
Vertreter der Bundesregierung und der Landes- 
regierungen angehören können. 

(6) Das Nähere über das Verfahren regelt die 
von der Kommission zu beschließende Gesdiäftsord- 
nung. 

Artikel 8 

Der Vorsitzende der Kommission wird iür ein 
Jahr abwechselnd aus dem Kreis der Vertreter der 
Bundesregierung und aus dem Kreis der Vertreter 
der Landesregierungen bestelit. 

Artikel 9 

( 1 ) Die nmpfehliingen der Kommission und die 
Miotlerheitsvoton werden den RegienmysrheLs zur 
Beratung und BesddolUassung vorgelegt. 

(2) Ein Beschluß setzt die Zustimmimg von min- 
desLen.s neun Regierungsdrefs voraus. Er bindet nur 
diejenigen, die ihm zugestimmt haben. 

(3) Beschlüsse der Regierungschefs können audi 
im Umlaufverfahren horbeigeführt werden. 

Artikel 10 

(1) Zur Erledigung der laufenden Geschäfte der 
Koinmission und zur technischen Vorbereitung der 
Beratungen der Kommission wird eine gemeinsame 
GeschäftsteUe am Sitz der Bundesregierung einge- 
richtet. 


(2) Der Leiter der Geschäftstelle und sein Stell- 
vertreter werden vom Bund im Einvernehmen iniL 
den Ländern bestellt. Der Leiter wird vom Bund 
vorgesdilagen; der Stellvertreter kann von den Län- 
dern vorgeschlagen werden. 

(3) Die Geschäftsstelle untersteht den fathlidien 
Weisungen des Vorsitzenden der Kommission. 

(4) Die Geschäftsstelle sorgt für die gleichmäßige 
und unverzügliche Unterrichtung cier Mitglieder der 
Kommission und der Regierungschefs. Jedes Mitglied 
der Komrnission und jeder Regierungschef kann 
jederzeit Auskunft verlangen und sich über die Ar- 
beit der Gesdiäftsstelle unterrichten lassen. 

(5) Die Geschäftsstelle soll bei der Erfüllung 
ihrer Aufgaben mit dem Sekrotarial der Ständigen 
Konferenz der Kultusminister der Länder, dem Be- 
auftragten der Konferenz der Landesfi na n /minister 
und den GesdiäftssteUen des Deutschen Bildungs- 
rates und des Wissensdiaftsrates Zusammenarbei- 
ten. Auf Ersuchen des Vorsitzenden der Kommission 
werden die genannten Einrichtungen bei Aufgaben, 
die in ihren Gesdiaflsbereich fallen, die Geschäfts- 
stelle der Konimission unterstützen. 

Artikel 11 

Die persönlichen und sachlichen Ausgaben der 
Geschäftsstelle trägt der Bund, mit Ausnahme der 
perscinlidiea Ausgaben, die durcJi die Mitarbeit von 
Landes bedien steten in der Gesd'iäitssteile entste- 
hen. Diese Ausgaben werden von dem entsenden- 
den Land getragen. 

Artikel 12 

(1) Das Abkommen wird für unbestimmte Zeit 
gesdilossen. Es kann mit einer Frist von einem Jahr 
erstmals zum 3L Dezember 1974 gekündigt werden. 

(2) Unbeschadet des Absatze.s I werden die Bun- 
desregierung und die Regierungen der Länder in 
Verhandlungen über eine Änderung der Artikel 10 
und 11 eintreten, wenn eine der beteiligten Regie- 
rungen nach dem 31. Dezember 1971 darum ersucht. 

(3) Das Abkommen tritt am l. Juli 1970 in Kraft. 
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Protokollnotizen zum vorstehenden Abkommen 


Zwischen den Vertragschließenden besteht Einver- 
nehmen über folgende Punkte. 

Zu Artikel 1 SaU 2 : 

Die Kommission wird auch Überl eg imgen zu Orga- 
nisation und Zusammenwirken der verschiedenen 
von Bund und Ländern beauftragten Institutionen 
der Bilciungsplanung anstellen., 

Zu Artikel 2 Nr. l : 

Der Begriff ^ gesamtes Bilclungswesen" ist umfas- 
send auszuiegen und bezieht insbesondere audr die 
vorschulische Erziehung, die Weiterbildung und die 
Ausbildungsfdrderung ein. 

Die Vertragschließenden streben an, daß der erste 
Ralunenpian bis zum L Mai 1971 vorgelegt wird. 

Zu Artikel 2 sowie zu Artikel 6 Abs. 1 : 

Bei der Abstimmung der Finanzierungs Vorschläge 
und der Stüfeiiplane mit den Finanzplanungen von 
Bund und Ländern ist der Finanzplanungsrat gemäß 
§ 51 Haushaltsgrundsätzegesetz zu beteiligen. 

Zu Artikel 2 Nr. 6: 

Mit der Fortschreibung und fortlaufenden Überprü- 
fung der Pläne ist jeweils eine Bestandsaufnahme 
und damit eine Berichterstaitung verbunden. 

Zu Artikel 3 Abs. l : 

Die allgemeine Forsdiungsförderung im Sinne die- 
ses Abkommens umfaßt nicht die Croß-, Ressort- 
und Industrieforschung. 

Zu Artikel 4: 

Die Daten und Informationen stehen der Bundes- 
regierung und den Regierungen der Länder sowie 
den gesetzgebenden Körperschaften zur Verfügung, 
Im übrigen sollen Dritte, die ein bcredrtigtes Inter- 
esse haben, ebenfalls Zugang zu den Daten erhalten 


können. Voraussetzung ist jedocdi, daß die schulz- 
würdigen Interessen der Betroffenen gewahrt wer- 
den. Die Vertragschließenden werden, unter Be- 
rüdtsichligung des unterschiedlidien Charakters des 
Materials, Kriterien für die Weitergabe der Daten 
an Dritte und für Vorkehrungen zum Sdiutz des 
einzelnen entwickeln. Dabei sollen sinngemäß die 
Sdiutzvorsdiriften der Statistikgeselze berücksich - 
ligt werden. 

Zu Artikel ü Abs. 2 letzter Halbsatz: 

Die Stellimcjuahraen müssen von FaJl zu Fall termi- 
niert werden. 

Zu Artikel 7 Abs. 1 : 

Je Land soll nicht mehr als ein stellvertretendes 
Mitglied bestellt werden. Bei den Vertretern und 
Beratern muß personelle Austauschbarkeit gegeben 
sein. 

Eine Stellvertretung soll auch durch Minislerstell- 
vertreter möglidr sein, die nicht die Amtsbezeidi- 
nung „Staatssekretär" führen. Entsprechendes gilt 
für die beratenden Mitglieder. 

Im Rahmen der Geschäftsordnung der Kommissioh 
ist eine beratende Mitwirkung von Vertretern der 
kommunalen Spitzen verbände sowie des Wissen- 
sdiaflsrates und des Deutschen Bitdungsrates vorzu- 
.sehen. 

Zu Artikel 8: 

Tm ersten Jahr der Tätigkeit der Kommission führt 
den Vorsitz der Bundes minister für Bildung und 
Wissenschaft. 

Zu Artikel 10 Absatz I : 

Die Geschäjtsstelle soll beim Bundespräsidialamt 
elng richtet werden; ihr sollen nidrt wesentlidr mehr 
als 25 Bedienstete angehören. Die Vertragschließen- 
den werden nach gegenseitiger Abstimmung die er- 
forderlichen Mitarbeiter zur Verfügung stellen. 
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L Einleitung 


A. Zum Verfahren 

Die Bund-LäRcler-Kornmission für Biidungsplanung 
ist durdi ein Verwaltuiigsabkomnien zwischen Bund 
und Landein vom 25. Juni 1970 errichtet wurden. Der 
Kommission gehören sieben Mitglieder seitens der 
Bundesregierung (11 Stimmen) und je ein Mitglied 
der Landesregierungen (11 Stimmen) an, Vertreter 
des deutschen Bildungsrates, ries Wissensdiaflsratesr 
der Kommunalen Spitzenverbände und des Bimdes- 
ausschusses für Berufsbildung wirken beratend an 
den Arbeiten der Kommission mit. Zu den Aufgaben 
der Kommission gehurt es, einen gemeinsamen lang- 
fristigen Rahmenplan für eine abgestimmte Entwick- 
lung des gesamten Bildungswesens (Rahmenplan für 
das Bildungswesen) vorzubereiten und den Regie- 
rungschefs von Bund und Ländern ?.u.r Beschlußfas- 
sung vorzulegen. Außerdem soll die Kommission den 
Finanzbedarf für die Verwirklidiung des Rahmen- 
plans für das Biidungs wesen ermitteln und Vor- 
sdiläge für die Finanzierung ausarbeiten (Biidungs- 
budget). Rahmenplan und Budget ergeben den Bil- 
dungsgesamtplan, 

In ihrer ersten Sitzung am 29. Juli 1970 hat die Kom- 
mission mehrere Ausschüsse und Arbeitsgruppen 
eingesetzt und mit der Vorbereitung des Bildungs- 
gesamtplans beauftragt. Tm Juni 1971 führte die 
Kommission eine öffentliche Anhörung durdi, bei der 
zahlreidio Organisationen und Verbände des Bil- 
dungswesons Gelegenheit hatten, ihre Auffassung 
zu den Entwürfen für den Bildungsgesamtplan vor- 
zutragen, Am 18. Oktober 1971 verabsdiiedete die 
Kommission einen Zwischenheridit an die Regie- 
rungscheLs des Bundes und der Länder, den die Re- 
gierungschefs in Stellungnahmen vom 28. Januar und 
26* Mai 1972 als eine geeignete Arbeitsgrundlage für 
die weiteren Beratungen bezeidineten. 

Am 6, Juli 1972 hat die Kommission „Vorsdiläge für 
die Durchführung vordring lidier Maßnahmen" be- 
sdilossen, denen die Regierungsdiefs des Bundes und 
der Länder am 7. JuB 1972 zuge.stimmt haben. Die 
vordringlidien Maßnahmen betreffen: 

I. Verbesserungen im Elementarbereich 

If. Beruflidie Bildung bis zum Abschluß des Sekun- 
darbereidis 11 

III. Einführung der Orientierungsstufe 

IV. Ausgleidr des Lehrerbedarfs 

V. Erweiterung der Kapazität ini Hodisdiulbereidu 

Diese Beschlüsse .sind in den Bildungsgesamtplan 
eingearbeitet worden. 

Die Kommission hat den Bildungsgesamtplan am 
15, Juni 1973 verabsdiiedel und den Regierungsdiefs 
zur Beschlußfassung zugeleitet, Gleidizeitig hat die 
Kommission diese Kurzfassung verabsdiiedel. Sie 


enthält die wesentlidien Ziele des Rahmenplans für 
das Bilduiigswesen und die widitigsten Angaben des 
Bildungsbudgets, 


B. Zum Rahmenplan für das Bildungswesen 

Die wachsenden und sich ändernden Anforderungen 
an das Bildungswesen haben in Bund und Ländern zu 
der Einsidit geführt, daß sich umfassende langfristige 
Bildongsrcfoinien nur durch eine gemeinsame Bil- 
dutigsplanung verwirklichen lassem Angestrebt wird 
die Entwicklung eines Bildungswesens, das den An- 
sprudi des einzelnen auf Förderung und Entfaltung 
seiner Begabungen, Neigungen und Fähigkeiten er- 
füllt und ihn dadurch befähigt, sein persönlidies, be- 
rufliches und soziales Leben selbstverantworlHcti zu 
gestalten. Damit werden Chancengleichheit und Lei- 
stungsfähigkeit zu einander ergänzenden und bedin- 
genden Prinzipien des künftigen Bildungswesens. 
Wesentlidie Zielsetzung aller Reformüberlegungen 
ist dabei die Einheitlichkeit des gesamten Biklungs- 
wesens in der Bundesrepublik Deutschland, 

Die gemeinsame Bildungsplanung von Bund und 
Landern geht vom Bestehenden aus und will den 
Übergang zu neuen Formen sdirittweise einleiten. 
Die gesamtwirtschafllichen Zusammenhänge, der 
Personal- und Finanzbedaif sowie der Zeitraum, der 
bei der Enlwickhmg und Erprobung neuer Bildungs- 
gänge, Lerninhalte, Methoden und HiUsmittcl be- 
nötigt wörd, müssen berücksiditigt. werden. 

Dabei steht die Bildungsplanung vor besonderen 
Schwierigkeiten* Planung beruht auf Voraussagen 
über die künftige. Entwicklung. Diese Voraussagen 
gründen auf Statistiken und Erfahrungen der Ver- 
gangenheit, Die Voraussagen selbst haben aber ge- 
rade in der Bildungsplanung oft unvorhersehbare 
Einflüsse auf das zukünftige Verhalten der Betrof- 
fenen, Diese Rückwirkungen von Voraussagen sind 
nodi wenig erforscht. Die wechselseitige Abhängig- 
keit von Ausbildung und beruflidter Tätigkeit ins- 
besondere macht eine stetige Korrektur der Progno- 
sen erforderlich. Hinzu kommt, daß die Bereitstel- 
lung der statistischen Grundlagen noch auf Schwie- 
rigkeiten stößt. Dennoch gilt es, Verfahren für die 
Planung zu entwickeln, die einerseit.s auf die jeweils 
gegebenen Verhältnisse abstellen, auf der anderen 
Seite aber auch die Möglidikeit bieten^ die Planun- 
gen jeweils so abzusdiHeßen, daß sie dem Zoitablauf 
der Hciushaltsentscheidungen und Finanzpianuugen 
dos Bundes und der Länder entsprechen. 

Die Forderung nach einer ins einzelne gehenden 
gemeinsamen Fe.stlegung der Fianungsziele und 
Maßnahmen muß gegen die Notwendigkeit abgewo- 
gen werden, genügend Spielraum für solche Ent- 
.scheidungen zu lassen, die sadigerediter bei Keuut- 
nis der örtlidien Verhältnisse getroffen werden küii- 


189 


Drucksache 7/1474 


Deutscher Bundestag — 7 . Wahlperiode 


nen. Dies wird vor allem bei der Vorbereitung mtt- 
telfristiger Stufenpläne und der Fortsdireibung der 
langfristigen Piamingen von Bedeutung sein. Dabei 
müssen die Länder auch weiterhin die Möglichkeit 
haben, besondere Schwerpunkte zu setzen. 

Die langfristige Rahmenplanung muß sich somit auf 
Grundsatzentscheidungen und ein quantitatives Ent- 
widclungsprogramm für Bund und Länder besdirän- 
ken. 

Der Bildungsgesamtpian gibt als erster gemeinsamer 
Rahraenplan der Länder und des Bundes für den 
Ausbau des Bildungswesens die Grundsätze an, nach 
denen die organisatorischen und inhaltlidien Refor- 
men eingeleitet werden. Die inhaltlidien Reformen 
vollziehen sidi vor allem durdi die notwendige Er- 
neuerung der Lernziele, Lerninhalle, Methoden, Ar- 
beisformen, Beurteilungskriterien und -verfahren 
(Curricula). Sie verlangen neue Formen des Arbei* 
tens und Zusammenlebens in den Institutionen 
des Bildungswesens, demokratisdie Zusammenarbeit 
von Schulträgern und Offentlidikeit und nidit zuletzt 
ein verstärktes Mitspradierecht für Lehrende, Eltern 
und Lernende. Die Funktionsfähigkeit des Bildungs- 
wesens wird in Zukunft mehr als bisher abhängig 
sein von der Fähigkeit zur Selbstreform, 


C. Zum Bildungsbudget 

Im Bildungsbudget wird der Finanzbedarf für die 
Verwirklichung der im Bildungsgesamtplan nieder- 
geleg ten Ziel Vorstellungen angegeben. Darüber hin- 
aus werden die voraussichtlichen Auswirkungen der 
Durchführung der bildungspolitischen Zielvorstel- 
luagen auf die gesamtwirtsdiaftlidie Entwicklung 
behandelt. 

Die Vorsdiläge für die Finanzierung der Reformvor- 
haben stehen in engem Zusammenhang mit der Ent- 
wicklung der anderen öffentlichen Aufgaben- 
bereiche. 

Für mittelfristige Zeiträume kann auf der Grundlage 
bestehender Finanzpläne von Bund, Ländern und 
Gemeinden ein Finanzrahmen für die Bildungsausga- 
ben ermittelt werden. Auf der Basis der Finanzpläne 
1971 bis 1975 haben die Regierungschefs am 23. Fe- 
bruar 1973 beschlossen, daß „für das Jahr 1975 der 
Bildungsgesamtplan zunädist auf der Grundlage 


IL Bildungspolttische Zielsetzungen 


A. Elementar^', Primär- und Sekundarberelch 
1- Elementarberelch 

Der Elementarbereich umfaßt alle Einrichtungen 
familienergänzender Bildung und Erziehung nach 
Vollendung des dritten Lebensjahres bis zum Be- 
ginn der Sdiule. Dabei wird der Bereich der Drei- 
und Vierjährigen vom Bereich der Fünfjährigen 


eines Finanzierungssockels von 53,6 Mrd, DM mit 
Alternativen vorgelegl" wird. Die Durchführung der 
Reformvorhabert im Jahr 1975, die auch die Regie- 
rungschefs bildungspolilisch für notwendig ange- 
sehen haben, erfordert eine Erhöhung dieses Finanz- 
volumens auf insgesamt 57,2 Mrd. DM (Preis- 
annahme 1972). über die Finanzierung dieses Be- 
trages ist im Gespräch zwischen Bund und Ländern 
zu den jeweils erforderlichen Entscheidungsterminen 
sowie im Zuge der Forlsdireibung der Finanzpläne 
unter Berücksichtigung der gesamtwirlsdiaftlichen 
Entwicklung, der Entwicklung der Einnahmen und 
Ausgaben von Bund, Ländern und Gemeinden und 
der Anforderungen in allen öffentliciien Aufgaben- 
bereidien politisch zu entscheiden. 

Für den langfristigen Zeitraum bis 1985 ist erkenn- 
bar, daß die Finanzierung der bildungspolitischen 
Reformvorhaben sowie die Finanzierung der ande- 
ren öffentlichen Aufgaben selbst bei gesamtwirt- 
schaftlich optimalen Rahmenbedingimgen eine An- 
hebung der Steuerlastquote und eine Ausdehnung 
der staatlichen Verschuldung erfordern. 

Die Bestimmung einzelner Anteile am Öffentlichen 
Gesamthaushalt für die verschiedenen gesamtstaat- 
lidien Aufgabenbereiche ist so lange nicht möglidi, 
als eine langfristige Aufgabenplanung weitgehend 
nicht oder noch nicht vorliegt. Auch der Finanz- 
planungsrat, der im Auftrag der Regierungschefs 
Untersuchungen durchgeführt hat, konnte eine 
soidte Aufteilung des finanziellen Gesamtrahmens 
auf die einzelnen Aufgabenbereiche niciit vorneh- 
men. 

Die Kommission legt aber Entscheidungshilfen für 
die Fortschreibung der mittelfristigen Finanzpläne 
vor. Dazu gehören Angaben 

— über Mittel, die durdi Entsdieidungen bis zum 
Jahr 1975 für die Planungseck jahre 1980/85 ge- 
bunden werden (Vorbelastungen) und 

— über die Kosten, die sich über diese Bindungen 
hinaus durch solche Maßnahmenschwerpimkte 
ergeben, die für die Durchführung der Bildungs- 
reform entscheidendes Gewicht haben. 

Bei der jeweiligen Fortschreibung der Finanzpläne 
werden unter Berücksichtigung der Ausgaben- 
enlwicklung der anderen Öffentlichen Aufgaben- 
bereidie die politischen Entscheidungen zu treffen 
sein. 


unterschieden. Da Fünfjährige sowohl im Elemen- 
tarbereich wie im Primarbereich sein werden, wird 
diese Altersgruppe in einem besonderen Abschnitt 
behandelt. 

Der Elementarbereich soll so ausgebaut werden^ daß 
alle Drei- und Vierjährigen, deren Eltern dies wün- 
sdien^ einen Platz erhallen können. Dabei sollen 
neue Erkenntnisse der Frühpädagogik für ein dem 
Alter angemessenes Bildungsangebot genutzt wer- 
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den, auch um individueHe Benachteiligungen und Be- 
hinderungen möglidist weitgehend auszugleichen. 
Das setzt eine Verringerung der Gruppengrößen und 
eine Verbesserung der Raum- und Sachmittetaus- 
stattung voraus. 


Elementarbereich (Drei-und Vierjährige) 
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ein gleitender Übergang in die Formen des sdm- 
lisdien Lernens ergibt. 

Der Ausbau der Eintidiiungen für die Fünfjährigen 
darf nicht dazu führen, daß die Lerninhalte und Ar- 
beitsformen der heutigen ersten Klasse der Grund- 
sdiule vorverlegt werden. 

Die Entwicklung soll von dem bereits im Elenieiitar- 
bereidi und im Primarbereidi vorhandenen Ansätzen 
fiusgehen. Sie verlangt eine enge Zusammenarbeit 
der beteiligten Eltern, Lehrer und Erzieher, Verwal- 
tungen und Trägen Im Berufsbild des Erziehers muß 
der Ausbilduiigsschwerpunkt für diese Altersstufe 
noch entwidcelt werden. 
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') Erläuterungen siehe Seite 201. 
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Im Bildungsgesamtplan sind drei Alternativen für 
die Zuordnung der Fünfjährigen zum Elementarbe- 
reich oder zum Primarbereidi vorgesehen: 



1970 

1975 

1980 

1985 

Alternative 1 


in 


1 

Fünfjährige 





a) im Elementarbereidi . 

53,4 

60 

35 

— 

b) im Primarbereidi 

0,9 

10 

50 

100 ' 

Alternative 11 

F'ünfjjährige 

a) im Elementarbereidi . 

53,4 

60 

55 

40 

b) im Primarbereidi , . , . 

0,9 

5 

30 

60 

Alternative III 

Fünfjährige 

im Elementarbereidi , , . . 

53,4 

60 

85 

fOÜ 


2- Einrichtungen für Fünfjährige 


In der Graphik ist die Entwidclung nach der Alter- 
native I dargesteUt, 


Fünfjälirige befinden sidi vorläufig sowohl in Ein- | 
riditungen des Elementarbereichs als auch in Ein- i 
richtungen des Primarbereidis. Die Frage, ob die 
pädagogisdie Verbindung von Elenientarbereidi | 
und Primarbereidi auch eine einheitlidie organisa- * 
torisdie Zuordnung der Einrichtungen für Fünf- 
jährige entweder zum Blementarbereidi oder zum ' 
Primarbereidi erfordert, soll entsciiieden werden, 
wenn ausreichende Erfahrungen vorliegen. Ebenso 
bleibt zunädist nodi offen, ob der Besudi der Ein- 
riditungen für Fünfjährige im Planungszeitraum 
zur Pflicht gemacht werden soll und ob, in wel- 
chem Umfang und unter welchen Voraussetzungen 
das Ende des Primarbereichs entsprechend um ein 
Lebensjahr früher erreidit wird. 

Die Einrichtungen für Fünfjährige sollen im Pia- 
nungszei träum so ausgebaul werden, daß sie mög- 
lichst von allen Kindern dieser Altersgruppe genutzt 
werden können. 

Das Bildungsangebot für Fünfjährige muß neu ent- 
wickelt und mit dem anschließenden Schuljahr für 
die Sechsjährigen so abgestimmt werden, daß sich 


Für die Beredinung der Relation Schüler je Lehrer, 
der Niitzflädie je Sdiüler und der Sactuniltel je 
Sdiüler/Jahr gelten die jeweiligen Werte des Ele- 
mentarbereichs oder des Primarbereichs, 


Fünfjährige im Eiementar- und Primarbererch 
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Die Gesamtkoaten sind auf cier Grundlage der Alter- 
native 1 berechnet und in den Kosten des Elementar- 
bereidis bzw. des Primarbereidis enthölten- 

3* Prlmarberelch 

Im PriiTLärbereich werden die Schüler all mählich 
von den Formen des mehr spielerischen Lernens 
im Elemeiitarbereidi zu den systematisdieren For- 
men des schulischen Arbeitens hingeführt. 

Das Lernangebol im Primarbereich soll erneuert 
werden, z. B. durch Hinführen zu entdeckendem Ler- 
nen, zu selbständigem und gemeinschaftlichem Ar- 
beiten sowie zur Einübung im Problemlosen, ln In- 
halt und Form muß das schulisdie Angebot an die 
Lern Veranlagung, die Erfahrungswelt und die Lern- 
geschidite des einzelnen Kindes angepaßt werden. 
Hierfür ist die Auflockerung des Klassenverbandes 
eine wesentliche Voraussetzung. 

Ein wesentliches Ziel des Ausbaus im Priniarbereich 
ist es, das wachsende Lehreiangebot zu nutzen, um 
die gerade auf dieser Stufe pädagogisch unbefriedi- 
gend hohen Klassenfrequenzen zu senken. 


Primarbereich 


9. bzw, 10, Schuljahr reichen. Zwar wird vorläufig 
noch für viele Sdiüler der VoUzeitunterricht mit 
dem 9. Schuljalir enden, es wird sich aber die Ten- 
denz fortsetzen, daß immer mehr Schüler ein 10. 
Vollzeitsdruljahr wählen. 

Durch den Unterricht im Sekundarbereidi I soll für 
alle Sdiüler eine allgemeine, wissensdiaftsorien- 
tierte Grundbildiing gewährleistet werden. Dabei ist 
eine vorzeitige Festlegung auf bestimmte Bildungs- 
gänge zu vermeiden. 

Die Neigung und die Befähigung des einzelnen sol- 
len dadurch berücksiditigt werden, daß eine zuneh- 
mende Wahl- und Leistungsdifferenzierung unter 
ßeibehahung eines verpflichtenden Kernbereidis ge- 
meinsamer Inhalte geschaffen wird. 

Der Bund und sechs Länder sind der Meinung, daß 
diese Grundsätze die Organisationsform der inte- 
grierten Gesamtschule bedingen. Die übrigen fünf 
Länder gehen zwar ebenfalls von diesen Grundsät- 
zen aus. Sie sind aber nicht davon überzeugt, daß 
die integrierte Gesamtschule diesen Zielen am be- 
sten gerecht wird. Sie glauben, daß in einem diffe- 
renzierten Sdiulwesen die Förderung untersdiied- 
licher Begabungen besser gesichert w'erden kann. Sie 
halten deswegen eine Entscheidung über die künf- 
tige Gestalt des Sekundarbereichs I erst nadi Ab- 
schluß des bereits angelaufenen gemeinsamen Expe- 
rimentalprogramms der Kultusministerkonferenz für 
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4. Sekundarbereicft I 


Der Sekundarbereidi I umfaßt alle Bildungsgänge, 
die auf dem Primarbereldi aufbauen und bis zum 


Sekundarbereich I 

1970 1975 
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iateyrierte und kooperative Gesamtschulen bei 
gleichzeitiger Fortentwicklung des gegliederten 
Schulwesens für mägÜch. 

üboreinslinimung besteht darüber, daß die beiden 
ersten Schuljahre des Sekundarbereichs 1 zur Orien- 
tierungsstufe zusammengefaßt werden, in der alle 
Sdrüler ein einheiUidies Bildungsangebot erhalten. 
Der Bund und sechs Lander sind der Auffassung, daß 
die Orienlierüngsstufe schulformunabhangig zu or- 
ganisieren ist. Nach Auffassung der übrigen fünf 
Lander kann die Orientierungsstufe organisatorisch 
sowohl den verschiedenen Sdiulformen zugeordnet 
wie auch sdiulforniunabhängig gestaltet werden. 

Am Ende des Sekunriarbereichs T soll allen Schülern 
die Gelegenheit zu einem qualifizierenden Abschluß 
angeböten werden. Der Sekundarabschluß I setzt die 
Erfüllung qualifizierter Anforderungen in einem ge- 
meinsamen Grundbereidi sowie im Wahlbereich vor- 
aus und eröffnet auf dieser Grundlage den Zugang 
zu entsprechenden Bildungsgängen des Sekundar- 
bereidis U. 

Soweit und solange die beruflidie Grundbilduag 
nach dem 9* Sduiljahr einsetzt, soll die Möglichkeit 
gegeben werden, auch über das Berufsgrundbil- 
dungsjahr den Sekundarabschluß I zu erwerben, 
ohne den Charakter des Berufsgrundbildungsjahres 
als eines ersten Jahres der Berufsausbildung aufzu- 
geben. 

Vor allem im Seknndarbereidi I — aber auch im 
Prlrnarbe reich und im Sek undarbe reich II ’ — soll das 
Angebot an Ganztagssdiulen ausgebaut werden, wo- 
bei Kinder aus sdiwierigen häuslichen Verhältnissen 
besonders zu berücksichtigen sind. 
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5. Sekundarbereich II 

Der Sekundarbereidi II umfaßt alle Bildungsgänge, 
die unmittelbar auf dem Sekundarbereich I auf“ 
bauen. 

Dazu gehören 

— Bildungsgänge, die auf einen Beruf vorbereiten 
[berufsqualifizierende Bildungsgänge), Sie kön- 


nen in Vollzeitschulen stattfinden oder teil- 
weise in der Sdiule und teilweise ira Betrieb 
(duales System), 

— Sludienbezogene Bildungsgänge 

— Bildungsgänge, die mit einer beruflichen Qua- 
lifikation oder Ausrichtung auch weiterfüh- 
rende Bildungsgänge iin Tertiären Bereidi er- 
öffnen 

— Bildungsgänge für Jugendliche, die gegenwär- 
tig ohne Schulabschluß in das Erwerbsleben 
eintrelen (berufsbefähigende Bildungsgänge). 


SotiLilBrdar Blldun^n^Anfa \tr\ &BkijndArt>&re!dh Fl in r m1 tcflUlAFZOM 



Die Inhalte, Arbeitsweisen und Organisationsformen 
des Sekundarbereichs H sollen nach folgenden 
Grundsätzen neu geordnet werden: 

Alle Bildungsgänge des Sekundarbereidis II sollen 

I so gegliedert werden, daß dem einzelnen Schüler 
die Möglichkeit geboten wird, seinen Neigungen 
und Fähigkeiten entsprechende Schwerpunkte zu 
bilden. 

I Die Herstellung der Gleichwertigkeit von beruflicher 
und dllgemeiuer Bildung ist eine vordringliche bil- 
dungspoliUsche Aufgabe. Sie erfordert eine Neuord- 
nung und einen Ausbau des beruflichen Bildungs- 
wesens sowie die Weiterentwicklung der gymnasia- 
len Oberstufe in der vereinbarten differenzierenden 
Form- 

Die Lehrangebote im derzeitigen aügemeinej^ und 
beruflichen Biklungswesen sollen inhaltlich besser 
aufeinander abgestimmt und miteinander verzahnt 
werden, 

I 

Der theoretisc3ie Teil der Bildungsgänge, die un- 
mitleibar auf einen Beruf hinführen (berufsqualifizie- 
rende Bildungsgänge), soll weiter ausgebaut und 
vielfältiger gestaltet werden, ohne die Nähe zur 

I Praxis aiifzugeben. Das gilt besonders dann, wenn- 
die Ausbildung teilweise in der Schule und teilweise 
im Betrieb statt findet (duales System). 
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Sekundarbereich II (Vollzeitschulen) 
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1977 


1980 


1985 
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Die Ausbiklungsmöglichkeiten kleiner und mittlerer 
Betriebe sind oft begrenzt. Deshalb soll dem Ausbau 
überbetrieblidher Ausbildungsstätten besondere Be- 
deutung geschenkt werden. 

Gleidi wertige Bildungsinhalte, die gegenwärtig ini 
allgemeinen und im beruflidren Bildungswesen ge- 
trennt bewertet werden und zu unterschied lieber Be- 
rechtigung führen, sollen in dieser Hinsicht gJeidi- 
g es teilt werden. 

Bildungsgänge, die mit einer beruflichen Qualifika- 
tion oder Ausrichtung sudi den Zugang zur Hoch- 
schule eröffnen, sollen verstärkt ausgebaul werden. 

Die Zusammenfassung der versdiiedenen Bildungs- 
gänge und Ausbildungsformen der beruflidien und 
allgemeinen Bildung soll in Modellversuchen erprobt 
werden, dabei soll eine Isolierung der Teilzeilberufs- 
schule vermieden werden. 

Jugendlichen ohne Schulabschluß sollen angemes- 
sene Bildungsgänge angeboten werden (berufsbefä- 
higende Bildungsgänge). 

Die neue Struktur der Bildungsgänge im Sekundar- 
bereich II erfordert eine Neuordnung der Abschlüsse 
und der mit ihnen gegebenen Qualifikationen, 
Jeder Abschluß wird in seinem „Profir Art, Inhalt 
und Umfang des erfolgreich durchlaufenen indivi- 
duellen Bildungsganges widerspiegeln. Er wird da- 
mit deutlicher als bisher erkeimen lassen, welche 


Sekundarbereich II (Teilzeitschulen) 
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Der Teltzeitunterricht wird tiier mit etwa alnem DriUal des Voll- 
zeitorvterrichts angesetzl. Um alnen Verglolph hinsichtlich dar 
Versorgung der Teilzollschüler und der Vollzeilschüler zu er- 
möglichen^ werden deswegen in der graphischen Darstellung for 
die Schüler-Lohrer-Relation und für die Nutzfläche 3 Toilzeiischü- 
ler wie 1 VgHzeitschülar für einen Schülorplatz ausgewiesen. 


Voraussetzungen der Schüler für Beruf und Studium 
mitbringt. 

Die Scfiule ist für die Verleihung der Studienberedi- 
tigung zuständig. In Fädtern mit Zulassungs- 
beschränkungen müssen für die betroffenen Fächer 
von allen Studienbewerbern besondere Vorausset- 
zungen erfüllt werden. 

Je nach Art und Umfang seines Bildungsganges wird 
der einzelne Sdrüler in der Regel zwei bis drei 
Jahre im Sekundarbereich ü sein. 


6. Sonderpädagogik 

Die Sonderpädagogik umfaßt die besondere Be- 
treuung der lernbehinderten sowie der geistig und 
körperlidi behinderten Kinder. Diese Betreuung 
kann sowohl in Sonder.schulen als auch durch ge- 
eignete Maßnahmen im aligemeinen Schulwesen 
erfolgen. * 

Bei der Einriditung des Sonderschulwesens ist eine 
möglichst enge Verzahnung mit dem allgemeinen 
Bildungswesen anzustreben. Art und Umfang der 
Behindenmgen entscheiden darüber, inwieweit der 
einzelne Schüler in den normalen Unterrichtsbet rieb 
eingegiiedert werden kann oder einer besonderen 
pädagogischen Betreuung — auch in Sondersdiulen 
— ■ bedarf. 
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Sonderschulen 
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allgemeinen Grundsätze hinaus durdi Aussagen zum 
Studieninhalt, zur SLudiendauer und zur Möglidikeit 
der Erweiterung der Lehrämter konkretisiert wer- 
den müßten. Hinsidillidi des Ausmaßes der Diffe- 
renzierung bestehen Auffassungsuntersdiiede, die 
von fünf Ländern in einem Besonderen Votum im 
Bildungsgesamtplan niedergelegt und von sechs Län- 
dern durch die Hamburger Übereinkunft von 1972 
formuliert worden sind. 

Es soll geprüft werden, ob ein besonderer AusbiL 
dungsgang eingerichtet werden kann für die Lehrer, 
die an beruflichen Schulen fadipraktisdien Unterricht 
erteilen. 

8. Ausbilder für die betriebliche Ausbildung 

Für den Bereidi der betrieblichen Ausbildung ist eine 
bessere fachliche und pädagogische Eignung der Aus- 
bilder eine der wichtigsten Voraussetzungen für eine 
nadihaltigc Verbesserung der Berufscmsbildung. Auf 
der Grundlage des ßerufsbildungsgesetzes sollen da- 
her höhere Anforderungen an die Qualifikation der 
Ausbilder gestellt werden. Hierbei sind Inhalt, Um- 
fang und Abschluß der Ausbiidungsmaßnahmen zu 
regeln. Die notwendigen institutionellen und indivi- 
duellen Bedingungen sind hierfür zu schaffen. 


7. Lehrerbildung 

Die Neugestaltung des Schulwesens erfordert eine 
Neuorientierung der Lehrerbildung. Die horizontale 
Gliederung des Sdiulsystems muß dabei besonders 
berücksichtigt werden. Deshalb sind folgende Lehr- 
ämter mit stufenbezogenem Schwerpunkt einzuridi- 
ten: 

— Lehramt für den Primarbereidi 

— Lehramt für den Sekundarbereidi I 

— Lehramt für den Sekunda rbe reich 11. 

Jedes der drei Lehrämter kann durch ein zusätzliches 
Studium erweitert werden. 

Die Ausbildung der Lehrer für alle Lehrämter glie- 
dert sich in Studium (1. Phase) und Vorbereitungs- 
dienst (2. Phase). Die beiden Ausbildungsphasen sind 
eng aufeinander bezogen. 

Das Studium für alle Lehrämter erfolgt an wissen- 
schaftlichen Hodisdiulen. Es umfaßt die Fachwissen- 
schaft und ein für alle Lehrämter verbindliches er- 
ziehungs wissenschaftliches Studium, zu dem auch 
gesellschaftswissenscfiaflliche Studien gehören. Fach- 
didaktische Studien und Praktika sind in das Stu- 
dium einzuheziehen. 

Der Vorbereitungsdienst für alle Lehrämter erfolgt 
an besonderen Ausbildungsinstitutionen, Er soll 
18 Monate betragen. Der Vorbereitungsdienst wird 
mit der zweiten Staatsprüfung abgeschlossen. Damit 
wird die Befähigung zu einem Lehramt erworben. 

Der ständigen Fortbildung der Lehrer wird beson- 
dere Bedeutung beigemessen. 

Der Bund und alle Länder sind der Meinung, daß 
die Aussagen zur Lehrerbildung über die genannten 


9. Schulasslstenten 

An Schulen sollen Stellen für Sdiulassistenten ge- 
schaffen werden, um den Lehrer von seiner Ver- 
waltungstätigkeit zu entlasten, den Unterricht durdi 
den Einsatz Lechnisdier Hilfsmittel zu einer größeren 
Wirksamkeit zu bringen und so der Schule die Mög- 
lichkeit zu geben, ihre Aufgabe besser zu erfüllen, 

Schulassistenten können vor allem in den folgenden 
Bereichen tätig werden: in der Verwaltung, zur tech- 
nischen Hilfeleistung imd zur pädagogischen Assi- 
stenz. Es sind audi Bildungsgänge denkbar, die nur 
einen dieser Bereiche berücksichtigen oder sdiwer- 
punktmäßig behandeln. 

Es wird angestrebt, daß bis 1985 auf je 100 Lehrer 
4 bzw. in Sonderschulen 7 Schulassistenten kom- 
men. 

B. Tertiärer Bereich 

Innerhalb des Tertiären Bereichs ist zwüsdien 
Hochschulen und sonstigen Ausbildungsstätten mit 
berufscpialifizierenden Bildungsgängen zu unter- 
sdietden. Die Hochschulen sind dadurch gekenn- 
zeichnet, daß zu ihren Aufgaben die Vorbereitung 
auf solche beruflichen Tätigkeiten gehört, die die 
Anwendung wissensdiaftlidier Erkenntnisse und 
Methoden oder die Fähigkeit zu künstlerisdier Ge- 
staltung erfordern. 

Zu den sonstigen berufsqualifizierenden Ausbü- 
dungsstätten gehören diejenigen Sdiulen, Fach- 
schulen und Höheren Fadisdiulen, die vor allem 
für Tätigkeitsbereiche in gewerblidien, kaufmän- 
nischen und technischen Berufen ausbüden. Tn 
ihnen wird keine Forsdmng betrieben. Die Aus- 
bildungszeit übensteigt zumeist nicht zwei Jahre. 
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Zugangs Voraussetzung ist in der Regel ein Se- 
kundarabsdilufl II. 

Im folgenden wird der Hodisdiulbereich behan- 
delt. 

1. Quantitative Entwicklung des Hochschulbereichs 

Im Hödisdiulbereidi soll ein Angebot an Studien- 
plätzen bereit stehen, das durdi die voraussehbare 
Gesamlnachfrage nadi Studienplätzen und den lang- 
fristig zu erwartenden Bedarf an Hodischulabsolven- 
ten bestimmt wird. Für die Bedarfsschatzung fehlen 
in den meisten Berufsfeldern noch zuverlässige Me- 
thoden, Soweit Bedarfssdiätzungen möglich sind, 
z. B. für Lehrer und Mediziner, bilden die Ergebnisse 
Mindestforderungen für den Ausbau der Hodi- 
sdiulen. 


Es soll ein regional ausgegiidienes Angebot an Stu- 
dienplätzen gesciiaffen werden mit dem Ziel, der Be- 
völkerung in allen Regionen gleiche Bildungschan- 
cen zu geben. 

Gegenwärtig übersteigt die Zahl der Studenten die 
Zahl der Studienplätze. Die Planungen gehen davon 
aus, daß innerhalb des Planungszeitraunis die gegen- 
wärtige Übelbelegung der Studienplätze abgebaut 
wird, so daß die Zahl der Studienplätze sdhließlidi 
in etwa der Zahl der zugelassenen Studenten ent- 
spridU. Bei realistischer Einsdiätzuiig der Verhält- 
nisse wird aber die Zahl der Studenten 1975 und 
1980 sicherlidi nodi größer sein als die Zahl der Stu- 
dienplätze. 

2. Struktur des Hochschulbereichs 


Das Angebot an dreijährigen Studiengängen muß er- 
w'eitert werden. Hierfür kommt zunädist der Ausbau 
derjenigen Studiengänge in Betracht, die bereits 
jetzt für Tngenieurberufe, wirtschaftswissenschaft- 
liche und sozialpädagogische Berufe angeboten wer- 
den, Darüber hinaus müssen derartige Studiengänge 
für eine Anzahl von noch näher zu bestimmenden 
beniflidlien Tätigkeitsfeldern neu entwidcelt werden, 
für die in zunehmendem Maße eine wissensdiafts- 
bezogene Ausbildung erforderlich oder wünschens- 
wert ist. 


Tertiärer Bereich 
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Ziel der Neuordnung des Hodisdiulbereichs ist eiu 
durchlässiges System von abgestuften, aufeinander 
bezogenen Studiengängen und Studienabschlüssen. 
Zur Erreidiung dieses Zieles müssen die bisher nach 
Zugangsvoraussetzungen, Aufgaben und Rechtsstel- 
lung verschiedenen Hodisc^iularten in einem neuen 
Hochschulsystem zusammengeführt werden: be- 
stehende Hodischulen sind zu Gesamthochschulen 
auszubauen oder zusammenzusdiließen oder unter 
Aufrechterhallung ihrer reciit liehen Selbständigkeit 
durdn gemeinsame Organe, insbesondere für die Stu- 
dienreform, zu Gesamthochschulen zu verbinden. In 
Gesamthochschulen sind in den dafür geeigneten 
Fadirichtungen Studiengänge mit untcrsdiiedlidien, 
zum Teil auch neuen Studienzielen vorzusehen. In 
den Fällen, in denen Gesamthochsdiulen nicht oder 
noch nicht gebildet werden können, ist sicherzustel- 
len, daß die Hochschulen zur Erreidiung der ge- 
nannten Ziele Zusammenwirken; hierfür müssen ge- 
eignete Modelle entwickelt werden. Für die Neupla- 
nung von Hodisdiulen gelten die gleichen Grund- 
sätze, 


3< Hochschiilzugang 

Der erfolgreiche Abschluß eines sludienbezogenen 
Bildungsganges, der zur allgemeinen Hochschul- 
berechtigung führb verleiht die Berechtigung zum 
Studium in allen Studiengängen des Hochschul- 
bereichs. 

ln den übrigen Bildungsgängen muß für die Berech- 
tigung zum Studium an der Hochschule ein für das 
Studium erforderlidier Schwerpunkt und Leistungs- 
grad des Sekundarbereichs II vorliegen; die erwor- 
bene Studien berechtigung kann bei entsprechend er- 
weiterter Qualifikation ebenfalls zur allgemeinen 
Hüchschulberechtigung führen. 

Die Sdiule ist für die Verleihung der Studienberech' 
tigimg zuständig. In Fächern mit Zulassungs- 
beschränkungen müssen für die betroffenen Fächer 
von allen Studienbewerbern besondere Vorausset- 
zungen erfüllt werden. 

Die Festlegung der für die einzelnen Studiengänge 
erforderlichen Schwerpunkte und LeisUmgsgrade ist 
eine gemeinsame Aufgabe von Schule und Hoch- 
sdiule. In Einrichtungen des Sekundarbereichs II, 
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der Hochschule oder der Weiterbildung muß die ' 
Möglichkeit gegeben sein, ergänzende Qualifikatio- 
nen zu erwerben. 

Als überregionale Informations- und Vermittlungs- 
stelle für sämtliche Studiengänge des Hochschul- 
bereichs soll die „Zentralstelle für die Vergabe von 
Studienplätzen" dienen. 

4. Studienreform 

Kernstück der Hochschulreform ist die Neubestim- 
mung und ständige Überprüfung der Studienziele 
unter Berücksichtigung der wissenschaftlichen Ent- 
wicklung des Faches und konkreter wissenschafts- 
bezogener Tätigkeitsfelder. Auf dieser Grundlage 
sind die Studiengänge inhaltlich und organisatorisch 
neu zu ordnen. Hierbei ist von der Notwendigkeit 
eines dauernden Lernprozesses auszugehen, in dem 
die Berufsvorbildung im Studium und die Weiter- 
bildung — z. B. im Kontaktstudium — aufeinander 
bezogen sind. 

Für die einzelnen Sludiengänge sind inhaltlich und 
zeitlich klar gegliederte Studienordnungen aufzu- 
stellen. Unterschiedlichen Studienzielen entspre- 
chend sind in den Fachgebieten gestufte, aufeinan- 
der aufbauende Studiengänge zu entwickeln, die sich 
zunehmend unterscheiden. Auch bei der Entwicklung 
neuer Studienformen sind organisatorische Regelun- 
gen anzustreben, die — z. B. durch die Ausdehnung 
der Vorlesungszeit auf neun Monate im Jahr — eine 
intensivere Nutzung der Hochschuleinrichtungen er- 
möglichen. Die Länder werden unter Beteiligung der 
Hochschulen, der zuständigen staatlichen Stellen so- 
wie von Sachverständigen aus der Berufspraxis und 
dem Schulbereich gemeinsame Studienreformkom- 
missionen bilden. 

Studien- und Prüfungsordnungen bestimmen die 
Zeiten, in denen ein Abschluß im jeweiligen Studien- 
gang in der Regel erreicht werden kann (Regelstu- 
dienzeit). Regelstudienzeiten setzen voraus, daß dem 
Studenten ein entsprechendes Lehrangebot gemacht 
wird und die Prüfungsanforderungen darauf abge- 
stimmt werden. Soweit dies im Zuge der Studien- 
reform und des Hochschulbaus erreicht ist, kann von 
dem Studenten grundsätzlich die Einhaltung der Re- 
gelstudienzeit erwartet werden, da überlange Stu- 
dienzeiten auf Kosten anderer Studienwilliger zu 
einem Fortdauern von Zulassungsbeschränkungen 
und zu erheblichen zusätzlichen Kosten führen. 

Für Jede erste berufsqualifizierende Hochschulprü- 
fung und für jede ein Hochschulstudium abschlie- 
ßende Staatsprüfung soll das Diplom eingeführt 
werden. 


5. Besondere Studiengänge 

Es sollen Aufbaustudiengänge insbesondere für die 
Heranbildung von wissenschaftlichem Nachwuchs 
eingerichtet werden. Ihre Funktion liegt in der fach- 
lichen Vertiefung undy'oder in der Ergänzung durch 
das Studium eines weiteren Faches. Diese Studien- 
gänge stehen denen offen, die ihr Studium mit 


' einem überdurchschnittlichen Abschluß beendet ha- 
ben. 

Die Möglichkeiten zur Einrichtung von Fernstudien 
sowie von Studiengängen, die mit Abschnitten be- 
ruflicher Praxis planmäßig wechseln, sind zu prüfen. 

Das Kontaktstudium soll als ein Teil der Weiterbil- 
dung schrittweise eingeführt werden. Es soll die bei 
der raschen Entwicklung der Wissenschaften not- 
wendige Weiterbildung ermöglichen. 

6. Forschung in der Hochschule 

Forschung und Lehre müssen in ihrem Verhältnis 
zueinander neu geordnet werden. Eine Isolierung 
der Forschung oder der Lehre würde den Gehalt des 
wissenschaftlichen Unterrichts und damit die Ausbil- 
dung der Studenten, aber auch die Gewinnung des 
wissenschaftlichen Nachwuchses gefährden. Darüber 
hinaus kann die Forschung die aus der Lehre hervor- 
gehenden Anregungen nicht entbehren. Die Verbin- 
dung der Hochschulforschung mit der Praxis soll 
verstärkt werden. 

Den an einer Hochschule Lehrenden ist auch weiter- 
hin nach Maßgabe ihrer Aufgabenstellung Gelegen- 
heit zur Durchführung von wissenschaftlichen Vor- 
haben — gegebenenfalls außerhalb der eigenen 
Hochschule — zu eröffnen. In diesem Zusammen- 
hang soll eine Konzentration der Forschungseinrich- 
tungen und Forschungsmittel angestrebt werden. 

Die Forschung im Hochschulbereich muß finanziell 
gewährleistet sein. Der Forschungsplanung muß be- 
sondere Bedeutung beigemessen werden. 

7. Hoc:hschulplanung 

Die personelle und sachliche Ausstattung der Hoch- 
schulen für ihre wachsenden Aufgaben in Planung 
und Verwaltung ist zu verbessern. Die Hochschulen 
wirken durch die Aufstellung eigener Entwicklungs- 
pläne an der Planung ihres Aufbaus mit. Dabei be- 
rücksichtigen sie die Planungen von Bund und Län- 
dern. 

Art und Umfang der Lehrverpflichtungen müssen 
auf der Grundlage von allgemeinen, jedoch nach 
Fachrichtungen und Lehraufgaben unterscheidenden 
Richtlinien bei angemessener Berücksichtigung der 
Aufgaben in Forschung und Verwaltung festgelegt 
werden. Die Festlegung erfolgt bei der Einstellung 
oder Übernahme und ist in angemessenen Abständen 
zu überprüfen. Die Lehrverpflichtungen der bereits 
vorhandenen Lehrkräfte sind auf der Grundlage der 
genannten Richtlinien neu zu bestimmen, soweit das 
durch die Umgestaltung der Studiengänge geboten 

I ist. 

Die Baumaßnahmen sind an den bildungspolitischen 
Zielsetzungen des Bildungsgesamtplans bzw. der 
Rahmenpläne nach dem Hochschulbauförderungs- 
gesetz auszurichten. Vorrangig sind dabei Bauvor- 
haben für die Sicherung der Mindestkapazität in den- 
jenigen Ausbildungsbereichen und für diejenigen 
Forschungsvorhaben, die für die Gesellschaft von 
besonderer Bedeutung sind. Die bestmögliche Nut- 
zung der Hochschuleinrichtungen ist zu sichern. Für 
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die Studenten sollen bedarfsgerechte Wohnungs- 
möglidikeiten in quantitativer und räumlicher Ab- 
stimmung mit dem Ausbau des Hodischulbereidis ge- 
sdiaffen werden. Das Ausbauprogramm für den Stu- 
dentenwohn raumbau sieht 1975 für 10 bis 15®/o, 
19S0 für 15 bis 20 “/o und 1985 für 20 bis 25 der 
Studenten entsprediende Wohnmöglidikeiten vor. 


C. Weiterbildung 

Weiterbildung ist die Fortsetzung oder Wieder- 
aufnahme organisierten Lernens nadi Abschluß 
einer ersten Bildungsphase und nadi der Auf- 
nahme einer Berufstätigkeit. Wegen der wachsen- 
den und immer rascher wechselnden gesellschaft- 
lichen und beruflichen Anforderungen müssen 
künftig mehr Menschen neue Kenntnisse und 
Fertigkeiten erwerben können* Ferner muß auch 
den Erwachsenen für Beruf und Freizeit die Mög- 
lidikeit gegeben werden, kreative Fähigkeiten zu 
entwickeln und sic^i neue Interessengebiete zu er- 
schließen, 

Ziel aller Maßnahmen in diesem Bereich ist der 
Auf- und Ausbau eines Weiterbildungssystems zu 
einem Hauptbereidi des Bildungswesens als öffent- 
liche Aufgabe, auch wenn der einzelne für seine per- 
sönJiciie Weiterbildung selbst die Initiative erbrin- 
gen muß, Bund, Länder und Gemeinden werden im 
RaJimen ihrer Zuständigkeit für ein ausreichendes, 
den modernen Erkenntnissen entsprediendes Ange- 
bot an Bildungsmaßnahinen sorgen* Die nicht-öffent- 
lidien (freien) Träger werden bei entsprechender Lei- 
stung gleichberechtigt an allen Maßnahmen und Em- 
riditungen sowie an der öffentlichen Förderung be- 
teiligt. 

Im Bereich der Weiterbildung soH ein breit ge- 
fächertes Bildungsangebot geschaffen werden. Die 
zahlreichen Initiativen und Aktivitäten der verschie- 
denen Bildungsträger kommen dieser Forderung ent- 
gegen. Es muß jedoch durch eine institutionalisierte 
Zusammenarbeit ein Mindestmaß an Systematik und 
Übersichtlichkeit sidiergestellt sein. Die Bereicfie der 
beruflichen, allgemeinen und politischen Bildung 
sind im Zusammenhang zu sehen* 

Um diese Ziele zu verwirklidien, müssen die der- 
zeitigen Bemühungen im Bereich der Weiterbildung 
auf örllidiet, regionaler und überregionaler Ebene 
koordiniert werden. Neue Plätze sind sowohl für 
kurzfristige Bildungsmaßnahmen als auch für langer- 
dauernde Vollzeitlehrgänge zu schaffen* Der z. Z. 
nicht genau bekannte Bestand an Lehrkräften sowie 
VenvalLungs- und lüchnischem Personal ist festzu- 
stellen und gegebenenfalls der angestrebten Zahl an 
Weiterbildungsplätzen entsprechend zu vergrößern; 
die Ausbildung des Weiterbildungspersonals ist zu 
verbessern. Der Situation der Erwachsenen angemes- 
sene Bildungsangebote sind zu entwickeln. Einzelne 
Kurse sollten so aufeinander bezogen und mitein- 
ander kombinierbar sein, daß sie sich zur Verwen- 
dung in einem „Baukastensystem" eignen* Ange- 
strebt wird weiterhin die Einführung eines gesetz- 
lidi geregelten Bildungsurlaubs. Der Ausbildung 


oder Umschulung aller Behinderten wird besondere 
Aufmerksamkeit durch ein bundesweites System von 
RehabiiitaÜonseinTiditungen gewidmet werden. 


Weiterbildung 
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D. BildungsfÖrderung 

Die individuelle Bildungsförderung (finanzielle 
Unterstützung des einzelnen Sdiülers oder Stu- 
denten) ist ein wesentlicher Beitrag zur Chancen- 
gleichheit, Sie ist sdirittweise zu einem umfassen- 
den einheitlichen System auszubauen, und zwar 
unter Berücksichtigung der Entwicklung der Ein- 
richtungen des Bildungs Wesens. Im folgenden wird 
zwisdien der Ausbildungsförderung und der För- 
derung der beruflichen Weiterbildung unterschie- 
den* 

Ausbildungsförderung wird gewährt, soweit die Lei- 
stungen erwarten lassen, daß das jeweilige Bildungs- 
ziel erreicht wird* 

Ausbildungsförderung wird gewährt für den Lebens- 
unterhalt, die Ausbildung und die Fahrkosten zur 
Ausbildungsstätte für Bildungsgänge nach Absdiluö 
der Voilzeitschulpflicht, in bestimmten Fallen auch 
für die besonderen Kosten einer weiterführenden 
Ausbildung vor Vollendung der VoUzeitsdiulpflicht. 
Ausbildungsförderung wird grundsätzlich für die 
Zeit der Vorbereitung auf einen berufsqualifizieren- 
den Abschluß geleistet, läng,stens bis zum Abschluß 
eines Hochschulstudiums. Eine zumutbare Eigen- 
betei ligung der Auszubildenden und ihrer Angehö- 
rigen an den Ausbildungskosten ist vorgesehen. 

Zur Förderung des wissensdiaftlichen Nachwuchses 
wird Graduierten förderung gewährt. 

Es soll geprüft werden, ob im Planungszeitraum ein 
anderes Förderungssystem oder eine Veränderung 
der Förderungsstruktur ohne Mehrbelastung der 
öffentlichen Hand zu einer Einbeziehung weiterer 
Bevölkerungsschichten in die *^usbildungsfÖrderung 
führen kann (z. B. durch vermehrte Darlehnsförde- 
rung). Dabei ist die Lage der Auszubildenden aus 
den unteren Einkommensschichten besonders zu be- 
rücksichtigen. 

Ferner ist zu prüfen, in weicher Weise die derzeit 
aus Mitteln der Bundesanstalt für Arbeit finanzierte 
Förderung der „beruflichen Ausbildung in Betrieben 
oder überbetriebliciien Einrichtungen sowie für die 
Teilnahme an Grundausbildungs- und Förderungs- 
lehrgängen und anderen berufsvorbereilenden Maß- 
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nahmen" künftig in das System der individuellen 
Ausbildungsförderung eingegliedert werden kann, 

SdilieflHch soll unlersudit werden, wie individuelle 
Aüsbildungsförderimg und individuelle Förderung 
der beruflichen Weiterbildung (Fortbildung und Um- 
schulung), die vornehiuHch von Trägern der sozialen 
Sicherung finanziert wird, aufeinander abgestiinmt 
werden können, 


E, Außer9chuUsch0 Jugendbildung 

Für die Außerschulische Jugendbiidung ist — 
ebenso wie für die Weiterbildung — das Prinzip 
der freiwilligen Teilnahme diarakteristisdi. Außer- 
schulische Jugendbildung wird in starkem Maße 
von freien Verbänden und Institutionen getragen. 
Sie bedarf neben hauptamtlicher Tätigkeit ini be- 
sonderen Umfang der ehrenamtlichen Mithilfe. Sie 
ist gekennzeichnet durch eine Vielfalt der Struk- 
turen und Formen, durdi beträchtliche Flexibilität 
und einen häufig wechselnden Teilnehmerkreis. 

Die Außersdiulische Jugendbildung ist fortzuentwik- 
keln unter stärkerer Orientierung an den Zielen der 
Bildungsreform. Dabei sind die Voraussetzungen 
dafür zu sidiern, daß 

— Jugendliche sich frei zusammensdiließen sowie 
Formen und Inhalte des Angebots durch ihr Inter- 
esse, ihre Neigungen und ihr Bildungsbedürfnis 
ihrem Alter entsprediend maßgeblidi mitbestim- 
men und 

— gesellschaftliche Gruppen sicii in weitreichender 
Selbstverantwortung frei entfalten können. 

Vorgesehen ist der Ausbau der politischen Bildung, 
der internationalen Jugendbegegnung und derjeni- 
gen Bereiche Außerschulischer Jugendbildung, in 
denen ein unmittelbares gesellsdiaftUches Engage- 
ment der Jugendlichen wirksam wird. Die Außer- 
sdiulische Jugendbiidung wird mithelfen beim Aus- 
gleich von sozial bedingten Benachteiligungen. 

Außerschulische Jugendbiidung soll einer größeren 
Zahl von Jugendlichen angeboten werden. Dieses 
Angebot soll verbessert werden durch 

— ■ Fortentwiddung von Didaktik und Methodik 

— Erhöhung des Anteils haupLamtHdier pädagogi- 
scher Mitarbeiter 

— Intensivierung der Aus- und Fortbildung ehren- 
und hauptamtlidier Mitarbeiter. 

Die Arbeit öffentlicher und freier Träger soll besser 
abgestimiut und die Zusammenarbeit der Außerschu- 
lisdien Jugendbiidung mit dem übrigen Bildungs- 
wesen verstärkt werden. 


F. Innovationen im Blldungswesen 

Bildungsreform erfordert immer audi Abstimmung 
der beabsichtigten Veränderungen mit den jewei- 
ligen bestehenden Verhältnissen und ihren Voraus- 
setzungen. Sie bedarf daher der sorgfältigen Pla- 


nung von der Forschung über die Revision der Lern- 
ziele bis hin zu den Anwendungen der Biidungstech- 
nologie und den Erfordernissen der Bildungsverwal- 
tung. 

Innovationen im Bildungswesen können ohne Eil- 
dungsfOTschung nicht geleistet werden. Diese umfaßt 
ebenso die erziehungswissenschaftlidie und die Be- 
rufsbildungsforschung wie die wissensdiaftlidie Klä- 
rung der Voraussetzungen für praktische Problem- 
lösungen. Die Verbesserung der theoretischen 
Grundlagen, die Zusammenarbeit aller Einrichtun- 
gen der Biidungsforschung und die Einbeziehung der 
BiJduugsforschung in ein allgemeines System wissen- 
schaftlidier Dokumentation und Information bedür- 
fen hierbei besonderer Förderung, 

Bei der Curncu/umre/orm handelt es sich um die 
Entwicklung von Lemzielen, Leminhalten, Lehr- 
methoden und Verfahren zur Überprüfung des Lern- 
erfolges. Die Revision der bestehenden und die Ent- 
wicklung neuer Curricula sowie ihre Erprobung in 
der Praxis sind für das Erreidien der allgemeinen 
Reformziele von erheblidrer Bedeutung. Enlspre- 
diende Einrichtungen sollen daher ausgebaut bzw. 
geschaffen werden. 

Zur Bildüngstechnologie gehören nicht nur die ein- 
zelnen ledinischen Hilfsmittel, sondern auch die Me- 
thoden ihrer Anwendung. Die Weiterentwicklung 
der Medien soll zu leistungsfähigen Mediensystemen 
führen und eine sinnvolle Einpassung der Bildungs- 
technologie in die Bildungspraxis ermöglichen. 

Die Püdagog/scfie DiagMos/ik arbeitet an der Auf- 
hellung von Problemen und Prozessen bei der Mes- 
sung des Lehr- und Lernerfolges. Sie dient der Vor- 
bereitung von Entscheidungen über die individuelle 
Schullaufhahn und bedarf — ■ unter anderem zur Ent- 
wicklung objektivierter Verfahren und Instrumente 
der Leistungsmessung — - des Ausbaus entspredien- 
der Forsduingseinriditungen und der Verankerung 
in der Lehrerbildung. 

Mod c/i versuche sind in allen Bereichen des Eil- 
dungswesens notwendig, um neue Konzeptionen und 
Möglichkeiten zu erproben und allgemeine Innova- 
tionen vorzubereiten. Die Förderung und Koordinie- 
rung von wissensdiaftlich begleiteten Modellversu- 
chen ist daher eine wichtige Aufgabe im Rahmen der 
Bildungsplanung. Dazu haben Bund und Lander am 
7. Mai 1971 eine „Rahmenvereinbarung zur koordi- 
nierten Vorbereitung, Durchführung und wissen- 
schaftliciien Begleitung von Modellversudien im Bil- 
dungswesen" beschlossen. 

Die Planung rationeller Fertigungsmethoden im 
Schul- und Hochsdiulbmi bedarf neuer Forschungs- 
ansätze. Hierzu gehören u. a. die Fragen der inten- 
siveren wie auch der vielseitigeren Nutzung von 
Sdiul- und llochsdmlbauten auf der Grundlage des 
in te rn a t tonal en E rf a h r u ngs aus tau s ch s . 

Der Umfang organisatorischer Aufgabenstellungen 
erfordert schließlich neue Maßnahmen zur RalionoJi- 
siening der VerwaJtungsarbeii in der Schule. Die 
Entwicklung von einheitlichen Ordnungs- und For- 
mularsystemen, die Eingliederung der Schulverwal- 
tung in öffentliche EDV-Systeme sowie die Anlei- 
tung von Lehrern ist dabei Gegenstand von Entwick- 
lungsauf trägen in diesem Bereich. 
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G, Beratung itn BNdungswesen 

Bei zunehmender Vielfalt der Ausbildungsgänge 
und stärkerer Berüdksichtigung der Neigungen und 
Fähigkeiten des einzelnen gewinnt ein leistungs- 
fähiges Beratungswesen wachsende Bedeutung, 

Die Beratung iin Bildungswesen umfaßt einen Be- 
ratungsdienst für den Kindergarten, für Schule und 
Weiterbildung (Bildungsberatungsstelle) soweit 
für die Weiterbildung nidit die Berufsberatung 
zuständig ist, und einen Beratungsdienst im Hodr- 
sdiulbereich (Studienberatung). Sie erstreckt sich 
auf Sdiullautbahnen, Studiengänge, außerschu- 
lische Bildungsgänge und in Zusammenarbeit mit 
der Bundesanstalt für Arbeit auf Be ruf s möglich - 
keiteu. 

Die Beratung im BLidungswesen muß ausgebaut wer- 
den mit dem Ziel, dem einzelnen in Zusammenarbeit 
mit den ßildungsinstitutionen bei der Bildungs- und 
Berufswahl zu heilen und Fehlentscheidungen bei 
der Wahl von Bildungsgängen zu verhindern. 

Die Beratung im Bildungswesen muß insbesondere 
anbieteii: 

— Orientierungs- und Entscheidungshilfe bei der zu- 
nehmenden Vielfalt des Bildungswesens 

— Information über die Möglichkeiten der finanziel- 
len Förderung, die dem einzelnen zur Verfügung 
stehen 

— Hilfe bei Lern-, LeisLungs- und Verhaltensstörun- 
gen, 

Die Beratung im Bildungswesen soll personell so 
ausgebauL werden, daß 1985 für je 5 000 Schüler ein 
Psydiologe, für je oOO Schüler ein Beratungslehrer 
und für je 500 Studenten ein Studienberater zur 
Verfügung steht. 


Die Maßnahmen der Allgemeinen Forsdiungsförde- 
rung müssen verstärkt werden, um die Leistungs- 
fähigkeit der Forsdumg in der ganzen Breite der 
I Fachgebiete und auf lange Sicht zu gewährleisten, 
' Dazu gehören die Förderung der Max-Planck-Gesell- 
schaft, der Deutschen Forsdiungsgemeinschaft und 
' der Fraunhofer-Gesellschaft, die Weiterentwicklung 
I der Sonderforsdiungsbereiche, Planungen für eine 
stärkere Förderung der Geisteswissensdiaften und 
I eine Verbesserung der rnformationssysteme. Die 
Forsdmjigseinriditungen außerhalb der Hochsdiulen 
bedürfen der Koordination und des Ausbaus. 



J. Bibliotheken 

Innerhalb des Bildungswesens haben die Biblio- 
theken eine besondere Bedeutung; dies gilt vor 
allem auch für die Weiterbildung, 

Die bestehenden Bibliotheken sollen ausgebaut und 
durch neue Bibliotheken ergänzt werden* Alte Biblio- 
theken sollen zu einem leistungsfähigen BibUotheks- 
netz verbunden ^verden, so daß gewünschte Bücher, 
Zeitsdiriften und andere Informationsmittel binnen 
kürzester Frist an jedem Ort des Bundesgebietes 
verfügbar sind. 


H. Allgemeine Forschungsförderung 

Die Allgemeine Forsdiungsförderung hat ihr sach- 
liches Schwergewicht in der Grundlagenforschung 
in den Hochsdiulen sowie in zahlreichen Instituten 
und anderen wissensdhaftlidien Einriditungen 
außerhalb der Hochschulen, Da die Forsdmng in 
den Hodischulen bereits im Abschnitt II B behan- 
delt worden ist, geht es hier um die Ziele und 
Maßnahmen der Allgemeinen Forschungsförde- 
rung außerhalb der Hochschulen — audi wenn sie 
in den Hodisdiulbereich liineinwirken — sowie 
um die Stellung der Allgemeinen Forschungsförde- 
rung in einem umfassenden System der For- 
sdiungsplanung. 

Zu den wesentlidien Zielen gehört die Festlegung 
des Standortes der Allgemeinen Forschungsförde- 
rung im Rahmen der Entwicklung einer alle Bereiche 
umfassenden Forscäiungsplanung. Methoden und Kri- 
terien der Forschimgsplanung sind zu verbessern; 
die Allgemeine Forschungsförderung ist mit der For- 
schungsplanung und Finanzierung iin Ber eidi der 
Großforschung und der Ressorttörschung abzuslim- 
tnen. 



«aalen trvW 10 DM 


IMS 


1970 

auiohtiftsiend 

ÖandEj 


FbuKHiai 
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III. Kosten des Bildungswesens 


Die nachfolgenden Tabellen geben eine Übersicht 
über die Kosten der bildungspolitischeTi Zielsetzun- 
gen, wie sie in Teil II niedergelegt sind. Sofern in 
Teil II AUernativen oder Bandbreiten vorgesehen 
sincb ist grundsälziidi die aus bildungspolitisdier 
Sicht günstigere Lösung in die Beredinimgen ein- 
gegangen. Die den Kostenrechnungen zugrunde 
liegenden Richtwerte sind ziiin Teil empirisdi nodi 
nicht gesid^ert und daher bei der weiteren Hntwick- 
lung der Bilciungsplanung besonders überprüfungs- 
bedürftig* Stiditag für die Beredinungen ist der 
L Juni 1973. 

Die Kostenangaben für den Zeitraum bis 1975 erfol- 
gen in jeweiligen Preisen. Damit wird die Änderung 
des gesamtwirtschaftlichen Preisniveaus im mitteh 
fristigen Zeitraum erfaßt. 

Die Kostenangaben für den Zeitraum bis 1985 kön- 
nen nicht in jeweiligen Preisen dargestellt werden, 


weil keine gesiclierte Vorhersage über die Änderung 
des gesamtwirtschaftlidren Preisniveaus für einen 
so langen Zeitraum gemacht werden kann. Für die- 
sen Zeitraum erfolgen deshalb die Kostenangaben 
in relativen Preisen. Im Gegensatz zur Darstellung in 
konstanten Preisen des Jahres 1970 berüdtsiditigt 
die Darstellungsweise in relativen Preisen die Tat- 
sache, daß sich die Preise für einzelne Waren oder 
Dienstleistungen unterschiedlich entwickeln. So stei- 
gen die Preise für Sadigüter relativ langsam, weil sie 
durch Rationalisierungsmaßnahmen relativ niedrig 
gehalten werden können. Die Preise für Dienstlei- 
stungen (Personalkosten) steigen dagegen relativ 
stärker, weil sich in diesem Bereich weniger Rationa- 
lisierungsmöglichkeiten anbieten. Diese untersdiied- 
lidien VeränderuRgen der Preise weiden bei der Er- 
rechnung der relativen Preise berücksichtigt. 


Kosten des Bildungswesens 1970 und 1975 

— in Millionen DM - — jeweilige Preise — 



1.970 


1975 

Elementarbereich . * . . 

759 


1 604 

Primarbereich 

4 203 


6 942 

Sekundarbereidi I 

9 045 ' 


17 632 

Sekundarbereidi 11 




Vollzeit 

2 593 


5 800 

Teilzeit 

1 489 


2 692 

Sonderschulen 

1 196 


2 110 

Überbetriebliche Ausbildungsstätten 

24 


151 

Ganztagsschulen (zusätzliche Kosten) 

9 


113 

Tertiärer Bereich 

7 147 


14 200 

Lehrerfortbildung 

28 


128 

Studenten wohn raumbau 

150 


299 

BiidungsfÖrderung 

700 


2 316 

Weiterbildung * 

179 


470 

Aüßerschulisdie Jugendbildunq 

295 


531 

Innovationen 

— 


611 

Beratung im Bildungswesen 

— 


106 

Allgemeine Forsch ungs fördern ng 

1 ü80 


2 426 

Bibliotheken , . . 

320 


653 

insgesamt . . 

1 29 217 


58 766 


I 
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Diesen Kosten liegen die Preisannahmen der miltel- 
fristigen Zielprojektion der Bundesregierung bis 
1976 (Finanzbericht 1973) zugrunde. Dem Wert im 
Jahr 1975 entspricht im wesentlichen das Sach- 
programm, das auf der Basis der gesamt- und finanz- 
wirtschaftlidien Annahmen des Jahres 1972 einen 
Betrag von 57,2 Mrd. DM erfordert. 


Kosten des Büdungswesens 1970 bis 1985 

— in Millionen DM — relative Preise — 



1970 

1975 

1980 

1985 

Elenientarbereich * 

759 

i 241 

1 463 

1 601 

Primarbereidv 

4 203 

5 375 

8 200 

12 871 

Se kund arbereich I 

9 045 

13 652 

16 873 

18 083 

S e kund arb er eich 11 

Vollzeit 

2 593 

4 491 

6 576 

9 309 

Teilzeit - - 

1 489 

2 085 

2 254 

2 472 1 

Sonders<Jiulen 

1 196 

1 620 

1 900 

2 398 ' 

überbetriebliche Ausbildungsstätten 

24 

116 

393 

492 

1 

Ganztagsschulen (zusätzliche Kosten) 

9 

87 

951 

2 480 

Tertiärer Bereich 

7 147 

10 995 

16 985 

24 480 

Sonstige Ausbildungsstätten des Tertiären Bereichs 
mit berufsqualifizierenden Bildungsgängen 

, — _ 



662 

828 

Lehrerfortbildung 

28 

99 

236 

406 ' 

Sludentenwohnraumbau 

150 

232 

372 

490 

Bildungsförderung' 

700 

1 794 

3 627 

4 528 

Weiterbildung 

179 

364 

553 

709 

Außerschulische Jugendbildung 

295 

410 

584 

802 

Innovationen 

— 

474 

925 

1 590 

Beratung im Bildungswesen 

— 

82 

268 

504 1 

Allgemeine Forschungsförderung 

1 080 

1 878 

3410 

5 360 

Bibliotheken 

320 

506 

759 

1 124 

insgesamt . . . | 

29 21? 

45 502 

66 991 

90 52? 


iV. Der BHdungsbereich im gesamtwirtschaftlichen Rahmen 


Die in diesem Teil enthaltenen Angaben sind als 
Berechnungen, Schätzungen und Arm ahmen von 
Experten auf technischer Ebene Grundlagen insbe- 
sondere für die Überlegungen zur Finanzierung 
(Teil V). Sie wurden von sadw er ständigen Beam- 
ten des ehemaligen Bundesministeriums für Wirt- 
sdiaft und Finanzen sowie des Bundesministe- 
riums für Arbeit und Sozialordnung erarbeitet und 
in verschiedenen Gremien diskutiert, so in der ge- 
meinsamen Bund-Länder-Sachverständigengruppe 
Vn (Ressourcengruppe) zur längerfristigen Aufga- 
benplanung und im Ausschuß „Bildungsbudget'' 


der Bund-Länder-Kommission für Bildungspla- 
nung. Die Angaben enthalten vor allem Perspek- 
tiv Projektionen, die zahlenmäßigen Ergebnisse 
stellen jedoch keine politischen Zielvorstellungen 
dar, 

1. Bildung und Wirtschaftswachstum 

Zwischen dem Bildungsniveau einer Gesellsdiaft und 
dem wirtschaftlichen Wachstum bestehen enge 
Wediselbeziehrmgen. Mensdiliches Wissen und Kön- 
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neu tragen maßgeblidi zum ökonomisd^en und tedi- 
nisdien Fortsdiritt und damit zum wirtschaflUdien 
Wachstum bei, wobei sidi dieser Effekt jedoch nicht 
exakt ermitteln läßt. ' 

Verstärkte Bildung bedeutet aber zunächst im 
Durdisdmitt längere Ausbildungszeiten, ± h. eine 
Verringerung des sonst verfügbaren einheimischen 
Arbeitskräftepotentials^ während sidi die Produkti- 
vität zusätzlicher Blldungsmaßnahmen erst später 
niederschiägt. Die Konsequenzen längerer Ausbih 
dungszeilen werden besonders spürbar, wenn am 
Arbeilsmarkt ohnehin eine strukturelle Knappheits- 
situation vorliegt. 

2. Arbeitsmarkt 

a) Die Zahl der Erwerbspersonen wird bei Realisie- 
rung der bildungspolitischen Ziele langfristig 
niedriger sein als im Falle konstanter Erwerbs- 
beteillgung. Der Entzug auf dem Arbeitsmarkt 
würde für den Zeitraum bis 1985 in einer Grö- | 
ßenordnung zwischen 1,8 Millionen und 1,6 Mil- 
lionen Erwerbspersonen liegen. Diese Berech- 
nung schließt allerdings auch die Lehrlinge in 
„praktischer" Ausbildung ein. Berucksiditigt man 
jedoch, daß Lehrlinge unter biidungspolitisdien 
Gesichtspunkten nicht als Erwerbstätige anzuse- 
hen sind, so verringert sidi die Entzugs Wirkung 
um etwa 0,5 Millionen Erwerbspersonen auf 0,8 
Millionen bis i,l Millionen. Aus allgemein poli- 
tisdien Erwägungen {Infrastruktuiprobleme etc.) 
kann nicht davon ausgegangen werden, daß eine 
volle Kompensation des verringerten Angebots 
an einheimisdien Erwerbspersonen über die zu- 
sätzlidie Besdiäftlgung ausländisdier Arbeitneh- 
mer erreicht würd. 

Eine gewisse Milderung der Auswirkungen der 
Bildungspolitik auf dem Arbeitsmarkt wird even- 
tuell mit einer auc^i durch die Entwick:lung des 
Bildungswesens verstärkten Erw^erbstätigkeit der 
Frauen (Teilzeitarbeit) erreicht werden. 

Audi die zusätzliche Produktivitätssteigerung in- 
folge höheren Bildungsniveaus und verbesserter 
Qualifikationen am Arbeitsplatz könnte zu einem 
gewissen Ausgleich für die verlängerten Bil- 
dungszeiten beitragen. Das hängt allerdings da- 
von ab, daß Anpassungssdiwierigkeilen auf dem 
Arbeitsmarkt vermieden werden. Diese könnten 
entstehen, wenn in bestimmten Bereichen das 
Angebot adäquater Arbeitsplätze geringer ist als 
die Zahl hierfür qualifizierter Arbeitskräfte. 

b) Die Bildungsreform wird sich audi auf die Be- 
sdiäftigungssLruktur selbst auswirken. 1985 dürf- 
ten um ca. 390 000 Personen mehr im Bildungs- 
weseu tätig sein als 1970 (ca. 600 000). Das be- 
deutet, daß der Anteil der Personen gruppe an 
der projizierten Zahl der Beschäftigten beim 
Staat von 20 im Jahr 1970 auf 25 ira Jahr 
1985 steigen würde. Von der vorausgesdiätzten 
Zunahme des Personalbestandes beim Staat ent- 
fielen dann gut 40 "/o auf den Bildungssektor. 
Diese Entwicklung muß im Zusammenhang mit 
dem Beciarf anderer öffentlidier Bereiche gese- 
hen werden. Hierbei auftretende Zielkonflikte 


müssen politisch im Planungsverlauf entschieden 
werden. 

3. Bauinvestillonen 

Die Bauinvestitionen für die Vergrößerung der Bil- 
dungskapaziläten müßten zur Erfüllung des Bil- 
dungsgesamtplans im Zeitraum 1971/75 mit einer 
durchschnittlichen jährlichen Wachstnmsrate von 
5 Vtj in konstanten Preisen, danach deutlich langsa- 
mer steigen. Im Hinblick auf die tatsächliche Ent- 
wicklung 1971/72 könnte es daher in den Jahren bis 
1975 notwendig werden, im Bereich der öffentlichen 
Investitionen Prioritäten festzusetzen. Im weiteren 
Verlauf wurde die Bau Wirtschaft dagegen von seiten 
des Bildungsbereichs kaum vor Sdiwierigkeiten ge- 
stellt werden, weil dann außerhalb des Öffentlichen 
Bereichs mit einer geringeren Ausdehnung der Bau- 
tätigkeit zu rechnen ist. 


4. öffentlicher Gesamthaushalt und Blldungsbudget 
Im Rahmen der Gesamtwirtschaft 



die mutmaßlidie Entwicklung der gesamtwirtsdiaft- 
lichen Ressourcen zu berücksiditigen. Von dieser 
hängt es ab, welche Leistungen die öffentlidie Hand 
erbringen kann. Das bedeutet, daß die langfristige 
Eiitwücklung des Bruttosozialprodukts vorausge- 
sdiälzt werden muß. 

Sodann ist zu prüfen, welcher Anteil am Brutto- 
sozialprodukt für die .staatlichen Aufgaben verfüg- 
bar gemacht werden kann. Tn diesen Rahmen ist die 
Entwicklung des Bildungswesens zu stellen. 

a) Eme vorläufige Revision der „Perspektivprojek- 
tion des Wirtsdiaftswachstums bis 1985" des 
Bundesministers für Wirtschaft vom Jahr 1970 
kommt unter Berücksichtigung zwischenzeitlich 
verfügbar gewordener Informationen und politi- 
scher Ziele zu dem Ergebnis, daß sich das Brutto- 
sozialprodukt der Bundesrepublik bis 1985 in 
Preisen von 1970 in einer mittleren Variante wie 
folgt entwickeln konnte: 

Bruttosozialprodukt 

— in Preisen von 1970 — 


Jahr 

Mrd. DM 

Durdisdiniltlichci 
jähdiche Verände- 
rung in S-Jahres- 
1 Zeiträumen in Vu 

1970 

685,6 


1975 

835,7 

+ 4,0 

1980 

1 049r7 

+ 4,7 

1985 

1 1 323,8 

+ +7 


Bei diesem Wachstum dürfte der Auslastiingsgrad 
des Produktionspotentials wirtscbaftspolitisch in 
etwa „opfimul" sein. 

b) Der Anteil des Sektors „Staat" in der Definition 
der Volkswirtsdiafllidien Gesamtredmung am 
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Bruttosozialprodukt bewegte sich in den Jahren 
1965 bis 1970 mit leicht steigender Tendenz zwi- 
sdren 37 und 38 wobei die Einnahmen zuni 
ganz überwiegenden Teil aus sogenannten. 
Zwangsabgaben (Steuern und Sozialversidie- 
rungs bei träge) bestanden. 

Künftig wird es im Interesse eines ausgewogenen 
Verhältnisses zwisdien dem Angebot von Gütern 
und Leistungen des privaten Sektors einerseits 
und des Sektors Staat andererseits not\vendig 
sein, den Anteil des Staates am Bruttosozialpro- 
dukt zu erhöhen. Dabei ist jedoch zu berücksich- 
tigen, daß der Expansion des Staatssektors in 
einer marktwirtschanUdien ebenso wie in jeder 
anderen Wirtschaftsordnung Grenzen gezogen 
sind. Würden diese überschritten, ergäben sich 
negative Auswirkungen auf das Wadistuin 
und/oder die Preise. Die kritische Schwelle für 
die Zwangsabgaben dürfte aus heutiger Sidil — 
unter Berücksid\tlgung der Erfahrungen anderer 
Länder — ■ bei etwa 40 ® o des Bruttosozialpro- 
dukts liegen. Ein zusätzlicher Spielraum für die 
Vergrößerung des Staatsanleils am Bruttosozial- 
produkt dürfte sidi bei steigender Sparquote der 
privaten Haushalte ergeben. 

Es kann allerdings nicht damit geredinet werden, 
daß sich die Zunahme der Sparquote der privaten 
Haushalte in der Zukunft in gleichem Ausmaß 
fortselzen wird wie in der Vergangenheit. 

Der staatliche Anteil am Bruttosozialprodukt 
könnte sich langfristig etwa wie folgt entwickeln: 

Anteile des Sektors Staat am Bruttosozialprodukt 

— in Vü — relative Preise — 



1970 

1975 , 

1980 

1085 

Ausgaben insgesamt . . 

37,3 

41,4 

44,3 

45,3 

darunter: 





Staatsverbrauch . . . , 

15,9 

18.0 

18,8 

19,6 

Sachinvestitionen 

4.3 

5,0 

6,0 

6,6 

Einnahmen insgesamt , 

37,8 

40,8 

42,9 

43,5 

darunter: 





Gesamtwirtschaft- 
liche Abgabenquote") 

35,2 

38,5 

40,0 

40,5 

Finanzierungssaldo , 

hü,5 

-0,6 

- 1,4 

^ 1,8 


Die Gesamtausgaben des Slaates in der Definition 
der Volkswirtschaftlichen Gesamtrech[iung könn- 
ten also von 37,3 “ o Anteil am Bruttosozialpro- 
dukt im Jahre 1970 auf 45,3 im Jahre 190.5 
steigen. Dies setzt sowohl eine Erhöhung der 
Abgabenquote (Steuern und Sozialversicherungs- 
beiträge) als auch eine wachsende Finanzierung 
der Staatsausgaben über Kreditaufnahmen vor- 
aus. 

Der Anteil der Bilduiigsausgaben an den Ge- 
samtausgaben des Staates nach dem Staatskonto 
würde sich von 1970 bis 1985 um rd, 4,5 Prozent- 
punkte erhöhen. Vom Staatsverbrauch würde auf 
den entsprechenden Teil des Bildungsbudgets 
1985 knapp entfallen, gegenüber gut Vr» im 
Jahr 1970. 

c) Der Anteil der Bildungsausgaben (einschließlich 
Groß- und Uessortforschung) am öffentlichen Gc- 
samthaushalt (in haushaltsreditlidier Abgren- 
zung) würde sich von 16,9 im Jahr 1970 über 
19,1 ''.'ü 1975 und 21,1 1980 bis 1985 auf 22,6 

erhöhen (ihr Anteil am BiuLtosozialprodukt 
würde von 4,8 1970 auf 7,6 1985 steigen). 

Bei diesem Wachstum der Bildungsausgaben 
würden für alle übrigen offentlidien Aufgaben- 
bereiche in Zukunft entsprechend geringere An- 
teile am Öffentlidien Gesamthaushalt zur Ver- 
fügung stehen. 

Die dargelegte Entwicklung für den gesamten 
Zeitraum bis 1985 zeigt deutUdi die gesamt- und 
finanzwirtschaftlidien Probleme auf. Die darge- 
stellte Ausweitung des öffentlichen Gesamlhaus- 
halts wird selbst bei gesamtwirtsdiaftlidi optima- 
len Rahrnenbedingungen eine Anhebung der 
Steuerlastquote und eine Ausdehnung der slaat- 
lidien Verschuldung erfordern. Die Frage der 
Finanzierung der in Teil 111 dargestelllen Kosten 
des Bildungswesens kann Jeweils nur im Zusam- 
menhang mit der Ausgabenentwicklung anderer 
Öffentlicher Aufgabenbereidie politisch entschie- 
den werden. 


') Der Seidoc Staat mnfaßl alle Iiistituliorieii, deren Auf- 
gabe überwiegend darin besteht, Dienstleistungen 
eigener Art für die Allgemeinheit zu erbringen, und 
die sich hauptsüchlidi aus Zwangsabgebeu finanzieren. 
Zum Staat gehören die Gebietskörper.sdiallen und die 
SüZialverKicherung. Nidd zum Sektor Staat rechnen im 
Eigentum der Gebietskörperschaften und der Sozial- 
versidierimg befindliche Unternehmen, unabhängig 
von ihrer Reditsform, 

Steuern mul Sozialversicherungsbeitrage in der Ab- 
grenzung der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung. 
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V. Finanzierung ') 


Die Frage der Finanzierung der in Teil III darge- 
stellten Kosten für das zukünftige Bildungswesen 
durch Bund, Länder und Gemeinden kann nur im 
Rahmen der gesamtstaatlichen Aufgabenerfüllung 
gelöst werden. Danach wird die Höhe der für den 
Bildungsbereich zur Verfügung stehenden Mittel 
unter Abwägung aller gesamt- und finanzwirtschaft- 
lichen Möglichkeiten letztlich entsprechend den poli- 
tischen Prioritätsentscheidungen für die einzelnen 
öffentlichen Aufgabenbereiche bestimmt werden. Die 
erforderlichen Voraussetzungen für solche Entschei- 
dungen liegen für den mittel- und langfristigen Zeit- 
raum in unterschiedlichem Maße vor. 

1. Zeitraum bis 1975 

Für den mittelfristigen Zeitraum von drei bis vier 
Jahren können für die Ermittlungen eines Finanz- 
rahmens für den Bildungsbereich die Finanzpläne 
von Bund, Ländern und Gemeinden herangezogen 
werden. Im Zuge der jährlichen Fortschreibung der 
Finanzpläne wird ein solcher Finanzrahmen unter 
Berücksichtigung der politischen Entscheidungen 
über das bildungspolitische Sachprogramm und die 
erforderliche Aufgabenerfüllung in den übrigen öf- 
fentlichen Bereichen zu überprüfen und fortzuschrei- 
ben sein. 

Die Regierungschefs von Bund und Ländern haben 
sich entsprechend einer Empfehlung des Finanzpla- 
nungsrates von September 1972 am 23. Februar 
1973 dafür ausgesprochen, zunächst von einem 
Finanzierungssockel von 53,6 Mrd. DM auszugehen. 
Die Durchführung des in Teil II dargestellten Sach- 
programms erfordert demgegenüber einen Betrag in 
Höhe von 57,2 Mrd. DM-). Die Regierungschefs 
haben dieses Programm bildungspolitisch für not- 
wendig angesehen. Die Frage der Finanzierung wird 
im Gespräch zwischen Bund und Ländern bis zu den 
jeweils erforderlichen Entscheidungsterminen zu klä- 
ren sein. 

Auf der Grundlage dieser Beschlüsse und als Ent- 
scheidungshilfen für die Klärung der Finanzierung 
bis 1975 werden für das Jahr 1975 drei Maßnahmen- 
programme dargestellt, die die Auswirkungen der 
finanzpolitischen Entscheidungen auf die Bildungs- 
planung verdeutlichen sollen. 

Diese Programme umfassen: 

— Maßnahmen mit dem Finanzbedarf von 53,6 Mrd. 

DM 


’) Für den Abschnitt „Finanzierung" wird insbesondere 
auf die Seiten 71 ff. des Bildungsgesamtplans verwie- 
sen, wo die Schwierigkeiten der Finanzierung ausführ- 
licher dargestellt und verdeutlicht worden sind. 

*) Preisannahme 1972. Diesem Betrag entspricht bei im 
wesentlichen unverändertem Sachprogramm auf der 
Preisannahme 1973 ein Betrag von 58,8 Mrd. DM. 


— Maßnahmen zur Fortschreibung des zur Zeit er- 
reichten Standes im Bildungswesen mit einem 
Finanzbedarf von zusätzlichen 2,4 Mrd. DM 

— bildungspolitisch besonders bedeutsame Reform- 
maßnahmen mit einem weiteren Finanzbedarf 
von 1,2 Mrd. DM. 

2. Zeitraum bis 1985 

Für den langfristigen Zeitraum kann der Anteil der 
Ausgaben für Bildung und Wissenschaft am öffent- 
lichen Gesamthaushalt unter den zur Zeit gegebenen 
Voraussetzungen nicht festgelegt werden. Hierfür 
sind u. a. langfristige politische Prioritätsentschei- 
dungen auf der Grundlage einer umfassend angeleg- 
ten und alle öffentlichen Aufgabenbereiche ein- 
schließenden Aufgabenplanung erforderlich. 

Der Finanzplanungsrat kam daher zu der Auffas- 
sung, daß gegenwärtig nur die Finanzpläne und ihre 
Fortschreibung einen realistischen finanziellen Rah- 
men für die Absicherung der Bildungsplanung dar- 
stellen. Er hat daher empfohlen, die langfristige Bil- 
dungsplanung stufenweise im Rahmen der Fort- 
schreibung der mittelfristigen Finanzpläne der Ge- 
bietskörperschaften zu verwirklichen. 

Bei dieser Sachlage können nur Entscheidungshilfen 
für die Fortschreibung der mittelfristigen Finanz- 
pläne erarbeitet werden. Dazu gehören Angaben 

— über die Mittel, die durch die Entscheidungen bis 
zum Jahr 1975 für die Planungseck jahre 1980 und 
1985 gebunden werden (Vorbelastungen) und 

— über die Kosten, die sich über diese Bindungen 
hinaus durch solche Maßnahmenschwerpunkte er- 
geben, die für die Durchführung der Bildungs- 
reform entscheidendes Gewicht haben. 

Berechnungen über derartige Vorbelastungen für 
spätere Jahre durch bildungspolitische Entscheidun- 
gen bis 1975 zeigen, daß bei Verwirklichung des Ge- 
samtprogramms bis 1975 (57,2 Mrd. DM) für die 
Jahre 1980 76,3 ®/o und für 1985 65,2 ®/o der berechne- 
ten Gesamtkosten gebunden wären. Die die Vorbe- 
lastungen übersteigenden Ausgaben werden im 
Grundsatz erst durch Entscheidungen in den Jahren 
nach 1975 festgelegt. Eine Zusammenstellung bil- 
dungspolitischer Schwerpunktmaßnahmen zeigt je- 
doch, daß ab 1976 Beträge erforderlich sein werden, 
die deutlich über diese Vorbelastungen hinausgehen. 
Eine Gegenüberstellung der Vorbelastungen, der 
Kosten bildungspolitischer Schwerpunktmaßnahmen 
(einschließlich Vorbelastungen) und der Gesamt- 
kosten des in Teil II dargestellten Sachprogramms 
ergibt folgendes Bild: 
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Gegen übers teliung der Kosten der Vorbelastun geilt 
MaßnahmensdiHerpunkte und Gesamtkosten 
1980 und 1985 

— in Mrd, DM — relative Preise — 



Vorbeiastun- 
gen aus dem 
Sadipro- 
gramm 1975 
in Höhe von 
57,2 Mrd. DM 

Maßnahmen- 
sdiwer- 
punkte 
einsdiließ- 
lich Vorbe- 
lastungen 

Gesamt- 
kosten der 
Planungs- 
vorhaben 

1980 

1 51,1 

62,0 

67,0 

1985 

1 59,0 

81,6 

90,5 


Mit solchen Berechnungen über Vorbelastungen, 
bildungspolitische Maß nahmen Schwerpunkte und 
Kosten des gesamten Sachprogramms für die ein- 
zelnen Jahre des Planungszeitraums werden An- 
hahspunkte für die jährlidien finanzpolitischen Ent- 
scheidungen im Rahmen der Aufstellung der Haus- 
halte und der Fortschreibung der Finanzpiäne gege- 
ben- 
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Anhang: Tabellarische Übersichten 

Seite 

L Elementarbei-eidi 208 

2. Fünfjährige iiu Elementar“ und im Primär her eidi 208 

3. Primarbereidi 209 

4. Sekundarbereidi I 209 

5. Sekundarbereich II 210 

6. Sonderschulen 211 

7. Tertiärer Bereich 2l I 

8. Allgemeine Forschungsförderung 2i3 

9. öffentliche Bibliotheken 213 

Hinweis: Die Kosten sind angegeben in relativen Preisen tvgl. Seife 201). Die Sdiüler- 
zahlen entliallen audt die auslandisdien Sdiüler. 
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Übersicht 1 


Elementarbereidi 



1 1970 

1975 1 

1980 

1905 1 

Kinder — in Tausencl — 

1 

543 

750 , 

954 

999 

Plätze — in V» der Drei- und Vierjährigen — 

27 

52 

70 

70 ') 

Kinder je Erzieher 

20,4 

18 

17 

1? 

Verhältiiis Fachkraft : sonstige Kraft 

5,3 :6 

6:6 

S : 6 

12 ; 6 

Nutzfläche je Kindergartenplatz — in qm — 

2.2 

2.2 

2,8 

3,5 

Sadimittel je Kind/Jahr — in DM — (Preise 1970) . . . 

135 

150 

170 

205 

Kosten — in Millionen DM — * 

759 

1 241 

1 463 

) fiO! 


Kosten einschließlidi der Kosten für die Fünfjährigen im Elementarbereidi* 
Es wird davon ausgegangen, daß damit der heute erkennbare Bedarf gedeckt ist. 


Übersicht 2 


Fünfjährige im Elementar- und im Frimarbereidi 


iy70 1975 ' imO 1985 

Fünfjährige im Elementar- und im Primarbereich 

— in Tausend — 556 806 780 90? 


Fünfjährige im Elementar- und im Primarbereidi 
— in der jeweiligen gleidialtrigen Bevölkerung — 


Alternative I 1 





a) im Elementarbereich ’ 

53J 

50 

35 

— 

b) im Primarbereidi 

0,9 

W 

50 

100 

Alternative ll 





a) im Elementarbereich 

‘ 53,4 

60 

55 

40 

b) im Primarbereidi 

0,9 

5 

30 

60 


Für den Fall, daß alle Fünfjährigen mit den Drei- und Vierjährigen im Elementar- 
berei(di zusainmengefaßt bleiben, ergibt sidr für diese Altersgruppe der Fünf- 
jährigen folgende Alternativ-Redinung; 

Alternative 111 


im Elementarbereidi 


53,^ 60 85 


WO 


Für die Fünfjährigen im Elementar- bzw. Primar- 
bereidi gellen die für den jeweiligen Bereich maß- 
gebenden Angaben für das Verhältnis Kinder/Er- 
zieher, für die Nutzfläche und für die Sachmittel. 
Die Kosten sind entspre(diend der Alternative I in 
den Kosten des Elementar- bzw. Primarbereidis ent- 
halten. 
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Übersicht 3 

Primarbe reich 




I 

* 1970 

1 

1975 

1930 

1 

^ 1985 

Sdiüler — in Tausend — 

3 998 

3 924 

2810 

2715 

Sdiüier je Lehrer i 

1 37 33—30 

25—22 

23— 19 

Nutzfläche je Schüler — in qin — 

2,6 

2,6 

3,2 

4.2 

SachmitLel je Schüler/Jahr — in DM — (Preise 1970) 

135 

160 

205 

250 

Kosten — in Millionen DM — 

4 203 

5 375 

8 200 

12 871 

Kosten einschließlich der Kosten für die Fünfjährigen im Primarbereich. 


Sekundarbereich 1 

j75 

Üb 

1980 

ersieht 4 


1970 1 n 

1985 

Schüler — in Tausend — 

! 

4 287 5 073 

5 237 

4 179 

Schüler je T. eh rer . ... 

23,2 22- 

-21 

22 20 

20 18 

Nutzfläche je Sdiüler — in qm — 

3,7 

4.2 

5.0 

6,3 

Sadimittel je Schüler/Jahr — in DM — (Preise 1970) 

215 

255 

328 

400 

1 Schüler nüt zehnjähriger Schulzeit 




— in der gleichaltrigen Bevölkerung - 




Alternative I 

40,4 

60 

80 

100 

Alternative 11 

40,4 

55 

70 

SO 

Kosten (Alternative 1) — in Millionen DM — 

9 045 13 652 

16 873 

18 0Ö3 

Anteil der Ganztagssdiüler in allen Schulbereichen sowie 

in Sonderschulen 


— in Vü der Vollzeitschüler — 




Alternative 1 ... 

0,4 

2 

15 

30 

Alternative 11 

0,4 

2 

5 

15 

ZusätzHdie Kosten ^) der Ganztagssdmle 





(Alternative I) — in Millionen DM — i 

1 

1 

87 

951 

2 480 


*) Es wurde mit einera Mehrbedarf von 20 "/o der Lehrer, des weiteren Personals und der Sadimittei 

gerechent. 
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Ober sicht 5 

Seküüdarbereidi 11 





1970 

1975 

1980 

1985 

Schüler — in Tausend — 

Vollzeitschulen 

1 

626 

858 

1018—1107 

1101—1139 

Teilzeitsduden 

I 629 

1 721 

1519—1459 

1094—1058 

Schüler der Bildungsgänge im Sekundarbereich 11 

— in Vo der Gesamtsdiülerzahl — 



Berufsqualifizierende Bildungsgänge 





— duales System 

63 J 

9,5 

59 

55—53 

50 — 48 

— VüUzeitschulen 

JO 

14 

17-15 

Studienbezogene Bildungsgänge 

15 J 

17 

17—19 

20—23 

Bildungsgänge, die mit einer beruflichen Qualifika- 
tion oder Ausriditung audi Bildungsgänge im 





Tertiären Bereich eröffnen 

3,2 

gj 

ö 

7 — 9 

10—12 

Berufsbefähiqende Bildungsgänge 

8 

7^5 

3—2 

insgesamt . . . 

W0,Ö 

WO 

WO 

100 

Schüler in Fachschulen — in Tausend — 

141 

170 

200 

225 

Schüler je Lehrer 





Vollzeitschulen . 

i 15,6 

14 

14 

14—12 

Teilzeitsdiulcn 

57,4 

52 

44 

40 

Nutzfläche je Schüler — in qnr — 





Vollzeitsdiulen 

4.6 


5,7 

7,5 

Teilzeitschulen -) 

1.8 

2,0 

2,7 

4.. , 

Sadunittel je Sdiüler/Jahr — in DM — (Preise 1970) 





Vollzeitschulen 

215 

255 

328 

400 

Teilzeitschulen-) 

135 

160 

205 

250 

Kosten — in Millionen DM — 





VoUzeilsdiulen 

2 593 

4 491 

6 576 

9 309 

Teilzeitschulen 

1 489 

2 085 

2 254 

2 472 

überbetriebliche Ausbildungsplätze 

20 000 

50 000 

150 000 

210 000 

Kosten — in Millionen DM — . 

24 

116 

393 

492 


Da der Teilzeitiinterridit mindestens ein Drittel des Volizeiiunlernchts betragen soll< eiitspridit z. B. ein Mittel 
aus den Relationen von li)80/85 von 42 : I für Teilzeitschulen der Relation von 14:1 für Vollzeitschulen. 

") In den Ridrtwerten ist nur der Anteil der schulisdien Ausbildung erfaßt. 
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Übersicht 6 


Sondersdiulen 



1970 

1975 

1930 

IS85 

Sdiüler — in Tausend — 

1 

321 

424 

388 

355 1 

Sdiüler je Lehrer 

15,6 

14 

12 

1 1 1 

Nutzfläche je Sdiüler — in qm — 

6,3 

6,9 

7,6 

8,4 1 

SachmiUel je Schüler/Jahr — in DM — (Preise 1970) 

205 

240 

308 

373 

Kosten — in Millionen DM — ' 

1 196 

I 620 

I 900 

2 398 




Übersicht 7 

Tertiärer Bereidi 





1970 1 

L975 

1980 

1985 

Deutsche Stuchenanfanger 




1 

— in Tausend — . ■ 

118,5 

163 

187—206 

224—245 

— in des jeweiligen Aitersjahrganges — 

14/2 

20 

20—22 

22^24 

Studenten bzw. Studienplätze — in Tausend — 





Deutsche 

475,8 

616 

734—787 

861—941 

Ausländ isdie 

27,5 

37 

46 

54 

Aufbau- . , 

— 

12 

28 

40—42 

Kontakt- . . . . 

— 

— 

6 

10 

insgesamt “) 

503,3 

665 

814—867 

965—1047 

Studenten bzw. Studienplätze je wissenschaftliches 





Personal *) 





Medizin 





sechsjähriges Studium 1 

1 2,8 

3.0 

3,0 

3,0 

dreijähriges Studium 

— 

10,5 

10,0 

10,0 

Natur- und Ingenieiirwissensdiaften 





vierjähriges Studium 

7,6 

7,6 

8,0 

8,0 

dreijähriges Studium 

! 11,2 

11,0 

10,5 

lO.O 

Lehramlsstudium 

8,7 

9,0 

10,0 

10,0 

Geisteswissenschaften 





vierjähriges Studium 

14,9 

15,0 

15,0 

15,0 

dreijähriges Studium 

18,0 

16,0 

16,0 

16,0 

LehramtssUidium 

16,5 

16,5 

15,0 

15,0 

1 Zentrale Einridiluiigen 

95,0 

90,0 

85,0 

80,0 

Es handelt sich um Redieiiwcrte, die von der Situation des Jahres 1970 ausgehen 

und der künftigen Verteilung 


der Studenten bzw. Studienplätze euf die einzelnen Studiengänge in Gesamthoftisdiulen nicht vorgreifen sollen. 

"j Die Piaruinyen gehen davon aus, daß innerhalb des Planungszeilraurns die gegenwärtige Dberbelegung der Stn- 
dienpiälze abgebaut wirdr so daß die Zahl der Studienplätze schließlich in etwa der Zahl der zugeiassenen Studenten 
entspridit. Bei realistischer Einschätzung der Verhältnisse wird aber die Zahl der Studenten 1975 und 1980 sicher- 
lich noch größer sein als die Zahl der Studienplätze. 
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Fortsetzung übersidit : ? 


Tertiärer Bereich 



1970 

! 1975 

1 

1980 

1985 ■ 

Haiiplnutzfladie je Studienplatz — in qm — 





Medizin 





sechsjähriges Studium 


80 


dreijähriges Studium 


15 


Natur^ und Ingenieurwissenschaften 





vierjähriges Studium 


18 


dreijähriges Studium 


15 


Lehramtsstudiuni 


17 


Geistes wissensdiatten 





vierjähriges Studium 


4.5 

i 

dreijähriges Studium 


4.0 


Lehramt sstüdium 


4,3 


Zentrale Einrichtungen 



2 

1 


1970 

1 1975 

1 1980 

1985 ] 

Sadiinittel je Studienplatz/Jahr — in DM — , 





(Preise 1970) 




1 

Medizin 





sechsjähriges Studium (einschließlidi HodisdiuL 





kliiiiken) 

1 2 400 

15 700 

20 300 

24 800 

dreijähriges Studium 


820 

1 060 

1 300 

Natur-, Ingenieur- und Geisteswissensdiaften 





vierjähriges Studium 

2 000 

2 300 

3 000 

3 700 

dreijähriges Studium 

700 

820 

1 060 

1 300 

Lehramtsstudium 

1 400 

1 600 

2 100 

2 600 

Kosten — in Millionen DM — 

7 147 

10 995 

16 985 

24 480 


*) Es handeli sidi um Rethen werte, die von der Situation des Jahres 1970 ausgehen und der künftigen Verteilung 
der Süchmittel auf die einzelnen Studiengdrige in Gesamthochschulen nidit vorgreifen sollen. 
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Atlgemeine Forsdiungsfördening 

— konstante Preise, Basis 1970, in Millionen DM — 

Übersicht 8 

1 

1970 

1975 ' 

1980 1985 

Forschungsförderungsorganisationen , 




Alternative I 

510 

840 

1 480 2 170 

Alternative H 

1 

510 

840 

1 430 1 910 

i Sonderforschungsbereidie 




Alternative I . , , 

(38 

195 

340 500 

Alternative 11 

63 

195 

330 440 

Wissensdraftlidie Bibliotheken, Archive, Museen, 




Dokumentation 

225 

278 

400 511 

j Sonstige allgemeine Forschungsfördernnq 

277 

354 

463 537 

Kosten (Alternative I) 




' (konstante Preise) j 

, 1 080 

1 667 

2 683 3 718 

1 Kosten (Alternative 1) 

1 



(relative Preise) i 

j 1 080 

1 878 

3 410 5 360 




ü b e r .s i c h L 9 

öffentliche BibHotheken 





H>?0 

197.5 1 

198Ü j 

Y9m 

Buchbestand — in Millionen Bände — 

34 

42 

51 

60 

Personal — in Tausend — 

5 

8 

1 1 

14 

Küsten in Millionen DM — ’ 

320 

1 

506 

759 

I 124 
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